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Nebelpoeme

Grautrüb hängt der naßkalte Vorhang im Dazwischen und Davor über
feuchten Wiesen, Feldern und Äckern unter einem sonnenlichtgefluteten
Himmel seinen novemberspäten Gedanken nach, die, der feuchten Erde
entrungen, sich doch träge weigern, zu schnell im hellen Blau des
Himmels in ihre Bestandteile zu zerstieben, um sich dort verteilt am
Ende nicht mehr wiederzufinden.

Der graue Dunst oder Nebel auch gerade am Ende des Jahres bedarf
keiner dezidierten Beschreibung, denn er ist das finale feuchte Tuch,
dem schlußendlich nicht nur die von den Wipfeln gesprungenen Blätter
des Waldes schnellstens erliegen, bis die Erde sie verschlingt,
sondern auch die Pfütze, welcher er fortwährend entsteigt und die dem
unbedachten Schritt des Menschen nicht selten zur triefenden
Überraschung wird.

Vom Boden- und Hochnebel ist die Rede, der, bald in den späten
Morgenstunden in die höheren Regionen der Luft gestiegen, dann doch
seinen Anschluß an die anderen Wolken sucht und mit Gewißheit zu
irgendeinem Zeitpunkt seiner weiteren Reise mit den Regentropfen aller
übrigen Luftgewässer wieder zur Erde zurückkehren wird.

Ihre Schattenblick-Redaktion


15. November 2019
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ATOM/246: Halbwertzeit - der tödliche Betrieb geht weiter ... (Bündnis CASTOR-stoppen)

Bündnis CASTOR-stoppen - 2. Februar 2020

Brokdorf: Castortransporte? Nein Danke!



An über zehn Orten bundesweit gibt es heute unter dem Motto "Da bahnt sich
was an" Proteste gegen die bevorstehenden Castor-Transporte aus den
Plutoniumfabriken Sallafield und La Hague nach Deutschland. Vor dem AKW
Brokdorf machten rund ein Dutzend Aktive deutlich, dass sie sich sowohl den
anstehenden Transporten hochradioaktiver Abfälle als auch einer Rückkehr
der Debatte um Laufzeitverlängerungen unter dem Deckmantel des
Klimaschutzes entschieden in den Weg stellen werden.

Brokdorf ist neben Phillipsburg, Isar und Biblis einer der Standorte zu
denen die Abfälle transportiert und dann dort gelagert werden sollen.
"Verantwortung zu übernehmen müsste zuallererst bedeuten die Produktion
weiterer solcher Abfälle umgehend zu beenden. Außerdem ist jede
Verschiebung an sogenannte Zwischenlager eine Gefährdung und gaukelt eine
Problemlösung vor. Aber die haben wir nicht", so Hanna Poddig, eine der
Beteiligten.

Das AKW Brokdorf an der Elbe ist durch eine Art Burggraben gesichert, der
Proteste abhalten soll. Doch genau auf diesem Burggraben protestieren die
Demonstrierenden heute mit Kanus. Die Atomkraft sei wie ein Zombie, ein
lebender Toter, der immer wieder versuchen würde aufzustehen. Um das zu
verdeutlichen trugen einige der Aktiven Zombiemasken.

Gegen die anstehenden CASTOR-Transporte hat sich ein bundesweites
Protestbündnis CASTOR-stoppen gegründet. Dieses gemeinsame Bündnis aus der
Anti-AKW-Bewegung und Klimagruppen steht unter dem Motto "Atomausstieg und
Energiewende: es ist noch lange nicht vorbei!".

Der erste Transport soll im ersten Halbjahr 2020 aus der Plutoniumfabrik
Sellafield in England nach Biblis stattfinden. Kurz vor Weihnachten hatte
das Bundesamt für die Sicherheit der nuklearen Entsorgung (BASE) die
Einlagerungsgenehmigung für sechs CASTOR-Behälter im Zwischenlager am AKW
Biblis erteilt. Es fand auch bereits ein Castor-Probetransport nach Biblis
statt. Damit steht einem hochradioaktiven Atommülltransport aus dem
britischen Sellafield nach Hessen nur noch die Erteilung der
Transportgenehmigung im Weg.




Weitere Informationen unter:

www.castor-stoppen.de

 * 

Quelle:

Bündnis CASTOR-stoppen

Internet: http://castor-stoppen.de
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KOHLEALARM/703: Klimakampf und Kohlefront - der Kampf geht weiter ... (Kampagne "Ende Gelände")

Kampagne "Ende Gelände" - Pressemitteilung vom 2. Februar 2020 - 16:45 Uhr

Besetzung von Datteln 4 erfolgreich beendet + "Und das war erst der
Anfang!"



Datteln - Rund 150 Menschen von Ende Gelände und DeCOALonize Europe haben
heute, am 2. Februar 2020, neun Stunden lang das Gelände des Kraftwerks
Datteln besetzt und dabei Verladeanlagen und Förderbänder blockiert. Ihre
Aktion richtete sich gegen das Kohle-Gesetz der Bundesregierung und die
verheerenden Abbaubedingungen der Import-Kohle in Russland und Kolumbien.
Zur Stunde werden sie von der Polizei geräumt. Die Aktivist*innen erklärten
die Aktion des heutigen Tages für erfolgreich beendet.

Daniel Hofinger, Pressesprecher des Bündnis Ende Gelände, kommentiert: "Wir
feiern die die heutige Aktion als riesigen Erfolg. Und das war erst der
Anfang. Wir werden gegen Datteln 4 kämpfen, wie wir für den Hambacher Forst
gekämpft haben."

Der Konzern Uniper gibt an, im Gegenzug für die Inbetriebnahme von Datteln
4 ältere Steinkohlekraftwerke vom Netz zu nehmen. Kritiker*innen weisen
darauf hin, dass diese Steinkohlekraftwerke jedoch erst in zwei bis fünf
Jahren heruntergefahren werden sollen. Außerdem sollen diese Kraftwerke
nicht komplett abgeschaltet, sondern möglicherweise auf Gas umgestellt
werden - ein weiterer klimaschädlicher fossiler Energieträger. Nach
Berechnungen des Bundesumweltministeriums wird Datteln 4 über seine
Laufzeit rund zehn Millionen Tonnen CO2 mehr ausstoßen als ältere
Kraftwerke, die Uniper als Ausgleich vom Netz nehmen will.

Tara Cicchetti, Aktivistin von Fridays for Future, war Teil der Aktion und
sagt: "Wir glauben den Lügen von Uniper keinen Meter. Kohleausstieg
bedeutet: Kohlekraftwerke abschalten. Das haben wir heute selbst in die
Hand genommen."

Daniel Hofinger kommentiert weiter: "Kurzfristige Profitinteressen großer
Konzerne dürfen nicht länger wichtiger sein als das Leben und die
Landrechte der indigenen Bevölkerungen in Sibirien oder Kolumbien, die vom
Kohleabbau betroffen sind. Als Menschen des globalen Nordens müssen wir
endlich begreifen, dass unser Wirtschaftssystem unvereinbar mit
Klimagerechtigkeit ist und uns aufmachen, Kapitalismus zu überwinden."

 * 

Quelle:

Kampagne "Ende Gelände - Kohlebagger stoppen, Klima schützen!"

E-Mail: presse@ende-gelaende.org

Internet: https://www.ende-gelaende.org
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KOHLEALARM/702: Klimakampf und Kohlefront - Bedrohung ohne Not setzt sich fort ... (Initiative Buirer für Buir)

Initiative Buirer für Buir - Pressemitteilung vom 31.01.2020

Kohleausstiegsgesetz der Bundesregierung ist Rückschritt



Der auf der Einigung von Bund und Ländern von Mitte Januar basierende
Gesetzentwurfder Bundesregierung gefährdet Zukunftsperspektiven in der
Region. Die RWE-Planungen zum Tagebau Hambach bedeuten weitere Zerstörung
und gefährden den sozialen Frieden.

Der im Januar 2019 von der Kommission "Wachstum, Strukturwandel und
Beschäftigung", kurz "Kohlekommission" genannt, geschlossene Kompromiss
wurde von diversen gesellschaftlichen Gruppierungen mitgetragen. Diesen
Minimalkompromiss hat die Bundesregierung nun aufgekündigt. Im Vergleich zu
den ausgesprochenen Empfehlungen der Kommission werden mit dem bekannt
gewordenen Braunkohle-Abschaltpfad 180 Mio Tonnen Co2 mehr emittiert. Das
ist mehr als die Menge, die RWE Kraftwerke im Rheinland innerhalb von 2
Jahren ausstoßen.

Außerdem werden nach wie vor Zukunftsperspektiven von Menschen und Kommunen
zerstört. Den Menschen in den bedrohten Dörfern droht die Enteignung,
obwohl die Kohle, die unter den Dörfern liegt, nach wissenschaftlichen
Erkenntnissen nicht mehr benötigt wird. Die von RWE vorgelegten
Planungsszenarien für den Hambacher Wald zeigen, dass die dauerhafte
Rettung des Waldes längst nicht sicher ist. Die dadurch bedingte Gefährdung
des sozialen Friedens wird augenscheinlich bewusst in Kauf genommen.

Dazu Andreas Büttgen, Vorsitzender der Initiative Buirer für Buir: "Die
widersprüchlichen Aussagen von RWE-Vertretern bezüglich der Insel- bzw.
Halbinsel-Lösung eskalieren den Konflikt. Wenn weiterhin einzig und allein
zur Gewinnung von Abraum für die Rekultivierung wertvollste
landwirtschaftliche Flächen geopfert werden, zerstört das auch nachhaltige
Entwicklungsperspektiven Kerpens. Woher will RWE am Ende das
Verfüllungsmaterial für die Flächen nehmen, die sie jetzt bei Manheim und
vor Buir noch zerstören und abbaggern wollen?"

Neben dieser Zerstörung und dem drohenden Absterben des Waldes würde die
Umsetzung dieser Planungen für Kerpen bedeuten, dass so gut wie kein Raum
für Strukturwandelmaßnahmen, z. B. für eine Wald- und Biotopvernetzung zur
Verfügung stehen würde. Für die Menschen in Buir kämen über Jahrzehnte
weitere Belastungen durch Lärm, Dreck, Feinstaub und Licht hinzu.

Wir fordern daher:


	Keine weitere Zerstörung wertvollster Ackerflächen für tagebaubedingte Maßnahmen.

	Rückgabe des Hambacher Waldes in öffentliche Hand und Schaffung einer Waldvernetzung zwischen Geilrath und Merzenich.

	Aufschütten eines von unabhängigen Gutachtern als erforderlich angesehenen Mindestabstandes zum Tagebau inklusive dem Bepflanzen geeigneter Pufferzonen und der Sicherstellung ausreichender Bewässerung durch den Tagebaubetreiber.

	Erarbeitung von nachhaltigen Strukturwandellösungen für den Raum zwischen Tagebau/Hambacher Wald und den Verkehrswegen Bahn und A4 unter Einbindung der Ortslage Buir und dem direkten Umfeld durch einen echten Beteiligungsprozess der Zivilgesellschaft.

	Sofortige Erarbeitung und Offenlegung eines Abschlussbetriebsplans für den Tagebau Hambach unter Einbindung der Zivilgesellschaft.

	Aufsetzen eines breiten Mediationsprozesses zur Wiederherstellung des über die Jahre empfindlich gestörten Friedens in der Region mit dem Ziel eines Nebeneinanders und Miteinanders unterschiedlichster Gruppierungen.




Mehr Infos:

https://buirerfuerbuir.de

https://www.facebook.com/BuirerFuerBuir

https://twitter.com/BuirerFuerBuir/

 * 

Quelle:

Initiative Buirer für Buir, Kerpen-Buir

E-Mail: info@buirerfuerbuir.de

Internet: www.buirerfuerbuir.de
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KOHLEALARM/701: Klimakampf und Kohlefront - ein faules Angebot ... (Klima-Allianz)

Klima-Allianz Deutschland - Pressemitteilung vom 29. Januar 2020

Kohleausstiegsgesetz droht Kohle-Konflikt neu zu entfachen



Zum Beschluss des Kohleausstiegsgesetzes im Bundeskabinett erklärt Stefanie
Langkamp, Leiterin Kohle- und Energiepolitik der Klima-Allianz Deutschland:

"Wir betrachten dieses Gesetz mit großer Sorge, denn es droht den Konflikt
um die Kohle neu zu entfachen. Die Bundesregierung hat nicht im Interesse
des Klimaschutzes verhandelt. Das ist ein schlechtes Signal und eine
riskante Strategie angesichts der weltweiten Auswirkungen des Klimawandels,
die sich heute schon zeigen.

Ausgerechnet besonders klima- und gesundheitsschädliche
Braunkohlekraftwerke sollen bis an ihr ohnehin geplantes Ende laufen und
dafür noch Entschädigungszahlungen aus Steuermitteln in Milliardenhöhe
erhalten. Die Bundesregierung führt die von ihr selbst eingesetzte
Kohlekommission ad absurdum, wenn sie den vorgeschlagenen stetigen
Ausstiegspfad leichtsinnig verwirft. Vollkommen unnötig gibt die
Bundesregierung dem Drängen von RWE nach, sechs weitere Dörfer zu
zerstören. Die Interessen der Menschen, die ihr Zuhause nicht verlassen
wollen, ignoriert sie. Der bereits stark strapazierte Hambacher Wald soll
nach Vorstellungen des Konzerns RWE an mehreren Seiten umbaggert werden -
abgeschnitten vom Grundwasser wird der Wald nicht dauerhaft überleben
können.

Dieses Gesetz ist ein Rückschlag zu einer Zeit, in der Deutschland in den
UN-Klimaverhandlungen und der EU eigentlich für mehr Klimaschutz streiten
müsste. Große Teile der Zivilgesellschaft sehen in ihm nicht die
notwendigen Entscheidungen der Bundesregierung für Klimaziele und
Kohleausstieg. Ohne Nachbesserungen an dem Gesetz werden die Konflikte um
die Dörfer, den Hambacher Wald und Datteln IV weitergehen."



Die Klima-Allianz Deutschland ist das breite gesellschaftliche Bündnis für
den Klimaschutz. Mit ihren 130 Mitgliedsorganisationen aus den Bereichen
Umwelt, Kirche, Entwicklung, Bildung, Kultur, Gesundheit,
Verbraucherschutz, Jugend und Gewerkschaften setzt sie sich für eine
ambitionierte Klimapolitik und eine erfolgreiche Energiewende auf lokaler,
nationaler, europäischer und internationaler Ebene ein. Ihre
Mitgliedsorganisationen repräsentieren zusammen rund 25 Millionen Menschen.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung, 29.01.2020

Klima-Allianz Deutschland

Invalidenstraße 35, 10115 Berlin

Telefon: +49 (0)30 7808995-15

E-Mail: presse@klima-allianz.de

Internet: www.klima-allianz.de
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KOHLEALARM/700: Klimakampf und Kohlefront - Kohle-Kompromiß eingefordert ... (BUND)

Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland e.V. (BUND)

Kommentar vom 29. Januar 2020

Kohle-Gesetz: Herber Rückschlag im Kampf gegen Klimawandel



Anlässlich des heutigen Kabinettsbeschlusses zum Kohleausstiegsgesetz
erklärt Verena Graichen, stellvertretende Vorsitzende des Bund für Umwelt
und Naturschutz Deutschland (BUND):

"Die Einigung auf den Kohle-Kompromiss ist nun über ein Jahr her. Passiert
ist seither so gut wie nichts. Schlimmer noch: Mit dem heute im Kabinett
beschlossenen unausgegorenen und unambitionierten Entwurf des
Kohleausstiegsgesetzes kündigt die Bundesregierung den Kompromiss einseitig
auf und vertut erneut eine Chance im Kampf gegen den Klimawandel. Wie oft
noch?

Doch es gibt noch Möglichkeiten einzulenken und nachzuschärfen: Die nach
jüngsten Berichten ohnehin unseriöse Bund-Länder-Einigung muss
nachverhandelt werden. Der Kohleausstieg in Ostdeutschland muss schneller
kommen. Vom Tagebau bedrohte Dörfer müssen gerettet werden und das
Kohlekraftwerk Datteln 4 darf auf keinen Fall ans Netz gehen.

Die Inbetriebnahme eines weiteren Steinkohlekraftwerkes als erste Maßnahme
des 'Kohleausstieges' steht symbolisch für die klimapolitische Schieflage.
Der Gesetzentwurf führt zu deutlich höheren CO2-Emmissionen als der von der
Kohle-Kommission vorgeschlagene Ausstiegs-Pfad und erschwert mit einem
neuen Kraftwerk eine dringend erforderliche Beschleunigung des
Kohleausstieges.

Wir appellieren an Bundestag und Bundesrat diesen Gesetzentwurf deutlich
nachzubessern und mindestens die versprochene Eins-zu-eins-Umsetzung des
Kohle-Kompromisses sicherzustellen.

Zudem muss das Strukturstärkungsgesetz verabschiedet werden, das den
schrittweisen Ausstieg aus der Kohleverstromung mit konkreten
wirtschaftlichen Perspektiven für die betroffenen Regionen verbindet. Die
Menschen vor Ort brauchen eine Perspektive.

Wir jedenfalls werden weiter dafür kämpfen: für den Kohle-Ausstieg im
Rahmen eines sozial-ökologischen Wandels. Wir tragen den Protest auf die
Straße, vor das Kanzleramt, das Kohlekraftwerk Datteln 4 und in die vom
Tagebau bedrohten Dörfer. Wir wollen, dass unsere Kinder und Enkelkinder in
einer lebenswerten Welt leben werden."


Hintergrund:

Bis 2025 setzt die Regierung laut Entwurf nur auf Freiwilligkeit der
Kraftwerksbetreiber. Melden sich nicht genug für Abschaltungen, gehen
weniger Gigawatt vom Netz als geplant. Ein ordnungsrechtlicher Pfad, der
dies regeln würde, ist erst ab 2025 vorgesehen. Der Steinkohleausstieg 2038
kann lediglich um zwei Jahre vorgezogen werden, Braunkohle gar nicht. Um
die Klimaziele zu erreichen, bleibt aber nur ein frühestmöglicher Ausstieg:
bis 2030.

Das Kohleausstiegsgesetz geht zurück auf den Abschlussbericht der
Kommission "Wachstum, Strukturwandel und Beschäftigung" (Kohlekommission)
vom Januar 2019. Die Kommission bestand aus Vertreterinnen und Vertretern
aus Wirtschaft, Gewerkschaften und Umweltverbänden sowie aus Anwohnenden
der Kohlereviere.

 * 

Quelle:

Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland e.V. (BUND) -

Friends of the Earth Germany

Kaiserin-Augusta-Allee 5, 10553 Berlin

Telefon: (030) 275 86-40, Fax (030) 275 86-440

E-Mail: bund(at)bund.net

Internet: https://www.bund.net
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KOHLEALARM/699: Klimakampf und Kohlefront - unklarer Neustart ... (BEE)

Bundesverband Erneuerbare Energie e.V. - 29.01.2020

Kohleausstiegsgesetz verpasst Chance, Innovationen im Energiesektor
anzustoßen



Berlin - Das Bundeskabinett hat heute den Gesetzentwurf zur Reduzierung und
zum Ausstieg aus der Verstromung von Braun- und Steinkohle beschlossen.
"Der Verzicht auf die Nutzung der Energieträger Braun- und Steinkohle ist
überfällig, um die Klimaziele zu erreichen und das Energiesystem auf Basis
Erneuerbarer Energien flexibler, intelligenter und kostengünstiger zu
gestalten. Problematisch ist, dass der Gesetzentwurf weit hinter dem
Ergebnis der Kommission Wachstum, Strukturwandel, Beschäftigung
zurückbleibt. Der beschriebene Reduktionspfad ist zögerlich und wird den
Erfordernissen des Klimaschutzabkommens von Paris nicht gerecht. Entgegen
den ausdrücklichen Empfehlungen der Kommission fehlen zudem verbindliche
Regelungen, die das Ziel von 65 Prozent Erneuerbaren im Stromsektor bis
2030 ermöglichen. Die Bundesregierung verpasst die Chance, den Ausstieg mit
einem klaren Aufbruch zu verbinden und die Weichen für Innovation und
Zukunftsinvestition zu stellen. Den Branchen der Erneuerbaren Energien
fehlt damit weiterhin der politische Rahmen, überkommene Deckel und Bremsen
bleiben bestehen", kritisiert Dr. Simone Peter, Präsidentin des
Bundesverbands Erneuerbare Energie e.V. (BEE) den Gesetzentwurf.

Im weiteren Gesetzgebungsverfahren müsse bei den Erneuerbaren Energien und
der Kraft-Wärme-Kopplung erheblich nachgebessert werden. "Atom- und
Kohleausstieg erfordern eine umgehende starke Beschleunigung des Ausbaus
von Erneuerbaren Energien und deshalb die Anhebung von Zielkorridoren und
Auktionsvolumen im EEG bereits in diesem Frühjahr", fordert Dr. Peter. Das
vorliegende Gesetz solle genutzt werden, um die unverzügliche Streichung
des 52 GW-Deckels bei der Photovoltaik vorzunehmen. Auch die Ausbauziele
müssten auf mindestens 10 Gigawatt pro Jahr erhöht werden. Es müsse zudem
gewährleistet werden, dass der vorgesehene Ausbaupfad bei der Windkraft an
Land erreicht wird. Genehmigungshemmnisse seien abzubauen, pauschale
Abstände bei Windenergieanlagen zu vermeiden. Außerdem sei die Anhebung des
Ausbaupfads auf 20 Gigawatt bis 2030 bei Offshore-Wind sowie die
Ausschreibung der offenen Netzkapazität von 2 Gigawatt unverzichtbar. Für
die Biomasse brauche es neben einem Stabilisierungspfad vor allem ein
Ausschreibungsdesign, das den Weiterbetrieb von Bestandsanlagen nach
Auslaufen der EEG-Vergütung, aber auch den Bau von Neuanlagen erst
ermöglicht sowie eine Abschaffung des Flex-Deckels.

Bei der Kraft-Wärme-Kopplung (KWK) stehe der Kohleersatzbonus für Gas-KWK
und der Südbonus dem schnellen Ausstieg aus der fossilen Strom- und
Wärmeerzeugung entgegen. Der BEE begrüße aber die Weiterentwicklung der
klassischen KWK zu "flexiblen Strom-Wärme-Systemen" mit einer möglichst
hohen Einbindung von Erneuerbaren Energien. Mit dem Bonus für innovative
Erneuerbare Wärme (EE-Wärmebonus) werde erstmals im KWKG die gezielte
Einbindung von Erneuerbaren Energien in allen KWK-Größenklassen adressiert.
Entgegen der Ausgestaltung eines pauschalen Bonus für die unterschiedlichen
Erneuerbaren-Energien-Technologien halte der BEE allerdings
technologiespezifische Boni für zielführenderer. Dass die Biomasse (z.B.
Holz oder Biogas) aufgrund der geforderten Jahresarbeitszahl vom
EE-Wärmebonus ausgeschlossen sei, sei nicht hinnehmbar. Zudem fehlten
Akzente, um wirksame Marktimpulse für die solare Fernwärme zu setzen. Für
einen dynamisierten Ausbau geothermisch bespeister Wärmenetze seien
zusätzliche Maßnahmen überfällig. Peter: "Die Wärmewende bleibt mit diesem
Gesetz das Stiefkind der Energiewende. Hier muss mehr getan werden!"

Als Dachverband der Erneuerbare-Energien-Branche in Deutschland bündelt der
BEE die Interessen von 55 Verbänden, Organisationen und Unternehmen mit 30
000 Einzelmitgliedern, darunter mehr als 5 000 Unternehmen. Zu unseren
Mitgliedern zählen u. a. der Bundesverband WindEnergie, der Bundesverband
Solarwirtschaft, der Fachverband Biogas und der Bundesverband Deutscher
Wasserkraftwerke. Wir vertreten auf diese Weise 316 000 Arbeitsplätze und
mehr als 3 Millionen Kraftwerksbetreiber. Unser Ziel: 100 Prozent
Erneuerbare Energie in den Bereichen Strom, Wärme und Verkehr.

 * 

Quelle:

Bundesverband Erneuerbare Energie e.V.

Invalidenstraße 91, 10115 Berlin

E-Mail: presse@bee-ev.de

Telefon: 030 2758170 - 16, Fax: 030 2758170 - 20

Internet: www.bee-ev.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 31. Januar 2020 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / UMWELT / BRENNPUNKT





KOHLEALARM/698: Klimakampf und Kohlefront - kein fairer Handel ... (PIK)

Potsdam-Institut für Klimafolgenforschung - 29. Januar 2019

Statement zum Kohleausstiegsgesetz: 

"Das Abschalten der Kraftwerke hätte man billiger haben können"



Rund ein Jahr nach dem Bericht der Kohlekommission hat das Bundeskabinett
heute das Kohleausstiegsgesetz beschlossen. Bis 2038 soll Deutschland die
Stromgewinnung aus Braun- und Steinkohle beenden, die 2019 noch 28 Prozent
der Bruttostromerzeugung ausmachte. Die Braunkohle-Betreiber erhalten 4,35
Milliarden Euro Entschädigung, weitere Entschädigungen an die
Steinkohle-Betreiber werden über Ausschreibungen ermittelt und verteilt.
Zudem fließen 40 Milliarden Euro Strukturhilfen in die Kohleregionen. Dazu
erklärt Ottmar Edenhofer, Direktor des Potsdam-Instituts für
Klimafolgenforschung (PIK) und des Mercator Research Institute on Global
Commons and Climate Change (MCC):

"Es ist gut, dass die Regierung jetzt einen Fahrplan zum Kohleausstieg
beschlossen hat. Allerdings macht sie ihn unnötig teuer: Die hohen
Direktzahlungen an die Kraftwerksbetreiber, als Entschädigung für das
Abschalten von Anlagen, sind falsch. Sie hebeln das Verursacherprinzip aus,
demzufolge derjenige, der emittiert, entsprechend zahlen soll. Nun bekommt
derjenige Geld, der das Emittieren einstellt. Deswegen haben die Betreiber
einige Kraftwerke länger als wirtschaftlich darstellbar am Netz gelassen -
um nun Entschädigungszahlungen zu erhalten.

Es wäre besser gewesen, wenn die deutsche Politik das Milliardenprojekt
Kohleausstieg im Kern markwirtschaftlich geregelt hätte. Die Strukturhilfen
für die Kohleregionen sind wichtig, weil sie neue Arbeitsplätze finanzieren
helfen - aber beim Ausstieg selbst hätte die Politik auf den CO2-Preis
setzen sollen, dann wäre alles viel billiger gegangen. Man hat schon jetzt
gesehen, dass die steigenden Preise im Emissionshandel im vergangenen Jahr
zu einem Rückgang der Kohleverstromung geführt haben. Mit einem
Mindestpreis hätte man die Kohle verdrängt, ohne teure Entschädigungen
zahlen zu müssen.

Unbefriedigend bleibt auch, wie der deutsche Kohleausstieg im europäischen
Emissionshandel abgebildet wird. Zwar will die Regierung die frei werdenden
Zertifikate im Prinzip stilllegen und vom Markt nehmen - doch wieviel CO2
effektiv eingespart wird, lässt sich nur mit großer Unsicherheit bestimmen.
Es besteht also die Gefahr, dass ein Teil der Zertifikate anderswo genutzt
und der Klima-Effekt des Kohleausstiegs konterkariert wird. Um diesen
sogenannten Wasserbett-Effekt auszuschließen und zugleich bei den
Zertifikaten ein unkoordiniertes Vorgehen der nationalen Regierungen zu
verhindern, gibt es eine einfache Lösung: einen ausreichend hohen
europäischen Mindestpreis im Emissionshandel."


Weblink zum Gesetzesentwurf:

https://www.bmwi.de/Redaktion/DE/Downloads/G/gesetzentwurf-kohleausstiegsgesetz.pdf?__blob=publicationFile&v=6

 * 

Quelle:

PIK-Statement, 29.01.2020

Potsdam-Institut für Klimafolgenforschung e.V.

Pressestelle

Telegrafenberg A 31, 14473 Potsdam

Postadresse: P.O. Box 601203, 14412 Potsdam

E-Mail: presse@pik-potsdam.de

Internet: http://www.pik-potsdam.de
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KOHLEALARM/697: Klimakampf und Kohlefront - verzögerungstaktisch gesehen ... (ClientEarth)

ClientEarth - Pressemitteilung vom 29. Januar 2020

Milliardengeschenk an LEAG gefährdet Kohleausstieg: 

Jurist*innen fordern Stellungnahme von Bundesregierung



Die Jurist*innen von ClientEarth haben sich heute in einem Brief an
Umweltministerin Schulze, Wirtschaftsminister Altmaier und Finanzminister
Scholz gewandt. Sie warnen die Bundesregierung darin, dass die geplanten
Entschädigungszahlungen an die LEAG ein rechtliches Risiko für den
beschlossenen Kohleausstieg darstellen. ClientEarth fordert die
Bundesregierung dringend zu einer Stellungnahme auf, bevor das
Kohleausstiegsgesetz am heutigen Tag vom Kabinett verabschiedet wird.

"Die deutschen Steuerzahler*innen sollten darüber in Kenntnis gesetzt
werden, wofür sie eigentlich aufkommen: Der Energiekonzern LEAG soll mehr
als 1,7 Milliarden Euro dafür bekommen, dass er Kraftwerke schließt, die er
ohnehin zu ähnlichen Zeitpunkten geschlossen hätte. Das ist nicht nur
politisch ein Skandal, sondern auch juristisch gefährlich", sagt Prof. Dr.
Hermann Ott, Leiter des ClientEarth Deutschlandbüros.

Die Jurist*innen warnen, dass das großzügige Geschenk an die LEAG dem
ausgehandelten Kohleausstieg schaden könnte. Es könnte die Anwendung
wesentlicher Regelungen zum Braunkohleausstieg sogar komplett zum Kippen
bringen, meint Hermann Ott: "Im schlimmsten Fall werden die vorgesehenen
Zahlungen an die LEAG dazu führen, dass die Regelungen über Abschaltpfad
und Entschädigungen zum Braunkohleausstieg unanwendbar bleiben. Denn die
von der Bundesregierung geplanten Verträge mit den Betreibern stehen unter
dem Vorbehalt der Genehmigung durch die EU-Kommission. Sollte diese
Genehmigung wegen der jetzt bekannt gewordenen Umstände nicht kommen,
fangen wir bei der Braunkohle wieder von vorne an. Der Kohleausstieg würde
sich noch weiter nach hinten verschieben, die Klimaziele würden noch
deutlicher verfehlt. Die Bundesregierung muss sich hierzu äußern."

Schon vor Bekanntwerden der geplanten Zahlungen an die LEAG hatten die
Jurist*innen von ClientEarth in Zweifel gezogen, ob großzügige
Entschädigungen an eine wirtschaftlich strauchelnde Braunkohleindustrie im
Einklang mit dem Beihilferecht stehen. Diese Überlegungen erhalten nun neue
Brisanz. "Altmaiers Strategie ist es, sich einen Konsens zu erkaufen. Es
ist höchst fraglich, ob die geplanten Regelungen zum Kohleausstieg, die
geschenkte Milliarden zum Teil ohne erkennbare Gegenleistung enthalten,
einer Prüfung nach dem EU-Beihilferecht standhalten werden. Denn mit solch
einem Kohleausstiegsgesetz wird für die LEAG keinerlei Anreiz gesetzt,
Kraftwerke früher zu schließen als geplant. Vielmehr vergoldet der
ausgehandelte Ausstieg ihre ohnehin bestehenden Pläne. Gerade so etwas
versucht das Beihilferecht zu verhindern", so Ott weiter.

 * 

Quelle:

ClientEarth

Albrechtstr. 22, 10117 Berlin

E-Mail: presse@clientearth.org

Internet: www.clientearth.de
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KURSUS/5074: Mönchengladbach - Karikaturen und Comics zeichnen, ab 17.02.2020

Stadt Mönchengladbach

Karikaturen und Comics zeichnen



Nach einer kurzen Einführung werden zeichnerische Grundtechniken wie
Linie, Linienführung und Perspektive eingeübt. Schritt für Schritt
erarbeiten Sie dann alle notwendigen Fertigkeiten - von ersten
Kreativitätsübungen bis zur gelungenen Karikatur.

Der VHS-Kurs ab Montag, 17. Februar, 18 bis 19.30 Uhr, in der VHS am
Sonnenhausplatz, Lüpertzender Str. 85, richtet sich an alle, die Spaß
am Zeichnen haben. Vorkenntnisse sind nicht erforderlich.

Entgelt: 66 Euro

Information und Anmeldung: vhs-mg.de, Tel. 02161 / 25-6400

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 31.01.20

Stadt Mönchengladbach - Stabsstelle Presse & Kommunikation

Rathaus Abtei - 41050 Mönchengladbach

Telefon (0 21 61) 25 20 81 - Telefax (0 21 61) 25 20 99

E-Mail: presse@moenchengladbach.de
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LESUNG/4423: Berlin - LIEDER UND DICHTER, Italia, Lesung und Konzert mit Daniela Danz, 11.02.2020

Haus für Poesie, Programmvorschau für Februar 2020

DI., 11.2.20, 20.00 UHR

Ort: Deutsche Oper Berlin, Foyer

Bismarckstraße 35, 10627 Berlin

LIEDER UND DICHTER

Italia



Lesung und Konzert mit Daniela Danz Autorin, Kranichfeld | Matthew
Newlin Tenor, Berlin | Jacqueline Stucker Sopran, Berlin | Karis Tucker
Mezzosopran, Berlin | John Parr Pianist, Berlin

Nicht nur in Deutschland, auch in Italien wurde Jeanne d'Arc im 19.
Jahrhundert zu einer Symbolfigur für den Kampf um die nationale Einheit:
Verdi widmete ihr eine ganze Oper, Rossini eine große Soloszene, in der
alle Ausdrucksmöglichkeiten des dramatischen Koloraturgesangs ausgeschöpft
werden. Diese Kantate Giovanna d'Arco steht im Zentrum des dritten Abends
von Lieder und Dichter, der ganz dem Liedschaffen italienischer
Komponisten gewidmet ist. Neben Werken von Rossini und eingängigen
Canzonen an der Schwelle zur Populärmusik erklingen als zweites Hauptstück
die Canti della lontananza von Giancarlo Menotti, dem letzten Großmeister
der italienischen Oper im 20. Jahrhundert.

Die Dichterin Daniela Danz (geboren 1976 in Eisenach), die sich in ihrem
Werk unter anderem mit dem klassischen Formenkanon und antiken Stoffen
auseinandersetzt, reagiert mit eigenen Texten auf das Liedprogramm des
Abends.

Eine gemeinsame Veranstaltung von Deutsche Oper Berlin und Haus für Poesie

Tickets: Deutsche Oper Berlin Tel.: 030.343 84 343 deutscheoperberlin.de

Eintritt: 16/8 EUR

 * 

Quelle:

Haus für Poesie, Programmvorschau für Februar 2020

Knaackstr. 97 (Kulturbrauerei), D-10435 Berlin

Tel: +49. 30. 48 52 45 - 0

Fax: +49. 30. 48 52 45 - 30

E-Mail: presse@haus-fuer-poesie.org

Internet: www.haus-fuer-poesie.org
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TREFF/1520: Frankfurt - Acht Visionen V & VI. Zukunft. Arbeit. Literatur, 19.02.2020

Literaturhaus Frankfurt - Programm im Februar 2020

Mi 19.02., 19.30 h

Das Literaturhaus Frankfurt im Museum für Kommunikation

Acht Visionen V & VI. Zukunft. Arbeit. Literatur

Mit Thomas von Steinaecker und Julia Wolf



Aufregende Literatur war schon immer ihrer Zeit voraus.

Wie wird sie sein, die Arbeit in der digitalen Zukunft? Wie wird der
digitale Transformationsprozess, in dem wir uns befinden, verlaufen?
Das Literaturhaus Frankfurt und das Museum für Kommunikation haben
acht Autorinnen und Autoren eingeladen, einen literarischen Blick in
diese Zukunft zu werfen - ob utopisch oder dystopisch, steht ihnen
frei. Thomas von Steinaecker und Julia Wolf bestreiten den dritten
Block der Dialoge zwischen Gegenwart und Zukunft, zwischen Realität
und Fiktion, zwischen Kommunikation und Literatur. Thomas von
Steinaecker ist Roman-, Comic- und Hörspielautor sowie
Dokumentarfilmer. Zurzeit arbeitet er an einem Sachbuch über
unvollendete Kunstwerke. Julia Wolf schreibt Prosa und Szenisches für
Theater, Radio und Film. Ihr Roman "Walter Nowak bleibt liegen" (FVA)
war 2017 für den Deutschen Buchpreis nominiert.

ACHT VISIONEN ist ein Projekt des Literaturhauses Frankfurt mit dem
Museum für Kommunikation in Zusammenarbeit mit hr2-kultur. Gefördert
von "experimente#digital", der Kulturinitiative der Aventis
Foundation, sowie dem Kulturamt Frankfurt am Main.

Eintritt 9 / 6 Euro

 * 

Quelle:

Literaturhaus Frankfurt Newsletter

Programm im Februar 2020

Schöne Aussicht 2, 60311 Frankfurt am Main

Telefon: 069/75 61 84-0, Fax: 069/75 61 84-20

E-Mail: info@literaturhaus-frankfurt.de

Internet: www.literaturhaus-frankfurt.de
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TREFF/1519: Mönchengladbach - Professional English, Business Dinner, Workshop, 11.02.20

Stadt Mönchengladbach

Professional English - Business Dinner - Workshop



Ob Lunch oder Dinner: wie lade ich richtig ein oder lehne eine
Einladung dankend ab - ohne meine beruflichen Kontakte vor den Kopf zu
stoßen? In diesem VHS-Workshop lernen die Teilnehmer von passenden
Gesprächsthemen bis zu besonderen Benimmregeln alles, was ihnen beim
Business Dinner behilflich sein kann. Er ist am Dienstag, 11. Februar,
18 bis 21 Uhr, ATZ, Heinz-Nixdorf-Str. 18. Die Kursgebühr, 49 Euro,
beinhaltet den Unterricht in einer Kleinstgruppe (bis max. 4
Personen), Kalt- und Heißgetränke, Snacks und das Lehrmaterial.

Information und Anmeldung: vhs-mg.de, Tel. 02161 / 25-6400

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 31.01.20

Stadt Mönchengladbach - Stabsstelle Presse & Kommunikation

Rathaus Abtei - 41050 Mönchengladbach

Telefon (0 21 61) 25 20 81 - Telefax (0 21 61) 25 20 99

E-Mail: presse@moenchengladbach.de
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MELDUNG/1053: NaturFreunde organisieren Friedenswanderung durch Deutschland (NaturFreunde)

NaturFreunde Deutschlands - 31. Januar 2020

NaturFreunde organisieren Friedenswanderung durch Deutschland

"Frieden in Bewegung" - 80 Etappen von Dänemark bis zum Bodensee ab dem
30. April 2020



Berlin, 31.1.2020 - Unter dem Motto "Frieden in Bewegung" organisieren die
NaturFreunde Deutschlands eine große Friedenswanderung von der dänischen
Grenze bis zum Bodensee. "Frieden in Bewegung" wirbt für Abrüstung, eine
atomwaffenfreie Welt, ein Rüstungsexportverbot sowie eine neue europäische
Entspannungspolitik unter Einbeziehung Russlands.

Die große Friedenswanderung beginnt am 30. April im dänischen Krusau und
führt über 80 zusammenhängende Etappen bis nach Konstanz. In größeren
Städten und an friedenspolitisch relevanten Orten werden Kundgebungen und
friedenspolitische Aktionen organisiert.

"Mit der Friedenswanderung wollen wir viele Menschen für das Thema Frieden
erreichen", sagt Michael Müller, Bundesvorsitzender der NaturFreunde
Deutschlands. "Der Frieden ist heute mehr denn je in Gefahr, die Umwelt-
und die Friedensfrage kommen zusammen. Von der Zerstörung der natürlichen
Lebensgrundlage gehen die größten Gefahren für ein friedliches
Zusammenleben aus. Statt in Aufrüstung muss in den Klimaschutz und die
Armutsbekämpfung investiert werden."

Das Engagement für Frieden hat bei den NaturFreunden eine lange Tradition.
Schon in den 50er- und 60er-Jahren haben die NaturFreunde die
Anti-Atomtod-Bewegung unterstützt und die Ostermärsche mitgegründet. Auf
der Kampagnenseite www.frieden-in-bewegung.de stehen Details zu jeder
Etappe, die Informationen werden kontinuierlich aktualisiert. Die Anmeldung
für einzelne Etappen ist bereits möglich, die Organisationsgebühr beträgt
zehn Euro pro Person und Tag.

"Die NaturFreunde engagieren sich gegen die zunehmende Konfrontation
zwischen den Staaten der NATO und Russland", erklärt Uwe Hiksch, Mitglied
im Bundesvorstand der NaturFreunde Deutschlands. "Wir werben für eine neue
Entspannungspolitik und setzen uns für Abrüstung ein. Dass die
Bundesregierung den Rüstungsetat auf zwei Prozent des
Bruttoinlandsproduktes erhöhen will, ist nicht akzeptabel."

Die Route orientiert sich am Europäischen Fernwanderweg E1 und führt durch
Schleswig-Holstein, Hamburg, Niedersachsen, Nordrhein-Westfalen, Hessen,
Baden-Württemberg, Bayern bis nach Österreich und in die Schweiz. In vielen
Städten gibt es Treffen mit "Mayors for Peace".


Weitere Informationen:

www.frieden-in-bewegung.de

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 31.01.2020

Herausgeber: NaturFreunde Deutschlands

Warschauer Str. 58a, 10243 Berlin

Telefon: 030/29 77 32 65, Fax: 030/29 77 32 80

E-Mail: presse@naturfreunde.de

Internet: www.naturfreunde.de
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AUSSICHTEN/8883: Und morgen, den 04. Februar 2020 (SB)

+++ Vorhersage für den 04.02.2020 bis zum 05.02.2020 +++






[image: Jean-Luc 8883 Wetterfrosch - © 2020 by Schattenblick]






Februarbeginn,

Wechselhimmel,

in Jean-Lucs Sinn,

Birkenschimmel.
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UNIVERSITÄT/079: Deutsche Spitzenuniversitäten appellieren - Großbritannien muss Schlüsselpartner bleiben (idw)

German U15 e.V. - 31.01.2020

Deutsche Spitzenuniversitäten appellieren: Großbritannien muss
Schlüsselpartner bleiben!



Mit dem Vereinigten Königreich verlässt heute ein wissenschaftliches
Kraftzentrum von globaler Strahlkraft die Europäische Union. Britische und
deutsche Wissenschaftseinrichtungen verbindet eine lange, enge,
vertrauensvolle und erfolgreiche Zusammenarbeit. Das gilt in besonderer
Weise für die forschungsstarken U15-Universitäten.

German U15 appelliert deshalb an die Verantwortlichen in der
Politik:


	Die erfolgreiche Zusammenarbeit im Bereich von Wissenschaft und Innovation ist im vitalen Interesse sowohl Großbritanniens als auch der Europäischen Union. Die Fortsetzung dieser Zusammenarbeit muss in den Verhandlungen über die zukünftigen Beziehungen zwischen Europa und Großbritannien hohe Priorität haben.




	Die vollumfängliche Assoziierung Großbritanniens zum neuen Forschungsrahmenprogramm der Europäischen Union, Horizon Europe, muss dabei oberstes Ziel sein.




	Die Belange der Wissenschaft müssen bei den Verhandlungen auch im Hinblick auf andere Regelungsbedarfe, beispielsweise zur Personenmobilität (volle Assoziierung an Erasmus+), von zentraler Bedeutung sein.



Diese Forderungen schließen an die gemeinsame Erklärung an, die German U15
und der Verband britischer Spitzenuniversitäten, die Russell Group,
bereits im Januar 2019 verabschiedet haben.

Hans-Jochen Schiewer, Rektor der Freiburger Albert-Ludwigs-Universität und
Vorsitzender von German U15:

"Viele Studierende, Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler haben gegen
den Brexit ihre Stimme erhoben. Der Brexit droht den Wissenschaftsstandort
Europa und seine globale Wettbewerbsfähigkeit zu schwächen. Der
fortgesetzte und möglichst ungehinderte Austausch zwischen britischen und
anderen europäischen Wissenschaftseinrichtungen trägt dazu bei, den
Wohlstand und die Zukunftsfähigkeit Deutschlands und Europas zu sichern.

In diesem Bewusstsein werden wir die zukünftige Zusammenarbeit mit unseren
britischen Partnern und Freunden gestalten. Das wird uns im Rahmen von
Horizon Europe am besten gelingen. Von den Verantwortlichen in der Politik
erwarten wir Unterstützung. Es lohnt sich: Die Zahlen zeigen klar, dass
gemeinsame Forschungsaktivitäten britischer und deutscher Universitäten
den wissenschaftlichen Fortschritt besonders stark vorantreiben. Und
insbesondere die Mobilität der Studierenden wird wesentlich dazu
beitragen, dass die Verbindungen zwischen Großbritannien und dem Rest
Europas jenseits politischer Turbulenzen stabil bleiben. Nach dem Brexit
sind Großbritannien und Europa auf die wissenschaftliche Zusammenarbeit
stärker angewiesen als je zuvor."


Weitere Informationen unter:

https://www.german-u15.de/presse/ressourcen-2014-2019/20190114-Joint-Statement-from-Russell-Group-and-German-U15-_Jan-2019_.pdf

- Joint Statement from Russell Group and German U15 (Jan 2019)

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution1817

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

German U15 e.V., 31.01.2020

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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INFOPOOL / EUROPOOL / WIRTSCHAFT





AGRAR/1736: Brexit - Folgen für Agrarwirtschaft und Fischerei (idw)

Johann Heinrich von Thünen-Institut, Bundesforschungsinstitut für
Ländliche Räume, Wald und Fischerei - 31.01.2020

Brexit: Folgen für Agrarwirtschaft und Fischerei



Ab 1. Februar sind die Briten draußen. Welche Auswirkungen der Austritt
des Vereinigten Königreichs aus der EU auf die Agrarwirtschaft und die
Fischerei haben kann, hat das Thünen-Institut in umfangreichen Analysen
untersucht.

Die Scheidung ist vollzogen, die EU-Abgeordneten des Vereinigten
Königreichs haben ihre Koffer gepackt, teils mit Trauer, teils mit Jubel.
Doch damit ist der Brexit noch lange nicht Geschichte. Elf Monate - bis
Ende 2020 - haben die Unterhändler beider Seiten nun Zeit, um die weiteren
Beziehungen zwischen dem Inselstaat und der EU zu regeln. Ein
ambitionierter Zeitplan!

Die Ausgangslage und mögliche wirtschaftliche Folgen des Brexit für die
Agrarwirtschaft und die Fischerei haben Wissenschaftlerinnen und
Wissenschaftler des Thünen-Instituts analysiert.

Überschaubare Konsequenzen für deutsche Agrarwirtschaft

Wie sich die Handelsbeziehungen weiter entwickeln, hängt entscheidend von
den künftigen Zollregelungen ab. Am 13. März 2019 hat die britische
Regierung eine Liste von Importzöllen und -quoten veröffentlicht, die nach
dem Brexit ohne Einigung mit der EU27 in Kraft treten würden. Die Zölle
und Quoten werden nach dem Grundsatz der Nichtdiskriminierung (MFN)
erhoben und gelten demnach nicht nur für die EU, sondern für alle
Mitglieder der Welthandelsorganisation (WTO).

Der Liste zufolge sind 87 % der Importe ins Vereinigte Königreich frei von
protektionistischen Maßnahmen. Handelsbeschränkungen würden im
Wesentlichen für Autos, Aluminium, bestimmte Keramiken, Bioethanol und
Agrarprodukte bestehen bleiben.

Die Briten sind ein wichtiger Agrarhandelspartner Deutschlands. 2017
exportierte Deutschland landwirtschaftliche Erzeugnisse im Wert von 4,8
Milliarden Euro in das Vereinigte Königreich, während die Importe 1,6
Milliarden Euro betrugen. Das machte für Deutschland einen Überschuss in
Höhe von ca. 3,2 Milliarden Euro - so hoch wie mit keinem anderen Land.
"Nach unseren Berechnungen verringert sich der Agrarüberschuss
Deutschlands durch den Brexit um circa eine Milliarde Euro", sagt Dr.
Martin Banse, Leiter des Thünen-Instituts für Marktanalyse. Das ist
deutlich weniger, als in den vor März 2019 erstellten Analysen befürchtet
wurde.

Für Getreide, Obst und Gemüse, Getränke und Tabak würde das Vereinigte
Königreich dann zollfreie Einfuhren zulassen. Für Reis, Fleisch und
Wurstwaren fallen Zölle an, die aber geringer sind als in früher zugrunde
gelegten Szenarien.

Aktuell ist zu erwarten, dass die deutsche Agrarproduktion als Folge des
Brexit um insgesamt 190 Millionen Euro zurückgehen wird. Die deutsche
Produktion wird in kaum einer Warengruppe mehr als 0,5 % zurückgehen.
Ausnahmen bilden die Schweine- und Geflügelzucht sowie Schweine- und
Geflügelfleisch, wo mit einem Rückgang um rund 1,2 % gerechnet wird. Bei
Weizen, Zucker, Rindfleisch und Milch werden sogar leichte
Produktionsanstiege von 0,1 - 0,8 % erwartet.

Fischereiwirtschaft vor großen Herausforderungen

Komplizierter sieht die Lage im Fischereisektor aus. Mit ihrem Ausscheiden
unterliegen die Briten nicht mehr der Gemeinsamen Fischereipolitik der
Europäischen Union.

Viele britische Fischer gehörten zu den Befürwortern des Brexit, da die
Gewässer des Vereinigten Königreichs (Ausschließliche Wirtschaftszone,
AWZ) außerordentlich reiche Fanggründe beherbergen. Folglich
erwirtschaften bislang Fischereifahrzeuge anderer EU-Staaten in der
britischen AWZ häufig einen großen Teil ihrer zugeteilten Fangquoten - und
zwar deutlich mehr als umgekehrt.

Bis zum Ende des Jahres muss nun ein neues Fischereiabkommen verhandelt
werden. Hauptstreitpunkt zwischen dem Vereinigten Königreich und der EU
wird die Neuverteilung der Fangquoten sein. Bisher galt in EU-Gewässern
das Prinzip der relativen Stabilität, das seit 1982 angewandt wird: Jedes
Land erhält einen gewissen Prozentanteil an der Gesamtfangquote eines
Fischbestandes, zum Beispiel für Hering in der Nordsee. Dieser ist in
jedem Jahr gleich, und Veränderungen bei den Fangmengen ergeben sich nur
durch Quotenanpassungen. Das Vereinigte Königreich stellt dieses Prinzip
nun infrage, um höhere Quoten für sich zu beanspruchen.

Die Briten plädieren für eine Zuordnung nach Zonen, bei der die Quoten
entsprechend der tatsächlichen Aufenthaltsgebiete der Fischbestände
vergeben werden. Wie die Fischereiökonomen des Thünen-Instituts errechnet
haben, würde eine solche Aufteilung die Fangoptionen für die deutsche
Fischerei massiv einschränken. Die deutschen Fischer fischen zurzeit
nahezu 100 % ihrer Quote für Nordseehering in der britischen
Wirtschaftszone. So bezieht z. B. das Fischverarbeitungswerk auf Rügen
rund 80 % seiner Heringslieferungen aus der Nordsee und könnte diese bei
einer Neuverteilung verlieren. Die wichtige deutsche Fischerei auf
Seelachs würde bei einer Neuverteilung ebenfalls vermutlich deutliche
Quotenkürzungen hinnehmen müssen.

Aus Sicht der Wissenschaftler wird das Prinzip der relativen Stabilität
jedoch nicht nur aufgrund des Brexit in Frage gestellt. Ein weiterer Grund
dafür ist der Klimawandel. "Die Verteilung der Fischbestände hat sich seit
den 1980er Jahren stark verändert. So gibt es inzwischen vermehrt
Seehecht, Sardinen und Meerbarben in der Nordsee, während der Kabeljau
nach Norden auszuweichen scheint", erläutert Fischereibiologe Alexander
Kempf vom Thünen-Institut für Seefischerei. "Der Mix aus verfügbaren
nationalen Quoten entspricht immer weniger der Realität der Fänge",
ergänzt sein Kollege, der Ökonom Ralf Döring.

Die Analyse der Handelsströme von Fischwaren zeigt, dass Großbritannien
grundsätzlich mehr in die EU exportiert als importiert. Dabei werden vor
allem Rohwaren exportiert und Fertigwaren importiert (auch aus
Deutschland). Beim Marktzugang für Fischerzeugnisse hätte Großbritannien
also mehr zu verlieren als die EU. Speziell auf Deutschland bezogen sieht
das Bild jedoch etwas anders aus: Im Gegensatz zu anderen EU-Staaten
exportieren deutsche Firmen deutlich mehr nach Großbritannien als sie
importieren (230 Mio. Euro gegenüber 105 Mio. Euro).

Das Thünen-Institut wird die Verhandlungen über ein neues
Fischereiabkommen und zur Verteilung der Fangquoten intensiv begleiten und
die Folgen abschätzen.


Weitere Informationen unter:

http://www.thuenen.de/media/institute/ma/Downloads/Brexit_Kurzbericht_fin.pdf

- Kurzbericht des Thünen-Instituts über die Auswirkungen des Brexit
auf die Agrar- und Ernährungswirtschaft von 2019 (auf Englisch)

http://www.europarl.europa.eu/thinktank/en/document.html?reference=IPOL_STU(2017)601981

- Studie des Thünen-Instituts für das EU-Parlament von 2017 über die
Auswirkungen des Brexit für die Fischerei (auf Englisch)

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution1208

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Johann Heinrich von Thünen-Institut,

Bundesforschungsinstitut für Ländliche Räume, Wald und Fischerei, 31.01.2020

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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POLITIK/124: Brexit - Hochschulrektorenkonferenz fordert volle Assoziierung des UK an Horizon Europe und Erasmus+ (idw)

Hochschulrektorenkonferenz (HRK) - 31.01.2020

Gemeinsame Stellungnahme mit europäischen und britischen Partnern

Brexit: HRK fordert volle Assoziierung des UK an Horizon Europe und
Erasmus+



"Der Austritt des Vereinigten Königreichs aus der Europäischen Union
markiert eine Zäsur in der Geschichte der europäischen Einigung. Gemeinsam
mit unseren britischen Partnern wollen wir alles daransetzen, dass die
Wissenschaftsbeziehungen von diesem tiefen und schmerzhaften Einschnitt
möglichst unbeeinträchtigt bleiben", so der Präsident der
Hochschulrektorenkonferenz (HRK), Prof. Dr. Peter-André Alt heute in
Berlin.

"Auch für die deutschen Hochschulen ist es jetzt von entscheidender
Bedeutung, dass die Rahmenbedingungen der künftigen Zusammenarbeit
zwischen europäischen und britischen Partnern in der nun beginnenden
Übergangsphase zügig geklärt werden. Wir müssen erreichen, dass das
Vereinigte Königreich zum Forschungsprogramm Horizon Europe wie auch zum
Austauschprogramm Erasmus+ voll assoziiert wird. Nur dieser Weg bietet uns
die Chance, die engen und bewährten Beziehungen zu britischen
Universitäten und Wissenschaftseinrichtungen zum Vorteil beider Länder
auch nach dem 1. Januar 2021 fortzuführen", sagte Alt.

Britische Universitäten zählen traditionell zu den wichtigsten
internationalen Partnern deutscher Hochschulen. Bereits seit dem
Referendum im Juni 2016 herrscht jedoch Unklarheit über die genauen
Rahmenbedingungen der europäisch-britischen Zusammenarbeit nach dem
EU-Austritt des Vereinigten Königreichs. "Diese Unsicherheit erweist sich
mehr und mehr als kontraproduktiv für eine auf langfristige und
verlässliche Rahmenbedingungen angewiesene Zusammenarbeit in der
Wissenschaft", so der HRK-Präsident.

Die HRK ist Mitunterzeichnerin einer gemeinsamen Erklärung, in der sich 37
europäische und britische Wissenschaftsorganisationen an die Europäische
Kommission wie auch an ihre nationalen Regierungen wenden:

"Wir, die wichtigsten Dachorganisationen von Hochschulen und Wissenschaft
im Vereinigten Königreich und in Europa, sind gemeinsam der Überzeugung,
dass wir auch nach dem Austritt des Vereinigten Königsreichs aus der
Europäischen Union weiter zusammenarbeiten wollen. Wir fordern unsere
nationalen Regierungen und die Europäische Kommission auf, sich im Sinne
der gemeinsamen Politischen Erklärung rasch auf die Grundlage für eine
weitere Zusammenarbeit zu verständigen. Basis hierfür kann nur die volle
Assoziierung des Vereinigten Königreichs an Horizon Europe und Erasmus+
sein. Eine zügige Vereinbarung in diesem Bereich wäre von deutlichem
gegenseitigen Nutzen für uns alle und sollte noch vor Ende des Jahres 2020
erreicht werden, um so die Entwicklung innovativer und enger
Zusammenarbeit auch in den nächsten Jahrzehnten zu gewährleisten."


Das Statement wurde unterzeichnet von:

Europäische Institutionen:


	Flemish Interuniversity Council (VLIR)

	Wallonia-Brussels Federation - Council of Rectors of the Belgian French Universities (CRef)

	Danske Universiteter (Universities Denmark)

	Hochschulrektorenkonferenz (HRK)

	Rektorite Nõukogu (Universities Estonia)

	Aurora Universities Network

	CESAER

	European Consortium of Innovative Universities (ECIU)

	European University Association (EUA)

	The Guild of European Research-Intensive Universities

	League of European Research Universities (LERU)

	Network of Universities from the Capitals of Europe (UNICA)

	Universities Finland (UNIFI)

	Conférence des présidents d'université (CPU)

	Irish University Association (IUA)

	Icelandic Rectors' Conference

	Conferenza dei Rettori delle Università italiane (CRUI, The Conference of Italian University Rectors)

	Latvijas Rektoru Padome (Latvian Rectors' Council)

	Universities Lithuania

	Universität Luxemburg

	Vereniging van Universiteiten (VSNU, The Association of Universities in the Netherlands)

	Universitets- og høgskolerådet (UHR, Universities Norway)

	Österreichische Universitätenkonferenz (uniko)

	Konferencja Rektorów Akademickich Szkół Polskich (CRASP, Conference of Rectors of Academic Schools in Poland)

	Conselho de Reitores das Universidades Portuguesas (CRUP, Council of Rectors of Portuguese Universities)

	Sveriges universitets- och högskoleförbund (SUHF, The Association of Swedish Higher Education Institutions)

	Crue Universidades Españolas (Universities Spain)

	swissuniversities

	Česká konference rektorů (CRT, Czech Rectors' Conference)

	Magyar Rektori Konferencia (HRC, Hungarian Rectors' Conference)



Institutionen im Vereinigten Königreich:

- Academy of Medical Sciences

- British Council EU Region

- Campaign for Science and Engineering (CaSE)

- Confederation of British Industry (CBI)

- GuildHE

- Universities UK International

- Wellcome Trust

Hintergrund: deutsch-britische Zusammenarbeit in Forschung und Lehre:

Aktuell verzeichnet der Hochschulkompass der HRK knapp 1.700 Kooperationen
zwischen deutschen und britischen Hochschulen.

Zwischen 2013 und 2017 verfassten deutsche und britische Wissenschaftler
und Wissenschaftlerinnen mehr als 70.000 gemeinsame Publikationen. Unter
dem Dach des 7. Forschungsrahmenprogramms der EU wurden gut 4.000 Projekte
gefördert, an denen sowohl das Vereinigte Königreich wie auch Deutschland
beteiligt waren. Das Gesamtfördervolumen betrug hierbei 18,2 Mrd. Euro.

Das Vereinigte Königreich ist nach Österreich und den Niederlanden das
beliebteste Ziel für einen Auslandsaufenthalt deutscher Studierender. In
den Jahren 2014 bis 2018 wurden über Erasmus+ insgesamt 16.910
Studienaufenthalte von Studierenden deutscher Hochschulen im Vereinigten
Königreich gefördert. Im Hochschulbereich erhielten in den Jahren 2014 bis
2018 insgesamt 8.333 deutsche Studierende eine Erasmus+ Förderung für
Praktika im Vereinigten Königreich.


Weitere Informationen unter:

https://www.universitiesuk.ac.uk/International/news/Pages/EU-and-UK-research-and-
higher-education-organisations-plan-a-strong-future-relationship-post-Brexit.aspx

- Englischer Originaltext der gemeinsamen Erklärung, hier einsehbar ab dem
31.1.2020

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution313

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Hochschulrektorenkonferenz (HRK), 31.01.2020

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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THEATER/1466: Hamburg - "Oskar und die Dame in Rosa" nach Eric-E. Schmitt, 14.2.2020

FUNDUS THEATER / THEATRE OF RESEARCH

Ambrella Figurentheater / Theatrium Steinau

Oskar und die Dame in Rosa

Eine Hymne auf das Leben nach Eric-E. Schmitt

Spiel: Heike Klockmeier, Detlef Heinichen

Regie: Renat Safiullin

Figuren: Pauline Späte

Bühnenbild + Kostüme: Ella Späte

Animation: Omani Frei

FR 14.02.2020, 18.00 Uhr, 12+



Oskar ist zehn Jahre alt und unheilbar an Leukämie erkrankt. Zum Glück
gibt es Oma Rosa, die ihn ermuntert, an den lieben Gott zu schreiben,
obwohl er gar nicht an ihn glaubt. Unsentimental erzählen Oskars
Briefe von Liebe, Schmerz, Freude und Verlust. Und so durchlebt ein
neugieriger, lebensfroher Junge auf wundersame Weise ein ganzes Leben.

Das FUNDUS THEATER ist ein zentraler Ort für zeitgemäßes
Kindertheater. Es zeigt Eigenproduktionen und Stücke Hamburger und
überregionaler Gruppen. Als neue Kooperationspartner und zusätzliche
Spielstätten begrüßen wir sehr herzlich das HoheLuftschiff und das
Hamburger Puppentheater.

KARTENTELEFON: 040 - 250 72 70

TICKETKAUF ONLINE: WWW.FUNDUS-THEATER.DE

 * 

Quelle:

FUNDUS THEATER / THEATRE OF RESEARCH

Hasselbrookstraße 25 - 22089 Hamburg

Tel.: +49 (0)40 / 250 72 43 Fax: +49 (0)40 / 250 72 26

Internet: www.fundus-theater.de
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TREFFEN/219: Wertheim - Musikschule startet die "Musikwiege", Infostunde am 08.02.20

Wertheim

Musikschule startet die "Musikwiege"

Kurse für Eltern und Kleinkind / Infostunde



Wertheim. In der städtischen Musikschule startet ab dem 14. Februar
die "Musikwiege" für Babys und Kleinkinder bis zwei Jahren in
Begleitung eines Elternteils. Die Kurse finden jeweils
freitagnachmittags unter Leitung von Sebastian Wagner statt. Sie
laufen bis Ende Juli, eine Unterrichtsstunde dauert 45 Minuten.

Freude, Spaß, gemeinsames Singen und Tanzen stehen in den 
Musikwiege-Kursen an erster Stelle. Es besteht keinerlei Leistungserwartung.
Neben dem Spaß für die Kinder bietet es auch für die Eltern eine gute
Gelegenheit Reime, Fingerspiele und Kinderlieder aufzufrischen. Zum
Einsatz kommt einfaches Instrumentarium wie Klanghölzer, Triangel,
Rasseln und Tamburin.

Eine unverbindliche Info- und Probestunde (mit Kind) bietet Sebastian
Wagner am Samstag, 8. Februar, von 10 bis 10.45 in der Musikschule an.
Dabei wird auch die genaue Uhrzeit für die Kurse besprochen. Für die
Infostunde bittet die Musikschule um Anmeldung.

Nähere Informationen gibt es bei der Städtischen Musikschule im
Kulturhaus, Telefon 09342/301-514, E-Mail: info@musikschule-wertheim.de

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 31.01.20

Stadtverwaltung Wertheim

- Presse und Information -

97877 Wertheim

Tel.: 09342/301-300 oder -301, Fax: 09342/301-503

E-Mail: pressestelle@wertheim.de
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TREFFEN/218: Cuxhaven - Krabbeltreff in der Stadtbibliothek, Vorlesen, Sing- und Sprachspiele, 12.02.20

Stadt Cuxhaven

Krabbeltreff in der Stadtbibliothek



Am Mittwoch, den 12. Februar findet um 16 Uhr der nächste Krabbeltreff
statt. Kinder von sechs Monaten bis zu zwei Jahren sind dazu herzlich
mit ihren Eltern eingeladen. Vorlesen, Sing- und Sprachspiele stehen
dann wieder auf dem Programm. Veranstalter ist die Stadtbibliothek
Cuxhaven.

Weitere Informationen unter Tel. 04721/ 700 70 800 oder in der
Stadtbibliothek.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 31.01.20

Stadt Cuxhaven

Büro des Oberbürgermeisters

Rathausplatz 1, 27472 Cuxhaven

Tel.: 04721/7006070, Fax: 04721/700909

E-Mail: presse@cuxhaven.de
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TREFF/777: Mönchengladbach - Keramik am Montag. Reliefs gestalten, ab 10.02.20

Stadt Mönchengladbach

Keramik am Montag: Reliefs gestalten



Reliefs gibt es in der Geologie und in der Kunst. In diesem Kurs loten
wir die Grenzen und Gemeinsamkeiten beider Gebiete aus.
Schroff-faltige Gebirge, ein von Flüssen durchzogenes Flachland, klein
parzellierte Felder u.a. dienen als Anregung für abstrahierte Flach-,
Halb- und Hochreliefs. Auch Fotos vom Ausblick auf die Dächer einer
Stadt, Architekturdetails oder ein Blick auf die Fassade des Schlosses
Rheydt mit seinen Reliefs können Ideen für dieses Kunstprojekt
liefern.

Die Weiterentwicklung des Reliefs zu einer freistehenden Plastik ist
denkbar. Zum Abschluss des Kurses werden die entstandenen Werke mit
Oxiden, Porzellanengoben oder Glasuren versehen, so dass sie ihren
ganz individuellen Charakter erhalten. Beginn der 10 Kurseinheiten ist
Montag, 10. Februar, jeweils 9 bis 12 Uhr.

Die Kosten für diesen Kurs: 120 Euro, 30 Euro einmalige Brenngebühr,
Materialkosten werden je nach Verbrauch fällig Ein weiterer Kurs ist
montags jeweils von 18.45 Uhr bis 21.45 Uhr. Hier gibt es 8 Termine.
Kosten: 96 Euro, 25 Euro einmalige Brenngebühr, Materialkosten werden
je nach Verbrauch fällig.

Anmeldung bis 5. Februar unter: museumspaedagogik@schlossrheydt.de
oder 02166/9289019

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 31.01.20

Stadt Mönchengladbach - Stabsstelle Presse & Kommunikation

Rathaus Abtei - 41050 Mönchengladbach

Telefon (0 21 61) 25 20 81 - Telefax (0 21 61) 25 20 99

E-Mail: presse@moenchengladbach.de
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AUFBAU/589: Unruhen in Lateinamerika - Den Neoliberalismus in die Schranken weisen

aufbau Nr. 99, Januar/Februar 2020

klassenkampf - frauenkampf - kommunismus

Unruhen in Lateinamerika

Den Neoliberalismus in die Schranken weisen



Die reaktionäre Welle trifft auf Widerstand und bringt die
politischen Verhältnisse ins Wanken. In vielen Ländern steht die
herrschende Klasse unter Druck. Ein Blick auf den Südteil des
Kontinents.


(gpw) Chile ist erwacht: Eine Protestwelle richtet sich gegen
die soziale Ungleichheit im Land. In Argentinien wurde der neoliberale
Superstar Mauricio Macri bei den Wahlen abgestraft, zu hart trafen
seine Reformen die ArbeiterInnenklasse und die Mittelschichten. In
Ecuador hielten die militanten Proteste so lange, bis der Wolf im
Schafspelz, Präsident Lenín Moreno, den Ausnahmezustand verhängen, aus
der Hauptstadt Quito fliehen und die Aufhebung der Benzin-Subventionen
streichen musste. In Kolumbien wurde der erste Generalstreik seit
Jahrzehnten durchgeführt. Die offenen Adern Lateinamerikas pumpen
wieder Blut durch die gebeutelten Klassen der Bevölkerung.


Chile

Chile galt seit dem Ende der Militärdiktatur von Augusto Pinochet
(1973-1990) als Musterdemokratie, auf die neoliberale ApologetInnen
gerne verwiesen: stabil und ein solides wirtschaftliches Wachstum. Die
neoliberale Politik schien aufzugehen, lange Zeit konnte der Unmut der
Verlierer dieses Kurses unter dem Deckel gehalten werden, grössere
Protestbewegungen gab es nicht. Seit 2011 versucht eine aufmüpfige,
teils militante SchülerInnen und StudentInnen Bewegung das
durchprivatisierte Bildungssystem aufzubrechen. Sie fordern mehr
Chancengleichheit und besseren Bildungszugang. Hinzu kommen kämpfende
RentnerInnen, die mit ihrer Pension nicht genug zum Überleben
erhalten. 50 Prozent der Chileninnen und Chilenen arbeiten im
Niedriglohnsektor und verdienen so wenig, dass sie eine
durchschnittliche Familie nicht allein versorgen können ohne unter die
Armutsgrenze zu fallen.

Die Ticketpreise des öffentlichen Nahverkehrs in Santiago de Chile
waren in den letzten Jahren immer wieder erhöht worden. Auf die
Ankündigung, die Preise ein weiteres Mal zu erhöhen, reagierten zuerst
die SchülerInnen und Studierenden. Sie drangen in Massen in die
U-Bahnhöfe ohne zu bezahlen. Als es im Zuge dieser Aktionen zu
grösseren Sachbeschädigungen und Plünderungen von Geschäften kam, rief
der rechts-konservative Präsident Sebastián Piñera den Ausnahmezustand
aus. Zum ersten Mal seit dem Ende der Militärdiktatur patrouillierten
Panzer in den Strassen von Santiago. Schnell waren auch die ersten
Toten zu beklagen. Trotzdem oder gerade deswegen wurde der Protest
immer stärker, die Gewerkschaften mobilisier(t)en, es gab Streiks in
den Häfen und im Bergbau und weiteren wirtschaftlichen Sektoren. Die
Mobilisierungen führten zu den grössten Demonstrationen der jüngeren
Geschichte und gipfelten in mehreren Generalstreiks. Zentrale
Forderungen sind der Rücktritt des Präsidenten und die Einberufung
einer verfassungsgebenden Versammlung. Piñera reagierte mit
anfänglichen Lippenbekenntnissen, wie die Entlassung der Minister und
der Ankündigung sozialer Reformen. So wurde die 40-Stunden-Woche
eingeführt, über 700 Unternehmer kündigten an, künftig Löhne über
500.000 Pesos (ca. 640 Franken) zu zahlen. Zudem wurde die
Mindestrente leicht erhöht. "Wir haben die Nachricht der Bevölkerung
verstanden", twitterte der Präsident, angesichts der massiven
Mobilisierungen. Doch bisher liess sich der Protest nicht besänftigen
und geht weiter. Gemäss Umfragen glauben 88 Prozent der ChilenInnen
nicht, dass die Reformvorschläge die grundsätzlichen Probleme lösen.
Doch weiter geht die Regierung nicht und dreht massiv an der
Repressionsschraube. Seit Beginn der Proteste wurden über 5.500
Personen festgenommen, über 2.000 verletzt, davon über 1.000 durch
Schusswaffen.


Argentinien

Mauricio Macri ist mit seinem Vorhaben, Argentiniens Wirtschaft
neoliberal umzugestalten, gescheitert. Bei den Wahlen Ende Oktober
gewann der Herausforderer des Mitte-Links-Bündnisses "Frente de Todos"
Alberto Fernández. Er rief dazu auf, wieder "ein Argentinien der
Gleichheit und der Solidarität zu schaffen". Macris Politik traf die
argentinische ArbeiterInnenklasse und die Mittelschichten hart:
Subventionen wurden gestrichen und marktliberale Reformen
durchgesetzt.

Die Verschuldung stieg massiv an, das Land steht vor dem Kollaps, es
droht eine Hyperinflation - seit dem letzten Staatsbankrott
Argentiniens sind noch keine zwanzig Jahre vergangen (2001). Auch den
bei vielen verhassten Internationalen Währungsfond (IWF) holte Macri
ins Land zurück: 57 Milliarden Dollar, den grössten Kredit, den der
IWF je gewährt hat, half wie immer den gleichen: Den Kapitalisten und
deren Handlagern.

Seit zwei Jahren erlebt das Land eine Krise mit wachsender Armut, die
zwischen 30-35 Prozent der Bevölkerung umfasst. 14 Millionen Menschen
droht Mangelernährung oder sogar Hunger. Die Zahlen von schwerer
Ernährungsunsicherheit (nichts mehr zu essen zu haben) und "nur" der
gemässigten (Einbussen bei der Qualität und Menge der Ernährung)
verdoppelte sich in beiden Fällen. Damit liegt Argentinien über dem
lateinamerikanischen Durchschnitt. Ein Job reicht meistens nicht mehr,
um das Überleben zu sichern. Man sieht immer mehr Menschen in den
Abfällen nach Essbarem suchen. Darüber hinaus gibt es eine verstärkte
Kapitalflucht.

Nicht so bei den Reichen und Schönen des Landes: Trotz ökonomischer
Krise ist das Vermögen des Ex-Präsidenten Macri, wichtiger Minister
und politischer Freunde deutlich gestiegen. Die Familie Macri zählt zu
den reichsten des Landes. Ihr Vermögen wird auf rund 500 Millionen
Franken geschätzt. Dieses akkumulierte sie in der Macri-SOCMA-Gruppe
vor allem während der Militärdiktatur 1976-1983, in den Bereichen
Bauwesen, Automobilindustrie, Flugzeuge, Gebührensystem, Müllabfuhr
und Lebensmittelindustrie. Heute zählt sie zu den grössten
Holdinggesellschaften in Amerika. Doch auch andere profitierten: Der
Chef des Nachrichtendienstes besass 2018 rund 280 Millionen Pesos (4.6
Millionen Franken) an Vermögen, fast 100 Prozent mehr als noch 2017.
Der Finanzminister konnte einen Anstieg seines Vermögens um 80 Prozent
verbuchen.


Was fehlt

Sowohl in Chile, als auch in Argentinien, fehlt eine fassbare
Gegenmacht, eine gesellschaftlich relevante, revolutionäre
Perspektive. Dies gilt auch für die anderen Länder, in denen die Krise
durchschlägt. Es ist zu befürchten, dass die linken Proteste, so stark
sie situativ auch sein mögen, am Ende ohne tiefgreifende Wirkung
verpuffen.

Macri hat seine Wahlniederlage sofort eingeräumt und seinem
Herausforderer gratuliert. Zu keinem Zeitpunkt wurde die Wahl von
einer gewichtigen gesellschaftlichen Kraft in Frage gestellt. Selbst
die normalerweise nervösen Märkte blieben ruhig. Fernández steht denn
auch nicht für ein radikal reformistisches Projekt. Er wird vielmehr
versuchen, die übelsten Auswüchse der neoliberalen Politik seines
Vorgängers zu dämpfen, wie das Anwachsen der hohen Armutsrate oder die
sehr hohe Inflation. Ein Bruch mit den Vereinbarungen zum Kredit des
IWF steht indes noch nicht im Raum, was die Richtung von Fernández'
Politik wohl aufzeigt.

In Chile wiederum, wo das Sprengpotential um einiges grösser ist,
zeigt sich die integrative Kraft des Kapitalismus in seiner schönsten
Form. Trotz höchst repressivem Klima und andauernden Demonstrationen
einigten sich die Regierungsparteien und Teile der Opposition auf
einen Kompromiss. Demnach ist für April 2020 ein Referendum
vorgesehen, in dem die ChilenInnen entscheiden können, ob sie eine
neue Verfassung wünschen. In einem zweiten Schritt wird darüber
abgestimmt, wie eine verfassungsgebende Versammlung zusammengesetzt zu
sein hat. Zur Wahl steht eine gemischte Versammlung aus
ParlamentarierInnen und VolksvertreterInnen oder eine Versammlung, die
zu 100 Prozent aus VertreterInnen der Bevölkerung besteht. Die Krux
dabei ist, dass gewisse Teile der Opposition und die sozialen
Bewegungen, der radikalste Teil der Proteste, bei den Verhandlungen zu
diesem Kompromiss ausgeschlossen waren. Auch die Gewerkschaften
kritisieren, dass dieser Kompromiss hinter dem Rücken der chilenischen
Bevölkerung ausgehandelt wurde und nicht weitreichend genug sei. Zudem
muss eine Zweidrittelmehrheit dem Ergebnis der verfassungsgebenden
Versammlung zustimmen, was schwierig zu erreichen ist. Sollte dieses
hohe Quorum nicht zustande kommen, bleibt die Verfassung, die noch aus
der faschistischen Zeit der Militärdiktatur stammt (1973-1990),
weiterhin bestehen. Es ist zu hoffen, dass soziale Bewegungen
weiterhin stark mobilisieren und Druck aufbauen und die sich
bildenden, offenen Räte politische Substanz entwickeln. Ansonsten sind
wohl nur kleine Korrekturen im neoliberalen Kurs der herrschenden
Klasse in Chile zu erwarten. Sollte das nun angebotene Zuckerbrot
nicht reichen, steht die Peitsche - mit noch grösserer Brutalität
- mit Sicherheit bereit.

 * 

Redaktion

Revolutionärer Aufbau Basel (rabs), Revolutionärer Aufbau Winterthur
(raw), Gruppe politischer Widerstand Zürich (gpw), Gruppe Arbeitskampf
Zürich (az), Arbeitsgruppe Antifa Basel (agafbs), Arbeitsgruppe Antifa
Zürich (agafz), Arbeitsgruppe Klassenkampf Basel (agkkbs),
Arbeitsgruppe Klassenkampf Zürich (agkkz), Arbeitskreis
ArbeiterInnenkämpfe (akak), Arbeitskreis Frauenkampf (akfk),
Frauen-Arbeitsgruppe (agf), Frauenkollektiv (fk), Rote Hilfe
International (rhi), Arbeitsgruppe Jugend Zürich (agj)

 * 

Quelle:

aufbau Nr. 99, Januar/Februar 2020, Seite 1+7

HerausgeberInnen:

Revolutionärer Aufbau Zürich, Postfach 8663, 8036 Zürich

Revolutionärer Aufbau Basel, basel@aufbau.org

Revolutionärer Aufbau Winterthur, winterthur@aufbau.org

Redaktion und Vertrieb Schweiz

aufbau, Postfach 8663, 8036 Zürich

E-Mail: info@aufbau.org

Internet: www.aufbau.org

 

Der aufbau erscheint dreimonatlich.

Einzelpreis: 2 Euro/3 SFr

Abo Inland: 30 Franken, Abo Ausland: 30 Euro,

Solidaritätsabo: ab 50 Franken
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DAS BLÄTTCHEN/1965: Österreich - die neue Bürgerallianz

Das Blättchen - Zeitschrift für Politik, Kunst und Wirtschaft

23. Jahrgang | Nummer 2 | 20. Januar 2020

Österreich - die neue Bürgerallianz

von Hannes Hofbauer, Wien



Die viel zitierte grüne Basisdemokratie war im entscheidenden Moment zur
Farce geronnen. Nach monatelangen, geheim geführten Verhandlungen zwischen
dem jungen Altkanzler Sebastian Kurz (ÖVP) und dem Grünen-Chef Werner
Kogler hatten die 275 Delegierten der grünen Basis Anfang Januar 2020
weniger als 48 Stunden Zeit, um das 326-seitige Ergebnis der
Koalitionsgespräche zu beurteilen. Parallel dazu trommelten sämtliche
staatlichen und privaten Medien dafür, den schwarz-grünen Versuch zu wagen.
Sogar das auflagenstärkste Boulevardblatt, die Kronenzeitung,
verstreute Vorschusslorbeeren. In dieser Situation votierten 246 grüne
Delegierte - bei 15 Gegenstimmen - in offener Abstimmung für das angebliche
Wagnis. Damit war der Startschuss für die erste schwarz-grüne Koalition in
Europa erfolgt.

"Das besten aus beiden Welten." Mit diesen Worten charakterisierte
Sebastian Kurz, der zuletzt eine rechts-rechte Regierung mit der FPÖ
geführt hatte, das Ergebnis der Koalitionsverhandlungen. Mit den zwei
Welten meint er die christlich-soziale, konservative, alt eingesessene
eigene Welt der ÖVP auf der einen und die neue grüne Kraft auf der anderen
Seite. So weit auseinander liegen die beiden indes nicht, wie die Einigung
auf eine gemeinsame Koalition gezeigt hat.

Das aus 15 Ministern bestehende Regierungsteam macht auch deutlich, dass
die alt-neu-Zuschreibung schon biografisch nicht stimmt: der 33 Jahre
junge, türkis-schwarzer ÖVP-Kanzler Kurz steht dem 58-jährigen grünen
Vizekanzler Werner Kogler gegenüber. Und die Ministerriege der
Christkonservativen ist im Durchschnitt auch jünger als jene der Grünen.
Wie überhaupt die junge Garde um Sebastian Kurz herum das Geschehen
dominiert.

Inhaltlich wiederum sind die Gegensätze zwischen schwarz/türkis und grün
leicht überbrückbar. In wesentlichen geopolitischen und Klassenfragen
trennt sie wenig bis nichts. Da ist einmal ihr gemeinsamer
unerschütterlicher Glaube in die Europäische Union als Heilsbringer.
Konkurrenzfähigkeit, Menschenrechte, Frieden in Europa ... all das
garantieren - nach beider Meinung - die Brüsseler Institutionen. Kritik an
der EU wird sowohl von ÖVP als auch von den Grünen nicht geduldet und mit
Zuordnungen wie "europafeindlich" oder "populistisch" bedacht. Auch in der
Politik gegenüber Russland, so sie überhaupt in einem kleinen 
EU-Mitgliedsland wie Österreich von Bedeutung ist, wird man sich nicht in die
Haare kriegen, allenfalls ein paar grüne Bemerkungen zum Umgang Moskaus mit
Homosexuellen könnten die Eintracht kurzfristig stören.

Von wesentlicher Bedeutung für die zukünftige Zusammenarbeit zwischen ÖVP
und Grünen ist ihre beiderseitige bürgerliche Herkunft. Die Grünen sind
oder besser: waren die unzufriedenen Kinder der Christkonservativen. Deren
konservatives bis rückwärtsgewandtes Weltbild und deren Beharren auf
autoritären Gesellschaftsstrukturen hat in den 1980er Jahren eine
politische Opposition entstehen lassen, die sich teilweise noch aus der
Aufbruchsstimmung der 68er speiste. Doch die Post-68er sind längst in der
Mitte der Gesellschaft angekommen. Sie haben sich als neue Biedermenschen
etabliert. Ihr Bild vom Fortschritt ist indes ein anderes. Ihnen geht es
nicht mehr vordringlich um ökonomisches Wachstum, Villa, Zweitauto und
Fernreisen, sondern um gesundes Essen, gute Luft und E-Mobilität. Die alte
Bürgerlichkeit ist generationsbedingt im Aussterben, eine neue findet ihren
Platz. Mit den Sorgen der Unterklassen, der Regal-Einräumerin im
Supermarkt, dem Paketzusteller oder dem Schichtarbeiter in der Fabrik haben
sie keine Berührungspunkte.

An der Schnittstelle zwischen alter und neuer Bürgerlichkeit haben sich nun
in Österreich ÖVP und Grüne gefunden. Ihr Regierungsprogramm ist kein
Kompromiss zwischen zwei Positionen, sondern gleicht eher einer
Verteilungsaktion von Pfründen. Dem Wahlausgang entsprechend, bei dem die
ÖVP 37 Prozent und die Grünen 14 Prozent Zustimmung erfahren hatten, teilen
sich die Pfründe personell und inhaltlich auf. Sebastian Kurz konnte mit
den Ressorts Finanz, Wirtschaft, Inneres und Äußeres die wichtigsten
Positionen mit seinen Parteileuten besetzen, die Grünen müssen mit Umwelt &
Infrastruktur vorlieb nehmen, das sie als großes Klimaressort preisen.

Beim Budget, landläufig als in Zahlen gegossene Politik bezeichnet, steht
als oberstes Gebot das sogenannte Null-Defizit, wie vom EU-Fiskalpakt 2012
in Nachfolge der Maastricht-Kritikerin vorgesehen. Eine soziale Handschrift
darin sucht man vergeblich. Vorschläge für eine Vermögens- oder
Erbschaftssteuer kommen nicht vor. Stattdessen werden Steuersenkungen bei
den Einkommen geplant; und für die Unternehmen fällt die
Körperschaftssteuer von 25 auf 21 Prozent.

Umgekehrt ist ein erster Angriff auf Arbeiterrechte bereits im Gange. Die
vor kurzem eingeführte Möglichkeit, nach 45 Arbeitsjahren ohne Abschläge
bereits mit 62 in Rente zu gehen (die sogenannte Hackler-Regelung), soll
gekippt werden. Und wer das Koalitionspapier genau durchliest, wird auch
einen Passus entdecken, der eine staatliche Eingriffsmöglichkeit in die
Kollektivverträge ermöglicht, wenn sich Unternehmer- und Arbeitervertreter
nicht auf eine "vernünftige Lösung" einigen können. Der Gewerkschaft ist
damit die Rute ins Fenster gestellt.

Die Migrations- und Flüchtlingsfrage bleibt vollständig in der Hand der
ÖVP. Zuwanderung soll dort stattfinden, wo Unternehmen billige
Arbeitskräfte brauchen, dafür hat schon die ÖVP-FPÖ-Regierung in der
Vergangenheit die sogenannte Mangelberufsliste ausgeweitet, mit der auf
Arbeitskräftesuche jenseits der EU gegangen wird. Die Grünen wollen dazu
eine Rot-Weiß-Rot-Karte wiederbeleben, die die Einwanderer transparent nach
Brauchbarkeit klassifiziert, indem berufliche Erfahrung, Alter,
Sprachkenntnisse und anderes mit Punkten bewertet werden, die dann zur
Ablehnung oder Aufnahme führen. Einig sind sich Schwarz/Türkis und Grün
auch in der Frage, asiatische oder afrikanische Lehrlinge mit abgelehntem
Asylantrag vorerst nicht nach Hause zu schicken. Die Grünen sehen dies als
Ausdruck der Menschlichkeit an, die ÖVP folgt damit der Logik der
Tourismusbranche, die ständig auf der Suche nach noch billigeren und
ausbeutbareren Arbeitskräften ist.

Auffallend ist auch, wie Schwarz und Grün gemeinsam Front gegen den Islam
machen. Nicht nur, dass mit der ÖVP-Integrationsministerin Susanne Raab
eine junge Frau zum Zug kommt, die das rassistische Islamgesetz des Jahres
2015 mitverfasst hat. Dort ist unter anderem das Verbot der
Auslandsfinanzierung von islamischen Glaubensgemeinschaften festgehalten,
inklusive der Abschiebung von ausländischen Imamen. Auch wird darin dem
österreichischen Bundeskanzleramt die Oberhoheit über islamische
Glaubensgemeinschaften zugesprochen, indem er sie mittels Erlass verbieten
kann.

Nun gehen ÖVP und Grüne noch einen Schritt weiter und beschließen ein
Kopftuchverbot für Mädchen bis 14 Jahren in den Schulen, angeblich im Namen
der Frauenemanzipation. Zudem werden alle Moslems in Österreich unter
Generalverdacht gestellt, indem ein eigenes Dokumentationsarchiv
eingerichtet wird, das islamistische Umtriebe beobachten und melden soll.
Nach dem Vorbild eines bereits bestehenden "Dokumentationsarchivs des
österreichischen Widerstands", das Rechtsradikalismus und Antisemitismus
sowohl historisch aufarbeitet als auch aktuell im Visier hat, wird es
demnächst eines gegen den sogenannten "politischen Islam" geben. Darunter
kann dann alles verstanden werden, was islamisch ist und dem
vorherrschenden westlichen Weltbild nicht passt.

Um das Misstrauen gegen islamische Immigranten noch zu verstärken, will die
neue Koalitionsregierung eine Präventivhaft für eingewanderte "Gefährder"
einführen, also: für radikale Muslime oder solche, die dazu medial gemacht
oder etwa von aufmerksamen Mitbürgern als solche denunziert werden. Dagegen
regt sich nicht nur in der Richterschaft Widerstand, weil in Österreich
bereits drei Arten von Haft bestehen: die Untersuchungshaft, die Strafhaft
und die Schubhaft. Damit, so meinen die Experten, müsste eigentlich ein
Auslangen gefunden werden. Heftige grüne Einwände dagegen fanden allerdings
auf dem Bundeskongress der Partei keinen Widerhall. Es blieb bei verbalen
Protesten, den Regierungseintritt wollte man sich dadurch nicht verbauen
lassen.

Das "Beste aus der grünen Welt" findet sich dann beim Thema Verkehr und
Klima. Wie bereits in der Hauptstadt Wien soll es zukünftig auch für ganz
Österreich - dem Schweizer Vorbild entsprechend - ein Jahresticket für den
gesamten öffentlichen Verkehr geben, um 1095,00 Euro sowie um 375,00 Euro
für ein Bundesland. Die Frage der Finanzierung ist offen, das Projekt aber
ein Herzensanliegen der Grünen.

Anders als bei der Stärkung des öffentlichen Verkehrs über den Anreiz des
billigen Jahrestickets setzt man im Regierungspaket beim Thema Klimaschutz
auch auf Verbote. So sollen Öl- und Gasheizungen in den kommenden Jahren
verboten werden, was nicht nur in ländlichen Gebieten für viele Menschen,
deren Häuser damit geheizt werden, technische, aber vor allem auch soziale
Probleme schaffen dürfte. Der Bauwirtschaft und den Herstellern
alternativer Heizsystem werden die Kassen klingeln.

Hochzufrieden mit der schwarz-grünen Koalition äußert sich Brüssel. Kanzler
Kurz' Antrittsbesuch kommentierte die Tageszeitung Kurier als einen
"euphorischen Empfang". Und EU-Kommissionspräsidentin Ursula von der Leyen
sprach gar von einem "österreichischen Modell", das in Europa Schule machen
sollte. Bundesdeutsche Medien staunen ob der Wandlungsfähigkeit des jungen
Sebastian Kurz. Manche nennen ihn ein politisches Chamäleon. Eine
Durchsicht der Regierungspläne zeigt indes, dass das Grün ganz gut zu
seinem ins Türkise verwandelten Schwarz passt.

Kurz' Botschaft an die EU-europäischen Partner lautet folgerichtig: Macht
es Österreich nach, Wirtschaft (gemeint ist Unternehmertum) und Klimaschutz
sind vereinbar, und bei der Migration suchen wir uns jene aus, die wir
brauchen und stoppen jene, die uns zur Last fallen können; das alles
notfalls auch mit autoritär verordneten Maßnahmen.

Hannes Hofbauer, Jahrgang 1955, hat Wirtschafts- und Sozialgeschichte an
der Universität Wien studiert. Er arbeitet als Publizist sowie Verleger
(Promedia Verlag) und lebt in Wien.
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Frankreich und seine Verbündeten geraten in Mali immer mehr in die
Defensive - sowohl militärisch, als auch was ihre Wahrnehmung in der
Zivilbevölkerung angeht. Nachdem es im Januar 2020 auch aus der säkularen,
frankophonen Bevölkerung im Süden heraus Massenproteste gegen die
internationale Militärpräsenz und die gestiegene Unsicherheit gab, lud der
französische Präsident Macron die Regierungschefs der Region nach
Frankreich ein und forderte ein Bekenntnis zur französischen Intervention.
Derweil findet in Deutschland eine seltsam janusköpfige Debatte statt.
Während einerseits die katastrophale Bilanz des bisherigen "Engagements" in
Mali zunehmend thematisiert werden, diskutiert man zugleich über eine
verstärkte "Lastenteilung", also ein (noch) umfangreicheres und robusteres
Mandat der Bundeswehr in Mali. Die Bundesregierung erwägt offenbar,
insbesondere den Einsatz von Spezialkräften auszuweiten und dabei noch
enger mit Frankreich zusammenzuarbeiten.

Die Bundeswehr in Mali

Seit 2013 ist die Bundeswehr offiziell in Mali im Einsatz. Bereits Jahre
zuvor war sie mit Beratergruppen vor Ort und nahm dort gelegentlich an
US-geführten Manövern teil, welche die Bekämpfung des Terrorismus zum
Gegenstand hatten - obwohl dieser zumindest bis 2012 in der Region keine
nennenswerte Rolle gespielt hatte.[1] Katalysator für die umfangreichere
Stationierung deutscher Truppen in Westafrika war dann der Vormarsch
sezessionistischer Gruppen im Norden Malis in Folge des Libyenkrieges sowie
ein darauf folgender Putsch in der Hauptstadt, woraufhin der Norden seine
Unabhängigkeit ausrief und sich dort islamistische Kräfte breitmachten. Ein
angeblicher Vorstoß dieser Kräfte Richtung Süden bot dann den Anlass für
eine (offenbar gut vorbereitete) massive französische Intervention im
Januar 2013. Deutschland unterstützte die Intervention u.a. von Senegal aus
mit der Luftwaffe und brachte große Mengen an Soldaten aus anderen
afrikanischen Staaten in die Region, die einerseits an der Seite
Frankreichs den "Terror" bekämpfen sollten und andererseits eine
Peacekeeping-Mission der Afrikanischen Union (AFISMA) bildeten, die Mitte
2013 in die UN-Mission MINUSMA überführt wurde. Außerdem beteiligte sich
die Bundeswehr von Anfang an an der bereits Ende 2012 beschlossenen
Ausbildungsmission der EU (EUTM Mali), mit der die malische Armee auf die
Rückeroberung bzw. "Stabilisierung" des Nordens vorbereitet werden soll.
Bereits seit Mitte 2013 ist die Bundeswehr auch an der MINUSMA beteiligt,
zunächst v.a. in den Stäben und bei der Logistik. Im Januar 2016 jedoch
erweiterte sich dieser Einsatz erheblich. Das Kontingent wurde auf 650
Kräfte erhöht, von denen die meisten in einem ab jetzt von Deutschland
geführten Feldlager (Camp Castor) bei Gao im Norden des Landes stationiert
wurden. Damit kam von deutscher Seite auch zunehmend schweres Kriegsgerät
zum Einsatz: gepanzerte Fahrzeuge und Schützenpanzer, Drohnen vom Typ Luna
und seit 2017 auch Drohnen vom Typ Heron I, welche die Bundeswehr zuvor nur
in Afghanistan genutzt hatte.[2] Im Rahmen des MINUSMA-Mandates hat die
Bundeswehr zudem einen Luftwaffenstützpunkt im benachbarten Niger
eingerichtet, offenbar sind deutsche Spezialkräfte bereits seit Jahren von
Mali aus auch in den Nachbarstaaten aktiv.

Auch ansonsten stand der Mali-Einsatz von Anfang an unter dem Zeichen
beständiger Ausdehnung. Die EU ergänzte ihre militärische
Ausbildungsmission EUTM durch "zivile" Ausbildungsmissionen in Mali und
Niger - in deren Rahmen Polizei-, Gendarmerie- und Grenzschutz-Einheiten
aufgebaut werden. Frankreich dehnte seine angeblich spontane
Militärintervention mit dem Ziel der Bekämpfung des Terrorismus von Mali
aus auf Mauretanien, Niger, Burkina Faso und den Tschad aus. Diese fortan
als G5-Sahel zusammengefassten Staaten wurden daraufhin v.a. von
Deutschland, Frankreich und der EU "ermuntert", eine eigene gemeinsame
Interventionstruppe, die "Force Conjointe du G5 Sahel" aufzustellen, zu
deren Ausbildung und Unterstützung wiederum die Mandate der EUTM und der
MINUSMA räumlich wie inhaltlich erweitert wurden. Welche Ordnung aber
innerhalb Malis und zwischen den Ländern der Region etabliert werden soll,
wie die Konflikte zwischen den Bevölkerungsgruppen, zwischen Zentren und
Peripherie gelöst werden sollten, darüber existieren unter den
intervenierenden Staaten nur sehr vage und offenbar auch widersprüchliche
Vorstellungen - jenseits der Migrationsbekämpfung, der
grenzüberschreitenden Militarisierung und der "Bekämpfung des Terrorismus".
Diese jedoch prägt mittlerweile in erschreckender Klarheit die Situation in
der Region.

Eskalation mit Ansage

Institutionen wie die International Crisis Group[3] und die Oxford Research
Group[4] hatten die negativen Folgen einer weiteren Militarisierung der
Region früh antizipiert. Sie verwiesen etwa darauf, dass die
intervenierenden Staaten vor Ort auf die Zusammenarbeit mit wenig
demokratischen Regimen und Streitkräften angewiesen wären, die eigene
Interessen verfolgen. Da sie fortan als Partner der intervenierenden
Staaten ihre Legitimation primär auf deren Anerkennung stützen könnten,
wären sie noch weniger darauf angewiesen, innerhalb der Bevölkerung und
über die verschiedenen Bevölkerungsgruppen hinweg Zustimmung zu generieren
und Lösungen für die existierenden Probleme anzubieten. Im Gegenteil
ermögliche ihnen die Chiffre der Bekämpfung des Terrorismus, noch
repressiver gegen die Opposition vorzugehen und legitime politische
Forderungen zugunsten der weiteren, international forcierten Aufrüstung
hinten anzustellen. Dies könne zu einer weiteren Entfremdung der jeweiligen
Bevölkerung und einzelner Bevölkerungsgruppen führen und damit Zulauf für
radikale, terroristische und islamistische Gruppen generieren.

Es gab auch bereits früh Anzeichen, dass die internationale Truppenpräsenz
einerseits und die in sie gesetzten Erwartungen andererseits ethnische
Spannungen hervorrufen und eskalieren könnten. 2012, also noch vor dem
französischen Eingreifen, hatte die International Crisis Group (ICG) unter
dem Titel "eine Eskalation vermeiden" davor gewarnt, das "große Risiko zu
unterschätzen, dass eine externe militärische Intervention dazu führt, dass
die Stämme offene Rechnungen begleichen" (the high risk of inter-tribal
settling of scores that would result from external military intervention).
"Eine solche Intervention" würde Mali "in eine neue Front im 'Krieg gegen
den Terror' verwandeln", die lange gehegten politischen Forderungen aus dem
Norden untergraben und "jede Chance auf eine friedliche Koexistenz zwischen
den Gemeinschaften ausschließen". Bereits in den ersten Tagen der
französischen Intervention machten zumindest Gerüchte die Runde, dass die
malische Armee im Zuge des französischen Vormarsches regelrechte Massaker
an Bevölkerungsgruppen verübt hätte, die pauschal der Sympathie für die
Islamisten verdächtigt wurden. In mehreren Berichten dokumentierte Human
Rights Watch in den Jahren 2016 und 2017, wie einerseits islamistische
Gruppen gezielt ethnisch definierte Minderheiten angriffen, andererseits
aber auch die malischen Sicherheitskräfte und ihre Verbündeten bei der
"Bekämpfung des Terrorismus" willkürlich Angehörige von Minderheiten
festnahmen, folterten und exekutierten.[5] Anstatt wie von vielen Menschen
insbesondere im Süden erhofft, schnell und endgültig Ruhe in die Provinzen
zu bringen, machte sich im Zuge der Intervention dort immer mehr
Unsicherheit breit. Die allgemeine Militarisierung und die rapide
zunehmende Unsicherheit führten dazu, dass sich Bevölkerungsgruppen auch im
kleineren Maßstab bewaffneten, um sich verteidigen - oder Vergeltung üben
zu können. In einem größeren Maßstab bildeten sich ethnisch definierte
bewaffnete Organisationen, um ihre Interessen bei der nun offenbar
militärisch ausgehandelten neuen staatlichen Ordnung durchsetzen zu können.
Das im Zuge der Intervention eilig ausgehandelte "Friedensabkommen", das
seither als wesentliche Legitimationsgrundlage der internationalen
Truppenpräsenz dient, beschleunigte diesen Prozess, wie Charlotte Wiedemann
in den Blättern für deutsche und internationale Politik anschaulich
beschreibt: "[Es] lohnt sich seither, bewaffnet zu sein. Denn nur
Bewaffneten steht in Aussicht, nach einem Entwaffnungsprozess einen Job bei
den Sicherheitskräften zu bekommen. Zivilisten, allen voran Frauen, haben
hingegen nichts einzufordern. Auch die Zahl der Milizen vergrößert sich
seither ständig. Um vom Friedensprozess profitieren zu können, müssen sie
sich einer der beiden im Vertrag fixierten Koalitionen anschließen ... Ihr
Status verschafft den [am Vertrag beteiligten] Gruppen ... obendrein quasi
Straflosigkeit für gewöhnliche Vergehen ... Weil die Mechanismen des
Friedensprozesses den bewaffneten Gruppen Vorteile bringen, haben sie ein
Interesse daran, ihn aufrecht zu erhalten - nicht aber daran, ihn zu einem
erfolgreichen Abschluss zu bringen".[6] Eine Anfang 2018 von der
Heinrich-Böll-Stiftung veröffentlichte Studie fasste die Situation in Mali
bereits im Titel bündig zusammen: "Viel Militär, weniger Sicherheit".[7]

Die Lage hat sich im Zuge der Intervention v.a. im Zentrum Malis und dort
v.a. in den Grenzgebieten zu Niger und Burkina Faso deutlich verschlechtert
(was auch der Grund ist, weshalb die Bundeswehr ihren Nachschub nun nicht
mehr primär aus Bamako, sondern aus Niamey im benachbarten Niger bezieht).
Gerade in den Grenzgebieten häuften sich bald Übergriffe durch bewaffnete
Gruppen auf Siedlungen, bei denen Männer summarisch hingerichtet, Frauen
entführt und vergewaltigt und tw. in großem Maßstab Vieh gestohlen wurde.
Oft gab es daraufhin Vergeltungsangriffe, was die Konflikte weiter anheizte
und eskalierte. 2018 seien bei etwa 100 solchen Vorfällen in Mali
mindestens 300 Menschen getötet worden, so Human Rights Watch in seinem
World Report 2019.[8] Im darauf folgenden Jahr stieg deren Zahl nochmal
massiv an: Allein am 23. März 2019 wurden mindestens 157 Angehörige der
Peul bei Angriffen durch Angehörige der Dogon mit Macheten und Schusswaffen
getötet, ganze Siedlungen wurden niedergebrannt. Die Angreifer bezeichneten
dies angeblich als Vergeltung für einen vorangegengenen Angriff auf die
malische Armee; eine djihadistische Gruppe griff mit Bezug auf das Massaker
wiederum die malische Armee an und tötete dabei nach offiziellen Angaben
elf, nach eigenen Angaben 16 Soldaten. Es gibt also eine offensichtliche
Strategie, Hass zu schüren und Ethnizität politisch aufzuladen. Wolfram
Lacher von der Stiftung Wissenschaft und Politik (SWP) beschrieb dies
gegenüber dem Deutschlandfunk etwa folgendermaßen: "In Reaktion auf
dschihadistische Gruppen, die anfangs sehr klein waren, haben Politiker und
Geschäftsleute Milizen mobilisiert. Der Staat, der überfordert ist, billigt
die Mobilisierung dieser Milizen oder unterstützt sie sogar, und nach und
nach setzen diese Milizen dann die Jihadisten mit bestimmten ethnischen
Gruppen gleich, insbesondere mit den Peul, nicht zuletzt, um sich so das
Land und die Ressourcen der Gemeinschaften anzueignen, die dieser
ethnischen Gruppe angehören. Und im Gegenzug schließen sich dann Angehörige
dieser Gruppe den Dschihadisten an, um sich zu schützen und an Waffen zu
kommen und greifen Gemeinschaften der ethnischen Gruppen an, aus denen sich
die Milizen rekrutieren".[9] Dies sei "die Eigendynamik der Gewalt", wobei
nicht vergessen werden sollte, wer diese Eigendynamik trotz Warnungen im
Vorfeld in Gang gesetzt hat.

Krieg in Mali

Während die Hauptlast des Konfliktes natürlich die Zivilbevölkerung trägt,
werden auch die Angehörigen v.a. der beteiligten afrikanischen Streitkräfte
in großer Zahl getötet und verletzt. Der Blutzoll der malischen Armee ist
nicht seriös erfasst, liegt aber sicherlich im vierstelligen Bereich. Die
UN gibt die Zahl der gefallenen MINUSMA-Angehörigen bis Ende 2019 mit 206
an, davon sollen alleine 64 aus dem Tschad stammen, je 22 aus Burkina Faso
und Guinea und je 17 aus dem Niger und Togo. Auch die europäischen
Streitkräfte innerhalb der MINUSMA haben demnach schon nennenswerte
Verluste erfahren, darunter fünf Angehörige der niederländischen und je
zwei der deutschen und französischen Streitkräfte. Diese Zahlen bilden
jedoch die Realität in Mali kaum ab. Nicht enthalten sind einerseits die
knapp 100 Kräfte afrikanischer Länder, die im Rahmen der AFISMA gefallen
sind, sog. "Contractors" (private Dienstleister der MINUSMA), die
Angehörigen verdeckt operierender westlicher Spezialeinheiten oder etwa der
französischen Armee, die unter nationalem Mandat im Einsatz sind bzw.
waren.

Ein klareres Bild, was die Sicherheitslage der malischen und
internationalen Truppen angeht, bieten hingegen die vierteljährlichen
Berichte des UN-Generalsekretärs zur Lage in Mali. So heißt es
beispielsweise im Bericht vom Juni 2017: "Gewalttätige Extremisten und
terroristische Elemente haben seit Juni 2016 105 Angriffe gegen die
malischen Sicherheits- und Verteidigungskräfte, 76 gegen die MINUSMA und 20
gegen die französischen Streitkräfte durchgeführt... Insgesamt wurden bei
Angriffen 131 Angehörige der malischen Sicherheits- und Verteidigungskräfte
getötet und 176 verletzt... Acht Peacekeeper wurden getötet und 64
verletzt, im vorangegangenen Mandatszeitraum wurden 28 getötet und 89
verletzt. Zwei französische Soldaten wurden getötet und elf verletzt,
während im vorangegangenen Zeitraum drei französische Soldaten getötet und
16 verletzt wurden".[10] Der Bericht des UN-Generalsekretärs vom 31. Mai
2019 zählt allein für die drei vorangegangenen Monate 35 Angriffe auf
malische Kräfte, bei denen 51 von ihnen verletzt und 67 getötet wurden - 26
von ihnen bei einem Vorfall am 17. März, elf weitere am 21. April in jener
Region, die einst als weitgehend sicher galt und wo deshalb das
Hauptquartier der EU-Trainingsmission stationiert ist. Im selben Zeitraum
wurden bei elf Angriffen vier Peacekeeper getötet und zwölf verletzt, in
den drei vorangegangenen Monaten waren 17 von ihnen umgekommen und 40
verletzt worden. Die bewaffneten Gruppen, die sich dem Friedensabkommen
angeschlossen haben, hatten zwischen März und Mai 2019 43 Opfer und 17
Verletzte zu beklagen.[11] Im letzten Quartal 2019 starben 193 Angehörige
der malischen Sicherheits- und Verteidigungskräfte und 126 wurden verletzt.
Bei 68 Angriffen gegen die MINUSMA fielen im gleichen Zeitraum acht
Peacekeeper und acht private Dienstleister*innen der UN-Mission. Am 2.
November starb ein französischer Soldat durch eine Sprengfalle und am 13
November 13 weitere beim Zusammenstoß zweier Hubschrauber am Rande eines
Gefechts. Für diese drei Monate nennt der Bericht des
UN-Generalsekretärs 269 Vorfälle, bei denen 200 Zivilist*innen getötet, 96
verletzt und 90 verschleppt wurden.[12]

Im Deutschlandfunk begründet der Sprecher der französischen Militärmission
die wachsende Zahl der Angriffe auf die malischen und die internationalen
Truppen so: "Wir Militärs stellen fest, dass die Anschläge zunehmen, je
präsenter wir sind. Die Operation Serval hatte die Situation 2012 zwar ohne
Zweifel stabilisiert, aber seitdem haben sich die bewaffneten Terrorgruppen
neu organisiert. Sie operieren jetzt ganz anders als früher. Sie wissen
genau wie wir kämpfen, kennen unsere militärische Stärke. Deshalb greifen
sie uns jetzt nicht mehr frontal an".[13] Tatsächlich sind mittlerweile
Sprengfallen, wie sie v.a. aus Afghanistan und aus anderen sog.
asymmetrischen Konflikten bekannt sind, ein wachsendes Problem - auch im
Zentrum und Süden des Landes. Zwischen März und Mai 2019 etwa wurden 49
entsprechende Vorfälle registriert. Am 1. Januar 2019 fuhr ein belgischer
Schützenpanzer vom Typ Dingo (Hersteller: Krauss-Maffei Wegmann) auf eine
Sprengfalle und wurde dabei vollständig zerstört. Aufgrund der Panzerung
wurden nur zwei der Insassen verletzt. Bei den leichter gepanzerten
Fahrzeugen der verbündeten afrikanischen Streitkräfte - die nun
nachgerüstet werden sollen - gehen solche Vorfälle öfter tödlich aus.

Dennoch trügt der Eindruck, dass die Gegner Frankreichs und der MINUSMA aus
der Defensive heraus agieren würden. Sehr oft finden Angriffe auf die
Feldlager der malischen Streitkräfte, der MINUSMA, seltener, aber
zunehmend, auch auf Stellungen der "Force Conjointe", der französischen
Armee und auch der EU-Trainingsmission statt, die entsprechend immer weiter
ausgebaut und gesichert werden. Wie viele Angreifer hierbei ums Leben
kommen, wird selten gemeldet. Gerade aus Angriffen auf Konvois außerhalb
der Feldlager entwickeln sich jedoch auch oft stundenlange Gefechte, in die
Kampfhubschrauber der MINUSMA und Frankreichs, Drohnen und Kampfflugzeuge
der USA und Frankreichs eingreifen. Nach Angaben des französischen
Außenministeriums habe Frankreich am 21. Dezember 2019 in der Region Mopti
(Zentral-Mali) erstmals auch eine bewaffnete Drohne eingesetzt und damit
"sieben Terroristen außer Gefecht gesetzt".[14]

Eines der am besten dokumentierten Gefechte im Zuge des Krieges in und um
Mali ereignete sich am 4. Oktober 2017 im benachbarten Burkina Faso. Dabei
geriet ein elfköpfiges US-Team (darunter acht US-Spezialkräfte und
mindestens ein privater Dienstleister) in Begleitung von 35 nigrischen
Spezialkräften nahe der Grenze zu Mali um 11:40 Uhr in einen Hinterhalt.
Offiziell war das US-Team zur Ausbildung der nigrischen Soldaten vor Ort,
Ziel des Einsatzes war es jedoch, einen hochrangigen "Terrorführer"
festzunehmen oder zu töten. Da der Einsatz als Aufklärungsmission im Zuge
eines Trainingsmandats getarnt war, war das Team nur leicht bewaffnet und
in SUVs unterwegs. Als es 53 Minuten nach dem Beginn des Gefechts erstmals
Verstärkung anforderte, waren bereits mindestens drei US-Soldaten und ein
nigrischer Soldat tot.[15] 47 Minuten später traf ein erstes französisches
Kampfflugzeug Mirage (Hersteller: Dassault Aviation) ein, später weitere.
Aufgrund der unübersichtlichen Lage und der Wetterbedingungen konnten sie
keine Waffen einsetzen, hätten aber durch niedrige Überflüge (Show of
Force) zur Einschüchterung und zum partiellen Rückzug der Angreifer
beigetragen. Knapp viereinhalb Stunden nach der Bitte um Verstärkung trafen
nigrische Bodentruppen und um ca. 17:15, fast fünf Stunden nach dem Beginn
der Auseinandersetzung, französische Spezialkräfte verstärkt durch
Kampfhubschrauber ein. Zudem waren offenbar auch zwei US-Aufklärungsdrohnen
vor Ort. Die ersten drei Leichen von US-Soldaten konnten gegen 19:00 Uhr
Abends geborgen werden, die vierte Leiche wurde erst am übernächsten Tag in
einiger Entfernung aufgefunden. Der Vorfall löste in den USA eine intensive
Debatte über die als Ausbildungshilfe getarnte militärische Präsenz der USA
in der Region aus, über die die Öffentlichkeit und auch der US-Kongress
kaum informiert waren. Vieles spricht außerdem dafür, dass die zuletzt
gefundene Leiche (womöglich vor ihrem Tode) misshandelt worden war, was die
Regierung jedoch vehement abstreitet.

Während der Tod von vier US-Soldaten weltweit Schlagzeilen machte, wird
ansonsten kaum Notiz davon genommen, wie sehr sich der Konflikt in Mali
mittlerweile auf die Nachbarstaaten ausweitet. Gerade in Burkina Faso
häufen sich Anschläge, die mit der internationalen Truppenpräsenz in
Zusammenhang stehen dürften. Im August wurden nahe der Grenze zu Mali 24
Soldaten bei einem Angriff getötet, am 8. September 2019 starben 29
Menschen bei zwei Anschlägen im Norden Burkina Fasos. Am 6. November 2019
griffen Aufständische einen militärisch geschützten Konvoi an, der
Arbeiter*innen und Nachschub in eine kanadische Goldmine - ein ökonomisches
Rückgrat des Landes - transportierte, mindestens 37 Menschen wurden
getötet. Am 21. November 2019 wurde erneut ein Posten der Armee im Norden
des Landes angegriffen. Laut Deutschlandfunk hat sich "die Zahl der
Anschläge in Burkina Faso, Mali und Niger seit 2016 verfünffacht", mit mehr
als 4.000 Opfern allein 2019.[16]

Desinteresse und Desinformation

Wie gesagt: Die Eskalation im Zuge der Militarisierung der Sahel-Region war
durchaus absehbar und wurde auch von den westlichen Regierungen teilweise
nahestehenden Expert*innen genau in dieser Form prognostiziert. Aktuell
häufen sich auch einer breiteren Öffentlichkeit zugängliche Berichte,
welche das bisherige Vorgehen kritisch beleuchten. Der hier schon häufiger
zitierte Bericht des Deutschlandfunks von Bettina Rühl - die
Militäreinsätze in Afrika keineswegs grundsätzlich ablehnt - ist nur ein
Beispiel von vielen. Er beginnt mit einer Szene bei einer Demonstration
gegen die französische (und internationale) Truppenpräsenz in Bamako. Einer
der Organisatoren wird zitiert: "Die Sicherheitslage wird immer schlechter,
Tag für Tag sterben Malier." "Trotz der hohen Kosten" sei "der Erfolg des
[französischen] Einsatzes fraglich", heißt es später. Zitiert wird auch
Ibrahim Maiga, "Forscher beim Institut für Sicherheitsstudien in Bamako",
der feststellt, "dass [die Sicherheitslage] sich trotz dieses erheblichen
militärischen Engagements weiter verschlechtert". "Wenn es aber tatsächlich
um Stabilisierung im Sahel gehen soll", wird Wolfram Lacher von der
Stiftung Wissenschaft und Politik wiedergegeben, "dann müsste man sich auch
in Berlin eigene Gedanken um die Strategie machen, und dann dürfte man sich
nicht darauf verlassen, dass die Franzosen schon wissen was sie tun; das
ist nämlich nicht immer der Fall". Der Beitrag endet mit einem weiteren
Zitat von Lacher - ebenfalls kein Kritiker einer stärkeren militärischen
Rolle Deutschlands: "Wir haben es im Sahel mit Staatskrisen zu tun, die
letztlich nur von innen heraus bewältigt werden können".[17]

Die Kritik kommt hier aus derselben Ecke, die bislang jede Ankündigung
deutscher Außen- oder Verteidigungsminister*innen, mehr militärisches
"Engagement" in Afrika zeigen zu wollen, mit wohlwollendem Applaus versehen
hat. Auch die aktuelle Verteidigungsministerin, Annegret Kramp-Karrenbauer,
hat nach einem Fehlstart in Sachen "Schutzzone" im Norden Syriens mit der
Ankündigung einer möglichen Ausweitung des Bundeswehr-Mandates in Mali
(zunächst anlässlich eines Besuchs der deutschen Spezialkräfte im Niger,
anschließend bei einem Truppenbesuch vor der Luftlandebrigade 1 in
Saarlouis)[18] die Herzen der sicherheitspolitischen Community wieder für
sich gewonnen. Es ist absurd - und zugleich geschichtsvergessen - aber wer
in Deutschland mehr Militär für Afrika fordert, gilt als seriös in der
Außen- und Sicherheitspolitik.

Doch das ist nur ein Teil des Problems. Der andere Teil des Problems ist
ein Bundestag, der in völliger Ignoranz der Lage vor Ort Jahr für Jahr mit
großer Mehrheit einer Verlängerung und häufig auch Ausweitung der Mandate
in Umfang oder Reichweite zugestimmt hat - und dies auch in Zukunft
absehbar wieder tun wird. Unter anderem aufgrund des Vorfalls im Niger mit
vier getöteten US-Soldaten und der dadurch ausgebrochenen Debatte in den
USA erwägen diese, ihre Präsenz in der Sahel-Region zu reduzieren.
Gleichzeitig wird der Widerstand vor Ort gegen die französischen Truppen
auch im bürgerlichen, frankophonen Milieu immer stärker und sichtbarer.
Frankreich steht also unter großem Druck einer verstärkten "Lastenteilung",
also Verbündete zu gewinnen und verstärkt zu mobilisieren. Zwar zeigt sich
die Bundesregierung bisher gegenüber Anfragen aus Paris, eine gemeinsame
Spezialeinheit zur Ausbildung, Beratung und Begleitung lokaler
Spezialkräfte zu bilden, zurückhaltend. Es ist dennoch durchaus zu
erwarten, dass im Mai 2020 eine Ausweitung des Bundeswehrmandates
bevorsteht. Denn im Hintergrund werden entsprechende Operationspläne
bereits ausgearbeitet und diskutiert - und der Ausbau der deutschen
Truppenpräsenz "unterhalb der [mandatspflichtigen] Einsatzschwelle" bereits
vollzogen: u.a. in Tunesien, Mali und Niger sind deutsche Spezialkräfte des
KSK und der Kampfschwimmer präsent,[19] offiziell - wie auch die US-Kräfte
in Niger - zur Ausbildung lokaler Partner.

Der Bundestag wird auch deshalb wieder zustimmen, weil die Öffentlichkeit
in Deutschland den Gegenstand und Verlauf der konkreten Einsätze der
Bundeswehr - ganz besonders aber jener in der Sahel-Region - mit weniger
als nur freundlichem Desinteresse begleitet. Das ist natürlich auch der
Natur jener Einsätze geschuldet: Opfer sind in erster Linie Zivilist*innen
und Aufständische, die in den hiesigen Medien bestenfalls sporadisch als
Zahlen auftauchen und mit denen keinerlei Verbundenheit oder Empathie zu
bestehen scheint. Vonseiten der Verbündeten bestehen die Einsätze zu einem
wachsenden Anteil aus verdeckten Operationen und werden von Spezialkräften
getragen, während sich die dokumentierten Opfer auf viele Staaten und damit
Öffentlichkeiten verteilen und dabei v.a. die afrikanischen Länder die
Hauptlast tragen. Es fällt dadurch sehr leicht, nicht anzuerkennen, dass in
Mali ein Krieg herrscht und dass die Bundeswehr daran beteiligt ist.

Beispielhaft war diesbezüglich die Debatte um die Youtube-Serie "Mali" des
Verteidigungsministeriums, die weitaus intensiver geführt wurde, als zu
irgendeinem Zeitpunkt die Frage einer deutschen Beteiligung am Krieg in
Mali oder die tatsächliche Situation vor Ort. Die Serie lief im letzten
Quartal 2017, es ging um das Wetter, die Reptilien und Insekten, die
Langeweile und wie sich die Soldat*innen die Zeit vertreiben. Der Bericht
des UN-Generalsekretärs für diesen Zeitraum fasst die Situation
folgendermaßen zusammen: "Im Berichtszeitraum hat sich die Sicherheitslage
verschlechtert und die Angriffe gegen die MINUSMA und die malischen
Sicherheitskräfte haben zugenommen und sich intensiviert".[20] Gedreht
wurde die Serie natürlich zuvor über einen Zeitraum von acht Monaten. Der
Bericht des UN-Generalsekretärs vom 28. September 2017 - also zwischen der
Drehzeit und der Ausstrahlung - fasste die Entwicklung in diesem Zeitraum
eindeutig zusammen: "Die politische Lage und die Sicherheitslage hat sich
signifikant verschlechtert".[21] Das freilich wurde in der Youtube-Serie
und der sie begleitenden Medienkampagne - Kosten zusammen 11 Mio. Euro -
nicht thematisiert. Man wollte "den Einsatz zeigen, wie er ist, also auch
die Routine und den Alltag im Camp", zitierte die Süddeutsche Zeitung
damals den Verantwortlichen für die Arbeitgeberkommunikation und
Personalwerbung der Bundeswehr: "Schließlich kämen die Einsätze medial
sonst nur dann vor, 'wenn etwas passiert oder etwas nicht
funktioniert'".[22] Tatsächlich fiel in den Zeitraum der Dreharbeiten auch
der Tod zweier deutscher Soldaten bei einem Hubschrauberabsturz, der unter
dem Titel "Das größte Opfer" in Folge 25 professionell abgehandelt wurde.
Der einzige Kontext, der hierbei zum konkreten Hubschraubereinsatz und zum
Bundeswehreinsatz insgesamt genannt wurde, besteht in einem Zitat aus den
Tagesthemen: "Sie waren in Mali im Rahmen einer UN-Friedensmission im
Einsatz".[23] Dass der Kampfhubschrauber vom Typ Tiger (Hersteller: Airbus)
unterwegs war, um ein Gefecht zwischen verschiedenen Gruppen des
Friedensabkommens und damit technisch gesehen "Verbündeten" der Bundeswehr
zu beobachten, drang auch darüber hinaus kaum an die Öffentlichkeit. Die
Diskussion fokussierte sich entsprechend schnell auf die technischen
Ursachen des Absturzes und ließ die Frage nach Sinn und Unsinn des
Einsatzes völlig unberührt.[24]

Fehlende Öffentlichkeit bedeutet Eskalation

Diese Diskussion muss nun, da eine weitere Ausweitung des Mandats droht,
mit Nachdruck eingefordert werden. Denn die Misere in der Sahel-Region -
Terrorismus und eskalierende Gewalt, Menschenrechtsverletzungen,
Vertreibung, Hunger und die Stabilisierung autoritärer Regime - sind auch
Folgen des Desinteresses und der Desinformation der europäischen
Öffentlichkeiten. Sie ermöglichen es kleinen Gruppen mit
Partikularinteressen - von religiösen, politischen, wirtschaftlichen und
militärischen Eliten im Sahel bis zu ihren Pendants in Europa (den USA und
den Golfstaaten) - die Lage weiter zu eskalieren. Hilfreich zur Hand geht
ihnen dabei ein Diskurs, der es z.B. für Bundestagsabgeordnete tatsächlich
einfacher macht, "Verantwortung" zu übernehmen, indem die Mandate immer
wieder erneuert und tendenziell ausgeweitet werden - was die Verantwortung
wiederum an die Bundeswehr und ihre dubiosen Verbündeten überträgt.

Die Vermessenheit der Idee, dass tausend oder auch dreitausend deutsche
Soldat*innen als logistische Basis einiger Dutzend Spezialkräfte im Verbund
mit viertausend französischen und US-amerikanischen Soldat*innen und
zehntausend Soldat*innen aus afrikanischen Staaten ein Gebiet von der Größe
Westeuropas kontrollieren und stabilisieren, ist eigentlich offensichtlich.
Es muss auch kein Ausdruck postkolonialer Attitüde sein, auf die komplexe
Geschichte und die Diversität der Bevölkerungsgruppen und Lebensstile in
dieser Region hinzuweisen - schließlich existieren auch in Europa von
Katalonien über Nordirland bis in die Ukraine zahlreiche ungelöste
Konflikte, die im Falle einer von Dritten durchgesetzten Militarisierung
durchaus eskalieren könnten. Dass die Vorstellungen der hiermit
durchgesetzten Ordnung und die damit verbundenen Interessen von keiner
Partei offen kommuniziert werden, macht die Situation keineswegs einfacher.
Es ist auch kein Ausdruck postkolonialer Attitüde, darauf hinzuweisen, dass
die verbündeten Milizen und Streitkräfte aus der Region sich einer
tatsächlichen politischen Kontrolle weitgehend entziehen - denn
entsprechende Tendenzen sind gerade in der Sahel-Region durchaus auch unter
den westlichen Spezialkräften erkennbar. All dies spielt aber im hiesigen
Diskurs um den Mali-Einsatz keine Rolle: Verantwortung übernimmt, wer
(mehr) Truppen entsendet.

Das Gegenteil ist wahr: Wer Verantwortung übernehmen will, muss die
Militarisierung der Region stoppen. Das setzt voraus, dass wir unsere
Verantwortung anerkennen. Denn so sehr man Wolfram Lacher zustimmen möchte,
wenn er sagt, man habe "es im Sahel mit Staatskrisen zu tun, die letztlich
nur von innen heraus bewältigt werden können", so leicht vergisst man
dabei, wer diese Krisen eskaliert hat. Wer von Deutschland aus
Verantwortung übernehmen will, muss einen Abzug der deutschen Truppen,
einen Stopp der Rüstungsexporte, der sog. "Ertüchtigung" und die Auflösung
der Spezialkräfte einfordern und für eine radikale Demokratisierung und
Dekolonialisierung der Außenpolitik streiten. Sonst verwüstet der
"Verantwortungsdiskurs" im Verbund mit Partikularinteressen immer weitere
Regionen dieser Erde.
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Zum problematischen Cultural Turn in der Geschlechterforschung[1]

von Tove Soiland



Im deutschsprachigen Raum hat sich eine Art Konsens herausgebildet,
demzufolge sich die Existenz der beiden geschlechtlichen Positionen
einem Konstruktionsprozess verdanke, der im Wesentlichen als ein
sprachlicher aufzufassen sei. In diesem Zusammenhang wird deshalb
meist von der diskursiven Produktion von Geschlecht gesprochen. Damit
lehnt sich die deutschsprachige Geschlechterforschung an ein
spezifisches Verständnis des gender-Begriffs an, wie es im
Rahmen der US-amerikanischen Cultural Studies entstand und bei
uns maßgeblich durch die Schriften Judith Butlers Verbreitung fand.
Obwohl von verschiedenen theoretischen Strömungen inspiriert, wird
diese Vorstellung von der diskursiven Verfasstheit von Geschlecht mit
dem Hinweis auf den französischen Poststrukturalismus begründet. Dabei
hat sich eine Art kritisches Selbstverständnis herausgebildet, in
dessen Horizont Strategien zur Veruneindeutigung geschlechtlicher
Positionen, und allgemeiner der Pluralisierung von Identitäten, sowohl
politisch wie theoretisch als subversiv erscheinen. Im hier
vorliegenden Aufsatz werde ich die daraus resultierenden politischen
Implikationen problematisieren und argumentieren, dass ein wenig
reflektiertes Verständnis der Art und Weise, wie die Verknüpfung von
Macht, Subjektivierung und Sprache zu denken sei, das Kritikpotential
des genannten gender-Verständnisses nicht nur erschöpft hat,
sondern es mangels der Reflexion des Wandels in den Machttechnologien
neoliberaler Menschenführungen in eine ungewollte Passförmigkeit zu
diesen bringt. Nicht der Umstand, dass Subjektivierung als Gegenstand
der politischen Theorie ins Blickfeld kam, ist das Problem, sondern
auf welche Weise darin schon gewusst wird, was Subjektivierung ist.

Im Sommer 2009 trat die bekannte US-amerikanische Feministin und
Theoretikerin Nancy Fraser mit einem Aufsehen erregenden Artikel an
die Öffentlichkeit. Unter dem Titel Feminismus, Kapitalismus und
die List der Geschichte vertrat Fraser (2009) die These, dass sich
die zweite Frauenbewegung mit ihren Forderungen ungewollt in den
Dienst des damals bereits im Entstehen begriffenen Neoliberalismus
gestellt habe. Die Frauenbewegung, so Fraser, sei anfangs der 1970er
Jahre nicht in der Lage gewesen zu reflektieren, dass sie selbst
bereits Effekt eines in die Krise geratenen Nachkriegskapitalismus,
des sogenannten fordistischen Wohlfahrtsstaates, gewesen sei, weshalb
ihre Forderungen in eine zwiespältige Passförmigkeit zu der im Zuge
dieser Krise notwendig gewordenen Erneuerung des Kapitalismus
gerieten. Der Feminismus sei so in diesem Neuen Geist des
Kapitalismus (Boltansky/Capello 2010b) auf ein seltsames
Schattenbild seiner selbst gestoßen, in welchem Diskurse, Forderungen
und Lebenshaltungen mit oft nur leichter Umdeutung Aufnahme fanden
(Fraser 2009, S. 54f.). Zudem seien innerhalb der US-amerikanischen
Frauenbewegung mit der sich abzeichnenden Verlagerung auf
Identitätspolitiken Forderungen nach Anerkennung von Differenzen just
zu dem Zeitpunkt dominant geworden, als der Siegeszug des
Neoliberalismus eine energische Rückkehr zur politischen Ökonomie
erforderlich gemacht hätte (ebd., S. 50). Auch dies, so Fraser, habe
letztlich dem neoliberalen Bestreben zugedient, Fragen der
Umverteilung als Fragen der Anerkennung von Differenzen umzudeuten:
Durch das Hegemonialwerden der Cultural Studies und der damit
einhergehenden Verabsolutierung der Kulturkritik wurden, so Frasers
Argument, ökonomische Fragen einseitig in einen Kulturalismus
aufgelöst.

Ich muss gestehen, dass ich Frasers Anliegen, zu Fragen der
politischen Ökonomie zurückzukehren, große Sympathie entgegenbringe
und dies selbst auch schon verschiedentlich getan habe (Soiland
2010b). Ich kann Fraser nur beipflichten in dem, was sie bereits in
einem früheren Artikel mit dem Aufruf: Frauen, denkt
ökonomisch! (Fraser 2005) auf den Punkt gebracht hat. In meinem
Beitrag möchte ich jedoch einen noch etwas anderen Zugang zum
Verständnis dieses von Fraser herausgestellten Phänomens einer
Entwendung oder Umdeutung der Forderungen der zweiten Frauenbewegung
vorschlagen. Ich finde es nämlich nicht prinzipiell falsch, sich mit
dem auseinanderzusetzen, was in einer etwas älteren marxistischen
Terminologie als Überbau bezeichnet wurde - mit jenen Fragen des
Kulturellen und Ideologischen also, die durch das eingangs genannte,
im Rahmen der Cultural Studies entstandene Verständnis von
gender so dezidiert in den Vordergrund traten. Dass man sich
auch von einem linken Standpunkt aus - beispielsweise im Rahmen der
Hegemonietheorie Antonio Gramscis - dem Bereich des Kulturellen
zuwandte, hatte bestimmte und insbesondere für die Frage des
Geschlechterverhältnisses triftige Gründe, war frau es doch müde, die
Geschlechterfrage als eine Klassenfrage zweiter Ordnung abgehandelt zu
sehen. Zurecht wollte man einer einseitig ökonomistischen
Argumentation entgehen, die für das Geschlechterverhältnis lediglich
den ehrenwerten Platz eines Nebenwiderspruchs bereithielt. Und ebenso
berechtigt war der Wunsch zu verstehen, wie Frauen mittels bestimmter
Formen der Subjektivierung in die bestehenden Verhältnisse eingepasst
werden in einer Weise, die sie oft selbst zu den vehementesten
Verteidigerinnen ihrer eigenen Unterdrückung werden lässt. Ich würde
deshalb keineswegs auf eine Auseinandersetzung mit Phänomenen des
Kulturellen, des Überbaus, verzichten wollen. Doch meine ich, dass
wir, was das Geschlechterverhältnis betrifft, sehr viel genauer
darüber nachdenken müssen, wie wir dies heute tun. Und dabei müssten
wir auf das alte Desiderat zurückkommen, die Ideologie und die
Produktionsverhältnisse, eben das Ökonomische, zusammenzudenken. Das
heißt, nie aus den Augen zu verlieren, dass das, was wir als
kulturelle Phänomene thematisieren wollen, immer auch verankert ist in
der kapitalistischen Produktion. Denn hier eben meine ich, dass sich
etwas radikal entkoppelt hat.

Ich sehe diese Entkoppelung gegenwärtig in folgender Koinzidenz: Zum
einen ist mit dem im Rahmen der US-amerikanischen Cultural
Studies entstandenen Verständnisses von gender eine ganz
bestimmte Konzeptualisierung von Geschlecht hegemonial geworden, die
das Geschlechterverhältnis vorrangig unter dem Aspekt des Zwangs zur
Zweigeschlechtlichkeit und damit als eine Frage von Normen, von
normativen Identitätszuschreibungen und den damit einhergehenden Ein-
und Ausschließungen thematisiert. Parallel dazu haben wir jedoch das
Phänomen, dass sich in dem, was Louis Althusser (1977, S. 119) einst
die ideologischen Staatsapparate genannt hat, ein fundamentaler Wandel
abzeichnet: Der Staat ist von einem Produzenten konservativer
Geschlechterideologien, wie wir sie von den 1950er und 60er Jahren her
kennen, zum Propagandeur fortschrittlicher Geschlechterarrangements
geworden: Öffentliche Einrichtungen wie Schulen, Universitäten, aber
auch der staatliche Verwaltungsapparat und zunehmend sogar die
Privatwirtschaft geben sich mit Gleichstellungsbeauftragten die größte
Mühe, nun als überkommen empfundene Geschlechtervorurteile abzubauen;
und nichts deutet darauf hin, dass diese Bemühungen nicht ernst
gemeint sind. Wir haben damit die Situation, dass zeitgleich mit einem
enormen Umbruch, ja, einem eigentlichen Paradigmenwechsel in den
ideologischen Staatsapparaten eine sich als radikal verstehende
feministische Kritik auftaucht, deren Vorstellung von Radikalität sich
in eigentümlicher Weise mit diesem Paradigmenwechsel paart. Die Frage
drängte sich doch auf, warum mit dem an den Cultural Studies
orientierten Ansatz von gender ein Verständnis von Geschlecht,
das mit seiner Kritik an einem Normensystem den Feminismus nicht nur
zu beerben, sondern auch zu radikalisieren beansprucht, warum also
dieses Verständnis von gender genau zu dem Zeitpunkt hegemonial
wird, wo eben diese Normen gesamtgesellschaftlich gerade massiv an
Bedeutung verlieren. Über diese Merkwürdigkeit, über dieses
Zusammenfallen von Kritik und realer historischer Entwicklung, möchte
ich im Folgenden nachdenken.[2]

Ich werde also das Konzept von gender selbst oder, noch
genauer, dessen theoretische Grundlagen zum Ausgangspunkt meiner
Überlegungen machen, weil ich glaube, dass das Konzept selbst und vor
allem der Wandel in ihm als Bestandteil und nicht als kritische
Reflexion des gemeinhin als Neoliberalismus bezeichneten Umbaus der
Gesellschaft verstanden werden muss. Ich meine nämlich, dass das von
Nancy Fraser herausgestellte Phänomen, dass der Feminismus im
Neoliberalismus auf eine Art unheimlichen Doppelgänger stieß - "a
strange shadowy version of itself", wie Fraser (2009, S. 114) schreibt
-, ich meine, dass dieses Phänomen noch präziser erfasst werden kann,
wenn man es ausgehend von einer Verschiebung auf theoretischer Ebene
betrachtet. Dabei wird es meine These sein, dass nicht eine
Instrumentalisierung, sondern diese Verschiebung und damit eine
Entwicklung im Rahmen der Theorie selbst für diese Passfähigkeit
verantwortlich ist.

1. Theoretische Verschiebung: Die Bedeutung der Cultural Studies


Der historische und vor allem auch institutionelle Kontext des hier
zur Diskussion stehenden gender-Begriffs ist deshalb von so
zentraler Bedeutung, weil sich in ihm eine ganze Auseinandersetzung
kondensiert, die aber, und darum geht es mir im Folgenden, als solche
nicht mehr im Bewusstsein ist. Wie bereits erwähnt, geht dieses
Verständnis von gender im Wesentlichen auf den Kontext der
Cultural Studies zurück. Die Cultural Studies ihrerseits
entstanden in den 1970er Jahren im Umfeld einer kleinen Gruppe linker
englischer Intellektueller um Stuart Hall, denen es angesichts einer
dogmatischen und einseitig ökonomistischen Ausrichtung des Marxismus
im Ostblock um dessen Erneuerung ging. In Anlehnung an die Schriften
des italienischen Philosophen und Kommunisten Antonio Gramscis
wendeten sich diese Denker deshalb Phänomenen im Bereich des
Kulturellen zu, weil sie anstatt von einem ökonomischen Determinismus
davon ausgingen, dass die Eigendynamik des Kulturellen ihrerseits auf
die ökonomischen Verhältnisse - eben auf die in der marxistischen
Terminologie so geheißenen Produktionsverhältnisse - zurückwirke. Zwar
war damit das von einem dogmatischen Marxismus vertretene absolute
Primat des Ökonomischen relativiert, doch handelte es sich, insofern
die beiden Sphären von Kultur und Ökonomie nicht voneinander
entkoppelt, sondern nach wie vor aufeinander bezogen wurden, nie um
eine Zurückweisung des Marxismus. Es handelt sich vielmehr um eine
Ausdifferenzierung dieses so genannten Basis-Überbau-Modells, wie es
u.a. auch von Louis Althusser (1972, S. 234-261) in seiner Lesart von
Marx' ökonomischen Schritten vorgeschlagen wurde.

Dies änderte sich jedoch entschieden mit der 'Übersiedlung' der
Cultural Studies in die USA, wo eine Amalgamierung mit den
dortigen sozialen Bewegungen unter dem Label einer 'Neuen Linken' in
eine breite Regenbogenkoalition mündete. Mit der weitgehenden
Verankerung der Cultural Studies in den Lehrplänen der
amerikanischen Universitäten ging in den 1990er Jahren eine
entscheidende Verschiebung einher, in deren Verlauf nicht nur das
Primat des Ökonomischen völlig suspendiert wurde, sondern eine
explizite Kritik am Marxismus zu einer Entkoppelung der Cultural
Studies von ihren marxistischen Wurzeln führte. Aus dem absoluten
Primat der Produktionsverhältnisse wurde nun das absolute Primat des
Kulturellen: Der kapitalistischen Ausbeutung wurde nicht länger eine
determinierende Kraft zugeschrieben, sondern umgekehrt der Kultur
eine für die Gesellschaft grundlegendere Funktion zugetraut, insofern,
so das Argument, auch ökonomische Prozesse bedeutungsgeleitet seien:
"that because all social practices are meaningful practices, they are
all fundamentally cultural", heißt es beispielsweise in einer
einschlägigen Einführung (zit. nach Hennessy 2000, S. 82). Diese
Verschiebung kann nur vor dem Hintergrund einer für die Cultural
Studies absolut zentralen, jedoch sehr spezifisch
US-amerikanischen Rezeption des französischen Poststrukturalismus
verstanden werden.[3] Dieses spezifisch US-amerikanische Verständnis
des Poststrukturalismus besagt in etwa, dass bedeutungsgenerierende
Prozesse das Fundament aller sozialen Verhältnisse bildeten. Aus
diesem unter anderem von den beiden Postmarxisten Chantal Mouffe und
Ernest Laclau vertretenen Standpunkt wurde nicht nur abgeleitet, dass
diese Verhältnisse auf der Ebene von Signifikationspraxen selbst zu
verändern seien (Laclau/Mouffe 1991, S. 141ff.). Darüber hinaus wurden
den an der kritischen Theorie orientierten Sozialwissenschaften
vorgeworfen, sich in ihrer Praxis ihrerseits an der Konstruktion jener
Kategorien zu beteiligen, auf deren Überwindung kritische
Gesellschaftstheorie doch eigentlich zielen sollte: Wenn jedes
gesellschaftliche Verhältnis in Sinnverhältnissen wurzelt, so würden
diese durch die sozialwissenschaftliche Untersuchungen eher befestigt
denn überwunden, lautete in etwa das Argument. Kurz und gut: Was so
binnen kürzester Zeit zum obersten theoretischen wie politischen Ziel
avancierte, war das Anliegen einer De-Ontologisierung sämtlicher
sozialwissenschaftlichen Kategorien, war, mit andern Worten, das
Anliegen zu zeigen, dass dem von diesen Kategorien Bezeichneten keine
wie auch immer geartete Wesenheit zugrunde lag. An die Stelle der
Analyse kapitalistischer Ausbeutungsstrukturen trat damit die Kritik
an diesen sogenannten 'Essentialismen', in deren Folge der
Klassenbegriff selbst - und mit ihm alle weiteren
gesellschaftstheoretischen Kategorien - einer solchen
Essentialisierung bezichtigt wurde. Das Auftauchen jener kulturellen
Kämpfe um Identitäten - die Kritik an Identitätszuschreibungen und -
festschreibungen und in der Folge die Forderung nach Anerkennung von
Differenzen, die Skandalisierung von mit Identitätspolitiken
einhergehenden Ein- und Ausschließungsmechanismen und also
gewissermaßen eine Kritik an identity politics aus den eigenen
Reihen - ist in diesem Zusammenhang zu sehen. Und für das von mir
Anvisierte von besonderer Bedeutung: Im Zuge der sexual politics
und der Bewegung der sexual radicals sind es vor allem die
Themen der sexuellen Unterdrückung, die in eine besondere Konkurrenz
zum Marxismus treten. Sexuelle Identitäten werden in der Folge das
privilegierte Feld dieses neuen Kulturalismus einer Neuen Linken. Und
es ist in diesem Kontext, dass der hier besprochene
gender-Begriff seine Prägung erfährt.

Wenn auch die Verpflichtung zur De-Ontologisierung im Zuge dieser
Kritik zum obersten Gebot für alle Sozialwissenschaften erhoben wurde,
so scheint sie doch im Bereich der Gender Studies die
weitreichendsten Folgen gehabt zu haben. Respektive erhielt umgekehrt
dieser Postmarxismus durch die Gender Studies am meisten
Resonanz. Brisant war dieses Anliegen einer De-Ontologisierung für die
Geschlechterstudien insofern, als damit gleichsam das Subjekt des
Feminismus selbst und somit dessen eigentliche Grundlage, 'die Frau',
in Frage stand (Butler 1993, S. 50f.; Kerner 2007, S. 11-18). Im
deutschsprachigen Raum erhielt diese Infragestellung insbesondere
durch die wirkmächtige Rezeption der Schriften Judith Butlers
Unterstützung: Wenn, so Butlers Argument, performative Akte der
Bezeichnung die Realität, die sie lediglich zu bezeichnen vorgaben,
eigentlich selbst hervorbrachten, so kam der Reflexion auf diese Akte,
der so genannten "diskursiven Produktion" von Geschlecht, zwangsläufig
eine Vorrangstellung zu. Die Frage nach der diskursiven Hervorbringung
von Geschlecht ersetzte so in der Tendenz die nach ihrer
Hierarchisierung, denn wenn die Geschlechter erst gar nicht
konstruiert würden, so lautete die Überlegung, könnten sie auch nicht
in ein hierarchisches Verhältnis zueinander treten. Was so entstand,
war eine Art logische Fundierung, der eine gewisse Stringenz nicht
abzusprechen ist: Im Zuge von Judith Butlers Überlegung, dass sich
auch die uns geläufige Vorstellung von der Existenz des biologischen
Geschlechts der Norm der Heterosexualität verdankt, die sich gleichsam
zu ihrer Stützung in der Evidenz zweier 'biologischer'
Geschlechtskörper materialisiert, wird die Kritik an dieser so erst
hervorgebrachten Vorstellung von der Natürlichkeit der
Zweigeschlechtlichkeit und damit die Kritik an deren ontologischem
Status zum vorrangigen Ziel (Butler 1991, S. 22-25 und S. 63-68). Wenn
damit aber die Kategorie Geschlecht überhaupt als "Sedimentierung"
einer Norm (ebd., S. 206; Butler 2001, S. 43), und das heißt
letztlich, als Effekt einer Bedeutungszuschreibung ausgewiesen ist, so
wird ihr integrales Problematischwerden plausibel.

Der Hegemonieanspruch dieses Verständnisses von gender
verdankt sich also einer quasi-logischen Fundierung: Unter der
Voraussetzung, dass im Zentrum der Geschlechtskonstitution die Norm
der Heterosexualität steht und dass sich diese in Form zweier
Geschlechtskörper materialisiert, erscheint es gerechtfertigt, das
Hauptproblem in der Reifizierung der Kategorie Geschlecht selbst zu
sehen. Dieses gender-Verständnis ist somit um einen
Grundkonsens herum angeordnet, in dessen Perspektive die Kritik an und
das Anliegen der Überwindung der Zweigeschlechterordnung - die eben so
genannte Dekonstruktion der Zweigeschlechtlichkeit - als der sowohl
politisch wie theoretisch radikalste Standpunkt erscheint. Und es ist
dieses dekonstruktive gender-Verständnis, das gegenwärtig auch
in den deutschsprachigen Gender Studies als der nicht mehr
hintergehbare Stand der Wissenschaft erscheint.

2. Was ist Subjektivierung? Kritik am Konstruktionsbegriff des
dekonstruktiven Gender-Verständnisses

Was somit die Essentialismuskritik an die Stelle des Marxismus hat
treten lassen, ist diese Logik der Fundierung, in deren Folge das
Wegbrechen des Marxismus gar nicht erst als ein solches erscheint. Die
Essentialismuskritik, die so an die Stelle der marxistischen
Begrifflichkeit trat, tat dies jedoch nur um den Preis einer
entscheidenden Verschiebung, ja, man müsste sagen, indem sie diese in
völlig sinnentstellter Weise wiedergab. Dies wird spätestens dort
deutlich, wo das englische "classness" (Yuval-Davis 2006, 195) zu uns
als "Klassismus" zurückkehrt (Winker/Degele 2009, 44). Der Atlantik
ist hier zu einer Art alchimistischem Labor geworden, das die
gesellschaftlichen Verhältnisse bei Marx in zu dekonstruierende
Identitäten verwandelte.

Um den Unterschied zwischen gesellschaftlichem Verhältnis und
Identität zu verdeutlichen, möchte ich kurz auf eine für den Beginn
der feministischen Theorie wichtige Überlegung zurückgreifen. Es war
die Feststellung Rosa Luxemburgs, dass der Kapitalismus nur innerhalb
eines nicht-kapitalistischen Milieus gedeihen und nur solange
weiterexistieren kann, als er "dieses Milieu vorfindet" (Luxemburg
1978, S. 313f.), die die Bielefelder Soziologinnen um Maria Mies,
Claudia von Werlhof und Veronika Bennholdt-Thomsen in den 1970er
Jahren dazu brachte, die Hausarbeit als ein solch
nichtkapitalistisches Milieu zu begreifen (Mies 1983,
Bennholdt-Thomsen 1981). Wenn Frauen nun aus historischen Gründen mit
diesem nichtkapitalistischen Teil der ökonomischen Produktion
assoziiert sind, so generiert diese spezifische Position auch eine
Form der Subjektivierung, doch scheint diese als
Identitätszuschreibung kaum adäquat erfasst. Frauen sind vielmehr mit
der nicht-gedachten Voraussetzung der kapitalistischen Produktion
assoziiert, was, um in einer älteren Terminologie der feministischen
Theorie zu sprechen, sie in eine Art 'inkludiertem Außerhalb' zu den
nun grundsätzlich männlich konnotierten gesellschaftlichen
Austauschsystemen versetzt. Ihre Form der Subjektivierung wäre, so
betrachtet, eher von einem Androzentrismus gespeist als von der
Konstruktion der Zweigeschlechtlichkeit (Kurz-Scherf 2009, S. 34f.),
was in der feministischen Theorie zunächst als das Problem umschrieben
wurde, dass die Subjektposition in unserer Denktradition grundsätzlich
eine männliche ist. So betrachtet, geht mit dem 'Fundierungsanspruch'
der Cultural Studies also auch eine Verschiebung von
Androzentrismuskritik zu Identitätskritik einher, in deren Folge nun
beide Geschlechter als gleichermaßen konstruiert erachtet werden.

Das Problem dieser Zentrierung auf eine Strategie der
De-Ontologisierung scheint mir deshalb darin zu liegen, dass sie nur
eine ganz bestimmte Form von Subjektivierung zu denken erlaubt. Durch
die Eskamotierung des Marxismus und die Fokusverlagerung auf
Essentialismuskritik wird der Konstruktionsbegriff der
gender-Theorie nicht nur ahistorisch, sondern auch eng:
Geschlechter werden überzeitlich konstruiert, gemäß der
heterosexuellen Norm, womit Subjektivierung zwangsläufig nicht anders
denn als Identitätsfestschreibung gedacht werden kann. Durch diese
ahistorische Setzung kann Subjektivierung und also die Weise, wie
Menschen in Machtverhältnisse einer bestimmten Gesellschaftsformation
eingebunden werden, nicht mehr auf einen möglichen Wandel in den
Produktionsverhältnissen rückbezogen werden. Ich werde argumentieren,
dass es diese Entkoppelung der Subjektivierung von den
Produktionsverhältnissen ist, die zu der genannten Passfähigkeit
führt. Denn in der Folge kann die kulturalistisch geformte
Geschlechterkritik Subjektivierung nur in einer Weise denken, die
schwerlich zu den Geschlechterregimen spätkapitalistischer
Gesellschaften passt.

In dieser Weise unangefochten ist das dekonstruktive
gender-Verständnis denn auch nur im deutschsprachigen Raum.
Wiederholt wurde in den USA darauf hingewiesen, dass anstelle einer
vorbehaltlosen Bejahung der Pluralisierung von Identitäten und der
Unterstellung ihres subversiven Potentials vielmehr zu fragen wäre, ob
das Instabilwerden von Identitäten nicht ganz einfach auf die
veränderten Produktionsweisen des Spätkapitalismus und die damit
einhergehende Entstandardisierung von Lebensformen zurückzuführen sei
(Jameson 1986, S. 62; Creydt 1993, S. 188f.; Annuß 1996, S. 509).
Anstatt Rechte für queere Sexualitäten einzufordern respektive für die
Anerkennung sexueller Diversitäten zu streiten, würde es, so die
amerikanische Theoretikerin Rosemary Hennessy (1996; 2000, S. 67, S.
105-109 und S. 183-189), vielmehr darum gehen zu verstehen, wie die
Konstituierung der Sexualität als eines eigenen Gegenstandsbereichs
selbst dem Kontext des entstehenden Kapitalismus des 19. Jahrhundert
entstammte. Schon vor über zehn Jahren hat deshalb auch bei uns Evelyn
Annuß (1996, S. 513) sehr grundsätzlich in Frage gestellt, ob das
Auftauchen pluraler Identitäten als Erfolg oder auch nur Effekt
politisch-kultureller Kämpfe zu betrachten sei.

3. Neues Akkumulations- und Geschlechterregime seit Mitte der
1970er Jahre

Alle diese Kritiken verbindet die Feststellung, dass
spätkapitalistische Gesellschaften gerade nichts mehr anzufangen
wissen mit Geschlechterstereotypen, dass sie neue und andere
Anforderungen an die Individuen stellen, in denen sich diese gerade
nicht mehr an tradierten Vorstellungen orientieren sollen und in
welchen sich normative Geschlechterleitbilder eher als hinderlich
erweisen (Kohlmorgen 2004, S. 273ff.). Wollte man deshalb das
gegenwärtige Geschehen erfassen, müsste man mit der kanadischen
Politologin Janine Brodie (2004, S. 25) vielmehr davon sprechen, dass
sich das gegenwärtige Geschlechterregime durch ein schwer
durchschaubares Nebeneinander einer gleichzeitigen "Intensivierung und
Erodierung" der Bedeutung von Geschlecht auszeichnet. Wenn wir heute
als Marktteilnehmer adressiert und (re-)formiert werden, so geht damit
gerade die Aufforderung einher, im Namen der Vielfalt von unserem
Geschlecht zu abstrahieren. Janine Brodie (ebd., S. 20) spricht
deshalb davon, dass der neoliberale Umbau der Gesellschaft einer
versteckten Geschlechteragenda folge, die sie als die gleichzeitige
"Auslöschung und Neueinsetzung" von Frauen als dem hauptsächlichen
Subjekt sozialstaatlicher Reformen beschreibt. Hinzuzufügen wäre, dass
diese "Neueinsetzung" kaum mehr über Normen vermittelt verläuft. Zwar
wird im Zuge des Sozialabbaus stillschweigend davon ausgegangen, dass
Frauen es sind, die die daraus erwachsenden Mehrarbeiten für die
privaten Haushalte erneut in Gratisarbeit übernehmen, doch wird diese
Zuständigkeit nicht mehr normativ vermittelt, denn gleichzeitig werden
auch Frauen sehr wohl als geschlechtslose 'Marktteilnehmer'
adressiert, die dem Markt unabhängig von ihren reproduktiven Aufgaben
zur Verfügung stehen sollen. Geschlecht, so Brodie (ebd., S. 27), ist
damit als organisierendes Prinzip der Sozialpolitik verschwunden, was
es Frauen zunehmend schwierig macht, "als Gruppe kollektive Ansprüche
an den Staat in bezug auf Gleichheit, Ressourcen oder Sicherheit zu
stellen". Es lässt sich deshalb sagen: Es gibt sie noch, die
ideologischen Staatsapparate, aber gegenüber dem fordistischen System
ist ihr Machteffekt ein grundsätzlich anderer: Es ist die
De-Thematisierung von Geschlecht, die heute Geschlechtersegregation
hervorruft. Wenn alle Bürger vor dem Markt gleich und alle für
Gleichstellung sind, so wird es mehr oder weniger unmöglich, die
offenbar gleichwohl noch vorhandene kollektive Betroffenheitslage als
solche zu artikulieren.

Nun ließe sich etwas zugespitzt sagen, dass das Konzept von
gender dieser De-Thematisierung zuarbeitet, indem auch es die
Artikulation eines Kollektivs 'Frau' verbietet. Zumindest aber kann es
diese Veränderung in den staatlichen Machtapparaten und damit die
Weise, wie diese die Menschen anruft, weder erfassen noch gar
reflektieren. Dies liegt an der dem Konzept von gender zugrunde
gelegten Machtkonzeption. Wenn Macht primär als Normierung und diese
wiederum als Identitätsfestschreibung aufgefasst wird, kann Subversion
nur in der Einforderung pluraler Identitäten geortet werden. Was hier
aus dem Blick gerät, ist, dass damit von Seiten der Kritik als
Forderung erhoben wird, was längst als Anforderung von außen an uns
hertritt. Ich solle ja gerade über eine flexible Handhabung meines
eigenen gender verfügen und sollte mir dies noch Mühe bereiten,
wird mir die Abteilung für Gleichstellungsfragen beim Erwerb dieser
Schlüsselkompetenz gern behilflich sein. Diese ist nämlich ganz im
Sinne des aktivierenden Staates dazu übergegangen, für die
Gleichstellung nicht mehr selber zuständig, sondern umgekehrt dafür
besorgt zu sein, dass die Bürgerinnen diese selbst in ihre Hand
nehmen. Und gender wird ihr dabei behilflich sein. Ich meine
deshalb, dass das Konzept von gender mit seiner These vom
Geschlecht als sozialem Konstrukt und der damit verbundenen
Vorstellung von der Verhandelbarkeit des eigenen gender von
einem Instrument der Kritik längst selbst zu einer "politischen
Technologie der Individuen" (Foucault 1993, S. 187) geworden ist, wie
sie für neoliberale Menschenführungstechniken kennzeichnend ist.

Wenn es denn ein Merkmal neoliberaler Anrufungsweisen ist,
strukturelle Bedingungen und Restriktionen so zu rahmen, dass sie
individuell handhabbar erscheinen, so scheint sich die Passfähigkeit
des gender-Konzepts mit der für dieses Konzept konstitutiven
Fokussierung auf Geschlechtsidentitäten zu erklären. Zwar würde das
dekonstruktive gender-Verständnis entgegen einem landläufigen
Vorwurf nicht von der beliebigen individuellen Gestaltbarkeit des
eignen 'gender' ausgehen, indem das Konzept gerade dessen
gesellschaftliche Bedingtheit betont. Doch bleibt die Gemeinsamkeit in
der Verortung der Problematik im Bereich der Identität: Eine zentrale
Strategie neoliberaler Subjektivierungsweisen besteht darin,
strukturelle, zeit- und allgemeinökonomische Zwänge als Effekt
individuellen Verhaltens erscheinen zu lassen und damit
gesellschaftliche Konfliktlagen zur Lösung in das Individuum
rückzuverlagern. Es ist genau in diesem Punkt, dass das Konzept von
gender die entscheidende Handreichung bietet, indem es eine
historisch entstandene gesellschaftliche Arbeitsteilung als eine Frage
von gender - von Geschlechtsidentitäten - verhandelt.

Dabei wird eine gesellschaftlich notwendige Arbeit, mit der Frauen aus
historischen Gründen identifiziert sind, zunächst als Verhalten
umdefiniert und hernach als Rollenverhalten diskreditiert. Die Frage
nach der gesellschaftlichen Organisation der bisher von Frauen
unentgeltlich geleisteten Arbeit gerät so erst gar nicht in den Blick.
Stattdessen bahnt sich eine Art Verhaltenstherapie der Geschlechter
an: Das Problem wird in verkehrten Rollenerwartungen, Werthaltungen,
ja gar Körperhaltungen vermutet, denen mit Aufklärung und Trainings zu
begegnen ist. Weil es jedoch Frauen sind, die mit etwas identifiziert
sind, das, als Rollenverhalten missverstanden, mit einem anderen
Rollenverhalten auch nicht verändert werden kann, sind primär sie es,
die mit den Konsequenzen der daraus resultierenden Unmöglichkeit
konfrontiert sind. Sie sind beständig dazu aufgerufen, anhand ihrer
Identität etwas auszuhandeln, das eigentlich nicht in ihre Identität,
sondern zur Bearbeitung zurück in die Gesellschaft gehört. Es ist
dieser Fokus der dekonstruktiven Kritik, die diese auch in ihrer
Kritik an Identitätspolitik insofern Identitätspolitik bleiben lässt,
als sie sämtliche Kategorien der Gesellschaftsanalyse als Identitäten
umdeutet - und damit missversteht.

Dies verweist auf eine meines Erachtens überhaupt zentrale Problematik
des cultural turn: Der mit der Kritik an Essentialismen
einhergehende Fundierungsanspruch weist mit seiner Abwehr einer
Ontologisierung eine wichtige Gemeinsamkeit mit einer Denkfigur des
Liberalismus auf: Das Recht auf Differenz wird über kollektive
Interessen gestellt oder, es ließe sich, noch präziser formuliert, in
Abwandlung von Benthams Diktum[4] sagen, dass hier davon ausgegangen
wird, dass die Differenz aller auch dem Kollektiv am meisten dient.
Dies einmal gesetzt, scheint die Kritik an Bedeutungsfestschreibungen
wichtiger als die Artikulation kollektiver Betroffenheitslagen, die
notwendig nicht ohne solche, wenn auch kaum ontologisch begründete
Festschreibungen auskommen kann. Dieses Primat einer
De-Ontologisierung führt aber zu dem, was auch als "Queerer
Liberalismus" bezeichnet wurde (Sengal 2009, S. 425): Was hier
aufscheint, ist dieses dem liberalen Gedankengut eigentümliche Recht
auf Andersheit, das sich gleichwohl infolge der strikten Abstinenz
hinsichtlich kollektiver Forderungen nicht um die materiellen
Bedingungen der Verwirklichung dieser Andersheit kümmert. Dies mag
klären, warum sich der Kapitalismus als dieser ausgesprochene Förderer
von allen möglichen differenten Existenzweisen entpuppt hat, die, so
schrill sie auch sein mögen, ihn gleichwohl kaum tangieren. Die
slowenische Philosophin Alenca Zupancic (2006, S. 174f.) spricht in
diesem Zusammenhang von einem brisanten, für den Kapitalismus
konstitutiven Nebeneinander einer fortwährenden Produktion immer neuer
Differenzen, die gleichzeitig laufend an Bedeutung verlieren.

Die kapitalistische Produktion, so Zupancic, müsse als eine
gigantische Produktion von Andersheit betrachtet werden, die in ihr
gleichzeitig in Wert gesetzt und damit in ihrer Andersheit wieder
neutralisiert werde. Kapitalismus ist so der wichtigste Förderer von
Differenzen, aber er ist gleichzeitig auch jener Mechanismus, der eben
diese Differenzen marktförmig aufhebt und ausgleicht. Dies mag seine
Vorliebe für den Liberalismus erklären: warum der Kapitalismus zum
größten Fürsprecher aller möglichen freiheitlichen Rechte und hier
insbesondere des Rechts auf Andersheit geworden ist; und warum er im
selben Zug der größte Deaktivator eines tatsächlich befreienden oder
subversiven Potentials ebendieser Differenzen ist (Zizek 2002, S. 73).

Es ließe sich in Anlehnung an Michel Foucaults (2004a, S. 505ff.;
2004b, S. 96ff.) Überlegungen zur modernen Gouvernementalität auch
davon sprechen, dass wir es hier mit einer Machtform zu tun haben, die
gerade über die Einsetzung von Freiheiten regiert, indem sie, weit
davon entfernt, uns etwas vorzuenthalten, uns vor die Auswahl
vermeintlich unendlicher Möglichkeiten stellt. Doch stellt diese
Omnipräsenz der Möglichkeiten gleichzeitig eine Potenzierung der
Unmöglichkeit dar, denn sie verstrickt die Individuen in eine
erschöpfende Selbstoptimierungsmaschinerie, deren Ursache sie
scheinbar selbst sind. Soziologische Untersuchungen zu gegenwärtigen
Formen der Subjektivierung sprechen denn auch längst nicht mehr von
Normierung. Ihr Gegenstand ist das Leiden der Individuen an diesen
neuartigen 'Praxen der Freiheit'; sie sprechen vom "Zwang zum
souveränen Selbst" (Rau 2005, S. 57), ja gar von der "Müdigkeit, man
selbst zu sein" (Ehrenberg 2001, S. 103). Neben solchen Zeitdiagnosen,
die auf die Fallstricke einer vermeintlich endlosen Möglichkeit zur
Diversifizierung des eigenen Selbst fokussieren, nimmt sich die
Festschreibungskritik des gender-Konzepts, diese Leidenschaft
für den "Abbau von Identitätszwängen" (Bührmann/Wöllmann 2006, S. 190)
merkwürdig altertümlich aus und ihr Anspruch auf Radikalität wirkt
irgendwie anachronistisch. Wenn, wie Foucault (1993, S. 186) vermutet,
diese politische Rationalität gerade auf der Gleichzeitigkeit von
Individualisierungs- und Totalisierungsverfahren beruht, wenn es mit
andern Worten gerade das Individuelle ist, das machtintegrierend
wirkt, so scheint die Kritik an normativen Zuschreibungen ebenso wie
die im Namen der Individualität erhobene Forderung nach unendlicher
Pluralisierung, beispielsweise geschlechtlicher Identitäten, in
eigentümlicher Weise ins Leere zu greifen.

Es wäre also sehr grundsätzlich zu fragen, wie diese neue Weise der
Subjektivierung, wie sie für spätkapitalistische Gesellschaften
kennzeichnend ist und derer sich neoliberale Führungstechniken
offenbar zu bedienen wissen, zu konzipieren wäre. Wenn aus dem
Freiheitsversprechen der neoliberalen Anrufungsweisen leicht ein
Imperativ zur Freiheit werden kann und somit das machtintegrierende
Moment der Subjektivierung in der paradoxen Herrschaftsförmigkeit von
Freiheit selbst gesucht werden muss, so ist jedenfalls weder die
Kritik an normativen Festschreibungen noch der Rekurs auf ein
angeblich subversives Potential der durch Festschreibung verstellten
Differenzen dazu geeignet, das hier Vorsichgehende zu erfassen.

4. Schluss

Ich bin von Nancy Frasers Feststellung einer merkwürdigen Koinzidenz
der Entstehung der Neuen Frauenbewegung mit dem damals ebenfalls im
Entstehen begriffenen Neoliberalismus ausgegangen. Anders als Nancy
Fraser führe ich die daraus entstandene Passfähigkeit vieler
Forderungen der Frauenbewegung mit den Erfordernissen dieses neuen
kapitalistischen Regimes nicht (nur) darauf zurück, dass im Zuge der
Fokussierung auf Identitätskritiken im feministischen Diskurs Fragen
des Kulturellen zu sehr die Fragen der politischen Ökonomie verdrängt
haben. Ich habe umgekehrt argumentiert, dass es die Entkoppelung und
insbesondere das Wegbrechen marxistischer Fragestellungen in der Weise
ist, wie Subjektivierung thematisiert wird, die diese Passfähigkeit
begünstigten. In der Folge ist es nicht der Umstand dieser
Thematisierung, sondern seine Form, die Weise, in der das
machterhaltende Element in der Subjektivierung konzipiert wird, die
problematisch ist. Im Zuge dieser Entkoppelung wurde Subjektivierung
nicht länger auf die Veränderungen in den Produktionsverhältnissen
rückbezogen und damit zunehmend in einer Weise konzipiert, die neu
entstehende Einbindungsweisen der Menschen in die Machtverhältnisse
die postfordistischen Systems nicht nur nicht erfassen konnte;
vielmehr scheint die im Rahmen der gender-Theorie formulierte
Identitätskritik nun zunehmend selbst in den Dienst dieses neuen
Regimes zu stellen.

Es geht also nicht einfach nur darum, dass der Diskurs um Anerkennung
zu dominant geworden ist, wie Fraser argumentiert, sondern es geht
meines Erachtens vielmehr darum, dass die subjekttheoretischen
Annahmen, die diese Forderung nach Anerkennung von Differenzen leitet,
falsch sind. Sie sind falsch, weil sie die für die postfordistische
Produktionsweise und deren Geschlechterregime erforderlichen
Subjektivierungsweisen nicht nur nicht erfassen, sondern sich
ungewollt ihrerseits zu einem Instrument dieser neuen
Subjektivierungsweisen machen. Anstatt die Anerkennung von Differenzen
zu fordern, würde es deshalb vielmehr darum gehen, zu fragen, wie
diese Differenzen möglicherweise überhaupt erst durch bestimmte
Veränderungen in den Produktionsverhältnissen entstanden sind (Annuß
1996, S. 509). Es ist diese Verbindung von Kapitalismuskritik und
sexueller Politik, die zu Beginn der Zweiten Frauenbewegung
Thematisierung von Sexualität immer mitleitete, die verloren ging.


Anmerkungen

[1] Der Text lag meinem Vortrag bei der Marxistischen Studienwoche
2019 "Geschlechterverhältnisse aus historisch-materialistischer Sicht"
in Frankfurt/M. (14. März 2019) zugrunde. Bei dieser Druckfassung
handelt es sich um einen leicht gekürzten Nachdruck eines Aufsatzes,
der im "Jahrbuch Frauen- und Geschlechterforschung in der
Erziehungswissenschaft": Ungleiche Geschlechtergleichheit.
Geschlechterpolitik und Theorien des Humankapitals (2011/7), hrsg.
Rita Casale und Edgar Forster, erschienen ist. Wir danken den
HerausgeberInnen für die Genehmigung des Wiederabdrucks.

[2] In einem allgemeineren Sinn stellt Rita Casale (2008, S. 205f.)
eine ähnliche Koinzidenz hinsichtlich der im Rahmen des
Poststrukturalismus formulierten Kritik an gesellschaftstheoretischen
Grundkategorien fest, die in merkwürdiger Weise mit neoliberalen
Bestrebungen, die Existenz von Gesellschaft überhaupt zu negieren,
zusammenfällt.

[3] Es kann nicht genug betont werden, dass das, was über den Umweg
der USA zu uns als 'französischer Poststrukturalismus' zurückgekehrt
ist, oft nur noch sehr wenig mit den ursprünglich französischen
Konzepten des Poststrukturalismus zu tun hat. Dies trifft insbesondere
für die US-amerikanische Rezeption der Arbeiten Michel Foucaults zu.
(Ich habe dies bezüglich der Geschlechterfrage ausgeführt in Soiland
2010a, S. 34-119).

[4] Jeremy Bentham (1748-1832) begründete den klassischen
Utilitarismus und war damit ein wichtiger Vordenker des Liberalismus.
Sein Postulat, dass wenn jeder Einzelne seine eigenen Interessen
verfolge, dies letztlich den Interessen aller zugutekomme, wurde eine
wichtige Legitimation für die Vorstellung des liberalen Denkens, dass
der freie Markt, auf dem jedes Individuum seinen eigenen Interessen
nachgeht, die größtmögliche Garantie für den größtmöglichen Wohlstand
aller sei.
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MELDUNG/1051: Kurzfassung des Dokumentarfilms "Der Anfang vom Ende der Atomwaffen" (Pressenza)

Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Nachricht vom 1. Februar 2020

Kurzfassung des Dokumentarfilms "Der Anfang vom Ende der 
Atomwaffen" 



Berlin - 01.02.2020. Eine Kurzfassung des Dokumentarfilms "Der Anfang
vom Ende der Atomwaffen" [1], der unter der Regie des Spaniers
Álvaro Orús [2] und von Tony Robinson für Pressenza produziert
wurde, ist erschienen.

Es handelt sich dabei um eine 12-Minuten-Version und wird in den
verschiedenen Sprachen [3] (Spanisch, Englisch, Japanisch,
Französisch, Italienisch, Deutsch, Griechisch und Schwedisch) in einem
offenen Format verfügbar sein.

Darüber hinaus steht neu eine 31-Minuten- und die ursprüngliche
56-Minuten-Version jeder Person oder Gruppe zur Verfügung, die diesen
Film als Lehr- oder Informationsmaterial über Atomwaffen, die aktuelle
Situation bezüglich der Gefahr ihres Einsatzes und die Notwendigkeit,
sie zu beseitigen, verwenden möchte (E-Mail für Anfragen [4]).

Und als ersten Schritt in diese Richtung will der Film auch auf die
Bedeutung der Unterzeichnung und Ratifizierung des Vertrags über das
Verbot von Kernwaffen (NPT) durch die verschiedenen Regierungen
aufmerksam machen.

Der Dokumentarfilm "Der Anfang vom Ende der Atomwaffen" wurde in
verschiedenen Ländern gezeigt und auf mehreren Festivals ausgewählt,
nachdem er den Preis beim Accolade Global Film Competition [5]
erhalten hatte.

Kurzfassung des Films:

https://youtu.be/PyXOJEiU9kU


Anmerkungen:

[1] http://theendofnuclearweapons.com/languages/der-anfang-vom-ende-der-atomwaffen/

[2] https://www.pressenza.com/de/2019/10/es-gibt-keine-rechtfertigung-mehr-fuer-atomwaffen/

[3] http://theendofnuclearweapons.com/languages/der-anfang-vom-ende-der-atomwaffen/

[4] redaktion.berlin@pressenza.com

[5] http://theendofnuclearweapons.com/2019/08/23/prizewinner-at-the-accolade-global-film-competition/


Der Text steht unter der Lizenz Creative Commons 4.0

http://creativecommons.org/licenses/by/4.0/
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Quelle:

Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Reto Thumiger

E-Mail: redaktion.berlin@pressenza.com

Internet: www.pressenza.com/de
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FEATURE/1392: Deutschlandfunk Kultur - Mittelamerikanische Musikerinnen wehren sich gegen den Machismo, 4.2.2020 (Deutschlandradio)

Deutschlandradio - Programmtip

Nicht mit uns!

Mittelamerikanische Musikerinnen wehren sich gegen den Machismo

Von Erika Harzer

Regie: Friederike Wigger

Deutschlandfunk Kultur 2018/54'30

Feature

Dienstag, 4. Februar 2020, 22.03 - 23.00 Uhr, Deutschlandfunk Kultur



Machismo gehört in vielen Ländern Lateinamerikas zum Alltag.
Frauenverachtende Politik und sexualisierte Gewalt gelten als normal.
Doch immer mehr Frauen organisieren und wehren sich. Darunter
Künstlerinnen, die auf der Bühne mit ihrer Musik Widerstand proben.
Engagiert, humorvoll, mitreißend. Unsere Autorin trifft Sängerinnen
unterschiedlicher Generationen in Guatemala, Honduras und Nicaragua
und spricht mit Betroffenen von erlebter (Machismo-)Gewalt.

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 28. Januar 2020

Raderberggürtel 40, 50968 Köln

Tel 0221.345-2160

Fax 0221.345-4803

Hörer-/Nutzerservice: info@deutschlandradio.de

Internet: http://www.deutschlandradio.de
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HÖRSPIEL/2039: Deutschlandfunk Kultur - "Die weite weite Sofalandschaft", 5.2.2020 (Deutschlandradio)

Deutschlandradio - Programmtip

DIE WEITE WEITE SOFALANDSCHAFT

Von Malte Abraham

Deutschlandfunk Kultur 2019/56'

(Ursendung)

Hörspiel

Mittwoch, 5. Februar 2020, 22.03 - 23.00 Uhr, Deutschlandfunk Kultur



Eine groteske Geschichte über entgrenzte Arbeit und grenzenlosen
Urlaub. Über Naherholung und Fernweh. Dem Reisebüro TROPICK droht die
Insolvenz, als dessen Chef Thomas Tropick verzweifelt versucht, sich
selbst zu entlassen. Während seine Angestellten darum kämpfen, nicht
in der Konkursmasse mit unterzugehen, versucht Arno Zilla, sich zu
Hause in seiner Badewanne über Wasser zu halten. Seit zwei Wochen
liegt er darin, weil hinter der Badezimmertür das Homeoffice lauert.

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 28. Januar 2020

Raderberggürtel 40, 50968 Köln

Tel 0221.345-2160

Fax 0221.345-4803

Hörer-/Nutzerservice: info@deutschlandradio.de

Internet: http://www.deutschlandradio.de
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MUSIK/3120: Deutschlandfunk - Der Klavierkabarettist William Wahl, 5.2.2020 (Deutschlandradio)

Deutschlandradio - Programmtip

Wahlgesänge

Der Klavierkabarettist William Wahl

Ein Porträt von Achim Hahn

Querköpfe - Kabarett, Comedy & schräge Lieder

Mittwoch, 5. Februar 2020, 21.05 - 22.00 Uhr, Deutschlandfunk



Seit dem Jahr 2000 ist William Wahl als Autor und Sänger des Kölner
a-cappella-Ensembles basta bekannt geworden. Gemeinsam haben sie in
den letzten 18 Jahren acht Alben produziert und unzählige
Kleinkunstauftritte absolviert. Doch daneben hat der in Bochum
geborene William Wahl auch als Solist oder im Duo Männer mit Klavier,
zusammen mit Jens Heinrich Claasen, seine Kleinkunst weiterentwickelt,
bis er vor gut zwei Jahren auch sein erstes Klavierkabarettsolo
"Wahlgesänge" herausbrachte: Komödiantisch und melancholisch, heiter
und manchmal auch so richtig sarkastisch bietet er Klavierkabarett
ohne Staub, dafür aber mit viel Romantik für Realisten. Das große Kino
im ganz Kleinen, dessen grotesker Humor für manche "wie ein
klanggewordener Tim-Burton-Film wirkt".

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 28. Januar 2020
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MUSIK/3119: Deutschlandfunk - Die Faszination selbstspielender Musikinstrumente, 4.2.2020 (Deutschlandradio)

Deutschlandradio - Programmtip

Von der Spieldose bis zum Reproduktionsklavier

Die Faszination selbstspielender Musikinstrumente

Von Philipp Quiring

Musikszene

Dienstag, 4. Februar 2020, 22.05 - 22.50 Uhr, Deutschlandfunk



Mit den elektrischen Aufnahmeverfahren, mit Rundfunk und Schallplatte,
schien die variantenreiche Kultur der selbstspielenden Instrumente
vorüber zu sein. Für die Musiksalons derer, die es sich leisten
konnten, waren Tausende Titel klassischer Musik auf
Reproduktionsklavieren oft von bekannten Interpreten eingespielt
worden. Jetzt waren solche mechanischen Klaviere wie auch ältere
Glockenspiele und Drehorgeln plötzlich veraltet. Die Faszination an
diesen Instrumenten-Maschinen hat jedoch nie aufgehört und die
Technologie beschäftigt bis heute Forscher und Musikliebhaber. Eine
Retrobewegung, der sich immer noch Musikerinnen und Musiker
anschließen, ging auch vom Komponisten Conlon Nancarrow aus. Und es
gibt beispielsweise neben Museen auch Vereine in Deutschland und im
englischsprachigen Raum, deren Mitglieder sich um die Bewahrung
kümmern.

 * 
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ARBEITSMEDIZIN/503: Krank zur Arbeit - Wie kommt die Forschung dem Präsentismus und seinen Folgen auf die Spur? (idw)

Alpen-Adria-Universität Klagenfurt - 29.01.2020

Krank zur Arbeit: Wie kommt die Forschung dem Präsentismus und seinen Folgen auf die Spur?



Die Grippewelle hat Europa wieder im Griff, und damit einher geht für
viele Berufstätige die Frage: Wann gehe ich (noch oder wieder) zur Arbeit
und wann bleibe ich besser zuhause? Welche Folgen entstehen für mich und
für meine*n Arbeitgeber*in mit Blick auf Produktivität, Kosten und
Zusammenarbeit? Studien zeigen, dass rund ein Drittel der
Arbeitnehmer*innen auch krank zur Arbeit gehen. Heiko Breitsohl forscht an
der Abteilung Personal, Führung und Organisation zum so genannten
"Präsentismus". In einer aktuellen Übersichtsarbeit kommt er gemeinsam mit
Kolleg*innen zum Schluss: Wir wissen zu wenig über das "Phänomen
Präsentismus" und seine Bedeutung und Folgen werden gravierend
unterschätzt.

Präsentismus hat viele Ursachen, wie Heiko Breitsohl berichtet: "Viele
Menschen arbeiten heute in prekären Beschäftigungsverhältnissen und haben
daher die oft berechtigte Sorge, ihren Arbeitsplatz zu verlieren." Die
Untersuchungen zeigen aber auch andere Gründe auf: "Viele haben das
Gefühl, dass sonst die Arbeit liegen bleibt und später umso geballter auf
einen zukommt, oder sie haben ein starkes Verantwortungsgefühl gegenüber
ihrer beruflichen Tätigkeit. In manchen Unternehmen gibt es auch
Regelungen, die vorsehen, dass es sich lohnt, nicht in Krankenstand zu
gehen. Dies sind beispielsweise Boni, die dann bezahlt werden, wenn man
unter einer gewissen Anzahl an Krankenstandstagen bleibt." Oft sei es aber
die Arbeitskultur in einem Team oder in einem Betrieb, die - eher
unausgesprochen und zwischen den Zeilen - vermittelt, wie man sich zu
verhalten hat. Orientierungshilfe bietet da häufig die Führungskraft:
"Geht sie krank arbeiten, hat das Einfluss auf das eigene Verhalten",
führt Heiko Breitsohl aus.

Die Frage, wie sich Präsentismus auf die Leistungsfähigkeit von
Unternehmen auswirkt, steht nun zunehmend im Fokus der Forschung.
Offensichtlich ist, so Heiko Breitsohl: "Für die Organisationen ist
Präsentismus mit Produktivitätsverlusten und damit entstehenden Kosten
verbunden, da ArbeitnehmerInnen, die krank zur Arbeit gehen, nicht ihre
normale Produktivität aufrechterhalten können. Auf individueller Ebene
führt Präsentismus zu einer Verschlechterung der Gesundheit und zu
darauffolgenden längeren Ausfallzeiten."

Im Detail ist die Sache aber noch komplizierter, insbesondere ist es
schwierig, die Folgen des Präsentismus konkret zu messen: "Präsentismus
ist zum Teil ein unsichtbares Phänomen." In ihrer Arbeit "To work, or not
to work, that is the question - Recent trends and avenues for research on
presenteeism" zeigen Breitsohl und seine Kolleg*innen verschiedene Wege
auf, wie sich Präsentismus und der damit einhergehende
Produktivitätsverlust messen lassen können. Insbesondere sei es kritisch
zu sehen, wenn die Höhe der Kosten des Präsentismus geschätzt werden. "Wir
plädieren für einen sehr differenzierten Blick auf das Phänomen: In
welchen sozialen und kulturellen Kontexten tritt das Phänomen wie auf? Wie
können wir die Palette kontextueller Unterscheidungen noch breiter
aufstellen? Um dem Präsentismus auf den Grund zu gehen, brauchen wir die
aktive Zusammenarbeit vieler - auch disziplinärer - Perspektiven", fasst
Heiko Breitsohl zusammen.

Originalpublikation:

S. A. Ruhle, H. Breitsohl, E. Aboagye, et.al. (2019) 

"To work, or not to work, that is the question? - Recent trends and avenues for research on
presenteeism

European Journal of Work and Organizational Psychology

DOI: 10.1080/1359432X.2019.1704734

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution78
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ARBEITSMEDIZIN/502: Psychosozialen Risiken im Betrieb wirksam begegnen (idw)

Bundesanstalt für Arbeitsschutz und Arbeitsmedizin - 30.01.2020

Psychosozialen Risiken im Betrieb wirksam begegnen



Das Arbeitsschutzgesetz verpflichtet Arbeitgeber, die Arbeit so zu
gestalten, dass Gefährdungen für die Gesundheit vermieden werden. Das
schließt auch Gefährdungen durch die psychische Belastung der Arbeit ein,
etwa infolge zu hoher Arbeitsmengen oder überlanger Arbeitszeiten. Mit dem
Feldforschungsprojekt "Gefährdungsbeurteilung psychischer Belastung in der
betrieblichen Praxis" untersuchte die Bundesanstalt für Arbeitsschutz und
Arbeitsmedizin (BAuA) konkrete Vorgehensweisen in den Betrieben.
Erkenntnisse und Schlussfolgerungen des Projektes hat die BAuA jetzt in
einem gleichnamigen baua: Bericht kompakt veröffentlicht.

In der Studie wird anschaulich, dass psychosoziale Risiken komplexe
Beurteilungs- und Gestaltungsprobleme sind, die sich mit den im
betrieblichen Arbeitsschutz vertrauten Verfahrensweisen nicht ohne
weiteres lösen lassen.

Nur in einer Minderheit der Betriebe liegen bislang
Gefährdungsbeurteilungen psychischer Belastung vor. Kleine Betriebe führen
mehrheitlich keine Gefährdungsbeurteilung durch, aber auch viele große
Betriebe lassen psychosoziale Risiken in der Gefährdungsbeurteilung häufig
außen vor. Die im Projekt vorgenommenen Feldstudien machten gleichwohl
auch deutlich, dass zielgerichtete Maßnahmen zur Vermeidung von
psychosozialen Risiken nicht nur und ausschließlich im Rahmen von
Gefährdungsbeurteilungen unternommen werden, sondern mitunter unabhängig
davon auch in anderen Kontexten, in denen Arbeit im Betrieb tagtäglich
bewertet und gestaltet wird. Die Studie belegt exemplarisch, dass
zielgerichtete Maßnahmen zur Reduzierung psychosozialer Risiken im Betrieb
in ganz unterschiedlichen Kontexten nötig und möglich sind, in der
Arbeitszeit- und Leistungspolitik ebenso wie in der Personalplanung oder
der Qualifizierung, als Aufgabe fürsorglicher Mitarbeiterführung ebenso
wie als Bestandteil professioneller Berufsausübung. Im Interesse des
Gesundheitsschutzes gilt es, Anstrengungen zur Gefährdungsvermeidung in
allen diesen Kontexten systematisch und zielgerichtet zu fördern.

Die Ergebnisse der Studie helfen, Herausforderungen und Schwierigkeiten
des Umgangs mit psychosozialen Risiken besser zu verstehen. Sie machen
aber auch die vielfältigen Möglichkeiten und Lösungsansätze deutlich, die
in der betrieblichen Praxis erschlossen und genutzt werden. Eine
umfangreiche Liste der Publikationen von Projektergebnissen rundet den
baua: Bericht kompakt ab.

"Gefährdungsbeurteilung psychischer Belastung in der betrieblichen Praxis.
Erkenntnisse und Schlussfolgerungen aus einem Feldforschungsprojekt"; Dr.
David Beck, Dr. Katja Schuller; baua: Bericht kompakt; Dortmund;
Bundesanstalt für Arbeitsschutz und Arbeitsmedizin 2020. 3 Seiten, DOI:
10.21934/baua:berichtkompakt20200115. Den baua: Bericht kompakt gibt es im
PDF-Format zum Herunterladen im Internetangebot der BAuA unter

www.baua.de/dok/8826982

Forschung für Arbeit und Gesundheit

Die BAuA ist eine Ressortforschungseinrichtung im Geschäftsbereich des
BMAS. Sie betreibt Forschung, berät die Politik und fördert den
Wissenstransfer im Themenfeld Sicherheit und Gesundheit bei der Arbeit.
Zudem erfüllt die Einrichtung hoheitliche Aufgaben im Chemikalienrecht und
bei der Produktsicherheit. An den Standorten Dortmund, Berlin und Dresden
sowie in der Außenstelle Chemnitz arbeiten über 700 Beschäftigte.

www.baua.de


Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution1087

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Bundesanstalt für Arbeitsschutz und Arbeitsmedizin - 30.01.2020

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 4. Februar 2020 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / MEDIZIN / FACHMEDIZIN





MIKROBIOLOGIE/035: Röntgenlaser liefert Struktur eines Schlüsselenzyms des Erregers Trypanosoma brucei (idw)

Universität zu Lübeck - 30.01.2020

Röntgenlaser liefert Struktur eines Schlüsselenzyms des Erregers Trypanosoma brucei

Lübecker Biochemiker an potentiellem neuen Therapie-Ansatz gegen
Schlafkrankheit beteiligt



Mit ultrahellen Röntgenblitzen hat ein internationales Forscherteam um
Lars Redecke von der Universität zu Lübeck und dem Deutschen Elektronen
Synchrotron (DESY), Micheal Duszenko von der Universität Tübingen,
Christian Betzel von der Universität Hamburg, und Henry Chapman von DESY
einen möglichen Angriffspunkt für neue Medikamente gegen die
Schlafkrankheit aufgespürt: Die Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler
haben die detaillierte räumliche Struktur eines lebenswichtigen Enzyms des
Erregers entschlüsselt. Das Ergebnis liefert Hinweise auf einen möglichen
Bauplan für einen Wirkstoff, der dieses Enzym gezielt blockiert und den
Erreger somit absterben lässt, wie das Team im Fachblatt "Nature
Communications" berichtet.

Die Schlafkrankheit wird vom Parasiten Trypanosoma brucei ausgelöst, der
mit dem Stich der im südlichen Afrika heimischen Tsetse-Fliege übertragen
wird. Nach Vermehrung unter der Haut, im Blut und im Lymphsystem wandert
der Parasit dann in das zentrale Nervensystem. Unbehandelt gilt die
Krankheit als tödlich. Durch intensive Kontrollmaßnahmen ist die Zahl der
registrierten Fälle in den vergangenen Jahren drastisch gesunken. Dennoch
rechnet das Hamburger Bernhard-Nocht-Institut für Tropenmedizin die
Infektion weiter zu den wichtigsten Tropenkrankheiten. Rund 65 Millionen
Menschen in 36 afrikanischen Ländern südlich der Sahara leben im
Risikogebiet. Krieg, Vertreibung und Migration lassen die
Infektionskrankheit nach Angaben des Instituts immer wieder neu
aufflammen.

Auf der Suche nach einem möglichen Ansatzpunkt für Medikamente gegen den
Erreger hatten die Forscherinnen und Forscher ein zentrales Enzym des
Einzellers ins Visier genommen, die sogenannte
Inosin-5'-Monophosphat-Dehydrogenase (IMPDH). "Dieses Enzym gehört zum zentralen Inventar jedes
Organismus und ist ein interessantes Ziel für Medikamente, weil es den
Haushalt zweier lebenswichtiger Nukleotide in der Zelle regelt:
Guanosindiphosphat und Guanosintriphosphat", sagt der Strukturbiologe Lars
Redecke von der Universität Lübeck und DESY, einer der beiden Hauptautoren
der Arbeit. "Die Zelle braucht diese Nukleotide zur Energieversorgung und
zum Aufbau größerer Strukturen wie dem Erbgut. Wenn man diesen Zyklus
unterbricht, stirbt die Zelle."

Das Enzym besitzt eine Art Ein- und Ausschalter, der durch das Andocken
zelleigener Moleküle aktiviert wird. Ein vielversprechender Weg ist,
diesen Schalter mit einem passgenau maßgeschneiderten Molekül zu
blockieren. Um so ein Blockademolekül zu konstruieren, muss die genaue
räumliche Struktur des Schalters bekannt sein. Strukturbiologen können die
Struktur von Biomolekülen mit Hilfe von Röntgenstrahlung bestimmen. Dazu
lassen sie aus den Biomolekülen zunächst kleine Kristalle wachsen, die
dann im Röntgenlicht charakteristische Streumuster erzeugen, aus denen
sich die Struktur des Kristalls und seiner Bausteine, der Biomoleküle,
berechnen lässt.

Dieser Weg ist oft kompliziert, denn die meisten Biomoleküle lassen sich
nur schwer kristallisieren, da dies in der Regel ihrer natürlichen
Funktion widerspricht. Gelingt die Zucht solcher Kristalle, sind sie
gegenüber der energiereichen Röntgenstrahlung meist sehr empfindlich und
werden schnell zerstört. Es sind zwar bereits die Strukturen zahlreicher
IMP-Dehydrogenasen von anderen Organismen bekannt, bei jener des Parasiten
Trypanosoma brucei war die Kristallzucht bislang jedoch nicht erfolgreich.

Das Team wählte daher einen alternativen Weg, die Kristallisation von
Proteinen in lebenden Insektenzellen, auch als in-cellulo-Kristallisation
bezeichnet. Mit diesem Ansatz hatte dasselbe Team bereits ein anderes
Enzym des Schlafkrankheit-Erregers entschlüsselt, Cathepsin B, das
ebenfalls einen potenziellen Angriffspunkt für Medikamente darstellt.
Tatsächlich produzierten die veränderten Insektenzellen auch Kristalle der
nun untersuchten IMP-Dehydrogenase. Diese winzigen, nadelförmigen
Kristalle wurden rund 5 Mikrometer dick und bis zu 70 Mikrometer lang, so
dass sie aus den produzierenden Zellen herausstachen.

Die in-cellulo-Kristalle sind so klein, dass sehr helles Röntgenlicht
nötig ist, um sie zu analysieren. Denn je größer ein Kristall ist, desto
besser wird das Streubild im Röntgenlicht. Die Forscher nutzten daher zur
Analyse den Röntgenlaser LCLS am US-Forschungszentrum SLAC in Kalifornien,
der intensive Röntgen-Blitze erzeugt. Zwar verdampfen die empfindlichen
Kristalle sofort, erzeugen zuvor aber noch ein Streubild, aus dem sich die
Struktur gewinnen lässt. Diese Methode heißt serielle
Femtosekunden-Kristallographie (SFX), und viele der Ko-Autorinnen und Ko-Autoren der
aktuellen Studie waren an der Entwicklung dieser Technik beteiligt, die
vom US-Fachjournal "Science" als einer der zehn wichtigsten
wissenschaftlichen Durchbrüche des Jahres 2013 eingestuft worden war.

Das Team zeichnete die Streubilder von mehr als 22 000 Mikrokristallen auf
und konnte daraus die räumliche Struktur des Enzyms mit einer Genauigkeit
von 0,28 Nanometer berechnen. Das Ergebnis zeigt nicht nur die genaue
Struktur des Enzym-Schalters, der Bateman-Region, sondern auch, mit
welchen Molekülen die Zelle das Enzym schaltet und wie diese sogenannten
Ko-Faktoren an dem Enzymschalter andocken. Der Schalter wird demnach von
den Molekülen Adenosintriphosphat (ATP) und Guanosinmonophosphat (GMP)
bedient. Der Vorteil des hier gewählten Ansatzes ist nicht nur, dass das
Enzym bei Raumtemperatur untersuchen werden konnte, also bei der
Temperatur, für die das Enzym gemacht ist, sondern auch, dass bei der
in-cellulo-Kristallisation die natürlichen, in der Zelle vorhandenen
Ko-Faktoren an das Enzym gebunden werden.

Die Daten könnten nun einen Ansatz für eine Blockade der
Parasiten-Dehydrogenase liefern. Eine Herausforderung bleibt dabei jedoch noch, den
Dehydrogenase-Blocker so spezifisch zu konstruieren, dass er das
Parasiten-Enzym blockiert, aber nicht das menscheneigene. Wenn dies
gelingt, könnte die Methode möglicherweise auch auf andere Erreger
ausgedehnt werden, da andere Parasiten einen sehr ähnlichen Aufbau der
IMP-Dehydrogenase aufweisen.

An der Untersuchung waren die Universitäten Lübeck, Hamburg, und Tübingen,
die russische Akademie der Wissenschaften, die Arizona State University,
das Lawrence Livermore National Laboratory in den USA, das
Max-Planck-Institut für medizinische Forschung in Heidelberg, das
US-Forschungszentrum SLAC, die Universität Göteborg und DESY beteiligt.


Originalpublikation:

In cellulo crystallization of Trypanosoma brucei IMP dehydrogenase enables
the identification of genuine co-factors; Karol Nass, Lars Redecke et al.;
"Nature Communications", 2020

DOI: 10.1038/s41467-020-14484-w
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ONKOLOGIE/2049: Innovative Tumorcharakterisierung - Erbgutanalyse und Mini-Tumoren weisen den Weg (idw)

Nationales Centrum für Tumorerkrankungen Dresden (NCT/UCC) - 30.01.2020

Innovative Tumorcharakterisierung: Erbgutanalyse und Mini-Tumoren weisen den Weg

Wissenschaftler züchten im Labor lebende Modelle aus den Krebszellen von
Patienten / Zellmaterial des individuellen Tumors liefert zusätzliche
Informationen über mögliche Angriffspunkte gegen den Krebs



Am Nationalen Centrum für Tumorerkrankungen Dresden (NCT/UCC) arbeiten
Wissenschaftler mit patienteneigenen Krebszellen sowie aus diesen
gezüchteten Mini-Tumoren und weiteren Tumormodellen daran, die
bestmögliche Therapie für einzelne Patienten zu finden. Die Testung
möglicher Wirkstoffe an patienteneigenem Zellmaterial im Labor erfolgt
zusätzlich zu einer kompletten Erbgutanalyse des Tumors im Rahmen des
NCT/DKTK MASTER-Programms.

Das MASTER-Programm ist das deutschlandweit einzige Programm, das diese
technologisch sehr anspruchsvolle Analyse für verschiedene Krebsarten
vornimmt. Ziel ist es, maßgeschneiderte Behandlungsoptionen für Patienten
mit sehr seltenen Tumorerkrankungen sowie für junge Patienten aufzuzeigen,
bei denen alle Standardtherapien ausgeschöpft sind. Die am Dresdner
NCT-Standort vorangetriebene Erweiterung der genetischen Analyse um Tests an
patienteneigenem Zellmaterial hebt die innovative Tumorcharakterisierung
bei erwachsenen Patienten mit soliden Tumoren auf die nächste Ebene. In
einer Erprobungsphase wurde die zusätzliche Testung bereits an über 30
Patiententumoren durchgeführt. Das NCT/UCC - an dem Ärzte und
Wissenschaftler des Universitätsklinikums Carl Gustav Carus Dresden, der
Medizinischen Fakultät Carl Gustav Carus der TU Dresden, des
Helmholtz-Zentrums Dresden-Rossendorf (HZDR) und des Deutschen
Krebsforschungszentrums (DKFZ) Hand in Hand arbeiten - informiert über die
innovative Herangehensweise anlässlich des Weltkrebstages am 4. Februar.

Modernste molekulare Analysemethoden ermöglichen es heute, bestimmte
Veränderungen im Erbgut oder in anderen Bestandteilen von Krebszellen
genau zu charakterisieren. Dieses Wissen kann häufig genutzt werden, um
den Tumor exakt an dieser Stelle anzugreifen. Besonders konsequent wird
die Suche nach maßgeschneiderten Behandlungsoptionen im NCT/DKTK
MASTER-Programm umgesetzt, in dessen Rahmen eine komplette Analyse des
Tumorerbguts der teilnehmenden Patienten erfolgt. Nicht immer lassen sich
jedoch im Erbgut Veränderungen auffinden, an denen sich der Tumor mit
einer bekannten Therapie angreifen lässt. Teilweise gibt die Analyse auch
Hinweise auf mehrere therapierelevante Veränderungen. Am Nationalen
Centrum für Tumorerkrankungen Dresden (NCT/UCC) nutzen Wissenschaftler
daher patienteneigene Tumorzellen und aus ihnen gezüchtete Modelle, um
zusätzliche Informationen zu gewinnen. "Mit ihrer Hilfe können wir im
Labor beispielsweise testen, wie der individuelle Tumor auf verschiedene
Medikamente reagiert. Die Modelle helfen uns darüber hinaus, Veränderungen
von Krebszellen zu erforschen, deren Relevanz uns aktuell noch nicht
bekannt ist", erklärt Prof. Hanno Glimm, Leiter der Abteilung
Translationale Medizinische Onkologie am Nationalen Centrum für
Tumorerkrankungen Dresden (NCT/UCC) und Mitglied im geschäftsführenden
Direktorium des NCT/UCC Dresden. "Durch die erweiterte
Tumorcharakterisierung stoßen wir das Tor für die maßgeschneiderte,
personalisierte Krebstherapie weiter auf. Wir sind sehr zuversichtlich,
dass der Ansatz für eine bestimmte Patientengruppe, bei denen die
Standardtherapien ausgeschöpft sind, künftig eine deutliche Verbesserung
bringen könnte", sagt Prof. Michael Albrecht, Medizinscher Vorstand des
Universitätsklinikums Carl Gustav Carus Dresden.

Bei der zusätzlichen Testung arbeiten die Wissenschaftler am NCT/UCC
Dresden mit einem zweistufigen Verfahren. Grundvoraussetzung ist zunächst,
dass nach einer Tumoroperation oder der Entnahme einer Gewebeprobe
Restgewebe mit ausreichend vielen Tumorzellen zur Verfügung steht, das
nicht für pathologische Untersuchungen benötigt wird. Die Wissenschaftler
nutzen dann zunächst einige tausend Krebszellen, um in Kurzzeitkulturen
sehr rasch zu prüfen, wie wenige gängige Therapien oder bereits für den
Patienten empfohlene Medikamente auf die Tumorzellen wirken. "Die weiteren
Tumorzellen versuchen wir mit unterschiedlichsten Methoden längerfristig
am Leben zu erhalten und zu vermehren. Im Idealfall können wir aus ihnen
Modelle des Tumors bis hin zu dreidimensionalen Mini-Tumoren züchten. Bei
diesen Organoiden handelt es sich um aus patienteneigenen Krebsstammzellen
gezüchtete Zellballen, die Eigenschaften des Patiententumors aufweisen
können", sagt Dr. Claudia Ball, wissenschaftliche Laborleiterin in der
NCT/UCC-Abteilung Translationale Medizinische Onkologie. Die längerfristig
nutzbaren Zellen und Modelle können dann dazu dienen, Hypothesen aus der
Erbgutanalyse zu überprüfen. Wenn die molekulare Untersuchung keine
spezifische Medikation nahelegt, lässt sich die Wirkung zahlreicher
Substanzen in einer großangelegten Suche prüfen.

Für die längerfristige Kultivierung der Zellen und Modelle müssen
ausgefeilte Experimentalanleitungen befolgt werden. Besonders für seltene
Tumoren gibt es solche gesicherten Vorgehensweisen häufig noch nicht. Hier
entwickeln die NCT/UCC-Wissenschaftler entsprechende Anleitungen. Um das
hierfür nötige Wissen zu bündeln, hat das NCT/UCC eine zentrale Einheit
gegründet, die sogenannte Preclinical Model Unit. "Wir können hier auf
umfassende Erfahrungen zurückgreifen, etwa bei Pankreaskrebs. Auch für
seltene bösartige Tumoren, wie beispielsweise Sarkome - dies sind vom
Weichteilgewebe oder vom Knochen ausgehende Tumoren - ist es uns hier am
Standort bereits gelungen, Organoide herzustellen - ein wichtiger Erfolg",
sagt PD Dr. Daniel Stange, Oberarzt und Laborleiter an der Klinik für
Viszeral-, Thorax- und Gefäßchirurgie des Universitätsklinikums Dresden,
der die Preclinical Model Unit gemeinsam mit Dr. Ball leitet.

In der aktuellen Erprobungsphase müssen die Wissenschaftler zunächst
belegen, dass der innovative Ansatz tatsächlich in der Klinik machbar ist
und einen zusätzlichen Nutzen für die Patienten bringt. "Hier sind wir auf
einem sehr guten Weg und zuversichtlich. Künftig könnte die zusätzliche
Testung auch auf weitere Standorte des NCT/DKTK-MASTER-Programms
ausgeweitet werden. Wichtig ist, dass es bisher ein rein experimentell
wissenschaftlicher Ansatz ist", sagt Prof. Glimm.

Das NCT/DKTK MASTER-Programm

Im NCT/DKTK MASTER-Programm arbeiten die NCT-Standorte Heidelberg und
Dresden sowie die Standorte des Deutschen Krebskonsortiums (DKTK) eng
zusammen. Mittels einer kompletten Erbgutanalyse werden - bei den
eingeschlossenen jungen Krebspatienten und Patienten mit sehr seltenen
Tumorerkrankungen - die molekularen Besonderheiten des jeweiligen Tumors
ermittelt. Im Molekularen Tumorboard, einem Gremium aus 20 bis 30
Experten, interpretieren anschließend Bioinformatiker, Molekularbiologen,
Pathologen und Krebsspezialisten die Ergebnisse und geben mögliche
Therapieempfehlungen. Bei etwa 80 Prozent der Patienten lassen sich
entsprechende Empfehlungen aussprechen. Seit Beginn des Programms 2013
wurden rund 2800 Patienten in das Programm eingeschlossen, darunter etwa
240 am Dresdner NCT-Standort.


Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution2143
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Nationales Centrum für Tumorerkrankungen Dresden (NCT/UCC) - 30.01.2020
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BILDUNG/1186: Studiengang 'Gesundheitsdaten und Digitalisierung' startet im Wintersemester (idw)

Hochschule für Gesundheit - 30.01.2020

Digitalisierungsprozesse im Gesundheitswesen gut gestalten



Wie kann Digitalisierung die gesundheitliche Versorgung der Menschen
verbessern? Studierende des Studiengangs 'Gesundheitsdaten und
Digitalisierung' der Hochschule für Gesundheit (hsg Bochum) beschäftigen
sich unter anderem mit dieser Frage. Absolvent*innen des Studiengangs
werden zu interprofessionellen Akteur*innen im Schnittstellenbereich
'Gesundheit - Datenmanagement - Diversity und Empowerment' ausgebildet.

"Der Studiengang 'Gesundheitsdaten und Digitalisierung' der Hochschule für
Gesundheit (hsg Bochum) hat in diesem Wintersemester zahlreiche
Studierende an die Hochschule gebracht, die sehr an innovativen Lösungen
für die Gesundheitsbranche interessiert sind und diese nicht nur finden,
sondern auch einrichten und mitgestalten möchten", fasste Prof. Dr.
Wolfgang Deiters seine Eindrücke der ersten gut 100 Tage des
Bachelor-Studiengangs zusammen. Der hsg-Professor für Gesundheitstechnologien hat
gemeinsam mit Prof. Dr. Michael Wessels, der an der hsg Bochum eine
Professur für Gesundheitsökonomie und -politik innehat, den neuen
Studiengang entworfen.

Die Absolvent*innen werden so ausgebildet, dass sie in verschiedenen
Organisationen, die über viele Gesundheitsdaten verfügen, eingesetzt
werden können, wie zum Beispiel bei Krankenkassen, bei Verbänden,
Kranken- und Sozialversicherungen, in öffentlichen Einrichtungen beim Bund, bei
Ländern und Kommunen oder in der Stadt- und Umweltplanung sowie bei
Patient*innenvertretungen und -beratungen, aber auch in der
Politikberatung.

"Es gibt zahlreiche Ideen dazu, wie die Digitalisierung die
gesundheitliche Versorgung der Menschen verbessern kann. Die
Absolvent*innen unseres neuen Studiengangs werden zu interprofessionellen
Akteur*innen im Schnittstellenbereich 'Gesundheit - Datenmanagement -
Diversity und Empowerment' ausgebildet. Wir wollen unsere Absolvent*innen
dazu befähigen, Digitalisierungsprozesse im Gesundheitswesen für alle
Bevölkerungsgruppen gut zu gestalten. Sie sollen eine Scharnierfunktion
zwischen Techniker*innen, Nutzer*innen und Leistungserbringer*innen im
Zusammenhang mit den Gesundheitsdaten einnehmen", erläuterte Michael
Wessels. Er fügte hinzu: "Die Ideen und das Engagement unserer
Studierenden zeigt uns schon heute, dass sie als künftige Absolvent*innen
einen gewollten Transformationsprozess anschieben können und das Rüstzeug
haben, um in einem Arbeitsfeld der Zukunft zu arbeiten."

Der Studiengang 'Gesundheitsdaten und Digitalisierung' der hsg Bochum
startet jeweils im Wintersemester. Die Bewerbungsphase, die Anfang Juni
beginnt, endet jährlich jeweils am 15. Juli.

Dass in diesem Studiengang die Lehrenden neue Möglichkeiten des digitalen
Lernens nutzen, ist für Wolfgang Deiters selbstverständlich.
"Entwicklungen der Digitalisierung bringen neue Möglichkeiten des Lernens
hervor - wie zum Beispiel Virtual oder Augmented Reality", sagte er und
unterscheidet dabei zwischen der virtuellen Realität, also der
computergestützt dargestellten scheinbaren Welt, und der erweiterten
(augmented) Realität, also der computergestützten Erweiterung der
Realitätswahrnehmung. Deiters setzte hinzu: "Gleichzeitig werden neue
digitale Lösungen auch die Gesundheitsversorgung der Zukunft verändern und
müssen dafür verstanden und beherrscht werden. Digitale Lösungen sind also
neue Lehrmittel. Sie sind aber gleichzeitig auch Lernstoff. Die Themen
'lernen' und 'nutzen' wachsen im Kontext von Digitalisierung weiter
zusammen." Die hsg Bochum habe sich mit diesem Studiengang in "einen sehr
spannenden und innovativen Bereich" vorgewagt.

Wie sich neue Gesundheitstechnologien am besten an die Bedürfnisse ihrer
Nutzer*innen anpassen lassen, erläutert das Fachbuch 'Nutzerorientierte
Gesundheitstechnologien. Im Kontext von Therapie und Pflege', welches von
den hsg-Angehörigen Prof. Dr. André Posenau, Prof. Dr. Wolfgang Deiters
und Prof. Dr. Sascha Sommer herausgegeben wurde:
André Posenau; Wolfgang Deiters; Sascha Sommer (Hrsg.): "Nutzerorientierte
Gesundheitstechnologien" (9783456858845) © 2019 Hogrefe Verlag, Bern.

Weitere Rückfragen zum Studiengang bitte per Mail an:

gudi@hs-gesundheit.de


Weitere Informationen finden Sie unter

http://www.hs-gesundheit.de/gesundheitsdaten-und-digitalisierung
(Infos zum Studiengang)

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution1554
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FORSCHUNG/4134: Molekulare Maschine entwirrt verklumpte Proteine (idw)

Deutsches Krebsforschungszentrum - 30.01.2020

Molekulare Maschine entwirrt verklumpte Proteine



Wie entwirren Zellen Proteine, die verklumpt und damit funktionsunfähig
sind? Forscher vom AMOLF-Institut in Amsterdam sowie vom Deutschen
Krebsforschungszentrum und der Universität Heidelberg haben die
Funktionsweise einer molekularen Maschine charakterisiert, die an
freiliegenden Schleifen der Proteinketten zieht und sie so aus dem
Proteinknäuel herauslöst. Die Ergebnisse sind nun in der Fachzeitschrift
Nature veröffentlicht.

Verklumpte, aggregierte und damit funktionsunfähige Proteinketten gelten
als mitverantwortlich für zelluläre Alterungsprozesse und zahlreiche
Krankheiten einschließlich neurodegenerativer Leiden wie zum Beispiel der
Alzheimer-Demenz. Alle Organismen haben daher als "Chaperone" bezeichnete
Moleküle entwickelt, um solche schädlichen Aggregate wieder aufzulösen.
Wie die Chaperone diese Aufgabe meistern, war allerdings weitgehend
unbekannt.

Auf diese Frage haben Mario Avellaneda und Sander Tans am AMOLF-Institut
in Amsterdam zusammen mit Bernd Bukau und Axel Mogk, Deutsches
Krebsforschungszentrum und Universität Heidelberg, nun wichtige Antworten
gefunden.

"Das ringförmige bakterielle Chaperon ClpB greift sich eine freie Schleife
der Proteinkette, die aus dem Proteinaggregat herausragt, und zieht sie
unter Aufwendung von Kraft durch seine zentrale Pore. Der gesamte
Proteinklumpen ist zu groß, um durch die Pore zu passen. Durch die
Zugkraft kann ClpB jedoch einzelne Proteinketten aus dem größeren Aggregat
herausziehen. Das Chaperon funktioniert dabei wie eine Art Motor",
erläutert Bernd Bukau, dessen Arbeitsgruppe sowohl im Deutschen
Krebsforschungszentrum als auch im Zentrum für Molekulare Biologie der
Universität Heidelberg (ZMBH) angesiedelt ist.

Nach dem Herauslösen aus dem Aggregat kann sich die Proteinkette wieder
zusammenfalten und normal funktionieren. Indem alle Proteine einzeln
extrahiert werden, kann das Chaperon das gesamte Aggregat vollständig
entwirren.

Die Forscher vermaßen die winzigen Bewegungen, die während der
Proteinextraktion erfolgen, mit einer "optischen Pinzette". Deren Funktion
beruht darauf, dass Licht auf mikroskopische Objekte (z.B. Kügelchen) eine
Kraft ausübt und diese dadurch bewegt werden können. Durch das Verankern
einer Proteinkette zwischen zwei Kügelchen lassen sich so
Strukturänderungen der Proteinkette messen. Dies ermöglichte den Forschern
genau zu bestimmen, wie der ClpB-Motor Proteinketten transportiert. Wurden
die mechanischen Hebel (aromatische Aminosäuren), die im Inneren der Pore
von ClpB sitzen, durch Mutationen verändert, so verlor das Chaperon seine
Zugkraft.

Die Wissenschaftler wollen als nächstes untersuchen, ob auch Chaperone aus
menschlichen Zellen als Zugmaschinen für aggregierte Proteinketten wirken.


Ein Video illustriert die Funktionsweise des Chaperons ClpB:

https://www.sandertanslab.nl/news/press-releases/avellaneda2020


Originalpublikation:

Mario J. Avellaneda, Kamila B. Franke, Vanda Sunderlikova, Bernd Bukau,
Axel Mogk, Sander J. Tans: Processive extrusion of polypeptide loops by a
Hsp100 disaggregase, Nature 2020

DOI: 10.1038/s41586-020-1964-y

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution386
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KRIEGSMEDIZIN/050: Mediziner wappnen sich für den Fall eines Anschlags (idw)

Ruhr-Universität Bochum - 29.01.2020

Mediziner wappnen sich für den Fall eines Anschlags



"Wir haben hier eine der größten Gefäßchirurgien des Landes, aber wenn es
zu einem Massenanfall von Schuss- oder Explosionsverletzungen käme, wären
wir hilflos", sagt Prof. Dr. Achim Mumme, Leiter der Gefäßchirurgie des
Katholischen Klinikums der Ruhr-Universität Bochum (RUB). Als
Kongresspräsident des westdeutschen Gefäßsymposiums am 7. und 8. Februar
2020 im Congress Centrum Oberhausen hat er die Initiative ergriffen und
Spezialisten der Bundeswehr eingeladen, die von ihrer Erfahrung in
Kriegsgebieten berichten und den Teilnehmerinnen und Teilnehmern neue
Techniken vermitteln werden.

Nicht ausreichend ausgebildet

Mit Schuss- oder Explosionswunden haben die Kliniken hierzulande nur wenig
zu tun. "Zum Glück", so Mumme, "denn wir sind für deren Versorgung auch
nicht ausreichend ausgebildet." Jeder Streifenwagen habe zwar sogenannte
Tourniquets an Bord, mit denen man verletzte Gliedmaßen abbindet, um ein
Verbluten zu verhindern. Aber dadurch wird der verletzte Körperteil
komplett von der Durchblutung abgeschnitten und stirbt irgendwann ab.
"Nach allerhöchstens sechs Stunden ist Schluss: Dann muss man amputieren",
unterstreicht der Mediziner. "Wenn mehrere so erstversorgte Patienten
zeitgleich in die Klinik eingeliefert werden, können wir vielleicht nur
einem sein Bein retten."

Die Bundeswehr, die in Krisengebieten mitunter auch die Zivilbevölkerung
nach Angriffen versorgt, verfügt über neue Methoden und Techniken, um mit
dem massenhaften Anfall solcher Verletzungen fertig zu werden. Hier
greifen die Spezialisten beispielsweise auf spezielle Gefäßumleitungen
zurück, sogenannte Shunts. Diese verschaffen den Helfern ausreichend Zeit,
um verletzte Soldatinnen und Soldaten zum Beispiel aus Afghanistan nach
Deutschland in Bundeswehrkliniken zu fliegen und dort zu operieren. "Diese
neuen Möglichkeiten sind äußerst hilfreich, aber man muss ihre Anwendung
lernen", so Achim Mumme. Beim Symposium erhalten die Teilnehmerinnen und
Teilnehmer eine Einführung in die Techniken.

Weitere Informationen finden Sie unter

https://www.gg-west.de/de/Gefaesssymposium/index.html

Kongresswebseite

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution2
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AUSLAND/2561: China - Das Virus der Panikmache gegen die Volksrepublik (Jürgen Heiducoff)

Von Jürgen Heiducoff - China, 03.02.2020

Das Virus der Panikmache gegen die Volksrepublik China

- Bericht von der unsichtbaren Front -

Jürgen Heiducoff

ist seit 25.01.2020 Gast bei einer durchschnittlichen

chinesischen Familie in Huadian (Provinz Jilin, China)



Die Berichterstattung über die Ausbreitung des Coronavirus in unseren
deutschen Medien ist verständlich. Es besteht ein Informationsbedarf
der Menschen, auch wenn sie sich Tausende von Kilometern vom
Infektionsherd entfernt befinden. Das Virus ist hoch ansteckend und in
der globalen hoch mobilen Welt schnell von Kontinent zu Kontinent
übertragbar.

Angeblich ist seine Entstehung unbekannt, obwohl es bereits in der
vorigen Woche australischen Forschern gelungen sein soll, es nach zu
züchten. Da die Heilung sehr schwierig ist und noch keine Gegenmittel
verfügbar sind, stellt sich natürlich eine gewisse Hilflosigkeit ein.

Die Aktivitäten vor Ort beim Kampf gegen den unsichtbaren Feind
scheinen sich zu überschlagen. Auch hier im Nordosten Chinas, weit
entfernt vom Infektionsherd im Zentrum des Landes, bestimmen
präventive antiepidemische Maßnahmen den Alltag der Menschen. Über
Fernsehen und Rundfunk wird ausführlich über den Verlauf, die Opfer
und den Kampf gegen die Epidemie informiert. Auch in der Stadt Huadian
sind Lautsprecherwagen unterwegs, die örtliche Maßnahmen koordinieren
helfen und individuelle Empfehlungen erteilen. An den Hauseingängen
sind seit Tagen entsprechende Bekanntmachungen veröffentlicht. Die
Schulen, Kindergärten, öffentlichen Sporteinrichtungen und Bäder sind
geschlossen. Der regionale Busverkehr ist weitgehend eingeschränkt.
Geschäfte und Restaurants sind mit Ausnahme großer Supermärkte
ebenfalls geschlossen. Die Versorgung der Menschen ist aber
gewährleistet, auch wenn die Preise für bestimmte Lebensmittel
steigen. Die Einwohner werden aufgerufen weitgehend die Wohnung nicht
zu verlassen. Desinfektionstrupps besprühen unentwegt Müllplätze,
Hauseingänge und andere frequentierte Bereiche. Sanitäter und
Ärzteteams kontrollieren den Gesundheitszustand von Passanten an
Mautstationen und zentralen Plätzen der Stadt.

Und wie widerspiegelt sich diese Lage in den deutschen Medien? Statt
den von der Epidemie und den daraus resultierenden Maßnahmen
betroffenen Menschen Respekt und Achtung entgegen zu bringen werden
abwertende Bewertungen und Panikmache produziert. Auch ist eine
gewisse Schadenfreude kaum noch zu verbergen. Das soll die Gemüter
anheizen. Das ist etwas, was den fleißigen, aber auch zum Teil
hilflosen Menschen nicht weiter hilft.

Die DWN (Deutsche Wirtschaftsnachrichten, eine Publikation der
Verlagsgruppe Bonnier) veröffentlichten am 02.02.2020 eine Kolumne von
Ronald Barazon unter dem Titel
"Corona-Virus ist ein Weckruf: Nur Widerstandsfähige sind Viren
gewachsen"

Darin ist zu lesen:

"Der Ausbruch und die rasche Verbreitung des Corona-Virus rufen eine
meist nicht beachtete Tatsache in Erinnerung: Die Entstehung der Viren
ist unbekannt, die Heilung der von Viren ausgelösten Krankheiten
schwierig bis unmöglich. Eine Virus-Infektion kann jede und jeden
treffen. Um die Krankheit gut überstehen zu können, muss der oder die
Betroffene widerstandsfähig sein. Das ist bei einem Großteil der
Weltbevölkerung nicht der Fall und so steht der Gesundheitszustand von
Milliarden auf dem Prüfstand."

Ronald Barazon ist kein Virologe, sondern ein österreichischer
Wirtschaftsjournalist, der Einkünfte aus seinen Veröffentlichungen und
Vorträgen erzielt.

Der Erlanger Virologe Prof. Armin Ensser stellt dem entgegen und ist
sich sicher: In Franken würde es schon bald zu ersten Corona-Fällen
kommen. In Panik verfallen sollte deshalb aber keiner.
Dieser Spezialist relativiert die Panikmache und sagt: "Ich hätte
jetzt mehr Angst vor einer Grippe, als vor dem Coronavirus" (1)

Auszug aus einem Interview mit ihm: "Was sollten diejenigen tun, die
sich mit dem Coronavirus infiziert haben? Wenn es zu keiner schweren
Erkrankung kommt, wird man die Krankheit am besten zu Hause
auskurieren, wie man das bei einer normalen Atemwegserkrankung auch
macht. Anders sieht das bei einem schwereren Verlauf der Krankheit,
zum Beispiel in Form einer Lungenentzündung, aus. Da führt dann kein
Weg an einem Krankenhausaufenthalt vorbei." Bemerkenswert ist auch,
dass der Virologe Clemens Wendtner gegenüber focus online am
28.01.2020 sagte: "Es gebe in Deutschland Viruserkrankungen, die sehr
viel ansteckender und gefährlicher sind als das Coronavirus." In
unserem Land stürben 20.000 bis 25.000 Menschen pro Jahr an den Folgen
einer Influenza.

Nur selten finden sich in den Medien solcher Art von
Veröffentlichungen erfahrener Spezialisten. Vielmehr kommen
Gerüchtemacher, die sich gegenseitig zu übertreffen versuchen, zu
Wort. Statt objektiver Berichterstattung tauchen am "grünen Tisch"
ausgebrütete Beiträge auf. Schlagzeilen, das Coronavirus bringe Chinas
Machtsystem ins Wanken bilden dabei den Gipfel der Geschmacklosigkeit.
Da ist wohl mehr der Wunsch der Vater der Gedanken. Behauptungen aus
fernen Redaktionsstuben, das Coronavirus würde das Vertrauen der
Menschen gegenüber der Kommunistischen Partei und dem Staat
untergraben stelle ich meine persönlichen Beobachtungen vor Ort
entgegen. Ich kann das nicht bestätigen. Im Gegenteil. Mehr als sonst
sehe ich Flaggen mit Hammer und Sichel an privaten Fahrzeugen und an
den Fenstern der Privatwohnungen. Auch im Kreise meiner befreundeten
Familie und deren Bekannten gibt es keinerlei kritische Bemerkungen
gegenüber der Partei und dem Staat. In einigen deutschen Medien hat
sich das Virus der Desinformation und Fehlbewertung ausgebreitet. Es
geht schon nicht mehr nur gegen das politische System in der
Volksrepublik, sondern gegen die "Chinesen" an sich.

Deutsche Medien disqualifizieren sich erneut zum Sprachrohr eines
primitiven Rassismus. In der "Welt" wird zufällig in der letzten
Woche auf die "gelbe Gefahr" hingewiesen. Man fühlt sich an die
Hunnenrede Kaiser Wilhelms erinnert.

Wahr ist - wie auch der Klimawandel ist die Virenkrise ein globales
Problem. Es kann nicht einzelnen Staaten zugeordnet werden.


(1) www.inFranken.de - 01.02.2020

Der Autor Jürgen Heiducoff 

ist ein deutscher Rentner aus Übach-Palenberg, der sich regelmäßig
privat bei Freunden in der Volksrepublik China aufhält
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KASSEN/1910: Kassen stellen sich gegen Bezahlung fruchtbarkeitserhaltender Maßnahmen bei Mädchen unter 18 Jahren (idw)

Deutsche Stiftung für junge Erwachsene mit Krebs - 30.01.2020

Krankenkassen stellen sich gegen Bezahlung fruchtbarkeitserhaltender Maßnahmen bei Mädchen unter 18 Jahren

G-BA-Richtlinie sieht auch Einschränkungen für die Kostenübernahme
fruchtbarkeitserhaltender Maßnahmen bereits vor der vom Gesetzgeber
vorgesehenen oberen Altersgrenze vor



Berlin, 30. Januar 2020 - Im Mai letzten Jahres ist ein Gesetz in Kraft
getreten, das das Einfrieren von Eizellen, Spermien und Keimzellgewebe zur
Kassenleistung macht. Diese sogenannte Kryokonservierung kostet bis zu
4.300 - für junge Frauen und etwa 500 - für junge Männer und musste bisher
selbst getragen werden. Dazu kommen Lagerkosten von etwa 300 € pro Jahr.
Für die Umsetzung des Gesetzes fehlt bislang die Richtlinie des
Gemeinsamen Bundesausschusses (G-BA). Jetzt wurden Einzelheiten aus einem
Entwurf bekannt.

"Die Politik war von Anfang an für ein Gesetz, das Jugendliche und Kinder
einschließt. Niemand wird verstehen, wenn das Einfrieren von Eizellen für
ein Mädchen von 18 Jahren bezahlt wird, für die Bettnachbarin mit 17
Jahren aber nicht", sagt Prof. Dr. med. Mathias Freund, Vorsitzender des
Kuratoriums der Deutschen Stiftung für junge Erwachsene mit Krebs.

Begründet wird die Formulierung in der geplanten Richtlinie von den
Krankenkassen damit, dass es keine formale Zulassung für die Hormone unter
18 Jahren gibt, die für die Stimulation der Eierstöcke notwendig sind.
Damit soll dann der komplette Anspruch auf die Bezahlung bei den
Jugendlichen entfallen. In der Praxis werden diese seit den 90er Jahren
zugelassenen Medikamente aber bei Mädchen unter 18 Jahren erfolgreich
eingesetzt, so eine 2019 veröffentlichte Studie aus den USA. Die
amerikanischen Ärzte schließen mit der Feststellung: "Die niedrige
Komplikationsrate und die gute Eizellenausbeute sind eine beruhigende
Orientierungshilfe für die Ärzte, die junge Frauen beraten sollen?" Das
Problem einer fehlenden Zulassung bei Kindern und Jugendlichen ist bei
vielen Medikamenten in Fachkreisen gut bekannt. In der Regel werden jedoch
flexible Lösungen im Sinne der Patienten gefunden.

"Wir hoffen sehr, dass sich die Vertreter der Kassenärztlichen
Bundesvereinigung (KBV) im Gemeinsamen Bundesausschuss der Meinung ihrer
Kollegen aus den USA anschließen werden. Uns ist nicht klar, wieso sich
der Verband in dieser Frage auf die Seite der Kassen gestellt hat",
erklärt Freund.

Darüber hinaus möchte der GKV-Spitzenverband etliche Patienten an der
oberen Altersgrenze aus der Kryokonservierung ausschließen: Die
Kryokonservierung soll es nur geben, wenn auch die künstliche Befruchtung
noch vor dem Erreichen der Altersgrenze durchgeführt werden kann und wenn
ein Erfolg dabei nicht ausgeschlossen ist. Die Altersgrenze für die
Kryokonservierung sieht das Gesetz bei Frauen bei 40 Jahren, für Männer
bei 50. "Aber wer soll diese Dinge beurteilen und wie?", fragt Freund. "Da
ist der Streit doch programmiert, und das trifft die Patienten, wenn sie
gerade die Krebsdiagnose erfahren haben und in wenigen Tagen die Therapie
beginnen soll. Die Kryokonservierung muss ja vorher durchgeführt werden."

Mit diesem Vorstoß scheint der Verband der Krankenkassen allerdings
alleine dazustehen. Leider passt das Vorgehen zu der harten Haltung
einiger großer Krankenkassen, die auch in der jetzigen Übergangszeit nicht
bereit sind, ihren Mitgliedern bei der Kryokonservierung individuell
entgegenzukommen. Aktuelle Informationen zu diesem Thema stellt die
Deutsche Stiftung für junge Erwachsene mit Krebs auf ihrer Website unter
der Rubrik "Wissen" bereit.

Die Stiftung will jetzt zusammen mit Betroffenen die Politik ansprechen
und hofft auf die Unterstützung der Öffentlichkeit.

Jedes Jahr erkranken in Deutschland nahezu 16.500 junge Frauen und Männer
im Alter von
18 bis 39 Jahren an Krebs. Die Deutsche Stiftung für junge Erwachsene mit
Krebs ist Ansprechpartnerin für Patienten, Angehörige, Wissenschaftler,
Unterstützer und die Öffentlichkeit. Die Stiftungsprojekte werden in enger
Zusammenarbeit mit den jungen Patienten, Fachärzten sowie anderen Experten
entwickelt und bieten direkte und kompetente Unterstützung für die jungen
Betroffenen. Die Stiftung ist im Juli 2014 von der DGHO Deutsche
Gesellschaft für Hämatologie und Medizinische Onkologie e. V. gegründet
worden. Alle Stiftungsprojekte werden ausschließlich durch Spenden
finanziert. Die Deutsche Stiftung für junge Erwachsene mit Krebs ist als
gemeinnützig anerkannt.


(Die angegebene Genderform vertritt alle Geschlechter.)


(1) Hipp, H. S., Shandley, L. M., Schirmer, D. A., McKenzie, L., and
Kawwass, J. F. Oocyte Cryopreservation in Adolescent Women. J Pediatr
Adolesc.Gynecol. 32(4), 377-382. 2019.

(2) https://junge-erwachsene-mit-krebs.de/wissen/kostenubernahme-durch-kassen-und-versicherungen/

Weitere Informationen finden Sie unter

Hipp, H. S., Shandley, L. M., Schirmer, D. A., McKenzie, L., and Kawwass, J. F. Oocyte Cryopreservation in Adolescent Women. J Pediatr Adolesc.Gynecol. 32(4), 377-382. 2019.

https://junge-erwachsene-mit-krebs.de/wissen/kostenubernahme-durch-kassen-und-versicherungen/ 

(Kostenübernahme durch Kassen und Versicherungen)

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution2039

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Deutsche Stiftung für junge Erwachsene mit Krebs - 30.01.2020

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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DEMENZ/478: Alzheimer-Bluttest wird weiterentwickelt (idw)

Alzheimer Forschung Initiative e.V. - 29.01.2020

Bochumer Alzheimer-Bluttest wird weiterentwickelt



Die Alzheimer-Krankheit durch einen Bluttest frühzeitig und sicher
nachweisen: Daran arbeitet Prof. Klaus Gerwert von der Ruhr-Universität
Bochum. Gemeinsam mit Prof. Philip Scheltens vom University Medical Center
Amsterdam will er seinen "immuno-infrarot Sensor" zur Erkennung von
alzheimertypischen Biomarker-Proteinen im Blut mit einem weiteren
Testverfahren kombinieren, um die Aussagekraft des Bluttests weiter zu
erhöhen. Gefördert wird das zweijährige Forschungsprojekt von der
gemeinnützigen Alzheimer Forschung Initiative e.V. (AFI) mit 50.000 Euro.
Weitere 50.000 Euro kommen von Alzheimer Nederland, dem niederländischen
Kooperationspartner der AFI.

"Zurzeit scheitern vielversprechende Medikamente zur Behandlung von Morbus
Alzheimer in klinischen Versuchen. Es wird vermutet, dass Alzheimer
derzeit erst zu spät erkannt wird, sodass das therapeutische Fenster bei
heute üblicher Diagnosestellung bereits geschlossen ist", sagt Prof.
Gerwert.

Mit dem immuno-infrarot Sensor kann Prof. Gerwert die für Alzheimer
charakteristische Fehlfaltung des Beta-Amyloid-Proteins sowie des
Tau-Proteins im Blut messen. Durch die so genannte "SIMOA-Technologie" kann
das Verhältnis verschiedener Beta-Amyloid-Varianten zueinander bestimmt
werden. Durch die Kombination der beiden Bluttests zu einem Panel mit
weiteren Risikofaktoren soll die Genauigkeit des Tests weiter erhöht
werden. Untersucht werden Blutproben aus einer Studie mit 200 Probanden.
Diese Probanden sind nach derzeit üblicher Diagnose klinisch gesund,
fühlen sich aber bereits über das normale Maß vergesslich (subjective
cognitive declined). Mit Hilfe des Marker-Panels wollen die Forscher nun
anhand der Blutwerte vorhersagen, welche Probanden klinisch an Alzheimer
erkranken.

"Für klinische Studien mit neuen Wirkstoffen müssen Teilnehmer in einem
frühen Stadium der Erkrankung identifiziert werden. Hier kann ein Bluttest
helfen. Bekommt Aducanumab oder ein anderes vielversprechendes Medikament
wie Gantenerumab die Zulassung, wird ein Bluttest als routinemäßiges
Screeningverfahren dringend benötigt", sagt Prof. Gerwert.

Die AFI ist der größte private Förderer der Alzheimer-Forschung an
deutschen Universitäten und öffentlichen Einrichtungen. Aktuell kann die
AFI zwölf neue Forschungsprojekte mit der Rekordsumme von insgesamt
956.920 Euro unterstützen. Insgesamt konnten bislang 288
Forschungsaktivitäten von engagierten Wissenschaftlern mit über 11,2
Millionen Euro finanziert werden.

Die förderungswürdigen Projekte wurden vom Wissenschaftlichen Beirat der
AFI unter dem Vorsitz von Prof. Thomas Arendt (Universität Leipzig)
zusammen mit den Beiräten der internationalen Kooperationspartner
Alzheimer Nederland in den Niederlanden und Fondation Vaincre Alzheimer in
Frankreich sowie externen Fachleuten im peer-review ausgewählt. Gefördert
werden Projekte in den Bereichen Ursachen-, Diagnose-, Präventions- und
Therapieforschung an den Hochschul- und Institutsstandorten Bochum, Bonn,
Dresden, Freiburg, Göttingen, Greifswald, Hamburg, Jülich, Kaiserslautern,
Leipzig, München und Tübingen.


Über die Alzheimer Forschung Initiative e.V.

Die Alzheimer Forschung Initiative e.V. (AFI) ist ein gemeinnütziger
Verein, der das Spendenzertifikat des Deutschen Spendenrats e.V. trägt.
Seit 1995 fördert die AFI mit Spendengeldern Forschungsprojekte
engagierter Alzheimer-Forscher und stellt kostenloses Informationsmaterial
für die Öffentlichkeit bereit. Bis heute konnte die AFI 288
Forschungsaktivitäten mit über 11,2 Millionen Euro unterstützen und rund
855.000 Ratgeber und Broschüren verteilen. Interessierte und Betroffene
können sich auf www.alzheimer-forschung.de fundiert über die
Alzheimer-Krankheit informieren und Aufklärungsmaterial anfordern. Ebenso finden
sich auf der Webseite Informationen zur Arbeit des Vereins und allen
Spendenmöglichkeiten. Botschafterin der AFI ist die Journalistin und
Sportmoderatorin Okka Gundel.

Weitere Informationen finden Sie unter

http://www.alzheimer-forschung.de/forschung/forschungsprojekte/projektdatenbank/

(Beschreibungen zu allen Projekten finden Sie auf unserer Webseite)

http://www.alzheimer-forschung.de/alzheimer 

(Weitere Informationen zur Alzheimer-Krankheit)

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution1829

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Alzheimer Forschung Initiative e.V. - 29.01.2020

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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DIABETES/2098: Diabetes-Strategie - Wer braucht Werbung für ungesunde Produkte? (idw)

Deutsche Allianz Nichtübertragbare Krankheiten - 29.01.2020

Diabetes-Strategie: Wer braucht Werbung für ungesunde Produkte?



Zum drohenden Scheitern der Nationalen Diabetes-Strategie kommentiert die
Deutsche Allianz Nichtübertragbare Krankheiten DANK:

Eine Diabetes-Strategie ohne den Bereich Ernährung ist keine Strategie -
das ist sicherlich jedem Bürger klar, den verantwortlichen
Ernährungspolitikern jedoch offenbar nicht. Auch die Dringlichkeit wird
ignoriert: Diabetes ist tödlich! Jeder 5. Todesfall in Deutschland lässt
sich auf Diabetes zurückführen (1). Zudem verkürzt Diabetes die Lebenszeit
bei Menschen im mittleren Alter um 6 bis 12 Jahre, je nachdem ob schon
zusätzlich Gefäßerkrankungen bestehen (2). Jedes Jahr erkranken in
Deutschland etwa 500.000 Menschen neu an Diabetes - das entspräche in zwei
Jahren der Einwohnerzahl von Köln, in sieben Jahren der von ganz Berlin.
Wir brauchen daher dringend eine nationale Diabetes-Strategie, die
verbindliche Maßnahmen im Bereich Ernährung umfasst. Dazu gehört als
wesentliche Maßnahme ein Verbot von an Kinder gerichtete Werbung für
ungesunde Produkte. Niemand außer der Industrie braucht Werbespots, die
Kinder dazu animieren, mehr Süßigkeiten zu essen. Wir fordern die
entsprechenden Politiker auf, endlich ihre Blockadehaltung aufzugeben, das
Versprechen des Koalitionsvertrages zu erfüllen und den Weg frei zu machen
für einen besseren Schutz der Gesundheit von Kindern.


(1) Jacobs E at al. Diabetes Care 2017; 40: 1703-9

(2) Emerging Risk Factor Collaboration. New Engl. J Med. 2011; 364: 829-41

 * 

Die Deutsche Allianz Nichtübertragbare Krankheiten (DANK) ist ein
Zusammenschluss von 23 medizinisch-wissenschaftlichen Fachgesellschaften,
Verbänden und Forschungseinrichtungen, der sich für Maßnahmen zur
Verhinderung von Krankheiten wie Adipositas, Diabetes, Krebs und
Herz-Kreislaufkrankheiten einsetzt. 

www.dank-allianz.de

Weitere Informationen finden Sie unter

http://www.dank-allianz.de

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution2151

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Deutsche Allianz Nichtübertragbare Krankheiten - 29.01.2020

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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PFLEGE/799: Kostenloser Kurzratgeber - Hilfe beim Pillen-Puzzle. Tipps für pflegende Angehörige (ZQP)

Zentrum für Qualität in der Pflege - 29. Januar 2020

Hilfe beim Pillen-Puzzle: Tipps für pflegende Angehörige im Umgang mit Medikamenten



Berlin - Viele Angehörige helfen dabei, dass pflegebedürftige Menschen
zu Hause ihre oft lebenswichtigen Medikamente bekommen. Der richtige
Umgang mit all den Tabletten, Salben und Tropfen ist entscheidend für
die Gesundheit und kann leicht überfordern. Der neue ZQP-Kurzratgeber
gibt pflegenden Angehörigen Tipps, wie sie zu einer sicheren
Medikation beitragen können.

Das Zentrum für Qualität in der Pflege (ZQP) hat heute den EINBLICK -
Sicherheit bei der Medikation in Berlin vorgestellt. Der neue
Kurzratgeber erläutert verständlich, was Angehörige beachten sollten,
wenn sie einen pflegebedürftigen Menschen im Umgang mit Medikamenten
unterstützen. Die Orientierungshilfe ist eine Reaktion auf
Befragungsergebnisse der Stiftung: 75 von 100 pflegenden Angehörigen
übernehmen demnach regelmäßig Aufgaben in der Medikamentenversorgung
eines nahestehenden pflegebedürftigen Menschen - vom Abholen des
Rezepts über die Organisation der Arzneimittel bis zum Bereitstellen
oder Verabreichen. Zwei Drittel von ihnen belastet dies. 77 Prozent
berichteten zudem von Sicherheitsproblemen, die sie bei der Versorgung
der pflegebedürftigen Person mit Arzneimitteln in den letzten Monaten
vor der Studienteilnahme beobachtet hatten.

Dr. Ralf Suhr, Vorstandsvorsitzender des ZQP, weiß um die
Herausforderungen: "Angehörige übernehmen große Verantwortung in der
Medikamentenversorgung und gewährleisten dadurch oft die häusliche
Versorgung. Doch im Umgang mit den vielen Wirkstoffen und Präparaten
kann man schnell unsicher werden. Teilweise stehen Angehörige vor
einem regelrechten "Pillen-Puzzle". Schwierig wird es auch dann, wenn
die pflegebedürftige Person schlecht schlucken kann, die Medikamente
nicht einnehmen möchte oder sie immer wieder vergisst." Dabei können
die Folgen falsch angewendeter Arzneimittel schwerwiegend sein - im
schlimmsten Fall lebensbedrohlich. Entsprechend bedeutsam ist es,
verantwortungsvoll mit Medikamenten umzugehen und richtig bei der
Einnahme zu unterstützen.

Darum vermittelt der Kurzratgeber - bei einer Lesedauer von nur etwa 5
Minuten - wichtige Basis-Informationen und praktische Tipps. Wer bei
der Medikation unterstützt, sollte zum Beispiel wissen, wie ein
Medikament wirken soll, welche Neben- und Wechselwirkungen auftreten
können, wann und in welcher Dosis es angewendet werden soll. Bei der
Hilfe zur Einnahme von Tabletten ist unter anderem wichtig, dass die
pflegebedürftige Person sich in einer möglichst aufrechten Position
befindet, damit sie sich am Medikament nicht verschluckt. Bei
Schluckproblemen kann man Medikamente mit einem Löffel Apfelmus oder
Kartoffelbrei und anschließend etwas Wasser geben. Außerdem sollten
Helfer die richtige Aufbewahrung im Blick behalten: Manche Medikamente
müssen lichtgeschützt oder im Kühlschrank gelagert werden. Wenn
mehrere Medikamente angewendet werden, kann ein ärztlich ausgestellter
Medikationsplan dabei helfen, den Überblick zu behalten. Gesetzlich
Krankenversicherte haben Anspruch auf einen solchen Plan, wenn sie
mindestens drei Arzneimittel anwenden, die über den Blutkreislauf
wirken. Nützlich zur sicheren Vorbereitung der Medikamenteneinnahme
können auch Hilfsmittel wie Tabletten-Boxen und Tabletten-Teiler sein.

Grundsätzlich sollten Angehörige fachlichen Rat einholen, wenn sie
Fragen zur Medikation haben. Die erste Anlaufstelle ist die
Hausarztpraxis der pflegebedürftigen Person, aber auch Apotheken
können Auskunft geben. Ratsam ist es, die Fragen vorher
aufzuschreiben, die Informationen aus dem Gespräch direkt zu notieren
oder sich idealerweise schriftlich mitgeben zu lassen.

Suhr: "In unserem EINBLICK haben wir wichtige Informationen
übersichtlich zusammengefasst. Damit wollen wir Angehörige ermutigen,
gezielt nachzufragen. Wenn Probleme in Bezug auf die Medikation
auftauchen, sollte man zeitnah mit dem Arzt oder Apotheker sprechen
und keine Scheu haben, Unklarheiten anzusprechen. Die Profis sollten
hierzu verständlich beraten können."


Der ZQP-EINBLICK ist werbefrei. Kommerzielle Interessen werden
damit nicht verfolgt. Er kann kostenlos  über die Webseite des
ZQP bestellt und als PDF-Datei heruntergeladen werden: 

www.zqp.de/bestellen

 * 

Die Stiftung Zentrum für Qualität in der Pflege ist

Kooperationspartner in der Allianz für Menschen mit Demenz.

 * 

Quelle:

Zentrum für Qualität in der Pflege

Pressemitteilung vom 29. Januar 2020

Reinhardthöfe

Reinhardtstraße 45, 10117 Berlin

E-Mail: info@zqp.de

Telefon: 030 27 59 395 0, Telefax: 030 27 59 395 20

Internet: http://www.zqp.de
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JAZZ/2221: Arnsberg - Jazz-Trompeter Frederik Köster & Die Verwandlung, 15.02.20

Stadt Arnsberg

Jazz-Trompeter Frederik Köster & Die Verwandlung mit neuem Album
auf Tour
"Golden Age" in der KulturSchmiede



Arnsberg. Zweimal ist Neuauflage, dreimal wäre dann schon Tradition:
Frederik Köster und sein Ensemble Die Verwandlung bitten am Samstag,
15. Februar, wieder mit brandneuem Album "Golden Age" im Gepäck zum
Konzert in die KulturSchmiede.

Erneut macht "Die Verwandlung" ihrem Namen Ehre. Das hochkarätige
Quartett der vielfach preisgekrönten Musikerpersönlichkeiten (Frederik
Köster: tr, electronics; Sebastian Sternal: p, Rhodes, electronics;
Joscha Oetz: b, Jonas Burgwinkel: dr) vollzieht auf seinem aktuellen
Album wieder einmal einen stilistischen und klanglichen
Richtungswechsel. So vielfältig wie auf "Golden Age" hat man die Band
um den aus Olsberg stammenden Trompeter Frederik Köster zumindest auf
CD noch nicht gehört.

In jungen Jahren war Frederik Köster, der neben Trompete auch Klavier
gelernt hat, begeistert von Keyboards und Synthesizern; zuletzt hat er
auch viel elektronisch produzierte Musik von Trap bis Hiphop gehört.
Heute wird der Jazztrompeter als einer der besten und erfolgreichsten
seiner Zunft in Deutschland gehandelt. Die Liste der Musiker, mit
denen er gearbeitet hat, ist lang und prominent besetzt.

Auf "Golden Age" kombiniert Köster seinen strahlenden Trompetenton
dezent mit elektronischen Effekten und schlägt elegant und clever eine
Brücke vom orchestralen Vorgängeralbum zur aktuellen Klangästhetik des
Quartetts.

Und wenn Sebastian Sternal Fender dann am Rhodes statt am Flügel in
die Tasten greift, wird es mitunter funky. Immer wieder entwickelt die
Band eine pointierte bis kraftvolle Dynamik. Dazwischen finden sich
ruhige, rein akustisch arrangierte Kompositionen bei denen Köster und
Sternal mit Klangfarben und Ausdruckskraft eine ganz eigene Atmosphäre
kreieren.

Im Rahmen diverser Tourneen ist Frederik Köster mehrfach Richtung
Osten gereist, gastierte beispielsweise in Izmir, Almaty (Kasachstan)
und - eine ganze Woche lang - in Beirut. So kamen ungerade Rhythmen
und arabische Skalen mit ihren typischen Vierteltönen ins Spiel.
Mit ihrer Mischung aus hier und da aufleuchtenden Referenzen an
unterschiedliche Orte und Epochen, gepaart mit individueller
Virtuosität, kreieren Frederik Köster und Die Verwandlung einen
vielschichtigen, modernen Sound, der auch jüngere Musikfreunde
anspricht.

Eintrittskarten sind im Vorverkauf online über das Ticketportal
www.reservix.de sowie bei den lokalen Vorverkaufsstellen SCORE|shop
Neheim, Reisebüro Meyer, Hüsten, Buchhandlung Sonja Vieth, Arnsberg,
und Verkehrsverein Arnsberg zu beziehen. Die Abendkasse öffnet um 19
Uhr, Konzertbeginn ist um 20 Uhr. Weitere Informationen zu diesem
Programmpunkt finden sich auf der Künstlerhomepage
www.frederikkoester.de.

 * 

Quelle:

Stadt Arnsberg

Pressestelle

E-Mail: pressestelle@arnsberg.de
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KLASSIK/10297: Mönchengladbach - The Danish Clarinet Trio spielt im Schlosskonzert, 14.02.20

Stadt Mönchengladbach

The Danish Clarinet Trio spielt im Schlosskonzert

Am Freitag, 14. Februar 2020, 20 Uhr, Schloss Rheydt



In der Reihe der Schlosskonzerte im Schloss Rheydt ist am Freitag, dem
14. Februar 2020 (20 Uhr) erstmals "The Danish Clarinet Trio" zu Gast.
Das Ensemble wurde 2011 von drei der besten und inspiriertesten
Kammermusiker Skandinaviens gegründet und konzertierte seitdem in
Italien, England, Wales, Dänemark und Brasilien. Der Klarinettist
Tommaso Lonquich, der Cellist Jonathan Slaatto und der Pianist Martin
Qvist Hansen konzentrieren sich auf musikalische Forschung und
Darbietung gleichermaßen. Sie präsentieren lebendige und profunde
Interpretationen der großen Klarinettentrios wie die Meisterwerke von
Beethoven und Brahms, streben aber zugleich auch danach, zu Unrecht in
Vergessenheit geratene Kompositionen dänischer Komponisten zu
beleuchten.

Das Trio hat zahlreiche Auszeichnungen erhalten, unter anderem Preise
beim ARD-Wettbewerb in München sowie die Mitgliedschaft im BBC New
Generation Artists-Programm in London und in der Chamber Music Society
des Lincoln Center in New York. Mit dem Ensemble MidtVest war das Trio
mehrmals in Live-Übertragungen für die BBC und Danish Radio zu
erleben.

Im Rittersaal stellt sich The Danish Clarinet Trio mit Werken von
Ludwig van Beethoven, Wolfgang Amadeus Mozart und Johannes Brahms vor.
Im Mittelpunkt des Programms steht die Serenade op. 24 des dänischen
Komponisten Emil Hartmann. Das Werk mit den drei Sätzen Idylle,
Romanze und Rondo verbindet effektvoll graziöse Elfenreigen und
nordische Volksweisen mit geheimnisvollen Klängen und großer
Leidenschaft. Ein wunderbares Stück spätromantischer Kammermusik und
eine der zu Unrecht vernachlässigten Preziosen, die The Danish
Clarinet Trio zu neuem Leben erweckt.

Karten für das Schlosskonzert sind zum Preis von 13,- Euro (erm. 9,-
Euro) zzgl. Vorverkaufs-Gebühr an der Theaterkasse und allen bekannten
VVK-Stellen sowie unter www.ADticket.de erhältlich.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 31.01.20

Stadt Mönchengladbach - Stabsstelle Presse & Kommunikation

Rathaus Abtei - 41050 Mönchengladbach

Telefon (0 21 61) 25 20 81 - Telefax (0 21 61) 25 20 99

E-Mail: presse@moenchengladbach.de
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AUSLAND/9304: Aus aller Welt - 03.02.2020 (SB)




MELDUNGEN



Parlament im Kosovo stimmt über neues Kabinett ab

Im Kosovo wollen die linksnationalistische Vetevendosje und die
Mitte-rechts-Partei LDK eine gemeinsame Regierung bilden. Vier Monate
nach der vorgezogenen Parlamentswahl haben sich die Vorsitzenden der
bisherigen Oppositionsparteien auf ein Koalitionsabkommen geeinigt,
berichtete die Nachrichtenagentur AFP. Das Parlament soll bereits
heute über das neue Kabinett unter Führung von Albis Kurti abstimmen.
Im Juli vergangenen Jahres war Ramush Haradinaj als Ministerpräsident
zurückgetreten, nachdem er von einem Sondergericht in Den Haag
vorgeladen worden war. Dem ehemaligen Befehlshaber der
Rebellenorganisation UCK werden Verbrechen an der serbischen
Zivilbevölkerung während des Kosovokriegs vorgeworfen.

3. Februar 2020
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





JUSTIZ/9304: Kriminalität und Rechtsprechung - 03.02.2020 (SB)




MELDUNGEN



Überfall auf Juwelierwerkstatt

Eine Juwelierwerkstatt im Kölner Stadtteil Mülheim ist am
Montagvormittag ausgeraubt worden. Wie aus einem Bericht der
Deutschen Presse-Agentur hervorgeht, wurden die Angestellten des
Geschäfts von zwei maskierten Personen überwältigt und in einem
Nebenraum gefesselt. Anschließend entwendeten sie Schmuckstücke und
Gold und flüchteten mit ihrer Beute in unbekannte Richtung. Die
Polizei fahndet nach den beiden Tätern.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





MILITÄR/9301: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 03.02.2020 (SB)




MELDUNGEN



Gefechte zwischen türkischen und syrischen Truppen in Idlib

In der von Dschihadisten kontrollierten syrischen Provinz Idlib sind
bei Gefechten zwischen türkischen und syrischen Truppen mindestens 18
Menschen getötet worden. Wie die Nachrichtenagentur AFP unter
Berufung auf Angaben des Verteidigungsministeriums in Ankara
berichtete, waren türkische Stellungen in der Region in der Nacht zu
Montag unter syrischen Artilleriebeschuß geraten. Dabei wurden fünf
türkische Soldaten getötet und neun weitere verletzt. Bei
Gegenangriffen der Türkei sollen 13 syrische Soldaten ums Leben
gekommen sein.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





POLITIK/9303: Aus Parlament und Gesellschaft - 03.02.2020 (SB)




MELDUNGEN



Thüringer Linke stimmt Minderheitsregierung zu

In Thüringen hat auch die Linke für den gemeinsamen Koalitionsvertrag
mit SPD und Grünen gestimmt. In einer Mitgliederbefragung votierten
rund 95 Prozent für die Neuauflage von Rot-Rot-Grün. Grüne und SPD
hatten bereits auf Parteitagen dem ausgehandelten Papier zugestimmt.
Am Dienstag soll der Koalitionsvertrag in Erfurt unterschrieben
werden. Als Minderheitsregierung ist das Dreierbündnis künftig auf
Unterstützung von CDU und FDP angewiesen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





SONSTIGES/9301: Tragisches und Kurioses - 03.02.2020 (SB)




MELDUNGEN



Auffahrunfall im Luzerner Bahnhof

Bei der Einfahrt in den Bahnhof von Luzern (Schweiz) hat ein
vollbesetzter Interrigo-Zug nicht mehr rechtzeitig bremsen können. Er
fuhr mit langsamer Geschwindigkeit in einen Prellbock. Zwölf Menschen
seien bei dem Unfall am Montagmorgen leicht verletzt worden,
berichtete das Schweizer Radio und Fernsehen (SRF) unter Berufung auf
einen Sprecher der Luzerner Kantonpolizei. Die Unglücksursache war
zunächst unklar und wird noch untersucht.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





WISSENSCHAFT/8386: Aus Forschung und Technik - 03.02.2020 (SB)




MELDUNGEN



NASA-Techniker reaktivieren Raumsonde Voyager 2

Die NASA-Raumsonde Voyager 2 befindet sich nach einem technischen
Problem wieder im Normalbetrieb. Am 25. Januar sollte sich der
Instrumententräger um 360 Grad drehen, um das Magnetometer zu
kalibrieren. Dabei war es nach Angaben der US-Luft- und
Raumfahrtbehörde zu einer Überlastung der Stromversorgung gekommen.
Um das Leistungsdefizit auszugleichen, hatte die Software der Sonde
aus Sicherheitsgründen automatisch alle wissenschaftlichen
Instrumente abgeschaltet. Experten gelang es inzwischen, den Fehler
zu beheben und alle Geräte zu reaktivieren. Nach einer 43jährigen
Flugzeit hat Voyager 2 bereits 18,5 Milliarden Kilometer zurückgelegt
und ist in den interstellaren Raum vorgedrungen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





AUSLAND/8400: Aus aller Welt - 03.02.2020 (SB)




VOM TAGE



Spanische Abgeordnete protestieren gegen die Monarchie

Vor dem Parlament in Madrid hat Spaniens König Felipe VI. am Montag
die obligatorische Rede zum Antritt einer neuen Regierung gehalten.
Das Linksbündnis Podemos spendete dem Monarchen Beifall, die
Abgeordneten der katalanischen Gruppierungen ERC, JuntsxCat und CUP,
der baskischen Partei EH Bildu und der BNG aus Galicien waren nicht
im Plenarsaal erschienen, weil sie in der spanischen Monarchie ein
Erbe der Franco-Diktatur sehen. Außerdem ist für sie ein König nicht
mehr zeitgemäß. Die fünf separatistischen Parteien fühlen sich von
ihm auch nicht vertreten, wie sie in einem vor Journalisten
verlesenen Brief deutlich machten. Mit der Wahl am 10. November sind
Abgeordnete von 17 Parteien ins Parlament eingerückt. Dem Sozialisten
Pedro Sánchez gelang es im Januar, eine Minderheitskoalition zusammen
mit dem Linksbündnis Unidas Podemos (UP) zu bilden. Die katalanische
ERC hatte sich bei der Wahl des Ministerpräsidenten enthalten, weil
dieser sich im Katalonienkonflikt gesprächsbereit gezeigt hatte.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





GESUNDHEIT/8355: Medizin und Gesundheitswesen - 03.02.2020 (SB)




VOM TAGE



Coronavirus-Pandemie breitet sich weiter aus

Auch wenn ein Ende der Pandemie mit dem neuen Coronavirus 2019-nCoV,
an der nach Stand 3. Februar 17.393 Menschen erkrankt und 362
gestorben sind, nicht in Sicht ist und nicht wenige eine Katastrophe
wie die des mörderischen Grippe-Ausbruchs von 1918 befürchten, werden
immer mehr Informationen über die auch von Mensch zu Mensch
übertragbare Erkrankung bekannt. Wie das Deutsche Ärzteblatt
berichtete, waren die ersten Patienten, die in Wuhan an der durch
2019-nCoV verursachten Pneumonie erkrankten, im Schnitt 59 Jahre alt
und zu 56 Prozent männlich, wobei sich das Durchschnittsalter der
Patienten seit Anfang Januar leicht von 56 auf 61 Jahre erhöht hat.
Die Inkubationszeit beträgt nach jüngsten Informationen 5,2 Tage,
wobei 12,5 Tage nach der Ansteckung 95 Prozent der Patienten Symptome
zeigen. Weiterhin konnten fünf Cluster identifiziert werden, in denen
das Virus innerhalb von 3 bis 9 Tagen bei der jeweils nächsten Person
zu einer Erkrankung geführt hat. Oft wird das 2019-nCoV mit dem 2002
ebenfalls in China aufgetretenen SARS-CoV in Verbindung gesetzt.
Allerdings haben genetische Untersuchungen des Virus in den letzten
Tagen ergeben, daß es sich deutlich von diesem unterscheidet.
Lediglich im sogenannten Spike-Protein, mit dem das Virus an den
Epithelzellen bindet, gibt es eine Übereinstimmung. Die vielfach
gestellte Frage, ob 2019-nCoV ähnlich wie SARS-CoV gestoppt werden
kann, ist gegenwärtig nicht zu beantworten. Zwar soll in Wuhan die
Zahl der neu erkannten Erkrankungen rückläufig sein, unklar
ist jedoch, ob dies auf ein Abschwächen der Infektion oder auf die
raschere Diagnose und schnellere Hospitalisierung und Isolierung der
Patienten zurückzuführen ist. Auch könnte es sich dabei einfach nur
ein vorübergehendes Phänomen handeln.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





JUSTIZ/8388: Kriminalität und Rechtsprechung - 03.02.2020 (SB)




VOM TAGE



120 Schweine kommen bei Stallbrand ums Leben

In Wellingholzhausen, einem Ortsteil von Melle im Landkreis
Osnabrück, ist in der Nacht auf Montag ein Stall abgebrannt. Dabei
kamen 120 Schweine ums Leben. Die Polizei ermittelt unter dem
Verdacht vorsätzlicher Brandstiftung. Ein tatverdächtiger Mann wurde
vorläufig festgenommen. Durch das Feuer sind auch mehrere
landwirtschaftliche Fahrzeuge zerstört worden. Laut erster
Einschätzung der Polizei beläuft sich der Gesamtschaden auf rund
200.000 Euro. Das Wohnhaus des Hofes blieb dank des Einsatzes der
Feuerwehr von den Flammen verschont. In der Nacht zum Samstag hat in
Melle ein Lager von Strohballen gebrannt. Am Donnerstag zuvor war in
einem leerstehenden Bauernhaus Feuer ausgebrochen. Die Polizei prüft,
ob ein Zusammenhang zwischen den drei Bränden besteht.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





KULTUR/8310: Sprache, Kunst und Medium - 03.02.2020 (SB)




VOM TAGE



Programme der Europäischen Kulturhauptstädte sind gestartet

Am zurückliegenden Wochenende zelebrierten die beiden diesjährigen
Europäischen Kulturhauptstädte Rijeka in Kroatien und das irische
Galway ihre Eröffnungsveranstaltungen.

An der irischen Westküste folgen bis zum Jahresende in mehreren Orten
fast 2000 Veranstaltungen mit den Themen Sprache, Landschaft und
Migration. Galway ist mit 80.000 Einwohnern immer noch eine
Kleinstadt, hat sich in den vergangenen Jahrzehnten aber vor allem
kulturell rasant entwickelt. Unter anderem gilt die Stadt auch als
Hochburg für die traditionelle irische Musik.

Das an der Adria gelegene kroatische Rijeka ist mit rund 130.000
Einwohnern Kroatiens drittgrößte Stadt. Das Leben dort wird vor allem
von der Industrie sowie der Seeschiffahrt geprägt.

Am Wochenende feierte die Stadt mit mehr als 100 Mitwirkenden die
Eröffnung im Hafenareal mit einer "Opera Industriale" und einem
fulminanten Feuerwerk. Mehrere hundert Programme stehen in diesem Jahr
unter dem Motto "Hafen der Vielfalt".
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





MILITÄR/8377: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 03.02.2020 (SB)




VOM TAGE



Kampfhandlungen von Syrern und Türken in syrischer Provinz Idlib

Im Norden Syriens sind sechs türkische Soldaten im Artilleriefeuer
der syrischen Armee umgekommen. Neun weitere Soldaten wurden
verwundet. Die türkische Armee startete daraufhin einen Gegenangriff
unter anderem mit Kampfflugzeugen auf zahlreiche syrische Stellungen.
Bei der Vergeltungsaktion wurden nach Angaben des türkischen
Präsidenten Erdogan 30 bis 35 Syrer getötet oder verwundet. Aus dem
Verteidigungsministerium in Ankara verlautete, die syrischen Soldaten
hätten in der nordsyrischen Provinz Idlib angegriffen, obwohl ihnen
zuvor die Positionen der türkischen Einheiten gemeldet worden seien.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





POLITIK/8391: Aus Parlament und Gesellschaft - 03.02.2020 (SB)




VOM TAGE



Thüringer Linke stimmt für Koalition mit SPD und Grünen

Die Mitglieder Der Linken in Thüringen haben bei einer
Mitgliederbefragung für die Fortsetzung der rot-rot-grünen Regierung
unter Ministerpräsident Bodo Ramelow gestimmt. Obwohl dem Bündnis
künftig vier Sitze an der Mehrheit im Landtag fehlen würden,
votierten rund 95 Prozent der Linken bei einer Wahlbeteiligung von
67,4 Prozent für den Koalitionsvertrag, der am Dienstag unterzeichnet
werden sollte. Am Mittwoch will sich Ramelow erneut ins Amt wählen
lassen. Gegen ihn tritt zunächst nur der konservative parteilose
Kommunalpolitiker Christoph Kindervater an, der nach vergeblichen
Anfragen bei den anderen Oppositionsparteien von der AfD akzeptiert
wurde. Die FDP will im eventuell dritten Wahldurchgang, bei dem die
einfache Mehrheit zählt, ihren Landes- und Fraktionschef Thomas
Kemmerich ins Rennen schicken, damit ein AfD-Kandidat nicht zu viele
Stimmen auf sich zieht. Ein rot-rot-grünes Regierungsbündnis wäre von
Fall zu Fall auf Stimmen aus den Oppositionsfraktionen angewiesen.
CDU und FDP wollten offiziell Die Linke als Regierungspartei nicht
anerkennen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SONSTIGES/8360: Tragisches und Kurioses - 03.02.2020 (SB)




VOM TAGE



Siedler verdrängen Löwen in Tansania

Für die großen freilebenden Tiere wird es auch in Afrika immer enger.
So haben die Behörden im ostafrikanischen Tansania die Umsiedlung von
36 Löwen beschlossen. Begründet wurde die bevorstehende Aktion mit
wiederholten Angriffen der gefährdeten Raubkatzen auf Menschen und
deren Vieh.

Elf Löwen sind laut ARD Tagesschau bereits in der Gegend um den
Nationalpark Serengeti im Norden des Landes eingefangen worden, sagte
Simon Mduma, Leiter des nationalen Wildtier-Forschungsinstituts.

Im September hatte die Regierung zwölf kleineren Schutzgebieten ihren
Status aberkannnt. Dort dürfen nun Vieh- und Landwirtschaft betrieben
sowie Häuser gebaut werden. Da die Löwen weiter jagen werden, ist
deren Ende abzusehen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SOZIALES/8389: Arbeit, Soziales und Familie - 03.02.2020 (SB)




VOM TAGE



Protest gegen kommende Castor-Transporte

Deutschland ist verpflichtet, die an die Plutoniumfabriken La Hague
in Frankreich und Sellafield in Großbritannien gelieferten,
abgebrannten atomaren Brennelemente zurückzunehmen. In den nächsten
vier Jahren werden deswegen mehrere Castor-Transporte mit hochaktivem
Strahlenmüll erwartet. Die Castoren sollen in die atomaren
Zwischenlager der AKW Biblis, Philippsburg, Isar und Brokdorf gebracht
werden. Einig Dutzend Atomkraftgegner haben dagegen am vergangenen
Sonntag bundesweit protestiert. Das Bündnis "Castor stoppen" meldete
für Salzgitter rund 40 Kundgebungsteilnehmer und -teilnehmerinnen und
ebenso viele für Gorleben. Am Atomkraftwerk Grohnde waren es eine
Handvoll mehr. Die demonstrierenden Atomkraftgegner halten
Zwischenlager als Langzeitlager für ungeeignet. Eine Endlagerlösung
ist indes nicht in Sicht.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





UMWELT/8366: Ökologie, Umweltschutz und Katastrophen - 03.02.2020 (SB)




VOM TAGE



Erneute Schwammspinner-Plage im Südosten

Auch für dieses Jahr sagen Experten eine Schwammspinner-Plage voraus.
Nachdem es im vergangenen Jahr in den drei Bundesländern zu einer
Massenvermehrung des Schwammspinners gekommen war, droht damit auch
in diesem Jahr vor allem in den Wäldern Bayerns, Thüringens und
Sachsens erneut Kahlfraß durch Schwammspinner-Raupen. Betroffen
sollen laut dpa diesmal vor allem Flächen in Unter- und im westlichen
Mittelfranken sowie in Thüringen sein. Außerdem wurde in
einigen Regionen Sachsens ein Anstieg der Population beobachtet.
Letztes Jahr hatten sich die gefräßigen Raupen des Nachtfalters
Lymantria dispar bei Gera nicht nur durch den Wald, sondern auch
durch Gärten gefressen und zuhauf Mauern von Wohnhäusern bevölkert.
Damit es dieses Jahr nicht wieder dazu kommt, haben in der
Ostthüringer Stadt etwa 500 Freiwillige die Gelege mit Bürsten per
Hand von Bäumen und Steinen entfernt. Außerdem erwägt die Thüringer
Landesforstanstalt den Einsatz von Insektengift, das per Hubschrauber
ab etwa Ende April ausgebracht werden soll. Schließlich schlüpfen
dann die Raupen. Ob diese Maßnahmen ausreichen, werden die
darauffolgenden Wochen zeigen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





WIRTSCHAFT/8377: Märkte und Finanzen - 03.02.2020 (SB)




VOM TAGE



Potential von Solaranlagen auf Dächern in der Schweiz

In der Schweiz könnten auf 55 Prozent aller Dächer Solarpaneelen
angebracht werden. Diese könnten selbst dann mehr als 40 Prozent des
im Land verbrauchten Stroms liefern, wenn nur die nach Süden
ausgerichteten Dächer genutzt würden. Das geht aus einer im Fachblatt
"Applied Energy" veröffentlichten Studie der École polytechnique
fédérale de Lausanne (EPFL) hervor. Das Potential der Solaranlagen
auf Dächern liegt beim Zehnfachen der derzeit installierten
Anlagenleistung. Für die Studie waren physikalische Modelle und
Algorithmen des maschinellen Lernens auf Daten aus dem geographischen
Informationssystem SIG-Énergie des Bundesamts für Energie (BFE) in
Verbindung mit Installationsrichtlinien für Solaranlagen angewandt
worden. Erstmals wurde damit das Potential der Solarenergie im
Stundentakt ermittelt.

3. Februar 2020






Copyright 2020 by MA-Verlag
Elektronische Zeitung Schattenblick, ISSN 2190-6963

Nachdruck und Wiedergabe, auch auszugsweise, nur mit ausdrücklicher Genehmigung des Verlages.

Redaktion Schattenblick, Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

E-Mail: schattenblick@gmx.de

Internet: www.schattenblick.de





Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





WISSENSCHAFT/8389: Aus Forschung und Technik - 03.02.2020 (SB)




VOM TAGE



Samsung Galaxy S20 in drei Versionen

Noch eine Woche, dann wird Samsung am 11. Februar sein Galaxy S20 der
Öffentlichkeit vorstellen. Erst dann wird man mit letzter Sicherheit
wissen, welche der Spekulationen zutreffen und welche sich bloß als
heiße Luft erweisen. Dennoch haben sich die Hinweise verdichtet, daß
die Südkoreaner auch diesmal drei Varianten des neuen Topmodells
präsentieren werden. Neben den direkten Nachfolgern des S10 und S10
Plus in Form von Galaxy S20 und S20 Plus soll es mit dem S20 Ultra
ein echtes Premium-High-End-Modell geben. Laut t3n.de soll es mit bis
zu 16 Gigabyte RAM und einer 108-Megapixel-Kamera ausgestattet sein.
Auch soll es im Gegensatz zu den anderen S20-Varianten, die je nach
Region mir 4G oder 5G ausgestattet sein sollen, ausschließlich als
5G-Version erscheinen. Bei allen drei S20-Varianten wird der
Bixby-Button wohl mit dem Powerbutton verschmelzen und somit unter
die Lautstärkewippe auf der rechten Gehäuseseite wandern. Auf der
Geräteunterseite befinden sich Lautsprechergrill und USB-C-Buchse.
Einen Kopfhöreranschluß wird es nicht mehr geben. Der Oled-Display
des S20 soll in der Diagonalen 6,2 Zoll betragen. Etwas größer werden
S20 Plus und S20 Ultra mit 6,7 respektive 6,9 Zoll ausfallen. Durch
eine Bildwiederholrate von 120 Hertz wird sich das System flüssiger
anfühlen und die Interaktion mit dem Smartphone direkter vonstatten
gehen. Auf der Rückseite verbaut Samsung vier Kamerasensoren
sowie ein LED-Licht. Dabei handelt es sich um ein Ultraweit-, Tele-
und wahrscheinlich Makroobjektiv sowie einen Time-of-Flight-Sensor,
der schon im Galaxy S10 5G verbaut wurde. Offenbar wird das S20 Ultra
einen 5000-Milliamperestunden-Akku erhalten, während das S20 Plus
über 4500 und das S20 über 4000 Milliamperestunden verfügen wird. Mit
bis zu 45 Wall soll dieser schnell aufgeladen werden. Auch soll
kabelloses Laden wieder unterstützt werden.

3. Februar 2020
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FORSCHUNG/555: Ein schnell rotierender Weißer Zwerg verwirbelt die Raumzeit in einem kosmischen Tanz (idw)

Max-Planck-Institut für Radioastronomie - 30.01.2020

Ein schnell rotierender Weißer Zwerg verwirbelt die Raumzeit in
einem kosmischen Tanz



Nach Einsteins allgemeiner Relativitätstheorie führt die Rotation eines
massereichen Objekts zu einer Verwirbelung der Raumzeit in seiner
unmittelbaren Umgebung. Dieser Effekt konnte im Gravitationsfeld der Erde
bereits durch Satellitenexperimente mit hoher Genauigkeit vermessen
werden. Mit Hilfe eines Radiopulsars ist es nun einem internationalen
Forscherteam unter wesentlicher Beteiligung von Wissenschaftlern des
Bonner Max-Planck-Instituts für Radioastronomie gelungen, die
entsprechende Verwirbelung der Raumzeit bei einem schnell rotierenden
Weißen Zwerg zu vermessen und damit die Theorie zur Entstehung eines
einzigartigen Doppelsternsystems zu bestätigen.




[image: Bild: © Mark Myers/ARC Centre of Excellence for Gravitational Wave Discovery (OzGrav), Australien]

PSR J1141-6545 besteht aus einem Pulsar und einem Weißen Zwerg. Die
schnelle Rotation des Weißen Zwerges verwirbelt die Raumzeit und
führt dadurch zu einer Änderung in der Präzession der Umlaufbahn.

Bild: © Mark Myers/ARC Centre of Excellence for
Gravitational Wave Discovery (OzGrav), Australien



Im Jahre 1999 wurde mit Hilfe des Parkes-Radioteleskops in Australien im
Sternbild Fliege (Musca) - ganz in der Nähe des berühmten Sternbilds Kreuz
des Südens - ein besonderes Doppelsternsystem entdeckt. In diesem System
umkreisen sich der Radiopulsar PSR J1141-6545 und ein relativ massereicher
Weißer Zwerg in einer Umlaufzeit von nur knapp fünf Stunden. Ein
Radiopulsar ist ein schnell rotierender Neutronenstern, der entlang seiner
magnetischen Pole Radiostrahlung aussendet. "Die Umlaufbahn dieses Pulsars
ist etwas ganz Besonderes. Er erreicht auf seiner Bahn Geschwindigkeiten
von fast einer Million Stundenkilometern, wobei der maximale Abstand
zwischen beiden Partnern kaum größer ist als der Durchmesser unserer
Sonne", erklärt Dr. Vivek Venkatraman Krishnan, Erstautor der
Veröffentlichung und Wissenschaftler am Max-Planck-Institut für
Radioastronomie, der die Datenanalyse und wichtige Teile der Beobachtungen
von Pulsar J1141-6545 als Doktorand der Swinburne-Universität in
Australien durchgeführt hat.

Anders als in den meisten Doppelsternsystem, die aus einem Pulsar und
einem Weißen Zwerg bestehen, deuten theoretische Modelle für das PSR
J1141-6545-System darauf hin, dass der Weiße Zwerg vor dem Pulsar
entstanden ist. Eine wichtige Vorhersage dieser Modelle ist, dass vor der
Supernovaexplosion, die den Pulsar gebildet hat, ein erheblicher
Materietransfer vom Vorgängerstern des Pulsars auf den Weißen Zwerg
stattgefunden hat. Das führte zu einer enormen Beschleunigung der
Eigenrotation des Weißen Zwerges. "Ein Nachweis dieser Rotation wäre ein
wichtiger Test für unsere Modelle zur Entwicklung von
Doppelsternsystemen", sagt Prof. Thomas Tauris, Koautor und Experte für
Neutronensterne und Weiße Zwerge an der Universität Aarhus in Dänemark.

Die übliche Messmethode zur Bestimmung der Rotation eines Sterns liegt in
der Untersuchung seiner Spektrallinien. Doch wie soll man die Rotation des
Weißen Zwerges messen, der extrem leuchtschwach ist und keinerlei
Spektrallinien zeigt? Die Antwort kommt aus unerwarteter Richtung und
führt mehr als 100 Jahre zurück in die Vergangenheit der theoretischen
Physik.

Noch bevor Albert Einstein im November 1915 seine allgemeine
Relativitätstheorie zum Abschluss brachte, erkannte er bereits, dass in
einer Theorie, in der sich Gravitation als gekrümmte Raumzeit manifestiert
- anders als in der Newtonschen Gravitationstheorie - die Rotation einer
Masse einen direkten Beitrag zum Gravitationsfeld liefert. Etwas salopper
ausgedrückt, verwirbelt die Rotation einer Masse die Raumzeit in ihrer
Umgebung. Basierend auf der allgemeinen Relativitätstheorie haben Josef
Lense und Hans Thirring bereits im Jahr 1918 - mit wesentlicher
Unterstützung von Albert Einstein - diesen Effekt für unser Sonnensystem
untersucht. Dabei haben sie insbesondere berechnet, wie stark die
Verwirbelung der Raumzeit durch die Rotation der Sonne die Bewegung der
Planeten beeinflusst. Die beiden kamen zu dem Schluss, dass der Effekt,
später auch Lense-Thirring-Effekt genannt, für einen Nachweis bei weitem
zu klein sei.

Doch inzwischen ist die Technologie wesentlich weiter fortgeschritten und
der durch die Erdrotation hervorgerufene Lense-Thirring-Effekt konnte mit
Hilfe von Satellitenexperimenten wie Gravity Probe B oder
Laserentfernungsmessungen zu den drei Satelliten LAGEOS-1, LAGEOS-2 und
LARES erfolgreich bestätigt werden. Während der Effekt bei Gravity Probe B
mit vier äußerst präzisen Gyroskopen gemessen wurde, ist es bei den
LAGEOS-Satelliten eine langsame Präzession der Orbitalebene der Satelliten
in Richtung der Erdrotation, die sogenannte "Lense-Thirring-Präzession",
die inzwischen auf eine Genauigkeit von etwa 2% bestimmt werden konnte, in
Übereinstimmung mit der Vorhersage der allgemeinen Relativitätstheorie.
Die durch den Lense-Thirring-Effekt verursachte Drehung der
Satellitenbahnen ist extrem klein. Bei LAGEOS-1 zum Beispiel, der eine
fast kreisförmige Bahn mit einem Radius von ca. 12.300 km hat, dreht sich
die Bahnebene lediglich um 0,0000086 Grad pro Jahr; das entspricht einer
vollen Drehung um 360 Grad in ca. 40 Millionen Jahren.

Ganz anders sähe dies bei dem Weißen Zwerg im Doppelsternsystem von Pulsar
J1141-6545 aus, vorausgesetzt, die Modelle der Sternentwicklung haben
recht. Der Weiße Zwerg, der etwas kleiner als die Erde ist, aber mit
340.000 Erdmassen etwa so viel Masse wie die Sonne hat, sollte sich
demnach bereits in wenigen Minuten um seine eigene Achse drehen. "Bei so
einem Weißen Zwerg würde sich die Bahnebene des LAGEOS-1-Satelliten um
mehrere Grad pro Tag verschieben, denn dort wird die Raumzeit
größenordnungsmäßig 100 Millionen mal stärker verwirbelt als dies bei der
Erde der Fall ist", erklärt Dr. Norbert Wex, Koautor und Spezialist für
allgemeine Relativitätstheorie am MPIfR.

Nun kann man keine Satelliten um den mehrere tausend Lichtjahre (oder
einige Hundert Billiarden Kilometer) entfernten Weißen Zwerg
positionieren. Im vorliegenden Fall gibt es jedoch einen Pulsar, dessen
Radiosignale uns eine entsprechende Vermessung der Bahn erlauben, wie bei
LARES und LAGEOS-1 & 2 mit Laserstrahlen. "Durch eine hochgenaue Messung
der Ankunftszeiten der Pulsarsignale an den australischen Parkes- und
UTMOST-Radioteleskopen mit Hilfe von Atomuhren konnten wir die Bewegung
des Pulsars in seiner Bahn mit einer Genauigkeit von 30 km verfolgen, und
das über einen Zeitraum von fast zwanzig Jahren", erläutert Dr. Vivek
Venkatraman Krishnan. "Das ermöglichte uns eine präzise Messung sowohl des
Durchmessers als auch der Orientierung der Umlaufbahn."

Im Abstand des Pulsars vom Weißen Zwerg ist die Raumzeit-Verwirbelung zwar
etwa eine Million Mal schwächer als in der Entfernung einer
LAGEOS-1-ähnlichen Bahn, aber dennoch führt die Lense-Thirring-Präzession
über einen derart langen Zeitraum zu einer Drehung der Pulsarbahn um etwa
150 km. "Die Beobachtungen des Pulsars J1141-6545 zeigen eine Abweichung,
die aufgrund detaillierter Berechnungen und nach Ausschluss einer ganzen
Reihe möglicher Fehlerquellen jetzt eindeutig die Änderung in der
Orientierung der Bahnebene bestätigt", erklärt Dr. Willem van Straten,
Koautor und Wissenschaftler an der Auckland University of Technology in
Neuseeland.

Eine sorgfältige Analyse der Messungen des Pulsars J1141-6545 unter
Einbeziehung des Lense-Thirring-Effekts ermöglicht die Abschätzung der
Rotationsperiode des Begleiters mit einem Resultat von ca. 100 Sekunden.
Das liegt in hervorragender Übereinstimmung damit, dass bevor sich der
Pulsar in einer Supernova-Explosion vor ungefähr 1,5 Millionen Jahren
gebildet hat, ein erheblicher Massenabfluss vom Vorgängerstern des Pulsars
auf den Weißen Zwerg erfolgte. "Hier hat uns Albert Einstein ein Werkzeug
an die Hand gegeben, um in Zukunft noch mehr über Pulsare und ihre
Begleiter herauszufinden", ergänzt Prof. Matthew Bailes, Koautor und
Wissenschaftler an der Swinburne-Universität in Australien.

Neu errichtete Radioteleskope und Radioteleskop-Projekte der Zukunft wie
MeerKAT und das Square Kilometre Array (SKA) werden eine zentrale Rolle
für das Verständnis dafür spielen, wie sich Einsteins Relativitätstheorie
in solch extremen Umgebungen im Kosmos auswirkt. "Mit der Erwartung, dass
das SKA noch eine Vielzahl weiterer exotischer Doppelsternsysteme dieser
Art entdecken wird, werden wir in der Lage sein, eine ganze Reihe weiterer
Effekte zu erforschen, wie sie von der allgemeinen Relativitätstheorie
vorhergesagt werden", schließt Dr. Evan Keane, Koautor der
Veröffentlichung und Wissenschaftler bei der SKA-Organisation in
Großbritannien.


Das Forscherteam umfasst V. Venkatraman Krishnan, M. Bailes, W. van
Straten, N. Wex, P. C. C. Freire, E. F. Keane, T. M. Tauris, P. A. Rosado,
N.D.R. Bhat, C. Flynn, A. Jameson und S. Osłowski. Folgende Autoren haben
eine MPIfR-Affiliation: Vivek Venkataraman Krishnan, der Erstautor, sowie
Norbert Wex, Paulo Freire und Thomas Tauris.

Originalpublikation:

"Lense-Thirring frame-dragging induced by a fast rotating white dwarf
in a binary pulsar system",

V. Venkatraman Krishnan et al.,

Science, 31 January 2020.

https://science.sciencemag.org/content/367/6477/577

Weitere Informationen unter:

https://www.mpifr-bonn.mpg.de/pressemeldungen/2020/2

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution1664

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Max-Planck-Institut für Radioastronomie, 30.01.2020
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E-Mail: service@idw-online.de
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ENERGIE/1662: Perowskit-Solarzellen - Internationaler Konsens über Alterungs-Messprotokolle (idw)

Helmholtz-Zentrum Berlin für Materialien und Energie GmbH - 31.01.2020

Perowskit-Solarzellen:
Internationaler Konsens über Alterungs-Messprotokolle



Expertinnen und Experten aus 51 Forschungseinrichtungen haben sich nun
auf die Verfahren geeinigt, um die Stabilität von Perowskit-Solarzellen zu
messen und ihre Qualität zu bewerten. Die Konsenserklärung wurde in Nature
Energy publiziert und gilt als Meilenstein für die weitere Entwicklung
dieses neuen Solarzellen-Typs auf dem Weg zur industriellen Anwendung.

Kommerziell erhältliche Solarmodule durchlaufen eine Reihe von
Charakterisierungsverfahren, die ihre Eigenschaften analysieren und die
Qualität sicherstellen. Diese Verfahren lassen sich jedoch nicht einfach
auf Halogenid-Perowskit-Solarzellen übertragen. Halogenid-Perowskite sind
hybride anorganisch-organische Materialien für eine neue Generation von
Solarzellen, die erst seit etwa elf Jahren untersucht werden.
Perowskit-Solarzellen erreichen sehr hohe Wirkungsgrade und können äußerst
kostengünstig als extrem dünne Schichten aus einer Lösung aufgetragen
werden. Allerdings sind Perowskit-basierte Solarzellen bislang noch nicht
stabil genug, um auf den Markt zu kommen.

Protokolle und Testverfahren

Nun haben sich internationale Expertinnen und Experten aus 51
Forschungseinrichtungen unter der Leitung von Prof. Mónica Lira-Cantú
(Institut Catala de Nanosciencia i Nanotechnologia) und Prof. Eugene A.
Katz (Ben-Gurion-Universität des Negev) auf eine Sammlung von
Alterungsprotokollen geeinigt, die für diese Materialklasse geeignet sind.

Aus dem Helmholtz-Zentrum Berlin waren Prof. Antonio Abate und sein
Doktorand Hans Köbler beteiligt. Auch der Erstautor der Studie, Dr. Mark
Khenkin, ist inzwischen als Postdoc am HZB-Institut PVcomB tätig. Eugene
Katz wird demnächst einen längeren Forschungsaufenthalt am HZB
absolvieren.

Die Konsenserklärung erweitert die 2011 für organische Solarzellen
entwickelten ISOS-Protokolle für die Stabilitätsbewertung von
Perowskit-Photovoltaik um weitere Tests und Kenngrößen. Die Testverfahren
sind auf die spezifischen Merkmale von Perowskit-Solarzellen zugeschnitten
und können so deren besondere Eigenschaften ebenfalls abbilden.

Schub für Technologietransfer

Der Konsens ermöglicht insbesondere eine bessere Vergleichbarkeit der
Daten zur Alterung zwischen internationalen Laboren und fördert somit
aussagekräftige Analysen der Degradationsprozesse, die die Stabilität
beeinträchtigen. Eine Checkliste für die Berichterstattung über die
Ergebnisse soll die Reproduzierbarkeit verbessern. Damit ist ein großer
Meilenstein auf dem Weg vom Labor in die Industrie erreicht, schreibt
Nature Energy in einem Vorwort der Veröffentlichung, die inzwischen sogar
von der Europäischen Kommission hervorgehoben wurde.

Die Konsenserklärung ist publiziert in Nature Energy 2020: "Consensus
statement for stability assessment and reporting for perovskite
photovoltaics based on ISOS procedures".


Originalpublikation:

DOI: 10.1038/s41560-019-0529-5

https://www.nature.com/articles/s41560-020-0552-6


Weitere Informationen unter:

http://www.helmholtz-berlin.de/hzbin/news_seite?nid=21023;sprache=de;seitenid=982

https://www.helmholtz-berlin.de/hzbin/doi.org/10.1038/s41560-019-0529-5

https://ec.europa.eu/jrc/en/science-update/consensus-perovskite-photovoltaic-technology-testing-procedures

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution111

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Helmholtz-Zentrum Berlin für Materialien und Energie GmbH, 31.01.2020

WWW: http://idw-online.de
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ENERGIE/1661: Effiziente Nutzung von Abwärme (idw)

Technische Hochschule Nürnberg Georg Simon Ohm - 30.01.2020

Effiziente Nutzung von Abwärme

Inbetriebnahme der Forschungsanlage "Mikrodampfturbine" der TH Nürnberg



Motorische Kraftwerke zur dezentralen Stromerzeugung sind für eine
sichere und nachhaltige Stromversorgung von großer Bedeutung. Die dabei
simultan zum Strom entstehende Wärme kann jedoch häufig nicht voll genutzt
werden. Prof. Dr.-Ing. Frank Opferkuch und seinem Forschungsteam von der TH
Nürnberg ist es nun gelungen, ungenutzte Abwärme mit einer
Mikrodampfturbine für die Stromerzeugung einzusetzen. Gemeinsam mit der
Stadtentwässerung und Umweltanalytik Nürnberg (SUN), die mehrere
Blockheizkraftwerke (BHKW) zur Klärgasverstromung betreibt, soll nun eine
Versuchsanlage mit dieser Technik in Betrieb genommen werden, die die
Restwärme der BHKW für die Stromerzeugung nutzt.

Nürnberg, 30. Januar 2020. Die Umstellung auf erneuerbare Energien dient
der Einhaltung der Klimaziele, erfordert aber eine Umgestaltung unseres
Energiesystems. Da die Stromerzeugung aus Sonne, Wind und Co. starken
Schwankungen unterliegt, werden für eine sichere Stromversorgung auch
Einrichtungen benötigt, die einen flexiblen, zeitlichen und räumlichen
Ausgleich von Strom ermöglichen. Kleinere, mit Erdgas, Biogas oder auch
mit Wasserstoff betriebene Gasmotoren als motorische Kraftwerke können
einen wichtigen Beitrag dazu leisten, diesen Bedarf zu decken. Bei der
Stromerzeugung in Motoren oder Gasturbinen entsteht allerdings auch viel
Wärme. Sie wird häufig zur Gebäudebeheizung oder zur Warmwasserbereitung
genutzt. Gerade in den Sommermonaten bleibt die überschüssige Wärme aber
oft ungenutzt. Dem Projektteam der TH Nürnberg um Prof. Dr.-Ing. Frank
Opferkuch ist es nun gemeinsam mit ihren Kooperationspartnern gelungen,
das bisher ungenutzte Potenzial in der Abwärme aus solchen dezentralen
Kraftwerken durch einen optimierten Dampfprozess besser zu nutzen.
In dem vom Bundesministerium für Bildung und Forschung geförderten
Forschungsprojekt "MicroRankine" erschließt das Team die Umwandlung von
Wärme in Strom mit Dampfturbinen nun auch für die Anwendung an dezentrale
Gasmotoren mit den dort üblichen kleineren Leistungen. Gemeinsam mit den
Kooperationspartnern wurde eine einzigartige Versuchsanlage bei der
Stadtentwässerung und Umweltanalytik Nürnberg (SUN) projektiert und
aufgebaut, mit der die Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler das
Verfahren in der Anwendung ausführlich untersuchen und weiter optimieren
wollen. Basis der hier zum Einsatz kommenden Technologie ist der aus der
Kraftwerkstechnik bekannte Wasserdampfprozess. Die Technik dazu musste das
Projektteam allerdings für die speziellen Erfordernisse bei der
dezentralen Stromerzeugung völlig neu konzipieren.

"Die Kooperation mit SUN als Anwender bietet der TH Nürnberg und ihren
Kooperationspartnern nun die Möglichkeit, das Konzept unter realen
Bedingungen zu erproben und das Verfahren für diese Anwendung
weiterzuentwickeln", erklärt Prof. Dr.-Ing. Frank Opferkuch, der die
Forschungsprofessur für dezentrale Energiewandlung und Speicherung am
Nuremberg Campus of Technology (NCT) für die TH Nürnberg innehat. Die im
Vorfeld durchgeführten Simulationen haben gezeigt, dass ein Gasmotor durch
die Kombination mit dem neuen Verfahren bis zu zehn Prozent mehr Strom
produzieren kann. Der zum Einsatz kommende Wasserdampf hat zudem im
Vergleich zu alternativen Verfahren wichtige Vorteil, u. a. hat er keinen
negativen Einfluss auf die Umwelt. So ist Wasserdampf im Gegensatz zu den
Arbeitsmitteln, die bei den heute üblichen Verfahren zur
Abwärmeverstromung eingesetzt werden, weder giftig noch brennbar. Zudem
altert Wasserdampf auch bei hohen Temperaturen nicht, muss daher auch
nicht regelmäßig ausgetauscht werden, und trägt bei seiner Freisetzung
nicht unmittelbar zur Klimaerwärmung bei.

Dr. Peter Pluschke, Umweltreferent der Stadt Nürnberg: "Im Juli 2019 hat
der Nürnberger Stadtrat sehr weitreichende Klimaschutzziele beschlossen.
Diese werden wir nur erreichen, wenn wir eine Vielfalt an Maßnahmen
umsetzen und jede Möglichkeit zur Steigerung der Energieeffizienz nutzen.
Genau dazu kann auch der Betrieb der Mikrodampfturbine beitragen."

Die Stadtentwässerung und Umweltanalytik Nürnberg (SUN) betreibt eine der
größten Kläranlagen in Deutschland. Schon jetzt treibt das entstehende
Klärgas vier Gasmotoren an und versorgt so die Betriebsanlage der SUN mit
Strom. Dipl.-Ing. Burkard Hagspiel, Werkleiter SUN: "Wir sehen es als
unsere Aufgabe, nachhaltige und zukunftsweisende Lösungen für die
Energieversorgung unserer Anlagen zu suchen. Mit innovativen, nachhaltigen
Technologien wie das MicroRankine können wir die Effizienz der
Stromerzeugung mit unseren Gasmotoren steigern und kommen so unserem Ziel
einer Kläranlage, die nur mit Eigenstrom betrieben wird, einen weiteren
Schritt näher."

Durch die Inbetriebnahme der Versuchsanlage bietet sich aber auch eine
Plattform für vielfältige Forschungsarbeiten, mit dem Ziel, die dezentrale
Energieumwandlung mit Dampfprozessen auch für andere Anwendungsgebiete zu
erschließen.

Am Projekt beteiligt sind die Spezialisten für Abgaswärmetauscher Aprovis
GmbH und die Siemens AG für die Turbinentechnik. Das Bundesministerium für
Bildung und Forschung (BMBF) fördert die Investitionen in die
Versuchstechnik mit 600.000 Euro, die Entwicklung und Projektierung wurde
durch Förderung des Bayerische Staatministerium für Wissenschaft und Kunst
ermöglicht. Die Europäische Union unterstützt den Wissens- und
Technologietransfer mit Mitteln aus dem Europäischen Fond für regionale
Entwicklung EFRE.




Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution132
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Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Technische Hochschule Nürnberg Georg Simon Ohm, 30.01.2020
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ENERGIE/1660: Neue Monitoring- und Prognoseverfahren erhöhen die Stromtransportkapazität von Freileitungen (idw)

Fraunhofer-Institut für Energiewirtschaft und Energiesystemtechnik IEE -
30.01.2020

Neue Monitoring- und Prognoseverfahren erhöhen die Stromtransportkapazität
von Freileitungen



Mit einem neu entwickelten indirekten Verfahren des Fraunhofer IEE in
Kassel lässt sich die Strombelastbarkeit von Übertragungsleitungen bei bis
zu 75 % aller Wetterbedingungen um rund 20 % erhöhen. Zu vielen Zeiten ist
sogar eine Erhöhung von 50 % möglich. Das Verfahren ermöglicht mit
möglichst wenigen Wettermessstationen eine hohe Genauigkeit hinsichtlich
der Abschätzung der herrschenden relevanten meteorologischen Bedingungen
entlang aller Stromkreise in einem Netzgebiet.

Die zunehmende Erzeugung von Strom mit Photovoltaik- und Windkraftanlagen
sorgt für einen steigenden Bedarf an Transportkapazitäten in den deutschen
Übertragungs- und Verteilnetzen. Bereits in den letzten Jahren reichten
diese häufig nicht aus. In Folge stiegen kostenintensive Maßnahmen zur
Netzengpassbehebung, die seit 2015 bei weit über 500 Millionen Euro pro
Jahr liegen. Entlastung kann der Netzausbau schaffen, der aber nur langsam
vorankommt.

Um Netzengpässe mit teuren Redispatch- und Einspeisemaßnahmen zu
vermeiden, setzen die Netzbetreiber auf Netzoptimierung und -verstärkung.
Eine höhere Auslastung der bestehenden Infrastruktur ist durch die
Einbeziehung der Abhängigkeit der Dauerstrombelastbarkeit bzw.
Leiterseiltemperatur von den äußeren meteorologischen Bedingungen möglich.
Die Windgeschwindigkeit und die Lufttemperatur sind entscheidende Größen
für den Betrieb von Freileitungen, da deren Kühlung stark von ihnen
abhängt. Eine vollständige Messung der relevanten meteorologischen
Bedingungen entlang von Stromtrassen oder gar ganzer Stromnetze ist jedoch
aufwendig.

Mehrere Netzbetreiber verfolgen daher den Ansatz, die meteorologischen
Umgebungsvariablen mit Wetterstationen zu erfassen. Beim diesjährigen
Kongress »Zukünftige Stromnetze« in Berlin hat Jan Dobschinski zwei neue
Verfahren vorgestellt, die er zusammen mit seinen Forscherkollegen vom
Fraunhofer-Institut für Energiewirtschaft und Energiesystemtechnik IEE in
Kassel entwickelt hat. Diese ermöglichen, mit möglichst wenigen
Wettermessstationen eine hohe Genauigkeit hinsichtlich der Abschätzung der
herrschenden relevanten meteorologischen Parameter entlang von
Stromkreisen zu erreichen. »Ein Ansatz nimmt dabei den einzelnen
Stromkreis in den Fokus und bestimmt meteorologisch bedingte Engpässe,
sogenannte Hot-Spots, entlang des betrachteten Stromtrasse, an welchen im
Nachgang Wettermessstationen implementiert werden sollten. Bei der anderen
Methode wird ein gesamtes Netzgebiet betrachtet und repräsentative
Messstandorte gesucht, welche sich für möglichst viele Stromkreise im
Netzgebiet eignen, um eine möglichst genaue Abschätzung des
vorherrschenden Wetters leisten zu können.«, erläutert Dobschinski.

Für die Entwicklung und Validierung der Verfahren haben die Forscher
verschiedenste erdgebundene aber auch satellitenbasierte meteorologische
Mess- und Modelldaten innerhalb eines neu entwickelten
Optimierungsalgorithmus verwendet. »Für die beiden neuen Verfahren haben
wir untersucht, wie hoch der Nutzen eines Freileitungsbetriebs unter
Kenntnis der Temperatur, der Windgeschwindigkeit und der Solarstrahlung in
Abhängigkeit von der Länge der Trasse und der Topographie einer Region
sein kann. Die Ergebnisse zeigen, dass mit den neuen Verfahren in bis zu
75 % der Zeiten die Stromkreise zu rund 20 % höher ausgelastet werden
können. Bei einzelnen Stromkreisen sind sogar Erhöhungen von über 50% in
vielen Zeiten möglich. Eine solche Erhöhung muss jedoch auch mit allen
anderen Betriebsmitteln konform sein. Der witterungsabhängige bzw.
adaptive Betrieb von Freileitungen ist eine der effizientesten und
wirtschaftlichsten Maßnahmen zur Optimierung der Übertragungskapazitäten
in elektrischen Netzen.«, so das Fazit von Dobschinski. Teile der neuen
Verfahren werden bereits im Netzbetrieb eingesetzt und haben ihre
Tauglichkeit unter Beweis gestellt.


Weitere Informationen unter:

http://s.fhg.de/WA9

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution1407

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Fraunhofer-Institut für Energiewirtschaft und Energiesystemtechnik IEE, 30.01.2020

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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ARBEIT/1192: 100 Jahre Betriebsrätegesetz - Zeit für ein Update bei der Mitbestimmung

Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 3. Februar 2020

100 Jahre Betriebsrätegesetz - Zeit für ein Update bei der Mitbestimmung



Zum 100-jährigen Jubiläum des Betriebsrätegesetzes vom 4. Februar 1920
erklärt Beate Müller-Gemmeke, Sprecherin für ArbeitnehmerInnenrechte
und aktive Arbeitsmarktpolitik:

Das Betriebsrätegesetz war ein Meilenstein. Die auf Partizipation
ausgelegte Mitbestimmung macht die Wirtschaft demokratischer. Wenn die
Beschäftigten ihre Arbeitswelt mitgestalten können, dann profitieren
davon auch die Unternehmen.

Die Vorteile der Mitbestimmung sind bekannt und doch haben
mittlerweile nur noch 41 Prozent der Beschäftigten in
privatwirtschaftlichen Betrieben einen Betriebsrat an ihrer Seite.
Mehr noch: eine relevante Zahl an Arbeitgebenden verhindert sogar
aktiv die Wahl von Betriebsräten. Das ist ein Armutszeugnis ohne
gleichen. Das zeigt, hier besteht dringender politischer
Handlungsbedarf und das darf die Bundesregierung nicht weiter
ignorieren. Notwendig sind bessere neue Regelungen. Betriebsratswahlen
müssen erleichtert werden und die aktiven Beschäftigten brauchen mehr
Schutz.

Gleichzeitig ist die Arbeitswelt im Wandel und wird digital. Doch die
Grundlagen der Mitbestimmung orientieren sich nach wie vor an einer
analogen Arbeitswelt. Deshalb ist es jetzt Zeit für ein Update bei der
Mitbestimmung. Denn nur mit starken Personal- und Betriebsräten können
die Risiken minimiert und gleichzeitig die Chancen der Digitalisierung
besser genutzt werden.

Durch die Digitalisierung werden sich viele Tätigkeiten verändern.
Deshalb ist ein echtes Mitbestimmungs- und Initiativrecht bei der
Weiterbildung und qualitativen Personalplanung dringend notwendig.
Gleichzeitig muss der betriebliche Schutz der Persönlichkeitsrechte
gestärkt werden. Beim Einsatz von Software und Künstlicher Intelligenz
mit Auswirkung auf die Leistungs- und Verhaltenskontrolle von
Beschäftigten müssen die Personal- und Betriebsräte verbindlich
beteiligt werden, denn optimal vernetzte Prozesse dürfen nicht zu
optimal überwachten Beschäftigten führen.

Durch den digitalen Wandel kann Arbeit auch mehr entgrenzen.
Psychische Belastungen können zunehmen. Deshalb muss die Mitbestimmung
bei den Themen Erreichbarkeit, Menge der Arbeit und mobiles Arbeiten
gestärkt werden. Bundesarbeitsminister Heil muss endlich handeln, denn
von der Digitalisierung sollen alle profitieren - die Wirtschaft und
auch die Beschäftigten.

Hintergrund:

Die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen hat zu beiden Aspekten der
Mitbestimmung Anträge in den Bundestag eingebracht:

Antrag:

"Betriebsratswahlen erleichtern - Aktive Beschäftigte besser schützen"

http://dip21.bundestag.de/dip21/btd/19/017/1901710.pdf

Antrag: 


"Digitalisierung - Update für die Mitbestimmung


http://dip21.bundestag.de/dip21/btd/19/168/1916843.pdf

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 3. Februar 2020

Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Pressestelle

Telefon: 030/227-567 89, Fax: 030/227-567 52

E-Mail: presse@gruene-bundestag.de

Internet: www.gruene-bundestag.de
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BILDUNG/945: Wissenschaftsrat - Stärkung der Geschlechterforschung

Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 3. Februar 2020

Wissenschaftsrat: Stärkung der Geschlechterforschung



Zur Aufnahme der Gender Studies in das Arbeitsprogramm des
Wissenschaftsrates erklärt Kai Gehring, Sprecher für Forschung,
Wissenschaft und Hochschule:

Hierzulande wird Geschlechterforschung auf Spitzenniveau betrieben.
Sie gibt wichtige Impulse für verschiedene Gesellschaftsbereiche - von
der Politik über die Medizin bis zu Bildung, Kultur und Wissenschaft.
Es ist eine gute Nachricht, dass der Wissenschaftsrat die
Geschlechterforschung nun in sein Arbeitsprogramm aufgenommen hat.
Nach einem ausführlichen Begutachtungsprozess werden dann Empfehlungen
zur Förderung und Weiterentwicklung dieses Forschungsfeldes vorgelegt.

Wir Grüne im Bundestag hatten die Bundesregierung bereits 2017 dazu
aufgefordert, eine solche Begutachtung anzuregen. Leider hat die
Bundesregierung blockiert. Gerade angesichts der wachsenden
Anfeindungen gegen die Geschlechterforschung hierzulande und weltweit
ist es gut, dass dieses wichtige Thema nun trotzdem bearbeitet wird.

Doch schon heute muss die Bundesregierung handeln: Wer Drohungen und
Anfeindungen erfährt, muss Unterstützung bekommen. Für die Feinde der
Wissenschaftsfreiheit ist die Genderforschung nur ein erstes Ziel:
Zunächst wird die Genderforschung angefeindet, und in einem zweiten
Schritt folgen weitreichendere Angriffe auf Sozialwissenschaften. Das
erleben wir in Ungarn und Brasilien, und mit der AfD auch im
Bundestag. Die Bundesregierung muss daher klar machen, dass der
Grundwert Wissenschaftsfreiheit nicht verhandelbar ist.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 3. Februar 2020

Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Pressestelle

Telefon: 030/227-567 89, Fax: 030/227-567 52

E-Mail: presse@gruene-bundestag.de

Internet: www.gruene-bundestag.de
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AGRAR/352: Für faire Beziehungen zwischen Handel und Bauern

Pressestatement der CDU/CSU-Fraktion - 3. Januar 2020

Für faire Beziehungen zwischen Handel und Bauern



Zum heutigen Treffen im Bundeskanzleramt mit Vertretern der
Handelsketten können Sie den agrarpolitischen Sprecher der
CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag, Albert Stegemann, wie folgt
zitieren:

"Die Bundeskanzlerin hat faire Lieferbeziehungen zwischen Landwirten,
Verarbeitern und Handel zur Chefsache gemacht. Es ist gut und
richtig, dass es jetzt eine Kommunikationsallianz zwischen Handel und
Landwirtschaft geben soll. Sie sollte auch als Plattform dienen,
damit Landwirte direkt mit dem Handel über einen fairen Umgang in der
Lebensmittelversorgungskette sprechen können. Wo der Handel vom
Leitbild des ehrbaren Kaufmanns abweicht, setzt die Politik
Leitplanken. Daher werden wir die Umsetzung der EU-Richtlinie gegen
unlautere Handelspraktiken (UTP-Richtlinie) in deutsches Recht jetzt
schnell angehen. Denn damit können wir künftig Auftragsstornierungen
in letzter Minute oder einseitigen, rückwirkenden Vertragsänderungen
einen Riegel vorschieben. Dafür hat die Bundeskanzlerin unseren
Landwirten heute Rückenwind gegeben. Wir brauchen aber nicht nur
gelegentliche Gesprächsrunden, sondern endlich eine wirkungsvolle
Branchenorganisation, die dauerhaft und zielgruppengerecht über die
Arbeit der Landwirtschaft und die Wertschätzung hochwertiger
Lebensmittel aus unseren Regionen informiert. Hier ist die gesamte
Lebensmittel-Branche gefordert."

 * 

Quelle:

CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Bürgerinformation: Telefon 030/227-555 50, Telefax 030/227-159 30

E-Mail: fraktion@cducsu.de

Internet: www.cducsu.de
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AGRAR/351: Landwirte und Erzeuger verdienen Fairness bei den Lebensmittelpreisen

Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 2. Januar 2020

Landwirte und Erzeuger verdienen Fairness bei den Lebensmittelpreisen

Vertreter von Einzelhandel und Verbänden diskutieren im Kanzleramt
über Lebensmittelpreise



Zum Lebensmittelgipfel am 3. Februar 2020 im Bundeskanzleramt erklärt
die Stellvertretende Vorsitzende der CDU/CSU-Bundestagsfraktion,
Gitta Connemann:

"In Deutschland gibt es jeden Tag eine Riesenauswahl an sicheren,
hochwertigen und bezahlbaren Lebensmitteln - noch. Denn es gibt zur
Zeit einen großen Verlierer der Preiskämpfe im
Lebensmitteleinzelhandel. Der Landwirt. Er soll Spitzenprodukte zur
Tiefstpreisen erzeugen. Seine Produkte werden verramscht oder als
Lockmittel genutzt. Heute sind 2 kg Hähnchenschenkel für 3.99 Euro,
10 Kilogramm Kartoffeln für 4.44 Euro im Angebot. Davon kann kein
Betrieb in Deutschland leben. Niemand darf sich wundern, wenn hier
Betriebe aufgeben und die Ware aus dem Ausland kommt. Am Ende zahlt
dann der deutsche Verbraucher die Zeche.

Allerdings werden Solidaritätsappelle allein nicht helfen. Hier
zeigen sich einmal mehr die Auswirkungen der Marktkonzentration im
deutschen Lebensmitteleinzelhandel. Inzwischen halten die großen Vier
mehr als 85 % des Marktes. Sie diktieren einseitig die Konditionen -
von Standards bis Preisen. Das ist für die Landwirte ein Kampf wie
David gegen Goliath.

Natürlich darf der Staat keine Preise vorgeben. Aber er muss für mehr
Fairness bei solchen ungleichen Lieferbeziehungen sorgen. Das
brauchen Erzeuger und Produzenten. Eine Chance dafür bietet die
nationale Umsetzung der Richtlinie zu unlauteren Handelspraktiken im
Lebensmittelbereich (UTP-Richtlinie).

Damit kann und muss etwas getan werden gegen unfaire Praktiken. Da
sind der Fantasie mancher Ketten zur Zeit keine Grenzen gesetzt.
Erzeuger müssen sich Liefertermine kaufen, an Jubiläumsaktionen mit
"Spenden" beteiligen, bis zu drei Monaten auf ihr Geld warten,
kurzfristige Stornierungen ertragen. Wer nicht "spurt", fliegt aus
dem Sortiment. Das ist unanständig.

Deshalb ist es gut, dass die Union in der Bundesregierung dieses
Thema auf die Tagesordnung gesetzt hat. Und zwar auf einen
Spitzenplatz gleich im Bundeskanzleramt.

Wir wissen: gesunde Lebensmittel müssen ihren Preis haben. Bezahlbar
und auskömmlich sind keine Gegensätze. Was einen Wert hat, landet
nämlich nicht im Müll. Das spart am Ende Geld und Ressourcen. Damit
gewinnen auch Verbraucher und Umwelt. Von Fairness profitieren am
Ende also nicht nur Landwirte und Erzeuger, sondern wir alle."

 * 

Quelle:

CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Bürgerinformation: Telefon 030/227-555 50, Telefax 030/227-159 30

E-Mail: fraktion@cducsu.de

Internet: www.cducsu.de
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ARBEIT/846: 100 Jahre betriebliche Mitbestimmung in Deutschland

Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 3. Januar 2020

100 Jahre betriebliche Mitbestimmung in Deutschland

Betriebsräte sind unverzichtbare Begleiter eines menschengerechten
Wandels



Vor hundert Jahren, am 4.Februar 1920, trat das Betriebsrätegesetz in
Kraft. Dieses räumte Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern in
Deutschland erstmals das Recht ein, Betriebsräte zu wählen. Dazu
erklärt der Vorsitzende der Arbeitnehmergruppe der
CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Uwe Schummer:

"Das vor hundert Jahren in Kraft getretene Betriebsrätegesetz der
Weimarer Republik bedeutete den Einstieg in unser heutiges
erfolgreiches Mitbestimmungsmodell. Dem Gesetz lag das Verständnis
zugrunde, dass Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer mehr sind als nur
Produktivkapital. Damit knüpfte es an die Grundlagen der Christlichen
Soziallehre an, nach der die Mitbestimmung im wirtschaftlichen
Bereich zur Vollendung der menschlichen Person und seiner Würde
gehört. Das Gesetz trug die Handschrift eines bedeutenden
Christlich-Sozialen, des langjährigen Arbeitsministers Heinrich
Brauns.

Der wirtschaftliche Erfolg Deutschlands und der Wohlstand im Land
sind eng verbunden mit der Wirtschaftsordnung der Sozialen
Marktwirtschaft. Eine wichtige Rolle hat dabei auch die Mitbestimmung
gespielt. Sie schafft Identifikation mit dem Betrieb.
Wissenschaftliche Studien belegen, dass diese sich positiv auf die
Qualität unternehmerischer Entscheidungen auswirkt. Auch nach hundert
Jahren ist die betriebliche Mitbestimmung alles andere als
antiquiert. Im Prozess der Globalisierung und der Digitalisierung mit
seinen Auswirkungen auf Wirtschaft und Arbeitswelt sind Betriebsräte
unverzichtbare Begleiter eines menschengerechten Wandels.

Wir wollen zügig die Umsetzung der Vereinbarung aus dem
Koalitionsvertrag angehen, die Arbeit von Betriebsräten zu
erleichtern. Dazu gehören ein vereinfachtes Wahlverfahren und die
Möglichkeit der Online-Stimmabgabe zu Betriebsratswahlen bei
Einverständnis von Arbeitgeber- und Gewerkschaftsseite. Auch ist zu
prüfen, inwieweit der Schutz von Initiatoren von
Betriebsratsgründungen verbessert werden muss. Geplant ist weiterhin
eine Stärkung der Rechte von Betriebsräten bei der für eine
erfolgreiche Transformation der Wirtschaft so wichtigen Weiterbildung
der Beschäftigten. Auch muss verhindert werden, dass deutsche
Mitbestimmungsrechte im Zuge europäischer Harmonisierungen ausgehöhlt
werden."

 * 

Quelle:

CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Bürgerinformation: Telefon 030/227-555 50, Telefax 030/227-159 30

E-Mail: fraktion@cducsu.de

Internet: www.cducsu.de
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SICHERHEIT/2045: Unionsplan für Atommacht Deutschland ist gefährliche Großmannssucht

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 3. Februar 2020

Unionsplan für Atommacht Deutschland ist gefährliche Großmannssucht



"Die Forderung nach einer atomaren Bewaffnung Deutschlands im Verbund
mit Paris ist gefährlicher Unsinn. Wer Deutschland zur Atommacht
machen will, bricht den Atomwaffensperrvertrag und stellt sich in
abenteuerlicher Weise jenseits des Völkerrechts. Die
Großmachtsfantasien aus der Union sind eine Gefahr für Sicherheit und
Frieden in Europa", erklärt Sevim Dagdelen, Mitglied im Auswärtigen
Ausschuss und abrüstungspolitische Sprecherin der Fraktion DIE LINKE.
Dagdelen weiter:

"Die Union muss wissen, dass der Verzicht auf Atomwaffen durch
Deutschland konstitutiv war für den 2-Plus-4-Vertrag. Wer jetzt an der
Seite Frankreichs nach Atomwaffen strebt, kündigt diesen Vertrag und
betreibt ein Spiel mit dem Feuer. Die Bundesregierung ist gefordert,
dem unverantwortlichen Säbelrasseln und Kriegsgeheul aus der Union
Einhalt zu gebieten. Deutschland sollte für Abrüstung und ein
atomwaffenfreies Europa eintreten, statt deutscher Großmannssucht."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag

vom 3. Februar 2020

Deutscher Bundestag

Fraktion DIE LINKE.

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Telefon: 030/227 52800, Telefax: 030/227 56801

E-Mail: pressesprecher@linksfraktion.de

Internet: www.linksfraktion.de
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BUNDESTAG/9453: Heute im Bundestag Nr. 143 - 03.02.2020

Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 143

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Montag, 3. Februar 2020, Redaktionsschluss: 13.32 Uhr

1. Zuverlässigkeitsprüfung im Luftverkehr

2. FDP will vorgeburtliche Vaterschaftstest

3. Geldwäscheprüfung mit hoher Priorität

4. Kryptogeschäfte in Deutschland

5. Informationsaustausch per Briefpost



1. Zuverlässigkeitsprüfung im Luftverkehr

Inneres und Heimat/Anhörung

Berlin: (hib/STO) Ein Gesetzentwurf der Bundesregierung "zur
Verbesserung der Rahmenbedingungen luftsicherheitsrechtlicher
Zuverlässigkeitsüberprüfungen" (19/16428) und ein Antrag der
FDP-Fraktion zur "Abschaffung der Zuverlässigkeitsüberprüfungen für
Privatpiloten und Luftsportler" (19/16481) sind am Montag, 10. Februar
2020, Thema einer Sachverständigen-Anhörung des Innenausschusses. Zu
der öffentlichen Veranstaltung, die um 14 Uhr im Paul-Löbe-Haus (Raum
E 700) beginnt, werden sechs Sachverständige erwartet. Interessierte
Zuhörer werden gebeten, sich mit Namen und Geburtsdatum bis zum 6.
Februar beim Ausschuss anzumelden (innenausschuss@bundestag.de).

Wie die Bundesregierung in ihrer Vorlage ausführt, stellen Angriffe
sogenannter Innentäter eine der größten Bedrohungen für die Sicherheit
des zivilen Luftverkehrs dar. Dabei geht es um Personen, die
besonderen Zugang zu Einrichtungen und Abläufen des Luftverkehrs
haben. Zum Schutz vor derartigen Angriffen sehe das
Luftsicherheitsgesetz eine Zuverlässigkeitsüberprüfung aller Personen
vor, die in besonderer Weise Einfluss auf die Sicherheit des
Luftverkehrs nehmen können.

Nach geltender Rechtslage könnten die Luftsicherheitsbehörden
allerdings gewisse sicherheitsrelevante Informationen anderer Behörden
nicht im Rahmen der Zuverlässigkeitsüberprüfung berücksichtigen,
schreibt die Bundesregierung weiter. Dies betreffe Daten der
Bundespolizei und des Zollkriminalamtes sowie Auskünfte aus dem
Erziehungsregister und dem Zentralen Staatsanwaltschaftlichen
Verfahrensregister. Mit dem Gesetzentwurf sollen daher "für die
Luftsicherheitsbehörden entsprechende Befugnisse zur
Informationsgewinnung eingeräumt" werden".

Ferner sollen die Regelungen für die Zuverlässigkeitsüberprüfung von
Luftfahrern mit den bestehenden Regelungen für die anderen
überprüfungspflichtigen Personengruppen harmonisiert werden. Zur
Erhöhung des Sicherheitsniveaus und Vereinfachung des
Überprüfungsverfahrens sollen zudem die gesetzlichen Grundlagen zur
Errichtung eines künftigen Luftsicherheitsregisters geschaffen werden.

Die FDP-Fraktion fordert in ihrem Antrag von der Bundesregierung einen
Gesetzentwurf, der Bewerber und Inhaber von Privatpilotlizenzen sowie
weitere Luftsportler der Zuverlässigkeitsprüfung ausnimmt. In ihrer
Vorlage verweist die Fraktion darauf, dass die Überprüfung in
Deutschland nicht nur Berufspiloten, sondern auch Bewerber und Inhaber
von Privatpilotenlizenzen sowie Luftsportler betreffe. Andere
EU-Staaten sowie unionsrechtliche Vorgaben sähen dagegen keine
lufsicherheitsrechtliche Zuverlässigkeitsüberprüfung für Privatpiloten
und Luftsportler vor.

Privatpilotenlizenzen würden "ganz überwiegend zum Betrieb von
einmotorigen Flugzeugen oder Motorseglern genutzt", von denen in
Anbetracht ihres niedrigen Gewichts und der verhältnismäßig geringen
Geschwindigkeiten weder für allgemein zugängliche Gebäude noch für
besonders zu schützende Gebäude wie beispielsweise Atomkraftwerke eine
Gefahr aus, argumentiert die Fraktion. Auch berechtigten solche
Lizenzen "nicht zum kommerziellen Befördern von Passagieren und bergen
damit keine erhöhte Gefahr für den allgemeinen Luftverkehr oder
Dritte".

 * 

2. FDP will vorgeburtliche Vaterschaftstests

Recht und Verbraucherschutz/Gesetzentwurf

Berlin: (hib/MWO) Die FDP-Fraktion will vorgeburtliche
Vaterschaftstests mittels nichtinvasiver Diagnostik ermöglichen. Dazu
solle Paragraf 17 Absatz 6 des Gendiagnostikgesetzes geändert werden,
heißt es in einem von der Fraktion vorgelegten Gesetzentwurf
(19/16950). Hintergrund sei, dass die gegenwärtige Fassung des
Gesetzes die Durchführung vorgeburtlicher Vaterschaftstests nur
zulasse, wenn nach ärztlicher Erkenntnis an der Schwangeren eine
rechtswidrige Tat nach den Paragrafen 176 bis 178 des Strafgesetzbuchs
begangen worden ist und dringende Gründe für die Annahme sprechen,
dass die Schwangerschaft auf der Tat beruht. Liege eine solche
Situation nicht vor, heißt es in dem Entwurf, seien Schwangere und
potentiell in Frage kommende Väter sowie Angehörige dazu gezwungen,
bis zur Geburt in Ungewissheit zu leben, obwohl die Vaterschaft
heutzutage mittels nichtinvasiver Diagnostik risikolos geklärt werden
könne.

 * 

3. Geldwäscheprüfung mit hoher Priorität

Finanzen/Antwort

Berlin: (hib/HLE) Für die Bundesregierung hat die anstehende
Geldwäscheprüfung Deutschlands hohe Priorität. Dies teilt die
Bundesregierung in ihrer Antwort (19/16464) auf eine Kleine Anfrage
der FDP-Fraktion (19/15937) mit, die sich nach der Prüfung durch die
sogenannte Financial Action Task Force on Money Laundering (FATF) der
OECD erkundigt hatte. Die erneute Evaluation Deutschlands in der
vierten Evaluations-Runde durch die FATF werde im April 2020 beginnen.
Nach derzeitiger Planung werde die Evaluation im Juni 2021 beendet
sein.

 * 

4. Kryptogeschäfte in Deutschland

Finanzen/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HLE) Nach Kryptogeschäften in Deutschland erkundigt sich
die FDP-Fraktion in einer Kleinen Anfrage (19/16615). Die
Bundesregierung soll angeben, wie viele Unternehmen in Deutschland
bisher eine formlose Interessensbekundung für eine Erlaubnis für das
Kryptoverwahrgeschäft kenntlich gemacht hätten. Weiterhin soll die
Bundesregierung angeben, wie viele Emissionen von tokenisierten
Wertpapieren pro Jahr stattfinden und wie viele Personen in
Deutschland Kryptoassets "minen" (generieren).

 * 

5. Informationsaustausch per Briefpost

Finanzen/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HLE) Um den Aufwand und die Fehleranfälligkeit beim
Vollzug der Steuergesetze geht es in einer Kleinen Anfrage der
FDP-Fraktion (19/16588). Die Abgeordneten fragen unter anderem, warum
bei Fehlern in elektronisch abgegebenen Steuererklärungen von
Personengesellschaften Korrekturmitteilungen ausgedruckt und per Post
an andere Finanzämter verschickt werden müssen, wo sie wieder in das
IT-System der Finanzverwaltung per Hand eingegeben werden müssen. Die
Bundesregierung soll Zahlen zu diesem postalischen
Informationsaustausch zwischen den Finanzämtern nennen und die Kosten
dafür beziffern.

 * 
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BUNDESTAG/9452: Heute im Bundestag Nr. 142 - 03.02.2020

Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 142

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Montag, 3. Februar 2020, Redaktionsschluss: 12.38 Uhr

1. Leistungen für Asylbewerber

2. Transparente Gesetzgebung

3. Digitalisierung des Vergabewesens

4. IPCEI zur Batteriefertigung

5. Förderung von Start-ups

6. Freihandel mit Singapur

7. Regelungen für Flugsicherungstechniker

8. FDP fragt nach Lage bei DB Cargo



1. Leistungen für Asylbewerber

Arbeit und Soziales/Antwort

Berlin: (hib/CHE) Im Jahr 2018 haben rund 411.000 Menschen Leistungen
nach dem Asylbewerberleistungsgesetz (AsylbLG) erhalten. Damit ist die
Zahl gegenüber 2017 (rund 468.600) etwas gesunken. Das geht aus der
Antwort (19/16747) der Bundesregierung auf eine Kleine Anfrage
(19/16210) der AfD-Fraktion hervor.

 * 

2. Transparente Gesetzgebung

Arbeit und Soziales/Antwort

Berlin: (hib/CHE) Die Arbeit am Gesetzentwurf über eine
Wohnungslosenberichterstattung erfolgte nach den im Regierungshandeln
üblichen Transparenzregeln. Das betont die Bundesregierung in ihrer
Antwort (19/16724) auf eine Kleine Anfrage (19/16352) der Fraktion Die
Linke.

 * 

3. Digitalisierung des Vergabewesens

Wirtschaft und Energie/Antwort

Berlin: (hib/FNO) Der Bundesregierung liegen keine statistischen
Informationen vor, wie hoch der Digitalisierungsgrad der öffentlichen
Auftraggeber auf Landes- und Kommunalebene ist. Die Bundesebene ist
seit April 2016 vollständig an die Vergabeplattform des
Beschaffungsamtes angeschlossen. Das berichtet die Bundesregierung in
ihrer Antwort (19/16029) auf eine Kleine Anfrage der FDP-Fraktion
(19/15468). Da seit dem 1. Januar 2020 auch bei niederschwelligen
Vergaben die elektronische Kommunikation verpflichtend sei und
Oberschwelleverfahren bereits seit Oktober 2018 vollelektronisch
durchgeführt werden müsse, sei zu erwarten, dass der
Digitalisierungsgrad im Vergleich zu den vergangenen Jahren gestiegen
sei. Zur Vereinfachung des Vergabeverfahren haben auch
Gesetzesänderungen beigetragen, in den vergangenen fünf Jahren habe es
auf Bundesebene sechs Anpassungen im vergaberechtlichen Bereich
gegeben. Ein Wettbewerbsregister soll bis Ende 2020 seinen Betrieb
aufnehmen und dadurch den öffentlichen Auftraggebern zentral
Informationen zu Wettbewerbsverstößen liefern. Ab 2021 soll eine
valide Vergabestatistik abgerufen werden können, die ein großes Set an
Daten beinhaltet.

 * 

4. IPCEI zur Batteriefertigung

Wirtschaft und Energie/Antwort

Berlin: (hib/FNO) Das sogenannte "Important Project of Common European
Interest", das die europäische Batteriezellfertigung unterstützten
soll, ist in eine "Sommer"-Förderung unter der Federführung
Frankreichs und eine "Herbst"-Förderung. die von Deutschland
koordiniert wird. aufgeteilt. Während der französische Arm bereits
durch die Europäische Kommission genehmigt wurde, befinde sich das
deutsche Projekt noch in der Notifizierung. Das schreibt die
Bundesregierung in ihrer Antwort (19/16630) auf eine Kleine Anfrage
der FDP-Fraktion (19/16346). Da die Förderbescheide derzeit noch
erstellt werden, sei noch keine Aussage über die Förderhöhe möglich.
Thematisch seien beide Förderarme aufeinander abgestimmt und stünden
allen EU-Ländern offen. In beiden Linien sind laut Antwort deutsche
Unternehmen vertreten.

 * 

5. Förderung von Start-ups

Wirtschaft und Energie/Antwort

Berlin: (hib/FNO) Die Finanzierung von jungen, innovativen Unternehmen
hat sich laut Bundesregierung in den vergangenen Jahren gut
entwickelt. Das geht aus einer Antwort (19/16622) auf eine Kleine
Anfrage der FDP-Fraktion (19/16191) hervor. Die Zahl und das Volumen
der Fonds, die sich in der Wachstumsphase engagieren, sei gestiegen.
Mit der Aufstockung der Mittel für das EXIST-Programm verbessere sich
auch die Finanzierung von wissenschaftsbasierten Start-ups in der
Gründungsphase. Daneben gebe es weitere Anreize, ein Zeitplan für die
Umsetzung des geplanten Beteiligungsfonds oder Neuerungen bei der
Mitarbeiterkapitalbeteiligung stehe aber noch nicht fest.

 * 

6. Freihandel mit Singapur

Wirtschaft und Energie/Antwort

Berlin: (hib/FNO) Auch bei ausschließlich von der EU beschlossenen
Freihandelsabkommen werden die nationalen Institutionen weiterhin
beteiligt. Das schreibt die Bundesregierung in einer Antwort
(19/16619) auf eine Kleine Anfrage der FDP-Fraktion (19/15946).
Vorausgegangen war die Aufteilung des Freihandels- und
Investitionsschutzabkommens mit Singapur (EUSFTA) durch die
EU-Kommission. Der Handelsteil falle in die ausschließliche
Zuständigkeit der Europäischen Union und müsse daher nicht von den
nationalen Parlamenten ratifiziert werden. Im EU-Rat wurde dieses neue
Vorgehen von den Nationalstaaten bestätigt. Da der Rat weiterhin
entschiede, ob Verhandlungen eingeleitet werden und auch die
Unterzeichnung beschließen müsse, seien die nationalen Parlamente
weiterhin involviert. Die Aufteilung in zwei Abkommen wurde erstmals
im singapurischen Fall angewendet.

 * 

7. Regelungen für Flugsicherungstechniker

Verkehr und digitale Infrastruktur/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HAU) Warum die Bundesregierung die "Abschaffung der
Erlaubnis- und Berechtigungspflicht für Flugsicherungstechniker und
Flugsicherungsingenieure" plant, möchte die FDP-Fraktion wissen. In
einer Kleinen Anfrage (19/16407) erkundigen sich die Abgeordneten auch
nach den Auswirkungen der Abschaffung und ihrer rechtlichen Grundlage.

 * 

8. FDP fragt nach Lage bei DB Cargo

Verkehr und digitale Infrastruktur/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HAU) "Wirtschaftliche Herausforderungen im Bereich des
Schienengüterverkehrs bei der Deutschen Bahn AG (DB AG)" lautet der
Titel einer Kleinen Anfrage der FDP-Fraktion (19/16751). Die
Abgeordneten wollen darin von der Bundesregierung unter anderem
wissen, welche Gründe sie für die dauerhaft negativen wirtschaftlichen
Zahlen bei DB Cargo, der Güterverkehrssparte der DB AG, sieht.

 * 
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BUNDESTAG/9451: Heute im Bundestag Nr. 141 - 03.02.2020

Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 141

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Montag, 3. Februar 2020, Redaktionsschluss: 09.37 Uhr

1. Aktuelle Ausgabe von Das Parlament

2. Kurzarbeit und Insolvenzen

3. Regierung legt Fokus auf Lärmsanierung

4. Keine Streckenstilllegungen im Saarland

5. Stellungnahmen zum GVFG-Entwurf

6. Keine Änderung nach Verbändeanhörung

7. Ortsumfahrung Malchow thematisiert



1. Aktuelle Ausgabe von Das Parlament

Bundestagsnachrichten/Bericht

Berlin: (hib/SCR) Die von der Bundesregierung angestrebte
Beschleunigung von Planungs- und Genehmigungsverfahren bildet den
Schwerpunkt der aktuellen Ausgabe der vom Deutschen Bundestag
herausgegeben Wochenzeitung "Das Parlament", die heute erschienen ist.
Zwei Gesetzentwürfe der Großen Koalition dazu passierten vergangenen
Freitag den Bundestag, darunter das
Maßnahmengesetzvorbereitungsgesetz. Damit soll für 14 Eisenbahn- und
Wasserstraßen-Projekte die Planung per Gesetz erfolgen können.
Kritisch sieht das Jörg Cezanne, Verkehrsexperte der Links-Fraktion,
im Interview der Woche und bezweifelt, ob die gewünschte
Beschleunigung überhaupt eintreten wird. Im Hintergrund werden die
Gründe für die Verzögerungen bei großen Infrastrukturprojekten näher
beleuchtet.

Das E-Paper von "Das Parlament" ist kostenfrei im Netz abrufbar:
http://epaper.das-parlament.de/index.html

Die Redaktion blickt zudem auf die Gedenkstunde im Bundestag
anlässlich der Befreiung des Konzentrationslagers Auschwitz vor 75
Jahren durch die Rote Armee. Bei der Veranstaltung forderte der
israelische Staatspräsident Reuven Rivlin Deutschland zum Kampf gegen
den anhaltenden Antisemitismus auf. Bundespräsident Frank-Walter
Steinmeier (SPD) und Bundestagspräsident Wolfgang Schäuble (CDU)
bekräftigten in ihren Reden, dass die Sicherheit Israels für
Deutschland eine Verpflichtung sei.

Jüngst erschien zudem eine Themenausgabe von "Das Parlament" zum
kolonialen Erbe Deutschlands: 

http://epaper.das-parlament.de/2020/2_3/index.html

 * 

2. Kurzarbeit und Insolvenzen

Arbeit und Soziales/Antwort

Berlin: (hib/CHE) Im Juni 2019 haben in Deutschland 2.011 Betriebe
Kurzarbeit angemeldet. Das betraf rund 42.500 Beschäftigte, wie aus
einer Antwort (19/16745) der Bundesregierung auf eine Kleine Anfrage
(19/16327) der FDP-Fraktion hervorgeht. Die Liberalen hatten auch nach
der Zahl der Insolvenzen gefragt, woraufhin die Bundesregierung
ausführt, dass 2018 rund 19.300 Insolvenzanträge von Unternehmen
gestellt und rund 14.000 Insolvenzverfahren über das Vermögen von
Unternehmen eröffnet wurden. Von Januar bis Oktober 2019 wurden
demnach rund 16.000 Insolvenzanträge gestellt und rund 11.500
Insolvenzverfahren eröffnet.

 * 

3. Regierung legt Fokus auf Lärmsanierung

Verkehr und digitale Infrastruktur/Antwort

Berlin: (hib/HAU) Die Bundesregierung setzt sich nach eigener Aussage
für eine Erweiterung der bestehenden Möglichkeiten des Lärmschutzes
ein. Ein besonderer Fokus werde dabei auf die Lärmsanierung gelegt,
heißt es in der Antwort der Regierung (19/16704) auf eine Kleine
Anfrage der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen (19/16263). Für die
Lärmsanierung an bestehenden Bundesfernstraßen in der Baulast des
Bundes stelle die Bundesregierung seit dem Jahr 2015 jährlich fast 65
Millionen Euro zur Verfügung, heißt es in der Vorlage. Seitens der
Bundesregierung würden weitere Schritte geprüft, "um den Lärmschutz im
Rahmen der Lärmsanierung weiterzuentwickeln". Dabei könnten
beispielsweise auch Lärmschutzinnovationen helfen. "Wichtig ist, dass
neuartige Schallschutzideen im Rahmen der rechtlichen Möglichkeiten
erprobt werden, um festzustellen, ob sie nachhaltig, wirtschaftlich
und dauerhaft sind", schreibt die Regierung.

Nach den im Koalitionsvertrag angekündigten "flexibel erhöhten
Lärmschutzmaßnahmen" an Bundesfernstraßen und der angekündigten
Gesamtlärmbetrachtung befragt, antwortet die Bundesregierung: Im
Rahmen der Lärmvorsorge und der Lärmsanierung seien bei der Wahl von
verhältnismäßigen Lärmschutzlösungen Gestaltungspielräume zu nutzen.
Diese sollten noch mehr als bisher zielorientiert ausgeschöpft werden,
"um für die Bürgerinnen und Bürger erhöhten Lärmschutz im Rahmen der
bestehenden Möglichkeiten zu erreichen". Im Falle der Betroffenheit
von Bundesfernstraßen und Bundesschienenwegen seien bereits
Verfahrensabläufe zur Prüfung von gemeinsamem Lärmschutz
implementiert, heißt es weiter. Über Lärmschutzlösungen an
Bündelungslagen werde im Einzelfall entschieden.

 * 

4. Keine Streckenstilllegungen im Saarland

Verkehr und digitale Infrastruktur/Antwort

Berlin: (hib/HAU) Die Deutsche Bahn AG (DB AG) hat laut
Bundesregierung mitgeteilt, dass im Saarland derzeit keine
Streckenstilllegungen beabsichtigt sind. Das geht aus der Antwort der
Regierung (19/16735) auf eine Kleine Anfrage der FDP-Fraktion
(19/16176) hervor. Weiter schreibt die Regierung unter Bezugnahme auf
Angaben der DB AG, der Elektrifizierungsgrad der Strecken im Saarland
liege bei 85,1 Prozent. Auf Nachfrage der Liberalen teilt die
Bundesregierung außerdem mit, dass von der Saarländischen
Landesregierung im Rahmen des Ausbauprogramms "Elektrische Güterbahn"
keine Projekte angemeldet wurden.

Zum Abbau der Hochwaldbahn zwischen Türkismühle und der Landesgrenze
zu Rheinland-Pfalz heißt es in der Antwort, die Strecke sei seit dem
12. August 2014 stillgelegt. Der letzte Betreiber vor der Stilllegung
sei keine Konzerngesellschaft der DB AG gewesen, schreibt die
Regierung. Die Aufsichtspflicht sei vor dem Verkauf auf die
zuständigen Landesbehörden übergegangen. "Ein
Plangenehmigungsverfahren für den Abbau fällt in die Zuständigkeit des
Landes", macht die Bundesregierung deutlich.

 * 

5. Stellungnahmen zum GVFG-Entwurf

Verkehr und digitale Infrastruktur/Antwort

Berlin: (hib/HAU) Die Bundesregierung listet in ihrer Antwort
(19/16733) auf eine Kleine Anfrage der Fraktion Die Linke (19/16376)
die im Rahmen der Verbändeanhörung zum "Entwurf eines Dritten Gesetzes
zur Änderung des Gemeindeverkehrsfinanzierungsgesetzes"(GVFG)
eingegangenen Stellungnahmen auf. Die Auswahl der Beteiligung für die
Verbändeanhörung sei auf Grundlage der angenommenen Betroffenheit vom
Inhalt des Referentenentwurfs erfolgt, heißt es in der Antwort. "Der
Referentenentwurf hat infolge der Verbändeanhörung keine Änderungen
erfahren", schreibt die Bundesregierung.

 * 

6. Keine Änderung nach Verbändeanhörung

Verkehr und digitale Infrastruktur/Antwort

Berlin: (hib/HAU) Die Bundesregierung listet in ihrer Antwort
(19/16731) auf eine Kleine Anfrage der Fraktion Die Linke (19/16375)
die im Rahmen der Verbändeanhörung zum Entwurf eines Fünften Gesetzes
zur Änderung des Regionalisierungsgesetzes eingegangenen
Stellungnahmen auf. Die Auswahl der Beteiligung für die
Verbändeanhörung sei auf Grundlage der angenommenen Betroffenheit vom
Inhalt des Referentenentwurfs erfolgt, heißt es in der Antwort. "Der
Referentenentwurf hat infolge der Verbändeanhörung keine Änderungen
erfahren", schreibt die Bundesregierung.

 * 

7. Ortsumfahrung Malchow thematisiert

Verkehr und digitale Infrastruktur/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HAU) Nach dem aktuellen Planungs- und Verfahrensstand für
das Projekt Ortsumfahrung Malchow (bei Berlin) erkundigt sich die
Fraktion Bündnis 90/Die Grünen in einer Kleinen Anfrage (19/16637).
Die Abgeordneten verweisen in der Vorlage darauf, dass das Ergebnis
der "Umwelt- und Naturschutzfachlichen Beurteilung" im
Bundesverkehrswegeplan 2030 (BVWP) "gering" laute, der BUND Berlin
aber bezüglich der Umwelt- und Naturbeeinträchtigung angesichts der
geplanten Streckenführung durch das Naturgebiet Malchower Luch zu
einer anderen Einschätzung gelange. Diesen Widerspruch gelte es
aufzuklären, schreiben die Grünen.

Die Bundesregierung wird nun gefragt, auf Grundlage welcher
Untersuchungen, Gutachten oder Ähnlichem sie zu ihrer umwelt- und
naturschutzfachlichen Beurteilung des Projekts gekommen ist. Wissen
wollen die Parlamentarier auch, zu welchen Schlussfolgerungen die
Bundesregierung bezüglich der ökologischen Bedeutung der vom genannten
Straßenneubauprojekt betroffenen Flächen, insbesondere des Moor- und
Feuchtgebiets Malchower Luch zwischen der Stadtrandsiedlung Malchow
und dem Dorf Malchow, kommt.

 * 
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AGRAR/083: Landwirte brauchen keine Symbolpolitik der Kanzlerin

Pressemitteilung der Fraktion der Freien Demokraten vom 3. Februar 2020

HOCKER: Landwirte brauchen keine Symbolpolitik der Kanzlerin



Zum Spitzentreffen zu Lebensmittelpreisen erklärt der
landwirtschaftspolitische Sprecher der FDP-Fraktion Dr. Gero Hocker:

"Die mächtige Position des Lebensmitteleinzelhandels gegenüber
Landwirten führt dazu, dass bestimmte unfaire Handelspraktiken, die
nun von der EU untersagt werden sollen, überhaupt zur gängigen Praxis
gehören. Dazu haben auch falsche politische Entscheidungen der
Vergangenheit wie die Ministererlaubnis von Sigmar Gabriel für die
Übernahme von Kaiser's Tengelmann durch Edeka beigetragen. Die Große
Koalition muss nun endlich ernsthaft den Dialog aufnehmen und sich um
die Landwirte kümmern: Zusammenschlüsse in der Landwirtschaft müssen
gestärkt werden, um ein Gegengewicht zum Lebensmitteleinzelhandels zu
bilden. Was die Landwirte nicht brauchen, ist Schweigegeld oder
abermalige Symbolpolitik der Kanzlerin."

 * 
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FINANZEN/2262: Große Koalition sollte Angriff auf Kleinsparer abblasen

Pressemitteilung der Fraktion der Freien Demokraten vom 3. Februar 2020

TONCAR: Große Koalition sollte Angriff auf Kleinsparer
abblasen



Zur Kritik des österreichischen Bundeskanzlers Kurz an der
Finanztransaktionssteuer erklärt der finanzpolitische Sprecher der
FDP-Fraktion Dr. Florian Toncar:

"Der österreichische Bundeskanzler Kurz begräbt zu Recht die
illusionären Pläne von Bundesfinanzminister Scholz zur Einführung
einer Aktiensteuer auf europäischer Ebene. Die Große Koalition sollte
nun ein Einsehen haben und den Angriff auf die Kleinsparer abblasen.
Ein nationaler Alleingang oder ein gemeinsames Vorgehen nur mit
Frankreich ist keine Option. Verlierer wären dabei vor allem die
vielen Kleinsparer, die mit bescheidenen Aktienwerten etwas für ihre
Altersvorsorge tun möchten. Der professionelle Hochfrequenzhandel
wäre nicht betroffen. Stattdessen brauchen wir konsequente und
strenge Regelungen zur Abwicklung gescheiterter Banken. Diese sind
für die Eindämmung hochriskanter Spekulation viel wirksamer als eine
neue Steuer, die die Banken einfach an ihre Kunden weiterreichen
würden."

 * 

Quelle:

Fraktion der Freien Demokraten im Deutschen Bundestag
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INNEN/4835: SPD darf bei Digitalministerium nicht zum Bremsklotz werden

Pressemitteilung der Fraktion der Freien Demokraten vom 3. Februar 2020

HÖFERLIN: SPD darf bei Digitalministerium nicht zum Bremsklotz
werden 



Zu den Äußerungen der SPD-Vorsitzenden Esken zum Digitalministerium
erklärt der digitalpolitische Sprecher der FDP-Fraktion und
Vorsitzende des Ausschusses Digitale Agenda Manuel Höferlin:

"Es ist völlig schleierhaft, warum die SPD-Vorsitzende Esken am
gescheiterten Konzept des Digitalkabinetts festhalten will. Bei den
Kernaufgaben des digitalen Wandels wie dem Ausbau einer digitalen
Infrastruktur oder einer digitalen Verwaltung kommt Deutschland nur
im Schneckentempo voran. Das zeigt, dass ein Digitalministerium nicht
etwa 'eine aus den 80er-Jahren gefallene Idee' ist, wie die
SPD-Vorsitzende behauptet, sondern dringend kommen muss. Die
FDP-Fraktion fordert schon lange ein Digitalministerium, selbst Teile
der Union sprechen sich inzwischen dafür aus. Die SPD darf jetzt
nicht zum Bremsklotz werden. Denn bliebe es bei dem aktuellen
Zuständigkeitswirrwarr, würde Deutschland den Rückstand bei der
Digitalisierung nicht etwa aufholen, sondern weiter zurückfallen. Das
wäre fatal für Zukunft und Wohlstand unseres Landes. Die Große
Koalition muss sich jetzt aufraffen."

 * 

Quelle:

Fraktion der Freien Demokraten im Deutschen Bundestag

Pressestelle

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Telefon: 030-227 51990

E-Mail: presse@fdpbt.de

Internet: www.fdpbt.de
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BADEN-WÜRTTEMBERG/1170: Energiestrategische Bedeutung der Wasserstofftechnologie (LBW)

Landtag von Baden-Württemberg - Pressemitteilung 13/2020

Im Umweltausschuss am Donnerstag, 30. Januar 2020

Energiestrategische Bedeutung der Wasserstofftechnologie



Stuttgart. Die Landesregierung unterstützt den Transformationsprozess
im Mobilitätssektor technologieoffen. Das wurde bei Beratungen des
AfD-Antrags "Welche energiestrategische Bedeutung könnte der
Wasserstofftechnologie zukommen?" im Ausschuss für Umwelt, Klima und
Energiewirtschaft am Donnerstag, 30. Januar 2020, deutlich. "Neben dem
batterieelektrischen Antrieb werden auch Konzepte wie die Wasserstoff-
und Brennstoffzellentechnologie wichtig für die Zukunft der
Automobilwirtschaft", sagte der stellvertretende Vorsitzende des
Gremiums, August Schuler (CDU). Von 62 Wasserstofftankstellen
bundesweit gebe es bald 14 in Baden-Württemberg. "Wir haben den
höchsten Anteil", betonte Schuler.

Schuler zufolge biete der Energieträger Wasserstoff große Chancen. Als
Speichermedium für erneuerbare Energie, als Kraftstoff für
emissionsfreie Brennstoffzellenfahrzeuge sowie als Grundstoff für die
chemische Industrie sei er ein wichtiger Schlüssel, um die Umsetzung
der Energiewende zu unterstützen und erneuerbare Energien in die
verschiedenen Energieverbrauchsbereiche zu integrieren. Auch böten die
noch jungen und zum Teil noch im fortgeschrittenen Forschungsstadium
befindlichen Wasserstofftechnologien erhebliche Exportchancen für
heimische Technologieunternehmen. Es gelte daher, den Aufbau einer
Wasserstoffwirtschaft voranzutreiben, auch wenn der Einsatz von
"grünem Wasserstoff" als Sektorkopplungstechnologie kurz- und
mittelfristig noch keine entscheidende Rolle spielen werde.

Der Einsatz von Wasserstoff in der Wärmeversorgung, etwa durch
stationäre Brennstoffzellenheizungen in den privaten Haushalten, sei
grundsätzlich möglich. Ebenso werde eine lokale Beimischung des
Wasserstoffs in die Gasnetze bereits heute an vielen Stellen
erfolgreich erprobt. Die Kapazitäten zum Aufbau von
Elektrolyseeinheiten befänden sich derzeit in Deutschland noch im
Aufbau. Der Versorgung durch importierten "grünen Wasserstoff" werde
daher ebenfalls große Bedeutung zukommen müssen. "Das Ministerium
arbeitet derzeit an einer Wasserstoffstrategie für Baden-Württemberg",
gab Schuler die Ausführungen des Ministers wieder. Es werde geprüft,
was wo möglich sei und Sinn mache.

Der Energieträger Wasserstoff werde neben dem batterieelektrischen
Antrieb einen wesentlichen Beitrag zur Umsetzung der Verkehrswende
liefern, so der stellvertretende Ausschussvorsitzende. Die Vorteile
für den Einsatz von Brennstoffzellenfahrzeugen lägen vor allem in den
Punkten Reichweite und Gewicht, was besonders für Busse und im
Lastverkehr geeignet sei sowie im Schiffs- und Flugzeugverkehr. Der
Ausbau der Wasserstoff-Infrastruktur durch "H2 Mobility" sei ein sehr
positives Zeichen und für die Einführung einer wasserstoffbasierten
Mobilität unerlässlich. Das Ministerium habe dargelegt, so Schuler,
weshalb derzeit davon abgesehen werde, e-Fuels besonders zu fördern:
Es gebe im Augenblick und auf absehbare Zeit schlichtweg keine
Herstellungskapazitäten, die auch nur annähernd einen großflächigen
Einsatz dieses mit Ökostrom hergestellten synthetischen Kraftstoffs
ermöglichen würden.

 * 

Quelle:

Pressemitteilungen 13/2020 - 30. Januar 2020

Herausgeber: Landtag von Baden-Württemberg

Referat Öffentlichkeitsarbeit, Haus des Landtags,

Konrad-Adenauer-Straße 3, 70173 Stuttgart
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BADEN-WÜRTTEMBERG/1169: Mehr Schutz für Lebensräume des Auerhuhns (LBW)

Landtag von Baden-Württemberg - Pressemitteilung 12/2020

Petitionsausschuss gibt Anstoß

Mehr Schutz für Lebensräume des Auerhuhns



Stuttgart - Auf einen besseren Schutz der Lebensräume des Auerwilds in
Baden-Württemberg zielte eine Petition aus dem Schwarzwald. Dieser
konnte teilweise abgeholfen werden, zudem überwies der
Petitionsausschuss die Petition als Material an die Regierung. "Wir
sehen die vom Ministerium für Ländlichen Raum und Verbraucherschutz
(MLR) in Aussicht gestellten, zusätzlichen Maßnahmen als hinreichende
Grundlage, den Schutz des Auerhuhns ganz konkret voranzutreiben", so
die Vorsitzende des Petitionsausschusses, Petra Krebs (Grüne), nach
nicht öffentlicher Sitzung. Der Ausschuss habe gleichzeitig
beschlossen, dass das Ministerium über die Umsetzung der Maßnahmen
berichten muss.

Das Auerhuhn gelte als "Leit- und Schirmart für ein reichhaltiges
Ökosystem", argumentierten die Petenten. Unter dem Verschwinden des
Auerhuhns würde die Artenvielfalt leiden, was wiederum den politischen
Zielvorgaben des Landes widerspreche. Zwischen 1971 und 2018 sei der
Bestand an Auerhähnen von 570 auf 167 zurückgegangen, aktuell gebe es
bei einem Geschlechterverhältnis von 1:1 gerade 334 Auerhühner. Das
Haselhuhn sei bereits ausgestorben. Gefordert wurden deshalb
weitreichende Schutzmaßnahmen, vor allem aber störungsfreie
Lebensräume.

Das MLR teile die Grundthese der Petenten, dass unzureichende
Lebensraumbedingungen im Zusammenhang mit dem Rückgang der
Auerhuhnpopulation stünden, berichtete Krebs. Sie sei auch Grundlage
des 2008 ins Leben gerufene "Aktionsplans Auerhuhn" (APA), der derzeit
evaluiert werde. "Der Petitionsausschuss nahm positiv zur Kenntnis,
dass beim Ministerium sowohl das Problembewusstsein vorhanden ist als
auch bereits konkrete Handlungsoptionen benannt wurden", so die
Vorsitzende Krebs.

So werde eine konsequentere Habitatpflege als bisher für erforderlich
angesehen. Dazu gehöre, die bereits bestehende Freiflächenkampagne in
den Kernlebensräumen (Balz-, Brut- und Aufzuchtbereiche) zu
überarbeiten und sicherzustellen, dass diese auch in der zu gründenden
Anstalt des öffentlichen Rechts (AöR ForstBW) fortgeführt werde. Auch
werde vorgeschlagen, bei dieser neuen Anstalt die Budgetierung des
Auerhahnschutzes festzuschreiben. Zudem müsse das Programm "Lücken für
Küken" verstetigt und ergänzt werden um einen Ausgleich finanzieller
Einbußen durch Habitatpflege oder beim Wertzuwachs der Flächen.

Empfohlen werde auch eine Gesetzesnovelle zur Ausweisung von
Wildruhegebieten, nachdem sich das Instrument einer Rechtsverordnung
als zu schwerfällig erwiesen habe. Schließlich sei die dauerhafte
Grundfinanzierung des Vereins "Auerhuhn im Schwarzwald" sinnvoll, der
wichtige Koordinationsaufgaben, etwa die Identifizierung von
Finanzierungsquellen, Ökokonto-Maßnahmen, Projekten, Förderprogrammen,
übernehme und gezielt die Habitatgestaltung auf den relevanten Flächen
steuern könne.

"Der Ausschuss sendet das Signal: Es wird von den staatlichen Stellen
gesehen, dass etwas getan werden muss zum Schutz des Auerwilds. Und es
wird etwas getan."

 * 

Quelle:

Pressemitteilungen 12/2020 - 29. Januar 2020
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HAMBURG/5034: Zwangsarbeiter_innenlager an Schulen - Rabe will nicht erinnern (Die Linke)

Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft vom 3. Februar 2020

Zwangsarbeiter_innenlager an Schulen: Rabe will nicht erinnern



Aus zahlreichen Dokumenten lässt sich herleiten, dass es an Schulen in
Hamburg in der NS-Zeit Zwangsarbeiter_innenlager gab. Systematisch
erforscht ist dieses dunkle Kapitel der Geschichte jedoch noch nicht.
Und der Schulsenator denkt auch nicht im Entferntesten daran,
diesbezüglich die Vergangenheit aufzuarbeiten.

Das ergibt eine Anfrage (Drs. 21/19843) der Fraktion DIE LINKE in der
Hamburgischen Bürgerschaft. "Wir haben drei Eimsbüttler Schulen
genannt, um konkret herauszufinden, was die Schulbehörde macht oder
plant und wie sie Schulen unterstützt. Herausgekommen ist - nichts",
kritisiert Carola Ensslen, Eimsbütteler Bürgerschaftsabgeordnete der
Linksfraktion. "Bei der katholischen Schule Am Weiher, in der es ein
Lager für Beiersdorf gab, zieht sich der Senat gar auf die
Privatschulfreiheit zurück. Dabei besteht eine staatliche
Verantwortung für alle Schulen. Und gerade hier müsste die
Schulbehörde auch das benachbarte Beiersdorf mit in die Pflicht
nehmen."

Insgesamt findet zwar Erinnerungsarbeit an Hamburger Schulen statt,
aber zu den Zwangsarbeiter_innenlagern gibt es keine behördlich
koordinierte Arbeit. "Hier besteht eine Leerstelle in der
schulbehördlichen Aufarbeitung," erklärt Sabine Boeddinghaus,
schulpolitische Sprecherin der Fraktion. "Die kann der Senat auch
nicht mit wortreichen allgemeinen Ausführungen zur
Vergangenheitsbewältigung überdecken. Dass es an der Max-Brauer-Schule
ein Schüler_innenprojekt zum Lager "Moortwiete" gab, ist zu begrüßen,
ersetzt aber nicht die notwendige Befassung durch die Schulbehörde.
Hinter Lagern stecken Menschen - Opfer wie Täter_innen. Es kann nicht
allein Schulprojekten überlassen werden, darüber mehr zu erfahren."

 * 

Quelle:

Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft

Pressemitteilung vom 3. Februar 2020

Rathausmarkt 1, 20095 Hamburg
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HAMBURG/5033: Vollverschleierung - nicht schön, aber kein Grund zur Aufregung (Die Linke)

Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft vom 3. Februar 2020

Vollverschleierung - nicht schön, aber kein Grund zur Aufregung



Das Hamburger Oberverwaltungsgericht hat entschieden, dass eine
Schülerin einer Hamburger Berufsschule vollverschleiert den Unterricht
besuchen darf und sie die "vorbehaltlos geschützte Glaubensfreiheit in
Anspruch nehmen" kann.

"Die Religionsfreiheit ist im Grundgesetz festgeschrieben und
gesichert. Es ist fraglich ob eine Änderung des Hamburgischen
Schulgesetzes überhaupt rechtens sein kann", erklärt Sabine
Boeddinghaus, bildungspolitische Sprecherin der Fraktion DIE LINKE in
der Hamburgischen Bürgerschaft. "Auch wir sind keine Anhänger_innen
der Vollverschleierung, achten aber die Selbstbestimmung der Frauen.
Selbst bei Zweifeln an der Freiwilligkeit des Tragens muss das
Argument ausschlaggebend sein, dass ein Verbot absolut kontraproduktiv
ist, da man jeglichen Gesprächsfaden abreißen lässt. Angesichts der
wirklich geringen Einzelfälle, appellieren wir, die Diskussion mit
kühlem Kopf und unter Wahrung der Bürger_innenrechte zu führen. Mit
Schaum vor dem Mund fließt das Wasser nur auf die Mühlen der Rechten.
Die zentralen Probleme unseres Bildungssystems liegen nicht bei den
wenigen vollverschleierten Mädchen."

 * 

Quelle:

Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft

Pressemitteilung vom 3. Februar 2020

Rathausmarkt 1, 20095 Hamburg

Telefon: 040/42831-2445, Telefax: 040/42831-2255

E-Mail: pressestelle@linksfraktion.hamburg.de

Internet: www.linksfraktion-hamburg.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 4. Februar 2020 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / PARLAMENT / LANDESPARLAMENTE





HAMBURG/5032: Menschenwürdige Pflege - LINKE unterstützt Krankenhausbeschäftigte (Die Linke)

Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft vom 3. Februar 2020

Menschenwürdige Pflege! LINKE unterstützt Krankenhausbeschäftigte



Krankenhausbeschäftigte möchten heute mit der Übergabe einer
Foto-Petition an den Bürgermeister Peter Tschentscher und die
stellvertretende Bürgermeisterin Katharina Fegebank auf den
Pflegenotstand in den Kliniken aufmerksam machen und die Politik zum
Handeln auffordern.

Dazu erklärt Deniz Celik, gesundheitspolitischer Sprecher der Fraktion
DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft: "Über Jahre wurde auf
Kosten von Patient_innen und der Beschäftigten an der Pflege gespart.
Wir begrüßen die Initiative der Beschäftigten in den Kliniken. Dieser
Druck ist nötig, damit sich die unerträglichen Zustände in den
Hamburger Krankenhäusern ändern. Statt Imagekampagnen und
Wohlfühlveranstaltungen brauchen wir endlich eine bedarfsgerechte
Personalausstattung, damit die Bedingungen in der Pflege
menschenwürdig werden - für die Patient_innen und für die
Pflegekräfte. Rot-Grün muss endlich Verantwortung übernehmen und
handeln."

 * 

Quelle:

Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft

Pressemitteilung vom 3. Februar 2020
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HAMBURG/5031: Hauptbahnhof - Klare Aussagen notwendig statt schöne Pläne (Die Linke)

Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft vom 3. Februar 2020

Hauptbahnhof: Klare Aussagen notwendig statt schöne Pläne



Nach heutigen Presseberichten plant die Bundesregierung offenbar eine
Überdeckelung der südlichen Gleise zwischen Steintor- und
Altmannbrücke. Vom Parlamentarischen Staatssekretär Enak Ferlemann
(CDU) wurde bereits vor einigen Wochen ein Tunnel auf der Strecke
Hauptbahnhof-Dammtor-Altona ins Gespräch gebracht.

Zu den Diskussionen um den möglichen Ausbau des Hamburger
Hauptbahnhofs erklärt Heike Sudmann, stadtentwicklungspolitische
Sprecherin der Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft:
"Nur schöne Pläne reichen nicht. Mir fehlt eine klare Ansage der DB
und der Bundesregierung, für welche Kapazitäten sie denn planen. Wie
viele Fahrgäste und Züge sollen in Zukunft die Hamburger Fern- und
Regionalbahnhöfe nutzen? Mit der geplanten Verlegung des Altonaer
Bahnhofs nach Diebsteich würden die Gleiskapazitäten schrumpfen. So
etwas darf angesichts der notwendigen Verkehrswende niemals zugelassen
werden."

 * 

Quelle:

Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft

Pressemitteilung vom 3. Februar 2020
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RHEINLAND-PFALZ/5356: Sondersitzung des Bildungsausschusses befaßt sich mit sexuellem Missbrauch an Schulen (SPD)

Pressemitteilung der SPD-Fraktion im Landtag Rheinland-Pfalz vom
31.01.2020

Sondersitzung des Bildungsausschusses führt notwendige Klärung
herbei



In einer Sondersitzung hat sich der Bildungsausschuss des Landtags
heute mit dem sensiblen Thema sexueller Missbrauch an Schulen befasst.
Dazu erklärt die bildungspolitische Sprecherin der
SPD-Landtagsfraktion, Bettina Brück:

"Anlass der heutigen Sondersitzung war die Berichterstattung über den
Umgang mit Verdachtsfällen von sexuellem Missbrauch an Schulen. Bei
den im Raum stehenden Äußerungen handelte es sich um zwei
abgeschlossene Fälle aus der Vergangenheit, nicht aber um aktuelle
Verdachtsfälle. Wie der Präsident der Aufsichts- und
Dienstleistungsdirektion im Ausschuss dargelegte, wurden diese Fälle
durch die zuständigen Schulaufsichtsbehörden und Staatsanwaltschaften
sowohl dienst- als auch strafrechtlich verfolgt und abgeschlossen."

Brück weiter: "Sexueller Missbrauch von Kindern wird an
rheinland-pfälzischen Schulen nicht geduldet. Es gibt keinerlei
Toleranz bei Grenzüberschreitungen gegen das Wohl von Schülerinnen und
Schülern. Jedem Verdachtsfall wird sofort und mit aller Konsequenz
durch die Schulleitung und die zuständige Schulaufsichtsbehörde
nachgegangen, dafür gibt es klare Regeln. Für den Fall, dass es an
einer Schule zu einem Verdachtsfall kommt, verfügt jede Schulleitung
über eine umfassende Handreichung zum Umgang mit sexueller Gewalt. In
jedem Verdachtsfall besteht eine dienstrechtliche Verpflichtung der
Schulleitung, diesen an die Schulaufsicht zu melden. Allen
Verdachtsfällen wird nachgegangen, Disziplinarverfahren werden
eingeleitet, auch die Staatsanwaltschaft wird eingeschaltet."

"Wenn Lehrkräfte Kindern und Jugendlichen, die ihnen anvertraut sind,
seelisches oder gar physisches Leid zufügen, hinterlässt dies bei den
Opfern lebenslange Spuren. Jeder Fall von sexuellem Missbrauch ist
einer zu viel. Umso wichtiger ist die heute durch den Präsidenten der
Aufsichts- und Dienstleistungsdirektion vorgenommene Klarstellung,
dass Fälle von sexuellem Missbrauch an rheinland-pfälzischen Schulen
kein Massenphänomen sind, sondern sehr seltene, verurteilungswürdige
Einzelfälle. In den vergangenen zehn Jahren endeten 34 Verfahren mit
Disziplinarmaßnahmen. Die rund 48.000 Lehrkräfte und andere
Mitarbeitende an Schulen haben es verdient, dass sie nicht unter
Generalverdacht gestellt werden. Bei sexueller Gewalt gegen
Schutzbefohlene ist ein sensibler und seriöser Umgang geboten. Eine
Skandalisierung und Politisierung dieser verabscheuungswürdigen Taten
verbietet sich", stellt Brück klar.

Brück abschließend: "Die Bildungsministerin und der Präsident der
Aufsichts- und Dienstleistungsdirektion legten im Ausschuss
ausführlich dar, dass Rheinland-Pfalz bereits über vielfältige Schutz-
und Präventionskonzepte gegen sexuelle Gewalt verfügt. Bereits in der
Vergangenheit hatte der Unabhängige Beauftragte für Fragen des
sexuellen Kindesmissbrauchs, Johannes-Wilhelm Rörig, die gute und
vielfältige Zusammenarbeit sowie das Engagement in Rheinland-Pfalz
gegen sexuelle Gewalt hervorgehoben."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 31. Januar 2020
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RHEINLAND-PFALZ/5355: Die Wirtschaft der Zukunft produziert klimaneutral und umweltfreundlich (Bündnis 90/Die Grünen)

Pressemitteilung der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN im Landtag
Rheinland-Pfalz vom 30.01.2020

Die Wirtschaft der Zukunft produziert klimaneutral und
umweltfreundlich



Zur Aktuellen Debatte der GRÜNEN Landtagsfraktion "Erneuerbare
Energien als Grundlage für eine zukunftsfähige Industrie und
Arbeitsplätze in Rheinland-Pfalz" erklärt der Fraktionsvorsitzende,
Dr. Bernhard Braun:

"Auch die EU hat sich auf den Weg gemacht, 2050 klimaneutral zu
wirtschaften. Der Green Deal ist eine riesige Chance für den
anstehenden Strukturwandel. Tausend Milliarden Euro sollen für diese
Transformation zur Verfügung gestellt werden. Rheinland-Pfalz muss
sich an diesem Wandel beteiligen, wenn wir nicht nur zuschauen wollen,
wie in anderen Teilen der Welt die Industrieproduktion eine
klimaneutrale Basis erhält. Um CO2-frei produzieren zu können, müssen
wir den Unternehmen in unserem Land Strom aus Erneuerbaren Energien
zur Verfügung stellen und ihnen damit die Grundlage für klimaneutrales
Wirtschaften schaffen.

Der Klimawandel verändert die Märkte auf unserem Planeten von Grund
auf. Auch führende Wirtschaftsexpertinnen und -experten haben
verstanden, dass die Veränderungen des globalen Klimas nicht nur
massive ökologische, sondern auch ernsthafte ökonomische Auswirkungen
haben werden. Große internationale Fonds, beispielsweise der
norwegische Staatsfond, investieren deshalb nicht mehr in fossile
Energieträger und Blackrock, der größte Finanzverwalter der Welt,
erkennt die CO2-Bilanz als relevantes Investitionskriterium an.

Waren müssen über kurz oder lang klimaneutral und umweltfreundlich
produziert werden. Je schneller wir diese Umstellung vorantreiben,
desto besser. Wenn wir weiter abwarten, wird uns das Arbeitsplätze und
Konkurrenzfähigkeit kosten. Ein erster wichtiger Schritt in eine
klimaneutrale Wirtschaft ist die Stromversorgung der hier ansässigen
Produktionsstätten und Unternehmen komplett aus erneuerbaren Energien.
Rheinland-Pfalz ist dabei auf einem guten Weg, bereits jede zweite
hier produzierte Kilowattstunde Strom stammt aus regenerativen
Quellen. Die 100 Prozent können wir aber nur erreichen, wenn die
Bundespolitik endlich den Fuß von der Bremse nimmt, und wir alle den
Ausbau der Erneuerbaren zum vorrangigen Ziel einer
zukunftsorientierten, grünen Wirtschaftspolitik machen."

 * 
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RHEINLAND-PFALZ/5354: Landtag verabschiedet Gesetz gegen Zweckentfremdung von Wohnraum (SPD)

Pressemitteilung der SPD-Fraktion im Landtag Rheinland-Pfalz vom
29.01.2020

Landtag verabschiedet Gesetz gegen Zweckentfremdung von
Wohnraum

Gemeinden können nun Zweckentfremdungssatzungen erlassen



Der rheinland-pfälzische Landtag hat heute das Gesetz über das Verbot
der Zweckentfremdung von Wohnraum beschlossen. Hierzu erklärt der
wohnungsbaupolitische Sprecher der SPD-Fraktion, Thomas Wansch:

"Mit dem Gesetz geben wir den Kommunen ein weiteres Instrument an die
Hand, um gegen Wohnungsmangel und speziell gegen die Zweckentfremdung
von Wohnraum vorzugehen. Der Druck auf den Wohnungsmarkt und auf
Mieten ist gerade in den Ballungsgebieten von Rheinland-Pfalz sehr
hoch, so dass es nicht vertretbar ist, wenn Wohnraum nicht vollständig
oder zweckentfremdet genutzt wird. Mit dem Gesetz haben Gemeinden, in
denen Wohnraum besonders knapp ist, nun die Möglichkeit eine
Zweckentfremdungssatzung zu erlassen. Durch diese können sie die
gewerbliche oder freiberufliche Nutzung, die dauerhafte Vermietung der
Wohnung als Ferienwohnung oder den länger andauernden Leerstand
einschränken. Damit stärkt die Landesregierung einmal mehr die
kommunale Selbstverwaltung und kommt dem ausdrücklichen Wunsch großer
rheinland-pfälzischer Städte, etwa Mainz und Trier, nach. Das Gesetz
fügt sich ein in eine ganze Reihe von wohnungspolitischen
Anstrengungen und Maßnahmen, die Landesregierung und Ampelkoalition in
den vergangenen Jahren auf den Weg gebracht haben."

 * 
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ARBEIT/1217: 100 Jahre Betriebsrätegesetz - Mitbestimmung im Betrieb ist unverzichtbar

Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 3. Februar 2020

Arbeitsgruppe: Arbeit und Soziales

100 Jahre Betriebsrätegesetz: Mitbestimmung im Betrieb ist unverzichtbar



Kerstin Tack, arbeitsmarkt- und sozialpolitische Sprecherin:

Betriebliche Mitbestimmung ist für viele eine Selbstverständlichkeit.
Dabei wurde sie blutig erkämpft: Im Januar 1920 kamen bei Protesten
für mehr Mitbestimmung der Beschäftigten vor dem Reichstag in Berlin
über 40 Menschen zu Tode. Friedrich Ebert verhängte den
Ausnahmezustand. Schließlich wurde am 4. Februar - also genau vor 100
Jahren - das Betriebsrätegesetz verabschiedet. Am heutigen Tag der
betrieblichen Mitbestimmung erinnern wir daran, wie wichtig sie auch
heute noch ist.

"Die Mitbestimmungsrechte der Beschäftigten in der Bundesrepublik sind
in dieser Form einmalig. In keinem anderen Land gibt es eine so
weitgehende Mitsprache der Beschäftigten wie hier. Und das ist gut so,
denn davon profitieren nicht nur die Arbeitnehmerinnen und
Arbeitnehmer, sondern auch Unternehmen und Wirtschaft.

Am Tag der betrieblichen Mitbestimmung würdigen wir die wichtig die
Arbeit der Betriebsrätinnen und Betriebsräte. Sie ist und bleibt
unverzichtbar. Denn die Welt verändert sich rasant, auch die
Arbeitswelt: Neue Ausbildungsberufe entwickeln sich, alte Tätigkeiten
fallen weg, neue Produktionsformen, Arbeitsweisen und Arbeitsorte
entstehen. All das gilt es, politisch zu gestalten. Das geht nur
gemeinsam.

Betriebsrätinnen und Betriebsräte sind und bleiben deshalb auch für
die Politik unverzichtbar. Politikerinnen und Politiker sind auf die
Erfahrung der Arbeitnehmervertretungen aus der Praxis angewiesen, um
den Beschäftigten gesetzlich den Rücken zu stärken. Die
SPD-Bundestagsfraktion richtet deshalb alle sechs Monate die
Betriebs- und Personalrätekonferenz aus, die am 11. Mai 2020 zum
27. Mal stattfinden wird."

Copyright 2020 SPD-Bundestagsfraktion
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FINANZEN/1877: Finanztransaktionssteuer führt zu mehr Steuergerechtigkeit

Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 3. Februar 2020

Arbeitsgruppe: Finanzen

Finanztransaktionssteuer führt zu mehr Steuergerechtigkeit



Lothar Binding, finanzpolitischer Sprecher:

Die Kritik des österreichischen Bundeskanzlers an der
Finanztransaktionsteuer hält einer genauen Betrachtung nicht Stand.
Die Besteuerung des Aktienhandels ist der erste Schritt zu einer
umfassenden Finanztransaktionsteuer. Kleinanleger werden nicht spürbar
belastet, da sie Aktien zur Vermögensbildung erwerben und nicht auf
kurzfristige Veräußerungsgewinne aus sind.

"Die Finanztransaktionsteuer führt zu einer fairen Besteuerung des
Finanzsektors, welcher weder der Umsatzsteuer noch einer besonderen
Rechtsverkehrsteuer unterliegt.

Die Kritik des österreichischen Bundeskanzlers, Sebastian Kurz, dass
die Steuer nur den Aktienhandel erfasst und Kleinanleger belastet,
hält einer genauen Betrachtung nicht Stand.

Die Besteuerung des Aktienhandels ist der Einstieg in eine
umfassendere Besteuerung von Finanztransaktionen. Wer diesen ersten
Schritt nicht unternimmt, kann dem Ziel einer Steuer mit breiter
Bemessungsgrundlage nicht näherkommen. Der Vorschlag für eine
Finanztransaktionsteuer sieht außerdem lediglich Mindestbedingungen
vor. Mitgliedstaaten haben deshalb die Möglichkeit, den Handel mit
weiteren Finanzprodukten in die Steuer einzubeziehen.

Die Finanztransaktionssteuer wird Kleinanleger nicht spürbar belasten.
Sie erwerben Aktien für die Vermögensbildung und halten sie deshalb
entsprechend lange. Eine nennenswerte Belastung stellt die Steuer nur
für Anleger dar, die auf kurzfristige Spekulationsgewinne aus sind und
ihre Aktien häufig kaufen und verkaufen."

Copyright 2020 SPD-Bundestagsfraktion
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VERKEHR/899: Modellvorhaben für mehr Tempo und mehr Akzeptanz durch Maßnahmegesetze

Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 31. Januar 2020

Arbeitsgruppe: Verkehr und digitale Infrastruktur

Modellvorhaben für mehr Tempo und mehr Akzeptanz durch Maßnahmegesetze



Kirsten Lühmann, verkehrspolitische Sprecherin;

Mathias Stein, zuständiger Berichterstatter

Der Deutsche Bundestag hat heute zwei maßgebliche Gesetze zur
Planungsbeschleunigung verabschiedet. Das
Maßnahmengesetzvorbereitungsgesetz benennt 14 Verkehrsvorhaben aus den
Bereichen Schiene und Wasserstraße, aus denen Modellprojekte
ausgewählt werden können, die mit einem Baugesetz realisiert werden.
Das Gesetz zur weiteren Beschleunigung von Planungs- und
Genehmigungsverfahren im Verkehrsbereich entlastet unter anderem die
Kommunen finanziell bei Eisenbahnkreuzungen und befreit
1:1-Ersatzneubauten von der Genehmigungspflicht.

"Der Ausbau der Schienen- und Wasserwege ist eine wesentliche
Voraussetzung für erfolgreichen Klimaschutz. Oft hakt es an zu langen
Planungsprozessen. Mit dem Maßnahmenvorbereitungsgesetz (MgvG) will
der Bund erproben, ob sich Verkehrsprojekte, die für das
Gesamtverkehrssystem von hoher Relevanz sind, durch konkrete
Baugesetze des Deutschen Bundestages beschleunigen lassen. Dazu wurden
Projekte aus den Bereichen Wasserstraße und Schiene ausgewählt, die
einen hohen Nutzen-Kosten-Faktor haben und eine deutliche
CO2-Einsparung bringen werden.

Das bedeutet keine Einschränkungen der Bürgerbeteiligung. Ziel ist,
durch eine verbesserte frühzeitige und zusätzliche Bürgerbeteiligung
die Anregungen der Bürgerinnen und Bürger bereits in die ersten
Planungen einzubeziehen, bevor von der zuständigen Planungsbehörde
bereits Festlegungen getroffen wurden. Dies kann zu einer deutlichen
Verkürzung der Verfahren führen, da es die Akzeptanz und Transparenz
der Planungen und des gesamten Verfahrens erhöht. Parlamentarier haben
zudem einen größeren Spielraum als eine Behörde etwa bei alternativen
Routen oder zusätzlichem Lärmschutz.

Das Gesetz zur weiteren Beschleunigung von Planungs- und
Genehmigungsverfahren im Verkehrsbereich sieht zwei wichtige
Änderungen vor: So müssen Kommunen bei Eisenbahnkreuzungen mit
höhengleichen Bahnübergängen nicht mehr wie bisher ein Drittel der
Kosten übernehmen. Auch können, um langwierige Sperrungen und
weitläufige Umfahrungen von Brücken für die Schiene und Straße zu
verhindern, 1:1-Ersatzneubauten durch ein vereinfachtes Verfahren
schneller gebaut werden. Weil im ursprünglichen Gesetzentwurf der ÖPNV
nicht berücksichtigt war, haben die Koalitionsfraktionen dies in einem
Änderungsantrag nachgeholt. Auch für Infrastrukturen des ÖPNV gilt
zukünftig dieses vereinfachte Verfahren.

Das Maßnahmenvorbereitungsgesetz und das Planungsbeschleunigungsgesetz
2020 sind wichtige Bausteine in einem Gesamtkonzept für schnellere
Planung und mehr Akzeptanz bei bedeutsamen Verkehrsvorhaben. Die
SPD-Bundestagsfraktion setzt sich darüber hinaus insbesondere für mehr
Personal bei den Planungsbehörden und bessere Bürgerbeteiligung ein."

Copyright 2020 SPD-Bundestagsfraktion
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LATEINAMERIKA/1953: Kolumbien - "Es zeichnet sich eine humanitäre Krise ab" (poonal)

poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

Kolumbien 

"Es zeichnet sich eine humanitäre Krise ab"



(Quito, 24. Januar 2020, alai/npla) - Allein im Januar 2020 wurden 27
Anführer*innen [1] sozialer Bewegungen in Kolumbien ermordet. Seit der
Unterzeichnung des Friedensabkommens im November 2016 ereigneten sich
insgesamt mehr als 800 Morde an Aktivist*innen sowie 170 Morde an
ehemaligen Kämpfer*innen der Guerillabewegung der Revolutionären
Streitkräfte Kolumbiens (FARC). Es zeichnet sich eine ernsthafte
humanitäre Krise ab, der jedoch nicht mit ausreichend Ernsthaftigkeit
und Effizienz begegnet wurde und wird - weder durch die aktuelle
Regierung von Iván Duque Márquez, noch während der Vorgängerregierung
unter Juan Manuel Santos, unter der die Friedensgespräche mit der
ehemaligen Guerillabewegung FARC eingeleitet und zu einem Ergebnis
gebracht wurden.

Die Anführer*innen sozialer Bewegungen treten mit Klarheit und
Schlagfertigkeit für ihre Anliegen ein und werden genau deshalb
ermordet. Der afro-kolumbianische Aktivist Leyner Palacios Asprilla
überlebte das Massaker in Bojayá (Chocó) im Jahr 2002. In einem Brief
an Präsident Iván Duque informierte er über die Anwesenheit von mehr
als 300 bewaffneten Männern in seiner Gemeinde. In seinem Brief vom 8.
Januar 2020 signalisierte er dem Präsidenten weiterhin, dass "die
Handlungen paramilitärischer Gruppen der Selbstverteidigungskräfte
Kolumbiens (AGC), auch "Clan del Golfo" genannt, in Absprache mit den
öffentlichen Sicherheitskräften in den Regionen des Atrato-Flusses und
des Pazifiks stattfinden. Dies steht im Widerspruch zu einer
Regierung, die sich für die Gesetzmäßigkeit ihrer Handlungen
ausspricht." Weiterhin wies er darauf hin, dass die Anwesenheit von
mehr als 300 bewaffneten Männern in der Gemeinde von Pogue und anderen
Nachbarorten nahe dem Fluss Bojayá zunehmend Schrecken verbreitet. So
kam es in den vergangenen Monaten in einigen Gemeinden zu körperlichen
und sexuellen Übergriffen auf Frauen. Gleichzeitig erklärt er, dass
die Präsenz der Guerilla der Nationalen Befreiungsarmee ELN sich
verstärkt hat. Die Übernahme des Territoriums resultiert in Angst und
einer unmittelbaren Gefahr für die Gemeinden aufgrund der damit
einhergehenden Kriegshandlungen, wie der Installation von Minen, die
gegen Menschen eingesetzt werden.


Drogenhandel und illegale Absprachen stehen der Umsetzung
des Friedensabkommens im Weg

Palacios kritisiert, dass sich die Regierung trotz der kritischen
Situation in der Region nur für Aktivitäten im Zusammenhang mit dem
Drogenhandel verantwortlich fühlt. "Es ist allgemein bekannt, dass
historisch betrachtet der Konflikt in der Region, ebenso wie der
Drogenhandel, mit der Entwicklung des industriellen Bergbaus, der
Palmölproduktion sowie der Implementation von Megaprojekten im Bereich
Infrastruktur einhergingen." Abschließend erläutert er, dass eine
Politik implementiert werden müsse, die den indigenen und
afroamerikanischen Völkern der Region Autonomie in der Kontrolle ihrer
Territorien garantiert. Dafür bedürfe es zunächst einer vollständigen
Umsetzung des Friedensabkommens. So besteht in der gesamten Region ein
Konsens darüber, dass der Kampf gegen den Drogenhandel weitergeführt
und der Anbau illegaler Nutzpflanzen gestoppt werden müsse.
Gleichzeitig sollten die Verhandlungen mit der ELN-Guerilla und den
paramilitärischen Gruppen aufrechterhalten werden, um diese
langfristig unter staatliche Kontrolle zu bringen.

Palacios nennt deutlich das größte Problem, welches hinter der
Ermordung von Anführer*innen sozialer Bewegungen steht - nicht nur in
Chocó und der Pazifik-Region Kolumbiens, sondern auch in anderen
Teilen des Landes wie Antioquia, Cauca, Putumayo und im Norden von
Santander, wo sich die Mehrheit der Morde an sozialen Aktivist*innen
und ehemaligen Kämpfer*innen der FARC ereignet hat. Ursache des
Problems sind laut Palacios die Absprachen der öffentlichen
Streitkräfte mit illegalen bewaffneten Organisationen und besonders
mit den paramilitärischen Gruppen, welche in der Region vertreten
sind. In stark militarisierten Gebieten wie den oben genannten sind
paramilitärische Gruppen täglich präsent, verdrängen die Bevölkerung,
ermorden Anführer*innen sozialer Bewegungen und beherrschen das Gebiet
mit ihren Aktivitäten in Verbindung mit dem Drogenhandel. Dies ist nur
möglich, da sie die Nationalarmee und die Polizei infiltriert haben
und darüber hinaus gut in der lokalen Regierung vernetzt sind. Im
Gegenzug dafür beteiligen sich die paramilitärischen Gruppen an der
Finanzierung politischer Kampagnen.


Umsetzung des Friedensvertrags besteht oft nur auf dem
Papier

Solange es keine ernsthaften politischen Bemühungen gibt, die
paramilitärischen Organisationen zu kontrollieren, wird Kolumbien auch
weiterhin Morde an sozialen Aktivist*innen erleben, vor allem in den
Gemeinden, die sich gegen den Anbau von Koka und den illegalen Bergbau
einsetzen, von dem die kriminellen Gruppen leben. Das Friedensabkommen
mit der FARC beinhaltet die notwendigen Maßnahmen und benennt die
zuständigen Handlungsakteur*innen, die diese Politik umsetzen müssen.
Das Abkommen sieht eine Nationale Kommission für Sicherheit vor, die
sich zusammensetzt aus den Ministern für Verteidigung und Inneres, der
Generalstaatsanwaltschaft und der Bürger*innenvertretung sowie aus
fünf Vertreter*innen der Organisation für Menschenrechte, dem
Generalkommandant des Militärs und der Streitkräfte und dem Direktor
der Landespolizei. Vorsitzender des Gremiums ist der Präsident der
Republik. Die Kommission soll eine Politik zur Auflösung
paramilitärischer Gruppen erarbeiten und im Rahmen dessen eine
eigenständige Einheit in der Generalstaatsanwaltschaft sowie eine
Eliteeinheit bei der Polizei schaffen. Finanziert werden soll dies aus
eigenen Mitteln sowie aus dem Staatshaushalt. Außerdem sollen die
Mittel für weitere Ermittlungsbeamte bereitgestellt werden.

All dies existiert bislang nur auf dem Papier. In den rund 18 Monaten,
die die Regierung Duque im Amt ist, trat die Kommission nur dreimal
zusammen, obwohl laut dem Abkommen mindestens einmal im Monat eine
Versammlung abgehalten werden muss. Somit hat die Kommission ihrer
Hauptaufgabe, die Bekämpfung paramilitärischer Strukturen,
vernachlässigt. Erst kurz bevor die Krise aufgrund der steigenden
Morde an sozialen Aktivist*innen ihren Höhepunkt erreichte, ist die
Kommission erneut zusammengetreten, jedoch kann sie die Kontinuität
und Verlässlichkeit ihrer Arbeit nicht gewährleisten.

Mit Blick auf die Spezialeinheit der Staatsanwaltschaft, die mit der
Konfrontation und der Bekämpfung krimineller Strukturen beauftragt
ist, muss man berücksichtigen, dass der korrupte ehemalige
Staatsanwalt Néstor Humberto Martínez durch den Missbrauch seines
Amtes die Glaubwürdigkeit und Unabhängigkeit der Staatsanwaltschaft
völlig untergraben hat. Daher gleicht diese heute einem ineffizienten
Bürokratieapparat, der keinerlei Ergebnisse erzielt. Daher ist Leyner
Palacios Einschätzung nicht nur richtig, sondern kann ebenso auf die
im Friedensvertrag verankerten Handlungsleitlinien gegen
paramilitärische Gruppen übertragen werden.


Kritik an der Regierung bringt erneut Menschen auf die
Straßen

Besonders der rasante Anstieg der Morde an ehemaligen Kämpfer*innen
der Guerilla und den Anführer*innen sozialer Bewegungen war Auslöser
der zivilgesellschaftlichen Mobilisierung am 21. Januar dieses Jahres
in insgesamt 103 Gemeinden des Landes. Die Proteste sind Teil eines
landesweiten Generalstreikes, welcher seit dem 21. November 2019
anhält. Die Bewegung erlangte zwar nicht die gleiche Größe wie die
Demonstrationen im Jahr 2019, dennoch markiert sie den Beginn einer
neuen Protestbewegung. Tausende Demonstrant*innen füllten die Straßen
und bekräftigten, sie werden nicht aufgeben. Das ist wichtig, denn
bislang hat sich die Regierung nicht bereit erklärt, mit dem
Nationalen Streik-Komitee zu verhandeln. Die Herausforderung besteht
nun darin, die Protestbewegung aufrecht zu erhalten. Entscheidend ist
daher die landesweite Versammlung am 30. und 31. Januar in der
Hauptstadt Bogotá. Dort werden nicht nur die Inhalte der aktuellen
Forderungen diskutiert, sondern auch neue Forderungen und Strategien
ausgearbeitet werden. Dies sind neue, große Herausforderungen.


Anmerkung:
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MARKT/2281: Gespräch im Kanzleramt - Wettbewerb nicht auf dem Rücken der Landwirte austragen (BMEL)

Bundesministerium für Ernährung und Landwirtschaft

Pressemitteilung Nr. 17 vom 03.02.2020

Gespräch mit dem Handel im Kanzleramt: Wettbewerb nicht auf dem Rücken
der Landwirte austragen

Europäische Richtlinie gegen unlauterer Handelspraktiken kommt -
Meldestelle für unlautere Handelspraktiken und Dumpingpreise soll
eingerichtet werden - Arbeitstreffen Landwirtschaft und Handel unter
Federführung BMEL folgt



Bundeskanzlerin Dr. Angela Merkel, Bundeslandwirtschaftsministerin Julia
Klöckner und Bundeswirtschaftsminister Peter Altmaier haben am Montag
Vertreter des Handels und der Lebensmittelindustrie zum Gespräch im
Kanzleramt getroffen. Das Treffen war eines der Ergebnisse des Agrargipfels
von Kanzlerin Merkel und Bundesministerin Klöckner Ende des vergangenen
Jahres. Die Wertschätzung von Lebensmitteln sowie faire Preisgestaltung und
Lieferbedingungen bei Lebensmitteln mit Blick auf Erzeuger und Handel
standen im Mittelpunkt.

Die Politikerinnen betonten die Verantwortung des Handels bei der
Preisgestaltung und Dumpingangeboten mit Lebensmitteln. Dauerhafte
Tiefstpreise für manche Lebensmittel - mit denen Kunden in die Läden
gelockt werden - sind ein fatales Signal für die Wertschätzung von
Lebensmitteln. Aggressive Preisgestaltung im Handelswettbewerb gehe
letztlich auch zu Lasten der Erzeuger.

Julia Klöckner: "Der Handel steht im Wettbewerb. Dieser darf aber nicht
einseitig auf dem Rücken unserer Bauern ausgetragen werden. Nahrungsmittel
für wenige Cent anpreisen und gleichzeitig immer höhere Standards
einfordern, das kann nicht zusammengehen. Wie sollen Bauernfamilien davon
leben? Es fehlt an Wertschätzung. Verbrauchern wird mit Lockangeboten aus
dem Werbeprospekt suggeriert, dass Lebensmittel jederzeit billig zu haben
sind. Die Supermarktketten haben hier eine ethisch-moralische
Verantwortung. Wenn wir weiter regionale Erzeugung, mehr Tier- und
Umweltschutz wollen, müssen Preise fair sein. Bezahlbar für jeden
Geldbeutel - auskömmlich für unsere Landwirte."

In der Runde thematisiert wurde zudem, dass landwirtschaftliche Anbieter
aufgrund des Marktungleichgewichts unlauteren Handelspraktiken ausgesetzt
sind - die vier größten Handelsketten verfügen über eine große Marktmacht
von über 85 Prozent. So kommt es etwa vor, dass sich Bauern Liefertermine
kaufen oder einen Geldbetrag spenden müssen, um in neuen Filialen gelistet
zu werden. Kurzfristig können zudem verderbliche Waren storniert werden,
auf denen die Bauern dann sitzen bleiben, oder sie bekommen für verkaufte
Ware erst nach drei Monaten ihr Geld. Hiergegen werde das Bundesministerium
ordnungsrechtlich vorgehen, so die Ministerin:

"Hartes Verhandeln, das gehört dazu - die Prinzipien des 'ehrbaren
Kaufmanns' sollten dabei immer selbstverständliche Leitlinie sein. Das
scheint im Alltag jedoch leider nicht immer der Fall zu sein. Die
Beispiele, die uns genannt wurden, sind zahlreich. Um einen Großteil dieser
unlauteren Handelspraktiken zukünftig zu verhindern, werden wir die so
genannte europäische UTP-Richtlinie sehr bald in nationales Recht umsetzen.
Es muss ein faires Miteinander geben."

Das heutige Gespräch habe hierfür wichtige Impulse und Anregungen gegeben -
"es ist der Start eines Prozesses". Im Bundeslandwirtschaftsministerium
wird es Folgetreffen geben, auch unter Beteiligung der Erzeugerseite, um
verschiedene Themenbereiche zu vertiefen.


Folgende Gesprächsergebnisse wurden festgehalten:

1. Umsetzung der UTP-Richtlinie

Die europäische Richtlinie, die dem Schutz der Landwirte dient, wird
zeitnah eins-zu-eins in nationales Recht umgesetzt. Die rechtliche
Möglichkeit, bis Ende 2021 damit zu warten, wird nicht ausgeschöpft.

Praktiken der so genannten "schwarzen Liste" werden damit verhindert.
Konkret wird verboten:


	dass der Käufer Bestellungen von verderblichen Lebensmitteln kurzfristig storniert;

	dass Händler einseitig die Lieferbedingungen, Qualitätsstandards und Zahlungsbedingungen ändern;

	dass später als dreißig Tage für verderbliche Lebensmittel gezahlt wird;

	dass der Käufer geschlossene Liefervereinbarungen schriftlich auf Verlangen des Lieferanten nicht bestätigt;

	dass die Käufer Geschäftsgeheimnisse von Lieferanten rechtswidrig erwerben und nutzen;

	dass der Käufer mit Vergeltungsmaßnahmen kommerzieller Art droht, wenn der Lieferant von seinem vertraglichen oder gesetzlichen Rechten Gebrauch macht;

	dass Käufer Entschädigungen vom Lieferanten für die Bearbeitung von Kundenbeschwerden verlangen, ohne dass ein Verschulden des Lieferanten vorliegt.



2. Handelspraktiken der "grauen Liste" 

Über die UTP-Richtlinie hinaus gibt es problematische Handelspraktiken der
so genannten "grauen Liste". Diese Praktiken sind erlaubt, wenn sie vorher
ausdrücklich und eindeutig zwischen den Vertragsparteien vereinbart werden.
Zum Beispiel,


	die Rückgabe nicht verkaufter Erzeugnisse an den Lieferanten ohne Zahlung des Kaufpreises;

	wenn der Käufer eine Zahlung für die Listung oder Lagerung oder für Werbung der Erzeugnisse verlangt;

	wenn der Käufer eine Übernahme der Kosten für Preisnachlässe im Rahmen von Verkaufsaktionen fordert.



Diese Praktiken könnten mittels einer Selbstverpflichtung des Handels
abgestellt werden. Die Diskussion darüber soll fortgesetzt werden, da
vielen Erzeugern häufig keine Wahl bleibt, als diesen Forderungen des
Handels zuzustimmen - wollen sie nicht ausgelistet werden.

3. Einigung auf Einrichtung einer 'Meldestelle für unlautere
Handelspraktiken und Dumpingpreise' beim Bundesministerium für Ernährung
und Landwirtschaft

Erzeuger sollen konkrete Beispiele unlauterer Handelspraktiken aus der
Praxis und auffällige Dumpingpreise an diese Stelle melden. Diese
Informationen sollen dann - gegebenenfalls anonymisiert - an die
betroffenen Handelsketten weitergegeben werden. Diese haben zugesagt,
Beschwerden, die sie betreffen, nachzugehen, sie abzustellen und Bericht zu
erstatten.

4. Vertieftes Arbeitstreffen von Handel und Erzeugern unter Federführung
des Bundesministeriums für Ernährung und Landwirtschaft mit folgenden
Schwerpunktthemen:


	Stärkung regionaler Konzepte - Die Erzeuger sollen mit ihren heimischen Produkten sichtbarer werden.

	Kommunikationsallianz von Erzeugern und Handel zur Wertigkeit von Lebensmitteln entwickeln.

	Möglichkeit eines fairen Risikoausgleichs bei Miss- und Minderernten. Vor dem Hintergrund zunehmender Wetterextreme muss über die Risikoverteilung gesprochen werden.

	Umgang mit höheren, über den gesetzlichen Anforderungen liegenden Standards des Handels für die Lebensmittelproduktion und deren Vergütung (z.B. hinsichtlich der Rückstandswerte von Pflanzenschutzmitteln).



5. Die Ergebnisse der vertieften Gespräche werden in einem Dreivierteljahr im
Kanzleramt ausgewertet.


Hintergrund - UTP-Richtlinie:

Das Bundesministerium für Ernährung und Landwirtschaft hat sich erfolgreich
dafür eingesetzt, dass die europäische UTP-Richtlinie gegen unlautere
Handelspraktiken im vergangenen Jahr zustande gekommen ist. In Deutschland
wird sie in diesem Jahr in nationales Recht umgesetzt. Die
Ressortabstimmung zu diesem Gesetz wird in Kürze eingeleitet. Die
Kabinettsbefassung ist für das Frühjahr 2020 vorgesehen. Nach dem
parlamentarischen Verfahren könnte das Gesetz zur Umsetzung der Richtlinie
bereits im Herbst 2020 in Kraft treten - auch wenn es einen europäischen
zeitlichen Spielraum bis Ende 2021 gibt.

 * 
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VERBAND/2390: Lebensmittel dürfen nicht verramscht werden (DBV)

Deutscher Bauernverband - Pressemitteilung vom 3. Februar 2020

Bauernverband zum Lebensmittelgipfel

Rukwied: Lebensmittel dürfen nicht verramscht werden



Anlässlich des Treffens von Bundeskanzlerin Merkel mit
Spitzenvertretern der Lebensmitteleinzelhandelskonzerne am Montag
fordert der Präsident des Deutschen Bauernverbandes, Joachim Rukwied,
den Handel auf, die Verbraucher für mehr Wertschätzung von
Lebensmitteln zu sensibilisieren.

"Lebensmittel dürfen nicht zu Schnäppchenpreisen verramscht werden.
Unsere Mittel zum Leben sind mehr wert. Auch der Handel muss seinen
Teil dazu beitragen, dem Verbraucher zu verdeutlichen, dass höhere
Standards im Stall oder auf dem Feld einen höheren Preis erfordern.
Dieser muss dann auch bei den Erzeugern ankommen. Werbung mit
Dauerniedrigpreisen bewirken das Gegenteil."

Die EU-Richtlinie zu Unlauteren Handelspraktiken in der
Lebensmittelkette (UTP) sei aus Sicht der Landwirtschaft ein
Durchbruch gewesen. "Diese EU-Richtlinie muss jetzt zügig auf
nationaler Ebene umgesetzt werden, um den Missbrauch von Marktmacht
wirksam zu bekämpfen ", so Rukwied. Der Bauerpräsident bietet dem
Handel an, gemeinsam Standards zu erarbeiten: "Landwirtschaft und
Lebensmittelhandel müssen zusammenarbeiten. Wir sind gesprächsbereit,
um Standards zu erarbeiten und auf den Weg zu bringen, die beiden
Seiten nutzen und dem Verbraucher Mehrwert bringen".

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 3. Februar 2020

Deutscher Bauernverband, Pressestelle

Claire-Waldoff-Straße 7, 10117 Berlin

Tel.: 030 / 31 904 0, Fax: 030 / 31 904 431

Mail: presse@bauernverband.net

Internet: www.bauernverband.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 4. Februar 2020 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / POLITIK / ERNÄHRUNG





VERBAND/2389: Faire Preise brauchen einen starken politischen Rahmen (BÖLW)

Bund Ökologische Lebensmittelwirtschaft (BÖLW e.V.)

Pressemitteilung vom 3. Februar 2020

BÖLW zum Handelsgipfel im Kanzleramt

Faire Preise brauchen einen starken politischen Rahmen



Berlin, 03.02.2020. Heute findet das Treffen mit dem Handel im
Bundeskanzleramt statt. Der Vorsitzende des Bund Ökologische
Lebensmittelwirtschaft (BÖLW), Felix Prinz zu Löwenstein, kommentiert:

"Seit Jahrzehnten haben Agrarpolitik und Agrarwirtschaft die
Konkurrenzfähigkeit auf den globalen Agrarmärkten zum Leitbild erhoben. Die
Folge sind Niedrigstpreise und das wirtschaftliche Aus für handwerkliche
Lebensmittelverarbeiter und bäuerliche Betriebe. Dieser Niedergang lässt
sich nicht mit Appellen an Konsumenten und den Handel aufhalten, doch bitte
höhere Preise zu entrichten. Denn sie verhallen auf Märkten mit anonymer
Massenware ohne jede Wirkung.

Um das zu verändern braucht es ein Umsteuern: Politik und
Lebensmittelwirtschaft müssen sich neu orientieren hin zu einer
Qualitätsstrategie bei Lebensmitteln.

Wie das gelingen kann, zeigt eine stetig wachsende Anzahl von Kundinnen und
Kunden die bereit ist, für Qualität ebenso wie für gute Bedingungen bei der
Herstellung angemessene Preise zu bezahlen. Sie greifen zu
Bio-Lebensmitteln - oder auch zu fair gehandelten Produkten. Wenn wie bei
Bio erkennbar ist, dass bei der Erzeugung auf den Schutz von Umwelt, Tieren
und Klima geachtet wird und gleichzeitig Vertrauen herrscht, dass der
Einkauf der Existenzsicherung bäuerlicher Betriebe dient, sind auch höhere
Preise durchsetzbar.

Politik kann Rahmenbedingungen schaffen, dass die Qualität der Erzeugung
ansteigt - worauf wir alle angesichts der Krisen um Biodiversität, Klima
oder Wasser ohnehin angewiesen sind. Sie muss allerdings dafür sorgen, dass
eine heimische Qualitätsproduktion durch einen wirksamen Außenhandelsschutz
bewahrt wird - aktuell muss das bei Mercosur geschehen. Die Überlegungen in
der EU solche Instrumente im Rahmen des "New Green Deal" anzuwenden,
eröffnen eine Chance, die wahrgenommen werden muss. Zusätzlich müssen
Förderinstrumente dafür eingesetzt werden, ökologische und regionale
Lebensmittelverarbeitung zu stärken.

Wie ein fairer Umgang innerhalb der Wertschöpfungskette gelingen kann
zeigen viele Lebensmittelverarbeiter und Händler der Ökologischen
Lebensmittelwirtschaft. Mit langfristig verlässlichen Lieferverträgen und
der gemeinsamen Entwicklung hoher Qualitätsstandards sorgen sie für
wirtschaftliche Stabilität und sichere Arbeitsplätze in ländlichen
Regionen."



Der BÖLW ist der Spitzenverband deutscher Erzeuger, Verarbeiter und Händler
von Bio-Lebensmitteln und vertritt als Dachverband die Interessen der
Ökologischen Land- und Lebensmittelwirtschaft in Deutschland. Mit Bio-
Lebensmitteln und -Getränken werden jährlich von über 40.000 Bio-Betrieben
10.91 Mrd. Euro umgesetzt.

 * 

Quelle:
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MILITÄR/965: Das europäische Militärdreieck (german-foreign-policy.com)

Informationen zur Deutschen Außenpolitik - 3. Februar 2020

german-foreign-policy.com

Das europäische Militärdreieck 

Berlin dringt auf außen- und militärpolitische Post-Brexit-Kooperation
mit London



BERLIN/LONDON - Nach dem Austritt Großbritanniens aus der EU
dringt die Bundesregierung auf eine umfassende außen- und militärpolitische
Kooperation mit dem Land. Es müssten "neue, inklusive Formen der
Zusammenarbeit" mit London gefunden werden, verlangt Außenminister Heiko
Maas; das gelte insbesondere für die gemeinsame Außen- und Militärpolitik.
Verteidigungsministerin Annegret Kramp-Karrenbauer schlägt seit einiger
Zeit engere Absprachen im "E3-Format" vor; gemeint sind Treffen deutscher,
französischer und britischer Stellen, die de facto als militärpolitisches
Direktorium der EU fungieren könnten. London teilt das Interesse an einer
engeren militärpolitischen Kooperation mit Berlin und Brüssel. Hindernd
wirkt sich freilich aus, dass britische Firmen zuletzt aus profitablen
EU-Rüstungsprojekten hinausgedrängt wurden - mit der Begründung, der Brexit
lasse eine enge Zusammenarbeit in sensiblen Bereichen nicht mehr zu. Die
Bundesregierung hat eine intensivere Militärkooperation mit Großbritannien,
wie sie jetzt gefordert wird, auf nationaler Ebene bereits vor Jahren
eingeleitet. 

Die deutsch-britische Militärkooperation

Die Bemühungen um einen Ausbau der deutsch-britischen Militärkooperation
reichen bis in die Jahre vor dem britischen Austrittsreferendum zurück.
Hintergrund war damals, dass das Vereinigte Königreich kein Interesse
hatte, seine Streitkräfte in eine gemeinsame EU-Armee zu integrieren. Um
dennoch eine engere Zusammenarbeit jenseits der NATO in die Wege zu leiten
und damit Alternativen zum transatlantischen Bündnis weiter zu stärken,
setzte die Bundesregierung auf eine intensivere bilaterale
Militärkooperation, wie sie beim Antrittsbesuch des damaligen britischen
Verteidigungsministers Michael Fallon am 12. August 2014 in Berlin und bei
einem Gegenbesuch der damaligen deutschen Verteidigungsministerin Ursula
von der Leyen am 11. Dezember 2014 in London thematisiert wurden. Dass
dies auch britischen Interessen entsprach, bestätigte die langfristige
britische Militärstrategie, die im November 2015 unter dem Titel "Strategic
Defence and Security Review" (SDSR) verabschiedet wurde. In ihr wird
Deutschland erstmals als zentraler militärischer Verbündeter neben den USA
und Frankreich genannt. Wörtlich heißt es darin: "Wir streben eine
Intensivierung unserer sicherheits- und verteidigungspolitischen
Beziehungen zu Deutschland an."[1]

"Bekenntnis zur europäischen Sicherheit"

An der langfristigen strategischen Orientierung hat sich durch das
Austrittsreferendum auf beiden Seiten nichts geändert. Schon im Oktober
2016 bekräftigte Fallon auf einer Veranstaltung in der deutschen Botschaft
in London ausdrücklich, Großbritanniens "Bekenntnis zur europäischen
Sicherheit" behalte seine Gültigkeit ungeachtet des britischen Austritts
aus der Union. Im Februar 2017 erklärte auch von der Leyen, man strebe
weiter "sehr enge Bindungen"an. Am 5. Oktober 2018 unterzeichneten von der
Leyen und Fallons Nachfolger Gavin Williamson schließlich eine
Absichtserklärung ("Joint Vision Statement"), die konkrete Maßnahmen
vorsieht, darunter die Verbesserung der Interoperabilität, eine engere
Ausbildungs- und Übungskooperation sowie nicht zuletzt regelmäßige
bilaterale Treffen auf unterschiedlichsten Ebenen.[2] Am 28. Februar 2019
trafen Williamson und von der Leyen dann auf der größten britischen
Luftwaffenbasis RAF Brize Norton zum ersten offiziellen britisch-deutschen
Verteidigungsministerrat zusammen. In London wurde anlässlich des Treffens
explizit darauf hingewiesen, dass sich die Verteidigungsminister
Großbritanniens und Frankreichs sowie Frankreichs und Deutschlands
gleichfalls bilateral absprächen. Man schaffe damit "ein mächtiges
Sicherheitsdreieck" in Europa.[3]

Eigenständige Weltpolitik

Die Interessen, die Berlin und Brüssel auf der einen sowie London auf der
anderen Seite mit dem Ausbau der Militärkooperation verfolgen,
unterscheiden sich zum Teil, stimmen in einem zentralen Punkt aber auch
überein. Deutschland und die EU zielen vor allem darauf ab, die militärisch
womöglich stärksten Streitkräfte Westeuropas - die britischen - bei
künftigen Einsätzen nutzen zu können. Für das Vereinigte Königreich geht es
unter anderem darum, in die militärischen Entwicklungen in der angrenzenden
Union punktuell eingebunden zu sein und nicht isoliert zu werden. Vor allem
aber ist Großbritannien daran interessiert, Alternativen zur militärischen
Kooperation mit den Vereinigten Staaten zu entwickeln. Das ergibt sich zum
einen daraus, dass London nach seinem Austritt aus der EU lukrative
Geschäfte mit den unterschiedlichsten Staaten und Staatengruppen anstrebt -
mit den USA und der EU, aber auch mit diversen Ländern Asiens, darunter
insbesondere China - und daher bemüht ist, sich größtmögliche
außenpolitische Spielräume zu sichern, auch Spielräume gegenüber den
Vereinigten Staaten (german-foreign-policy.com berichtete [4]). Zum anderen
gibt es in der britischen Hauptstadt ernste Irritationen über den
außenpolitischen Kurs der USA, weswegen die Suche nach Alternativen an
Gewicht gewinnt. Dies passt zu den Plänen Berlins und der EU, sich rüstungs-
 und militärpolitisch eine eigenständige Weltstellung zu erkämpfen -
unabhängig von Washington.[5]

Aus Rüstungsprojekten herausgedrängt

Allerdings werden die Kooperationspläne seit geraumer Zeit von
Widersprüchen insbesondere an der rüstungsindustriellen Basis gestört. So
wird der europäische Kampfjet der nächsten Generation, der perspektivisch
den Eurofighter ablösen soll, unter alleiniger deutsch-französischer
Führung und unter industrieller Einbindung lediglich Spaniens gebaut.
Großbritannien ist nicht beteiligt, seit Airbus im Jahr 2018 die britische
BAE Systems aus der Entwicklung des Flugzeugs drängte - mit dem Argument,
der Brexit lasse eine enge industrielle Kooperation bei einem der
bedeutendsten Rüstungsvorhaben in der EU nicht zu. BAE Systems hat
daraufhin begonnen, gemeinsam mit der italienischen Leonardo und der
schwedischen Saab einen eigenen High-Tech-Kampfjet zu entwickeln. Im Herbst
hieß es in Rüstungskreisen, das Vorhaben scheine sich deutlich dynamischer
zu entwickeln als das deutsch-französische Projekt
(german-foreign-policy.com berichtete [6]). Ob Letzteres, sollte der
britisch-italienisch-schwedische Jet ("Tempest") Erfolg haben, noch genug
Käufer finden wird, um die immensen Kosten einzuspielen, ist ungewiss.

Ein Milliardenverlust

Ähnliche Differenzen gehen mit dem Aufbau der EU-Satellitennavigation
einher. So hat Brüssel britische Firmen vom Aufbau des GPS-Rivalen Galileo
[7] ausgeschlossen - mit der Begründung, die Beteiligung eines
Nicht-EU-Mitglieds an der Konstruktion des Systems, das auch militärische
Funktionen erfüllen wird, laufe den Sicherheitsansprüchen der Union
zuwider. Faktisch hat das Vereinigte Königreich damit durch längst
getätigte Investitionen in Galileo 1,2 Milliarden Pfund verloren. London
zielt nun auf den Aufbau einer eigenen Satellitennavigation, die mit
Galileo konkurrieren würde. Darüber hinaus würde das britische System
vermutlich in enger Kooperation mit den Ländern des Geheimdienstnetzwerks
"Five Eyes" gebaut - also mit Kanada, Australien, Neuseeland und den
USA.[8] Mit dem Ausschluss Großbritanniens bei Galileo treibt die EU London
also punktuell enger an die Seite der Vereinigten Staaten.

Das "E3-Format"

Ungeachtet dieser - und weiterer - Differenzen dringt Berlin auf eine
intensive militärpolitische Kooperation mit dem Vereinigten Königreich. Man
müsse "kreative Wege finden, Großbritannien weiter in die Sicherheit
Europas einzubinden", forderte Verteidigungsministerin Annegret
Kramp-Karrenbauer bereits am 7. November. Dazu schlug sie das "E3-Format"
vor: die Zusammenarbeit Deutschlands und Frankreich mit Großbritannien -
wie in den Atomverhandlungen mit Iran.[9] Kramp-Karrenbauer hat am 16.
Januar in einer Rede in London in Aussicht gestellt, britische
Rüstungskonzerne in Zukunft wieder stärker in EU-Projekte einzubinden.[10]
Ob dies tatsächlich realisiert wird, wird sich insbesondere bei der Vergabe
von Mitteln aus dem EU-Rüstungsfonds zeigen. Eine "engstmögliche
Partnerschaft mit Großbritannien" fordert mittlerweile auch
Außenminister Heiko Maas. Maas sprach sich erst vergangene Woche in einem
Namensartikel für "neue, inklusive Formen der Zusammenarbeit" aus - "gerade
in der Außen- und Sicherheitspolitik". Er habe dazu "einen Europäischen
Sicherheitsrat vorgeschlagen", berichtete der Minister - "um uns dort über
die strategischen Fragen europäischer Sicherheit abzustimmen", um "in
Krisen schneller zu handeln" - "nicht zuletzt" aber auch, "um
Großbritannien und die Europäische Union über den Brexit hinaus
zusammenzuhalten".[11] Damit lege man "ein Fundament für unser künftiges
Verhältnis". Andernfalls, urteilte Maas, "schrumpft der Einfluss aller
Europäer, auf beiden Seiten des Ärmelkanals".


Anmerkungen:
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KRIEG/1762: Landminen - USA baut militärische Konsequenzen aus ... (SB)



Landminen sind neben vielen anderen ein wichtiges Werkzeug, das
unseren Kommandeuren auf dem Schlachtfeld zur Verfügung stehen
muss.

US-Verteidigungsminister Mark Esper [1]

Das Leitmotiv Donald Trumps, die Vereinigten Staaten allem und jedem
voranzustellen, um sie wieder in den Rang einzigartiger Größe zu
erheben, trägt auf krude und brachiale Weise dem drohenden Abstieg der
Supermacht Rechnung. Diese Maxime schließt die sofortige Konfrontation
mit Rußland und China ebenso wie einen rabiaten Umgang mit Verbündeten
ein, da der US-Präsident keinem anderen Staat oder gar Staatenbund
Raum und Zeit lassen will, die USA auf die eine oder andere Weise zu
überholen und somit in den Schatten zu stellen. Das mit weitem Abstand
höchstverschuldete Land der Welt, dessen Wirtschaft in wachsenden
Sektoren verfällt, gebietet über das mächtigste Waffenarsenal. Kraft
dieser militärischen Übermacht setzt Trump Freund und Feind massiv
unter Druck, wobei das aus seiner Perspektive allenfalls ein
gradueller Unterschied ist.

Dieser spätimperialen Logik folgend steigt die Trump-Administration
aus maßgeblichen internationalen Verträgen und Abkommen aus, die ihre
Handlungsoptionen einschränken könnten. Sie verzichtet damit explizit
auf den Schutz durch Einbindung aller anderen Beteiligten, die sie vor
sich her treiben will. Den Untergang der US-Suprematie vor Augen, geht
Donald Trump davon aus, daß er wie so oft im Laufe seiner Karriere mit
höchstem Einsatz pokern muß, um alle aufstrebenden Konkurrenten aus
dem Feld zu schlagen und den Konkurs abzuwenden. Der US-Präsident,
hier verstanden als Tateinheit von politischer Führungsfigur und der
sich ihrer bedienenden Gemengelage einflußreicher Fraktionen der
Eliten des Landes, hat das INF-Abrüstungsabkommen über nukleare
Mittelstreckensysteme mit Rußland ebenso verlassen wie das
Atomabkommen mit dem Iran und das Pariser Klimaschutzabkommen.
Gemessen daran ist die Mißachtung der Ottawa-Konvention zum Verbot der
Landminen, welche die USA ohnehin nie unterzeichnet haben, nur ein
weiterer Schritt auf derselben Bahn, die Fahrt in Richtung Abgrund im
Kalkül zu forcieren, die Konkurrenz zum vorzeitigen Bremsen zu
zwingen.

Ungeachtet der internationalen Ächtung von Antipersonenminen kann das
US-Militär diese Waffen künftig wieder weltweit einsetzen. Unter
Präsident Barack Obama hatte die US-Regierung 2014 den Einsatz der
Minen auf die koreanische Halbinsel beschränkt, wo sie unter anderem
entlang der demilitarisierten Zone zwischen Süd- und Nordkorea
eingesetzt werden. Die "einzigartigen Umstände" auf der koreanischen
Halbinsel und der Wille der US-Regierung, Südkorea militärisch
beizustehen, machten ein weitergehendes Verbot derzeit unmöglich, hieß
es damals. [2] Nun hat Präsident Donald Trump diese Einschränkung
aufgehoben und gibt den Streitkräften weitgehend freie Hand, davon
Gebrauch zu machen. Die Kommandeure dürften in "außergewöhnlichen
Umständen fortschrittliche, nicht permanente Landminen" einsetzen,
hieß es. Diese Maßnahme solle dem "Militär die Flexibilität und die
Fähigkeit geben, die es zum Siegen braucht".

Wie das Verteidigungsministerium erklärte, würden nur moderne
Landminen eingesetzt, die einen Mechanismus zur Selbstzerstörung und
einen zur Deaktivierung aus der Ferne besäßen. Es würden die
"möglichen Vorsichtsmaßnahmen getroffen, um Zivilisten vor Landminen
zu schützen". Einmal aktivierte Landminen sollen sich demnach nach
spätestens 30 Tagen selbst zerstören. Es sei allerdings zulässig,
Gebiete oder Stützpunkte dauerhaft mit Minen zu schützen, die nach
Bedarf aus der Ferne scharf gestellt werden können. Das Risiko sei
gering, versicherte ein hoher Pentagon-Funktionär unter Verweis auf
amerikanische Tests. Nur in sechs von einer Million Fällen komme es
vor, daß die automatische oder ferngesteuerte Entschärfung
fehlschlage. Auch müsse der Einsatz von einem Vier-Sterne-General beim
Verteidigungsminister beantragt werden. "Wir reden nicht von den
Landminen von früher, die wirklich Verheerungen angerichtet haben."

Der demokratische Senator Patrick Leahy, der sich seit langem gegen
Antipersonenminen einsetzt, gab sich damit nicht zufrieden. Ein großes
Problem an Minen sei, daß sie eigene Soldaten gefährdeten. Das gelte
auch für moderne Varianten, denn auch sie könnten nicht zwischen
Freund und Feind unterscheiden. Leahy und andere Politiker monierten,
daß der Kongreß nicht konsultiert oder vorab informiert worden sei.
Diese Argumentationsweise legt nahe, daß auch Demokraten vom Schlage
Leahys im Grunde kein Problem damit haben, diese Waffen gegen
feindliche Streitkräfte und die Zivilbevölkerung einzusetzen, sofern
sie nur nicht zugleich die US-Truppen am Boden gefährden. [3]

Die Menschenrechtsorganisation Human Rights Watch (HRW) erklärte, der
Einsatz von Landminen, der bereits so viele Zivilpersonen getötet
habe, sei "unter keinen Umständen und für kein Land gerechtfertigt".
Nach den Worten des HRW-Waffenexperten Steve Goose stellten sich die
USA mit dieser Neuregelung in eine Reihe mit Regimen und
Terrorgruppen, die für schwere Menschenrechtsverletzungen
verantwortlich seien. Landminen würden zum Beispiel von Syrien,
Myanmar und der Miliz Islamischer Staat (IS) genutzt. Zu den Ländern,
die besonders von Landminen betroffen sind, gehören Afghanistan,
Jemen, Angola, Kambodscha, Laos und der Irak.

Die neue Politik könne zum Todesurteil für unschuldige Menschen
werden, erklärte Eva Maria Fischer, Handicap International
Deutschland. "Es gibt Kriegshandlungen, die heute nicht mehr zulässig
sind. Auch Supermächte dürfen bestimmte Waffen aufgrund des
übermäßigen zivilen Leids, das sie verursachen, niemals einsetzen."
Das Abschalten von Landminen nach einem Monat, wenn es denn überhaupt
funktioniere, sei nicht ausreichend.

Der Staatssekretär im Auswärtigen Amt, Niels Annen (SPD), bezeichnete
die Entscheidung als einen schweren "Rückschlag für die langjährigen
internationalen Bemühungen, diese tödliche Waffe zu ächten. Die USA
wären gut beraten, ihre Entscheidung zu überdenken." Mit den Folgen
des Einsatzes von Landminen hätten die betroffenen Staaten oft noch
viele Jahre nach Ende von Feindseligkeiten zu kämpfen. "Auch deshalb
bleibt Deutschland im Bereich des Minenräumens in vielen Staaten
engagiert." Der außenpolitische Sprecher der Linksfraktion im
Bundestag, Stefan Liebich, erklärte, Landminen seien zu Recht weltweit
geächtet, weil sie oft noch lange nach Konflikten vor allem
Zivilisten, besonders Kinder, verletzten oder gar töteten. "Wer hier
den entgegengesetzten Weg einschlägt wie Donald Trump, der ist ein
schlechter Mensch, der nichts als Verachtung verdient." Der
FDP-Außenpolitiker Alexander Graf Lambsdorff sagte: "Antipersonenminen
gehören zu den heimtückischsten Waffen der Welt." Die Entscheidung
Trumps sei somit "nicht nur grundfalsch, sondern auch ein fatales
Signal an andere Länder". Die USA sollten davon Abstand nehmen. Der
Grünen-Außenexperte Jürgen Trittin äußerte sich ähnlich und warnte vor
den Folgen. "Die Erlaubnis ist eine Ermunterung an alle Warlords und
andere Kriegsverbrecher, wieder auf diese geächtete Waffe zu setzen",
sagte er. [4]

Wie alle Kriege fordern auch jene unter Einsatz von Landminen den
höchsten Blutzoll unter der Zivilbevölkerung. Expertenschätzungen
zufolge führten Minen in den letzten 30 Jahren zum Tod von etwa einer
Million Menschen. Davon waren 20 Prozent Kombattanten und 80 Prozent
Zivilisten, die den Minen oft erst nach Beendigung des Konflikts zum
Opfer fielen. Insgesamt sind rund 25 Prozent der Opfer Kinder, wobei
generell von einer beträchtlichen Dunkelziffer auszugehen ist. Die
verschiedenen Minentypen verursachen mannigfaltige Verletzungsmuster,
typischerweise sind Füße und Beine, zumeist auch die Genitalien sowie
das Gehör betroffen. Gerade die nicht als Sprengkörper erkennbaren
oder besonders kleinen Minen stellen vor allem für Kinder eine große
Gefahr dar, weil sie die Minen in Unkenntnis aufheben.

Nach dem UN-Landminenprotokoll muß die Position von verlegten Minen
notiert werden. Eingebaute Selbstentschärfungsmechanismen sollen die
Minen nach einer bestimmten Zeit automatisch entschärfen. In der
Realität werden Minen jedoch oft unkontrolliert, hastig und ohne Plan
verlegt. Von Luftfahrzeugen abgeworfene Minen verteilen sich
unregelmäßig, teilweise über weite Strecken. Da sie oft Falldämpfer in
Form von kleinen Fallschirmen oder aerodynamisch wirksamen Flächen
haben, können sie eine gewisse Strecke vom Wind getragen werden.
Manche kriegsführenden Parteien setzen Minen auch gezielt gegen die
Zivilbevölkerung ein, um eine Gegend unbewohnbar und Äcker und Weiden
unbenutzbar zu machen oder schlicht Terror gegen die feindliche
Bevölkerung zu üben. Hunger, Tod und lebenslange Verstümmelung
Unschuldiger sind in diesen Fällen oft das Ziel und immer die Folge.
Während herkömmliche Anti-Personen-Minen kostengünstig zu produzieren
und leicht zu verstecken sind, ist ihre Räumung extrem gefährlich,
langwierig und kostspielig.

Das erste internationale Abkommen zu Landminen war das Protokoll II
der Konvention über das Verbot oder die Beschränkung des Einsatzes
bestimmter konventioneller Waffen von 10. Oktober 1980. Am 3. Mai 1996
wurde das Protokoll weiter ausgebaut, doch gingen die daraus
resultierenden Restriktionen für viele Parteien nicht weit genug.
Weltweiter Druck durch nichtstaatliche Organisationen und einige
Regierungsvertreter führten am 3. Dezember 1997 im kanadischen Ottawa
zur Unterzeichnung des Antipersonenminen-Verbotsvertrages, besser als
"Ottawa-Konvention" bekannt, die seit dem 1. März 1999 als für die
Vertragsparteien bindendes internationales Recht in Kraft ist. Mehr
als 160 Staaten haben den Vertrag unterzeichnet, 39 Staaten bislang
jedoch nicht, darunter Rußland, China, Indien, Pakistan, Iran, Israel,
Nord- und Südkorea sowie die USA als einziges NATO-Mitglied.

Der Ottawa-Vertrag verbietet die Herstellung, Lagerung, den Einsatz
und die Weitergabe von Tretminen. Unter anderem schreibt die
Konvention die Vernichtung von Lagerbeständen innerhalb von vier
Jahren, die Räumung minenverseuchter Gebiete innerhalb von zehn Jahren
sowie die Bereitstellung finanzieller Mittel für die Minenopferhilfe
vor. Allerdings wird auch die Ottawa-Konvention von vielen Stellen als
unzureichend bezeichnet. Zwar ist die Benutzung und Herstellung von
Antipersonenminen durch die Teilnehmerstaaten einzustellen, jedoch
werden Antifahrzeugminen mit leicht auslösenden Zündern, welche
faktisch als Antipersonenminen wirken, nach wie vor benutzt.

Weil nie zuvor eine Waffe aufgrund zivilgesellschaftlichen Engagements
verboten worden war, wurde der Internationalen Kampagne zum Verbot von
Landminen (ICBL) 1997 der Friedensnobelpreis verliehen. Dabei gilt es
jedoch zu berücksichtigen, daß der vorübergehende Verzicht auf
Landminen auch einer militärischen Ratio staatlicher Akteure
geschuldet war. Da Minen sehr wenig kosten, sich leicht herstellen und
rasch in großen Stückzahlen verlegen lassen, werden sie vor allem von
Kriegsparteien eingesetzt, die keinen Zugang zu teuren Waffensystemen
haben. Daher gelten sie zwar nicht ausschließlich, aber in besonderem
Maße als Kampfmittel von Milizen. Für reguläre Streitkräfte, die mit
Bodentruppen Regionen erobern und dauerhaft besetzen wollen, sind sie
unter Umständen kontraproduktiv. So haben die USA zuletzt im Ersten
Golfkrieg 1991 Landminen im Rahmen eines militärischen Konflikts
eingesetzt. Dabei wurden rund 118.000 Gator-Landminen aus Flugzeugen
abgeworfen. Über wie viele Landminen die USA derzeit verfügen, ist
nicht bekannt, doch sind die Bestände offenbar nach den 2000er Jahren
lange nicht mehr erneut worden.

Nachdem Trump angekündigt hatte, er werde den Handlungsspielraum der
Militärs erheblich ausweiten, hatte sein erster Verteidigungsminister
James Mattis bereits 2017 eine Überprüfung des Verbots angeordnet. Zur
Einführung neuer Atomwaffen und Mittelstreckenraketen gesellt sich nun
eine höherentwickelte Generation von Landminen. Sollten die in
Aussicht gestellten Fähigkeiten der Aktivierung und Deaktivierung
zutreffen, könnte dies der technologische Türöffner eines Einsatzes
ohne Gefährdung der eigenen Bodentruppen sein. Neben der
grundsätzlichen Position, auf keine Waffe zu verzichten, die auch der
Gegner einsetzen könnte, dürfte das Kalkül eines vermeintlich
kontrollierbaren Einsatzes von Landminen eine maßgebliche Rolle bei
der Aufhebung ihres Einsatzverbots durch den US-Präsidenten gespielt
haben.


Fußnoten:

[1] www.zdf.de/nachrichten/politik/trump-landminen-militaer-100.html

[2] www.t-online.de/nachrichten/ausland/usa/id_87260736/donald-trump-us-militaer-kann-wieder-weltweit-landminen-einsetzen.html

[3] www.faz.net/aktuell/politik/trumps-praesidentschaft/warum-donald-trump-obamas-landminen-verbot-aufhebt-16611874.html

[4] www.rnd.de/politik/nach-landminen-entscheidung-trump-ist-ein-schlechter-mensch-EFF5JS3KNRGJHPW456IH4GK5VM.html

3. Februar 2020






Copyright 2020 by MA-Verlag
Elektronische Zeitung Schattenblick, ISSN 2190-6963

Nachdruck und Wiedergabe, auch auszugsweise, nur mit ausdrücklicher Genehmigung des Verlages.

Redaktion Schattenblick, Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

E-Mail: schattenblick@gmx.de

Internet: www.schattenblick.de





Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / POLITIK / MEINUNGEN





LAIRE/1363: Brasilien - christlich-koloniale Vorherrschaft ... (SB)



"Wenn ich gewählt bin, werde ich FUNAI einen Schlag versetzen.
Einen Schlag in den Nacken. Es gibt keinen anderen Weg. Sie ist nicht
mehr nützlich."

(Jair Bolsonaro, August 2018 [1])

Brasiliens Präsident Jair Bolsonaro will ausgerechnet einen
evangelikalen Missionar zum Leiter der Abteilung für unkontaktierte
Völker bei der Indigenen-Behörde FUNAI ernennen. Jener Missionar
gehört einer besonders aggressiv missionierenden Richtung unter den
Evangelikalen an, die es speziell auf die Bekehrung unkontaktierter
Völker abgesehen hat.

Die Ernennung wäre der vorläufige Höhepunkt einer breit angelegten
Vernichtungswelle indigener Völker, ihrer Kulturen und ihres
Lebensraums seit dem Amtsantritt des offen rassistischen Präsidenten
in Brasilien. Der hatte erst kürzlich in seinem wöchentlichen
Facebook-Video den Indigenen jegliche Menschlichkeit abgesprochen,
indem er erklärte: "Mit Sicherheit haben sich die Indigenen verändert
und weiterentwickelt. Sie sind immer mehr menschliche Wesen wie wir."
[2]

So "menschlich" zu sein wie Bolsonaro, heißt, die Folter der
brasilianischen Militärdiktatur (1964 - 1985), den Genozid an der
ursprünglichen Bevölkerung Nordamerikas durch die weißen Invasoren,
Übergriffe gegen Menschen mit anderen als den heteronormativen
sexuellen Neigungen, aber auch allgemein gegen Frauen und Menschen
mit nicht-weißer Hautfarbe und viele Grausamkeiten mehr gutzuheißen.
Auf diese Art der Menschlichkeit können die Indigenen sicherlich gut
verzichten. Es wäre nicht verwunderlich, sollte bei ihnen der Zorn so
stark anwachsen, daß sie bei Gelegenheit Bolsonaros Menschlichkeit
auf ihn selbst anwenden ...

Der seit dem 1. Januar 2019 in Brasilien regierende Hauptmann der
Reserve von der Sozialliberalen Partei (PSL - Partido Social Liberal)
vollendet die Unterwerfung der ursprünglichen Bevölkerung Südamerikas
durch die (katholischen) Konquistadores, die vor Jahrhunderten begann
und von Anfang an von Zwangsbekehrungen begleitet war, indem er dem
evangelikalen Ricardo Lopez Dias einen einflußreichen FUNAI-Posten
zuschanzt. Der Missionar ist seit vielen Jahren für die New Tribes
Mission (NTM) - heute Ethnos360 genannt - tätig.

Auf der Internetseite des deutschsprachigen Ablegers von Ethnos360
ist unter der Rubrik "Unser Anliegen" zu lesen: "Weltweit gibt es
rund 10 000 Volksgruppen. Davon sind mehr als 4000 Volksgruppen
unerreicht. Zusammen mit der Gemeinde möchten wir Mitarbeiter zu den
Volksgruppen senden, die das Evangelium bisher noch nicht hören
konnten, damit zur Ehre Gottes eine reifende Gemeinde für jede
Volksgruppe entstehen kann." [3]

Sollte Dias den Job erhalten, blieben die unkontaktierten Völker
nicht mehr lange unkontaktiert. Die Nichtregierungsorganisation
Survival International bezeichnet die geplante Ernennung eines
NTM-Missionars für eine FUNAI-Abteilungsleitung als "Akt der
Aggression" und Bolsonaros jüngsten Plan, indigene Gebiete für
Bergbau und Entwicklung zu öffnen, als "mörderisch". [4]

Der politische Rechtsschwenk der brasilianischen Gesellschaft seit
dem kalten Putsch von Bolsonaros Vorgänger Michel Temer ist kein
singuläres Ereignis, weder innerhalb Südamerikas noch in der übrigen
Welt. Er hat mit der Schwäche der früher regierenden und dann von der
Macht geputschten Arbeiterpartei (PT - Partido dos Trabalhadores),
trotz ihrer Erfolge in der Armutsbekämpfung, zu tun sowie mit dem
allgemeinen politischen Umfeld Südamerikas. Das wird seit einigen
Jahren von dem erstarkten rechten Konter gegen die bolivarische
Revolution seit dem Tod von Hugo Chávez, des ehemaligen Präsidenten
Venezuelas, im Jahr 2013 bestimmt. Der Rechtsschwenk wird aber auch
von dem Vormarsch verschiedener evangelikaler Organisationen
getragen.

In Brasilien setzte die Entwicklung weg vom Katholizismus bereits in
den 1970er Jahren ein und erlebte unter dem im Mai 2016 im Fluß
Jordan äußerst medienwirksam evangelikal getauften Jair Bolsonaro,
der mit zweitem Vornamen ausgerechnet Messias heißt, einen kräftigen
Aufschwung. Claudia Zilla von der Stiftung Wissenschaft und Politik
(SWP) schrieb dazu im vergangenen Jahr:

"Allgemein ist in Brasilien unter der Präsidentschaft von Jair
Messias Bolsonaro die Demarkationslinie zwischen Politik und Religion
durchlässiger geworden. Bereits als Präsidentschaftskandidat
profitierte Bolsonaro wie kein anderer von der Unterstützung eines
Großteils der evangelikalen Wählerschaft; heute genießt er weiterhin
überproportional hohe Zustimmungswerte in dieser
Gesellschaftsgruppe." [5]

Mit seiner Aggression gegen die Indigenen bedient Bolsonaro die
Interessen unterschiedlicher gesellschaftlicher Gruppen, die auch
personell in seinem Kabinett vertreten sind: Die Evangelikalen vom
Schlage Dias' sehen in den Indigenen leere Gefäße, die es mit der
frohen Botschaft zu füllen gilt, um Gottes Werk zu vollenden. Die
Bergbaukonzerne und Großgrundbesitzer sehen in ihnen lästige
Hindernisse beim Versuch, neue Rohstofflagerstätten zu erschließen
und Latifundien zur Rinderweidehaltung, Anbau von Agrarerzeugnissen
(Soja) und dem Anlegen von Plantagen für Agrospritpflanzen
(Zuckerrohr, Palmen, Eukalyptus) auszudehnen. Die Technokraten in
Bolsonaros Regierung wiederum sehen sich durch den Sonderstatus der
indigenen Völker, die weniger als 1% der Bevölkerung ausmachen und
auf 13% der Landesfläche in indigenen Schutzgebieten (Terra Indigena)
leben, daran gehindert, Staudämme, Verkehrswege und andere
Infrastruktureinrichtungen zu bauen.

Den indigenen Völkern Brasiliens droht nun der letzte Schritt einer
Unterwerfung, die vor Jahrhunderten einsetzte und schon immer darauf
abzielte, Menschen aus ihrem angestammten Lebensraum zu vertreiben
und von ihrer Kultur zu entfremden, um ihr Land, die von ihnen
besetzten Ressourcen und nicht zuletzt ihre Arbeitskraft für sich
verfügbar zu machen.


Fußnoten:

[1] https://www.survivalinternational.de/artikel/3542-bolsonaro

[2] https://www.derstandard.de/story/2000113723107/jair-bolsonaro-faellt-wieder-mit-rassistischen-aussagen-auf

[3] https://ethnos360.de/uber-uns/

[4] https://www.survivalinternational.de/nachrichten/12329

[5] https://www.swp-berlin.org/10.18449/2019S26/
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NAHOST/1696: Jemen - imperiale Muskelspiele ... (SB)

Jemen - imperiale Muskelspiele ...



Im Jemen sind die im vergangenen Herbst aufgekommenen Hoffnungen auf
eine Beendigung des Kriegs verflogen. Das Gegenteil ist der Fall. An
mehreren Fronten wird seit Mitte Januar so heftig gekämpft, wie seit
Beginn des Kriegs im März 2015 nicht mehr. Selbst aus der Hafenstadt
Hudeida am Roten Meer, wo letztes Jahr unter internationaler
Vermittlung ein örtlicher Waffenstillstand vereinbart werden konnte,
um die Versorgung der Bevölkerung in der von den schiitischen
Huthi-Rebellen beherrschten Nordwesthälfte des Landes mit dringend
benötigten Medikamenten und Lebensmitteln halbwegs aufrechtzuerhalten,
werden wieder Artillerieduelle gemeldet. Hauptinitiatoren der neuen
Eskalation im Jemenkrieg scheinen die USA zu sein, die den Konflikt im
Armenhaus Arabiens als Teil ihrer großen Konfrontation mit dem Iran
betrachten.

Nach dem spektakulären Drohnen- und Raketenangriff der Huthis auf zwei
der wichtigsten Ölanlagen Saudi-Arabiens im vergangenen September
waren die Kämpfe im Jemen zwischen der Ansarullah-Bewegung der
schiitischen Huthis und den Streitkräften des von Saudi-Arabien und
den Vereinigten Arabischen Emiraten (VAE) unterstützten
Interimspräsidenten Abd Rabbu Mansur Hadi weitgehend abgeflaut. In
Muskat, der Hauptstadt Omans, trafen Vertreter Riads und Hadis
mit führenden Ansarullah-Ministern zusammen und diskutierten über
Auswege aus dem Dauerkonflikt. Gleichzeitig ging die Zahl der
saudischen Luftangriffe drastisch zurück, während sich die Huthis 
in Sachen Drohnen- und Raketenangriffen äußerste Zurückhaltung
auferlegten.

Die Entspannungsphase nutzten die Hadi-Regierung und der
separatistische Südliche Übergangsrat (Southern Transitional Council -
STC), die in den Huthis den gemeinsamen Feind sehen, deren Anhänger
sich jedoch im vergangenen Sommer wochenlange Kämpfe in und um Aden,
dem provisorischen Sitz der Exil-Regierung Hadis, schwere Kämpfe
geliefert hatten, um ihre Differenzen beizulegen. Am 9. Januar
vereinbarten Hadi- und STC-Vertreter eine Truppenentflechtung sowie
den Austausch von Kriegsgefangenen. Nur fünf Tage später starteten die
Huthi-Gegner im Bezirk Nehm, 60 Kilometer nordöstlich von Sanaa, eine
Blitzoffensive offenbar mit dem Ziel, die jemenitische Hauptstadt zu
erobern und die Huthi-Administration dort ein für allemal zu stürzen.

Den Hintergrund dieser Aktion bildet der CIA-Drohnenangriff, mittels
dessen die Regierung von US-Präsident Donald Trump am 3. Januar nahe
dem Bagdader Flughafen Qassem Soleimani, den legendären
Oberbefehlshaber der Al-Quds-Einheit der iranischen Revolutionsgarden,
liquidieren ließ. Laut Angaben des inzwischen zurückgetretenen
irakischen Premierministers Adil Abd Al Mahdi war Soleimani in
diplomatischer Mission unterwegs. Angeblich sollte er der Regierung in
Bagdad, die als Vermittlerin agierte, die Antwort Teherans auf eine
Friedensofferte Riads überbringen. Dazu sollte es leider niemals
kommen. Angeblich haben die USA am selben Tag per Drohnenangriff
versucht, im Jemen einen weiteren Al-Quds-Kommandeur namens Abdul Reza
Shahlai umzubringen. Dies berichtete am 11. Januar die New York Times
unter Verweis auf eigene Quellen im US-Sicherheitsapparat. Shahlai
wird seitens CIA und State Department bezichtigt, die geheime
militärische Zusammenarbeit des Irans mit den Huthis zu koordinieren.
Ob diese Angabe stimmt, läßt sich nicht eindeutig sagen. Auch weiß
niemand außer den Beteiligten selbst, ob sich Shahlai zum fraglichen
Zeitpunkt überhaupt im Jemen aufhielt oder ob der angeblich
fehlgeschlagene Drohnenangriff gegen seine Person überhaupt
stattgefunden hat.

Jedenfalls dürfte es kein Zufall gewesen sein, daß eineinhalb Wochen
nach der völkerrechtlich als Kriegsakt zu bewertenden Liquidierung
Soleimanis und damit nach dem Aus für eine vorsichtige Annäherung
zwischen Saudi-Arabien und dem Iran die
Anti-Huthi-Koalitionsstreitmacht im Jemen voll in die Offensive
gegangen ist. Zum eigenen Leidwesen waren die Verteidiger von Sanaa 
auf den Sturmangriff bestens vorbereitet, haben ihn innerhalb von nur 
einem Tag in sein Gegenteil verkehrt und befinden sich seitdem selbst
gewaltig auf dem Vormarsch. In zwei Gouvernements, Al Jauf und Marib,
die nordöstlich respektive östlich von Sanaa liegen und wo zuletzt die
Hadi-Regierung das Sagen hatte, stoßen die Huthis immer tiefer
hinein. Marib ist für die Hadi-Leute von großer strategischer 
Bedeutung, lagern dort doch die wichtigsten Öl- und Gasreserven des 
Jemen.

Bei einem Raketenangriff der Huthis auf den Stützpunkt der
Hadi-Truppen namens Al Nasr in Marib kamen am 18. Januar mehr als 100
Militärangehörige ums Leben. Rund 200 von ihnen wurden dabei schwer
verletzt. Für die katastrophale militärische Entwicklung der letzten
Wochen machen sich Hadi-Anhänger, südliche Separatisten und
sunnitische Stammeskrieger gegenseitig verantwortlich. Von einer
offenbar erfolgreichen Unterwanderung der Hadi-Truppe durch
Huthi-Überläufer, die gezielt Mißtrauen und Zwietracht unter ihren
Gegnern säen, wird auch berichtet. Mit dem bisherigen Verlauf der
Militäroperation namens "Feste Struktur" gibt sich die
Ansarullah-Bewegung absolut zufrieden. Nach eigenen Angaben haben die
Huthis in den letzten Wochen in Marib und Al Jauf mehr als 2500
Quadratkilometer Staatsterritorium "befreit". Zudem wollen sie
Drohnen- und Raketenangriffe gegen Ziele in Saudi-Arabien
wiederaufgenommen haben. Zu denen am 29. Januar von
Huthi-Militärsprecher Yahya Saria genannten, angeblich getroffenen
Objekten gehörten eine Raffinerie von Saudi Aramco in der Stadt Jizan,
die Flughäfen von Abha und Jizan sowie ein Militärstützpunkt bei
Khamis Mushait, die allesamt nahe oder an der Küste des Roten Meers
und innerhalb einer Reichweite von 200 Kilometer von der Nordgrenze
des Jemen liegen.

3. Februar 2020
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MELDUNG/344: Flucht vor Klimawandel von UN als Asylgrund anerkannt (Pressenza)

Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Flucht vor Klimawandel von UN als Asylgrund anerkannt

Von Robert Manoutschehri, Neue Debatte, 2. Februar 2020



Erstmals erklärte der Menschenrechtsausschuss der Vereinten Nationen
(das UN Human Rights Committee) [1], dass Länder keine Personen
ausweisen dürfen, die aufgrund von Auswirkungen des Klimawandels aus
ihrer Heimat flüchten und im Ausland um Asyl ansuchen.


Das Recht auf Leben in Würde

Der Ausschuss gelangte zu dem Schluss, dass durch den Klimawandel
verursachte Schäden sowohl durch plötzliche Ereignisse (wie starke
Stürme und Überschwemmungen) als auch durch langsame Prozesse (wie
Anstieg des Meeresspiegels, Versalzung und Landverschlechterung)
verursacht werden können und sowohl plötzliche Ereignisse als auch
langsame Prozesse Menschen dazu veranlassen können, Grenzen zu
überschreiten, um Schutz vor Schäden im Zusammenhang mit dem
Klimawandel zu suchen.

Wer deshalb einen Asylstatus beantragt, für den entfällt darüberhinaus
auch die Pflicht, einen Nachweis zu erbringen, in seinem Heimatland
unmittelbar geschädigt oder bedroht zu sein.

Der Menschenrechtsausschuss (MRR) stellte fest, dass die Auswirkungen
des Klimawandels eine "Nichtzurückweisungsverpflichtung der
Empfangsstaaten auslösen können"; etwa angesichts der Gefahr, dass ein
ganzes Land unter Wasser gerät. Die Lebensbedingungen in einem solchen
Land können mit dem Recht auf ein Leben in Würde unvereinbar werden,
sogar bevor das Risiko erkannt wird.

In its first ruling on a complaint by an individual seeking asylum
 from the effects of climate change, the UN Human Rights Committee
 has stated that countries may not deport individuals who face
 climate change-induced conditions that violate the right to life.
 United Nations; 21. Januar 2020 [2]


Die internationale Gemeinschaft und die 172 Staaten, welche den
"Internationalen Pakt über bürgerliche und politische Rechte"
mitunterzeichnet haben, müssen bei der Unterstützung der vom
Klimawandel betroffenen Länder eine verantwortungsbewusste Rolle
spielen.


Versinkende Inseln als Asylgrund

Hintergrund des Beschlusses war die an den MRR verwiesene
Beschwerdeklage von Ioane Teitiota und seiner Familie aus dem von
Asylantrag wurde 2015 in Neuseeland abgelehnt.

Teitiota argumentierte in seiner Beschwerde, dass die Auswirkungen des
Klimawandels Kiribati für alle seine Bewohner unbewohnbar gemacht
hätten, woraufhin es zu gewaltsamen Landstreitigkeiten kam, weil das
bewohnbare Land immer knapper wurde. Außerdem sei die
Süßwasserversorgung durch die Verseuchung mit Salzwasser praktisch
nicht mehr gegeben.

Der Ausschuss stellte zwar fest, dass die neuseeländischen Gerichte in
diesem speziellen Fall richtig entschieden hätten, da in Kiribati
ausreichende Schutzmaßnahmen getroffen worden seien. "Dennoch", sagte
Komitee-Experte Yuval Shany [4], "setzt dieses Urteil neue Maßstäbe,
die den Erfolg künftiger Asylanträge im Zusammenhang mit dem
Klimawandel erleichtern könnten".

Dieses Urteil markiere die erste Entscheidung eines
Menschenrechtsgremiums der Vereinten Nationen, dass das Ansuchen um
Asyl vor den Auswirkungen des Klimawandels prinzipiell gerechtfertigt
ist.


Kurswechsel in der Klima- und Asylpolitik

Klimawandelfolgen gehören weltweit zu den häufigsten Fluchtursachen
oder sind zumindest mitverantwortlich für Armut, Hunger und
kriegerische Konflikte. Jedes Jahr fliehen fast doppelt so viele
Menschen vor Umweltkatastrophen wie vor Krieg. Denn es sind nicht nur
die direkten Auswirkungen des Klimawandels wie Dürren, Überflutungen
und unfruchtbarer Boden, die viele Menschen zu Abwanderung und
Migration zwingen.

Durch Desertifikation gehen jährlich bis zu 120.000 Quadratkilometer
[5] fruchtbaren Bodens verloren. Dem steigenden Meeresspiegel in
Kombination mit verheerenden Sturmfluten fielen erst jüngst die ersten
Gebiete zum Opfer.

Als wäre dies nicht schrecklich genug, wird dort, wo lebenswichtige
Ressourcen knapp werden, nutzbares Land oftmals auch noch in großem
Stil von Konzernen aufgekauft und der Allgemeinnutzung entzogen. So
wird der Klimawandel zum Vorläufer für soziale Konflikte. Wenn Wasser
und fruchtbares Land immer knapper werden, eskalieren diese auch zu
kriegerischen Auseinandersetzungen.

2015 mussten deshalb rund 20 Millionen Menschen ihre Heimat verlassen.
Bis zum Jahr 2050 könnten es bereits 200 Millionen Menschen sein.
Werden die Pariser Klimaziele von der Weltgemeinschaft verfehlt, wird
sich bis zum Ende des Jahrhunderts bereits rund ein Viertel der
gesamten Menschheit auf der Suche nach einer neuen, noch bewohnbaren
Heimat befinden, so die Prognosen.

Eine Kategorisierung als "Umwelt-Flüchtling" gab es bislang aber nicht
einmal in der Genfer Flüchtlingskonvention [6]. Wenigstes dies könnte
sich nun ändern.


Über den Autor

Robert Manoutschehri ist Fotograf, Journalist, Texter und
Grafikdesigner aus Österreich. Er engagiert sich ehrenamtlich für
zahlreiche Bürgerinitiativen und NGO's und berichtet regelmäßig über
die Entwicklungen auf dem afrikanischen Kontinent und die weltweiten
Auswirkungen des Klimawandels. Er lebt in Wien.


Anmerkungen:

[1] https://www.ohchr.org/en/hrbodies/ccpr/pages/ccprindex.aspx

[2] https://www.ohchr.org/EN/NewsEvents/Pages/DisplayNews.aspx?NewsID=25482

[3] Kiribati ist eine Inselrepublik im zentralen Pazifik. Sie besteht
aus 33 Korallenatollen und Inseln entlang des Äquators.
[4] https://www.ohchr.org/EN/NewsEvents/Pages/DisplayNews.aspx?NewsID=25482

[5] https://www.derstandard.at/story/2000065489146/knappheit-entsteht-in-afrika-nicht-nur-durch-klimawandel

[6] https://www.unhcr.org/dach/at/ueber-uns/unser-mandat/die-genfer-fluechtlingskonvention


Der Artikel "Flucht vor Klimawandel von UN als Asylgrund
anerkannt" wurde erstveröffentlicht im Meinungsmagazin Neue
Debatte:

https://neue-debatte.com/2020/01/23/flucht-vor-klimawandel-von-un-als-asylgrund-anerkannt/

Der Schattenblick dankt der Redaktion der Neuen Debatte für die
Nachdruckgenehmigung.

 * 

Quelle:

Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Reto Thumiger

E-Mail: redaktion.berlin@pressenza.com

Internet: www.pressenza.com/de
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DISKUSSION/486: Hamburg - Diskussion zum Thema "Nach Berlin - Mietendeckel auch für Hamburg", 07.02.2020

Partei DIE LINKE Landesverband Hamburg

Presseerklärung vom 3. Februar 2020

"Nach Berlin: Mietendeckel auch für Hamburg!"



Am Donnerstag hat Berlin den Mietendeckel beschlossen - für fünf Jahre
werden die Bestandsmieten gedeckelt. Mindestens genauso dringend wie
die Hauptstadt braucht Hamburg den Deckel. Aber wie funktioniert er?
Was bringt er den Mieterinnen und Mietern konkret? Was sagen
Vermieterinnen und Vermieter dazu?

Das diskutieren - wahrscheinlich sehr kontrovers - die Berliner
Stadtentwicklungssenatorin Katrin Lompscher (DIE LINKE), der Direktor
des Verbandes norddeutscher Wohnungsunternehmen e.V. Andreas Breitner
und die Abgeordnete und Kandidatin zur Hamburgischen Bürgerschaft,
Heike Sudmann am Freitag 7. Februar um 18:30 Uhr in der Pausenhalle
der Heinrich-Wolgast-Schule, Carl-von-Ossietzky-Platz (an der Langen
Reihe in St. Georg).

 * 

Quelle:

Partei DIE LINKE Landesverband Hamburg

Presseerklärung vom 3. Februar 2020

Wendenstr. 6, 20097 Hamburg

Telefon: 040/3 89 21 64, Telefax: 040/43 09 70 28

E-Mail: geschaeftsstelle@die-linke-hamburg.de

Internet: http://www.die-linke-hamburg.de
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ARBEIT/3006: Neue Studie - Bessere Vereinbarkeit durch Homeoffice? (idw)

Hans-Böckler-Stiftung - 31.01.2020

Bessere Vereinbarkeit durch Homeoffice? Nur, wenn Arbeitgeber und
Vorgesetzte die richtigen Voraussetzungen schaffen

Neue Studie



Homeoffice kann Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern helfen, Beruf und
Familie unter einen Hut zu bringen, aber das ist kein Selbstläufer.
Arbeitgeber und Vorgesetzte müssen die richtigen Voraussetzungen schaffen,
zeigt eine neue Studie des Wirtschafts- und Sozialwissenschaftlichen
Instituts (WSI) der Hans-Böckler-Stiftung.*

Wer die Möglichkeit hat, einen Teil der Arbeit von zu Hause aus zu
erledigen, ist zufriedener als Beschäftigte ohne Homeoffice. Auch die
Vereinbarkeit von Familie und Beruf kann leichter fallen. Das hängt
allerdings stark von den Rahmenbedingungen ab. So kommt es beispielsweise
darauf an, wie ausgeprägt die Präsenzkultur im Unternehmen ist und wie die
Beschäftigten ihr Verhältnis zum Vorgesetzten einschätzen. Eine wichtige
Rolle spielt auch, ob Homeoffice vertraglich geregelt ist oder nicht.
Außerdem sollten für alle Beschäftigten die gleichen Regeln gelten, nach
denen Leistung bewertet wird. Das geht aus einer Studie von Dr. Yvonne
Lott hervor. Die WSI-Forscherin stützt sich auf Befragungen des Instituts
für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung aus den Jahren 2014 und 2015 zu den
Erfahrungen von Beschäftigten mit Homeoffice. Diese liefern die
aktuellsten verfügbaren Daten, um detailliert zu untersuchen, von welchen
Faktoren es abhängt, dass Beschäftigte Homeoffice wirklich als Entlastung
bei der Vereinbarkeit empfinden.

Die Vorteile der Arbeit im Homeoffice liegen auf der Hand: Wer Kinder
betreuen oder einen Angehörigen pflegen muss, der hat dafür mehr Zeit.
Auch für Weiterbildung und Ehrenämter vergrößern sich die Spielräume. Der
Studie zufolge geben 52 Prozent der Beschäftigten an, dass sich die
Vereinbarkeit von Beruf und Privatleben durch Homeoffice verbessert.
Heimarbeit kann aber auch zusätzlichen Druck erzeugen. Vor allem, wenn sie
im Unternehmen als nicht selbstverständlich gilt und nur in Ausnahmefällen
gewährt wird. Dann können sich Beschäftigte im Homeoffice verpflichtet
fühlen, höhere Leistungen zurückzugeben, über die vereinbarte Arbeitszeit
hinaus zu arbeiten und auch außerhalb dieser Zeit erreichbar zu sein.
Knapp 50 Prozent der Befragten sagen, dass die Grenze zwischen Arbeit und
Freizeit verschwimmt.

Ob die positiven oder negativen Erfahrungen überwiegen, ist laut Lott in
hohem Maße abhängig von den betrieblichen Voraussetzungen und der
Unternehmenskultur. In Betrieben, die sich durch eine Reihe von Maßnahmen
aktiv für die Vereinbarkeit von Familie und Beruf einsetzen, profitieren
Beschäftigte stärker von der Heimarbeit. So beträgt die durchschnittliche
Wahrscheinlichkeit, ausschließlich gute Erfahrungen mit Homeoffice zu
machen, in Betrieben, die Aufstiegsmöglichkeiten für Teilzeitkräfte
bieten, 49 Prozent. In Betrieben, die den Frauenanteil in
Führungspositionen durch flexible Arbeitszeiten fördern, liegt die
Wahrscheinlichkeit bei 42 Prozent. Ohne diese Maßnahmen sind es im
Durchschnitt knapp 31 beziehungsweise 28 Prozent.

Vorgesetzte haben ebenfalls einen großen Einfluss darauf, wie Beschäftigte
im Homeoffice die Vereinbarkeit zwischen Beruf und Privatleben erleben.
Geben Arbeitnehmer an, dass sie ihr Vorgesetzter überhaupt nicht gerecht
behandelt, beträgt die Wahrscheinlichkeit für eine ausschließlich gute
Erfahrung mit Homeoffice im Durchschnitt knapp vier Prozent. Stimmen sie
der Aussage voll und ganz zu, dass ihr direkter Vorgesetzter sie bei allen
Aspekten der Arbeit gerecht behandelt, liegt die durchschnittliche
Wahrscheinlichkeit für eine "gute Vereinbarkeitserfahrung" hingegen bei
knapp 53 Prozent.

Auch die Arbeitszeiten sind wichtig: Homeoffice innerhalb der normalen
Arbeitszeit ist der Work-Life-Balance erwartungsgemäß deutlich
zuträglicher als in der Freizeit. Und ganze Tage zu Hause zu arbeiten, ist
förderlicher als stundenweise. Die Wahrscheinlichkeit für ausschließlich
gute Erfahrungen beträgt 53 Prozent mit ganzen Tagen gegenüber 29 Prozent
mit einzelnen Stunden im Homeoffice. "Beschäftigte, die nur stundenweise
zu Hause arbeiten, nutzen Homeoffice wahrscheinlich eher um Arbeit
nachzuholen oder vorzubereiten", schreibt Lott. Bedenklich sei dabei, dass
nur 15 Prozent der Beschäftigten ganze Tage zu Hause arbeiten und
lediglich 22 Prozent innerhalb der normalen Arbeitszeit arbeiten.

Daneben spielt die Formalisierung eine Rolle: Ist Homeoffice vertraglich
geregelt, machen 46 Prozent der Arbeitnehmer durchweg gute Erfahrungen,
ohne vertragliche Regelung - etwa bei informellen Absprachen - sind es 32
Prozent. Allerdings arbeiten bisher nur 17 Prozent der Beschäftigten im
Homeoffice auf Basis einer vertraglichen Regelung.

"Die bisherige Forschung zeigt, dass Beschäftigte, die im Homeoffice
arbeiten, einsatzbereiter und zufriedener mit ihrem Job sind", lautet das
Fazit der Wissenschaftlerin. Bereits die Möglichkeit, zu Hause arbeiten zu
können, erhöhe Zufriedenheit und Produktivität, da durch das Angebot das
Vertrauen zwischen Arbeitgeber und Beschäftigten gestärkt werde.
Allerdings komme es stark auf die betrieblichen Rahmenbedingungen an.

Führungskräfte sollten für ein Arbeitsumfeld sorgen, das von Fairness
geprägt ist. Sie sollten Beschäftigte, die ihre Arbeitszeiten an
außerberufliche Bedarfe anpassen, als gleichwertige Mitarbeiter
anerkennen. Was selbstverständlich klingt, ist in der Praxis nach wie vor
oft ein Problem: Vorgesetzte beurteilten Beschäftigte im Homeoffice häufig
nicht nach ihrer tatsächlich erbrachten Leistung. Wer zu Hause arbeitet,
werde oft als "Minderleister" stigmatisiert und müsse negative Bewertungen
fürchten - häufig seien davon Frauen betroffen, schreibt Lott. Wichtig sei
daher, dass für alle Beschäftigten innerhalb eines Betriebs - egal ob vor
Ort oder im Homeoffice - allgemeingültige Kriterien gelten, nach denen die
Arbeit beurteilt wird. Betriebsvereinbarungen und ein gesetzliches Recht
auf Homeoffice könnten dabei helfen, die Akzeptanz zu steigern - und damit
auch die Wahrscheinlichkeit, dass Beschäftigte eine bessere
Work-Life-Balance erleben.


Originalpublikation:

(*) Yvonne Lott:

Work-Life-Balance im Homeoffice: Was kann der Betrieb tun?,

WSI-Report Nr. 24, Januar 2020.

Download: https://www.boeckler.de/pdf/p_wsi_report_54_2020.pdf

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution621

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Hans-Böckler-Stiftung, 31.01.2020

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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INTERNATIONAL/379: Argentinien - "Nein zu den illegitimen, illegalen und verhassten Schulden" (poonal)

poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

Argentinien

"Nein zu den illegitimen, illegalen und verhassten Schulden"






[image: Demonstranten mit Plakaten - Foto: © ANRed]

Foto: © ANRed



(Buenos Aires, 27. Januar 2020, ANRed) - Am 21. Januar hat die
argentinische Regierung unter Alberto Fernández dem Kongress einen
Gesetzesentwurf zum Umgang mit der Auslandsverschuldung vorgelegt.
Dieser Entwurf erntet zunehmend Kritik hinsichtlich der
wirtschaftlichen Belastung für die ohnehin geschwächte und abgewertete
Wirtschaft Argentiniens. Die Gruppierung Diálogo 2000-Jubileo Sur
Argentina hat zum Protest am 29. Januar vor dem Nationalkongress
aufgerufen, um "die Einstellung der Zahlungen und Untersuchungen zu
den illegitimen, illegalen und verhassten Schulden" einzufordern.
Außerdem, so der Aufruf, "sollen jene zahlen, die sich an dem
Schuldenbetrug bereichert haben". Unter dem Motto "Aufstehen gegen die
Schulden und den IWF" lädt der Aufruf von Diálogo 2000-Jubileo Sur
Argentina dazu ein, "eine neue landesweite Kampagne loszutreten, damit
die Bevölkerung und die Natur nicht weiterhin bezahlen müssen, was sie
nicht verschuldet haben". Weitere Organisationen, Vereinigungen,
Asambleas, politische Parteien und Persönlichkeiten sind eingeladen,
sich dem Aufruf anzuschließen.


Macri wäscht seine Hände in Unschuld

"Die neue Regierung hat den sozialen Notstand ausgerufen und
bestätigt, dass die Auslandsverschuldung nicht bezahlbar ist.
Gleichzeitig bekräftigt sie ihr Vorhaben, die Verschuldung so schnell
wie möglich neu zu verhandeln - ohne jedoch Transparenz zu schaffen
und die Öffentlichkeit adäquat darüber zu informieren. Bevor die
Schulden weiterhin bedient werden, muss deren Entstehung und deren
Verwendung in Frage gestellt werden, ebenso die Bedingungen, die der
IWF und weitere Gläubiger aufstellen. Die soziale Schuld hat Vorrang
vor jedweder finanziellen Forderung", sagt die Organisation Diálogo
2000.

Am 25. Januar gab Ex-Präsident Mauricio Macri öffentlich zu, dass die
Rekord-Auslandsverschuldung, die seine Regierung beim IWF aufgenommen
hatte, nicht gangbar gewesen sei. Auf einem Treffen mit
Politiker*innen der Partei Republikanischer Vorschlag PRO (Propuesta
Republicana) in der Provinz Neuquén zog Macri eine Bilanz seiner
Regierungszeit, die am 10. Dezember 2019 nach vier Jahren endete. Er
sagte: "Ich war in der Verantwortung für 44 Millionen
[Einwohner*innen] und ich wusste, dass wir nicht ewiglich weitere
Schulden aufnehmen können, aber ich konnte auch an keinem Ende sparen.
Auch innerhalb der Partei Cambiemos gab es Probleme." Und weiter
kommentierte er, als habe er mit dem Ganzen nichts zu tun und als
trage er keine Verantwortung für die Aufnahme der Schulden: "Ich habe
immer allen gesagt: Vorsicht, ich kenne die Märkte, eines Tages geben
sie dir kein Geld mehr und wir sind verloren. Nein, bleib ruhig, man
muss weitermachen, sagten sie zu mir."


Untersuchung zu der Legimität der Schulden gefordert

"Ein Drittel der Bevölkerung lebt heute unter hoffnungslosen
Bedingungen der Armut, der prekären Beschäftigung, der
Arbeitslosigkeit. Sie lebt in belasteten Umgebungen ohne Zugang zu
öffentlichen Dienstleistungen. Besonders Frauen sind von der Krise
betroffen: Auch die Sparpolitik ist eine Form patriarchaler Gewalt.
Dieser Rückschritt bei unseren Menschenrechten hat sich vor allem im
Rahmen der Akkumulation öffentlicher Schulden der letzten Jahre
gezeigt, besonders deutlich nach dem Abkommen mit dem IWF, das
hinsichtlich der Legalität und Legitimität stark in Zweifel gezogen
wird", so Diálogo 2000.

Diálogo 2000 hält es aus den genannten Gründen für "dringend
notwendig, eine breite Kampagne zu initiieren, um die Zahlungen zu
stoppen und mit einer umfassenden und partizipativen Prüfung der
Schulden zu beginnen. Gleichzeitig muss das Übereinkommen mit dem IWF
und die Verschuldung als Mechanismus der Macht angeprangert werden".
Darüber hinaus schreibt die Gruppierung, dass die "angebliche
Nachhaltigkeit der öffentlichen Verschuldung nicht in einer Politik
der Plünderung, Umweltverschmutzung, Exklusion und dem Verlust von
Arbeitsrechten und sozialen Rechten bestehen kann.".


URL des Artikels:

https://www.npla.de/thema/tagespolitik/nein-zu-den-illegitimen-illegalen-und-verhassten-schulden/


Der Text ist lizenziert unter Creative
Commons Namensnennung-Weitergabe unter gleichen Bedingungen 4.0
international.

https://creativecommons.org/licenses/by-sa/4.0/
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poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

Herausgeber: Nachrichtenpool Lateinamerika e.V.
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VERBRAUCHERSCHUTZ/576: Bundesnetzagentur überprüft Erhöhung der Paketpreise für Privatkunden (BNA)

Bundesnetzagentur für Elektrizität, Gas, Telekommunikation, Post und
Eisenbahnen - Pressemitteilung vom 29.01.2020

Bundesnetzagentur überprüft Erhöhung der Paketpreise für
Privatkunden

Präsident Homann: "Haben den Verdacht, dass die Preise missbräuchlich
sind"



Die Bundesnetzagentur hat ein Verfahren der nachträglichen
Entgeltüberprüfung gegen die Deutsche Post AG eingeleitet. Anlass ist
die Erhöhung der Paketpreise für Privatkunden, die die Post zum
1. Januar 2020 vorgenommen hatte.


"Es gibt deutliche Hinweise, dass die Post einseitig zu Lasten
von Privatkunden ungerechtfertigte Erhöhungen der Paketpreise
vorgenommen hat", sagt Jochen Homann, Präsident der Bundesnetzagentur.
"Wir haben der Post unsere Bedenken gegen die Preiserhöhung bereits im
Vorfeld verdeutlicht. Nun werden wir in einem offiziellen Verfahren
untersuchen, ob die Post ihre Paketpreise missbräuchlich erhöht hat."

Preise spiegeln nicht die Kosten wider

Die Bundesnetzagentur vermutet, dass die neuen Paketpreise über den
tatsächlich anfallenden Kosten liegen und somit überhöht sind. Unter
Wettbewerbsbedingungen könnten sie nicht verlangt werden. Die
Bundesnetzagentur kann im Moment nicht erkennen, dass die von der Post
zur Begründung angeführten gestiegenen Personal- und Transportkosten
die Preisanpassung rechtfertigen würde.

Darüber hinaus begegnet es großen Bedenken, dass die Entgelte für
online-frankierte Pakete deutlich niedriger sind als die
entsprechenden Schalterprodukte. Die Bundesnetzagentur vermutet hier
eine einseitige Belastung des Schalterpakets. Es ist bisher nicht
erkennbar, dass der Preisunterschied durch die Kostenstruktur
gerechtfertigt ist.

Die Post konnte die Bedenken der Bundesnetzagentur im Vorfeld nicht
ausräumen. Nachdem die Post die Preismaßnahme dennoch zum 1. Januar
2020 umgesetzt hat, wurde das Verfahren nun von Amts wegen
eingeleitet. Es ist innerhalb von zwei Monaten abzuschließen.

Die Bundesnetzagentur kann die Post auffordern, einen festgestellten
Preishöhenmissbrauch abzustellen und die Preise anzupassen.

Hintergrund

Die Post hatte zum 1. Januar 2020 die Paketpreise erhöht. Dabei wurden
die unterschiedlichen Produkte unterschiedlich stark verteuert. Für
ein bis zu zwei Kilo schweres, mittelgroßes Päckchen werden in der
Filiale für den Inlandsversand 4,79 Euro verlangt, zuvor waren es 4,50
Euro. Der Preis für ein 10-Kilo-Paket ist um einen Euro auf 10,49 Euro
gestiegen. Für online frankierte Pakete verlangt die Post bei einigen
Produkten ein reduziertes Entgelt. So kostet das genannte
2-Kilo-Päckchen in diesem Fall nur 4,49 Euro und das 10-Kilo-Paket
9,49 Euro.

Paketpreise müssen anders als das Briefporto zwar nicht vorab
genehmigt werden, sie dürfen aber keine Aufschläge enthalten, die der
Anbieter nur auf Grund seiner marktbeherrschenden Stellung durchsetzen
kann. Verstöße gegen diese Vorgaben können durch die Bundesnetzagentur
im Wege einer nachträglichen Entgeltkontrolle überprüft werden, da die
Deutsche Post im Privatkundenpaketsegment mit einem Marktanteil von
über 70 Prozent marktbeherrschend ist.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 29.01.2020

Pressestelle der Bundesnetzagentur (BNA)

Tulpenfeld 4, 53113 Bonn

Telefon: 0228/14-99 21, Telefax: 0228/14-89 75

E-Mail: pressestelle@bnetza.de

Internet: www.bundesnetzagentur.de
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BUNDESLIGA/565: Frauen - 5. und 6. Runde (SB)



Am Wochenende des 1. und 2. Februar fand die dritte Doppelrunde in
der Frauenbundesliga statt. Schon jetzt zeichnet sich ab, daß die
12er-Liga im Grunde von vier Vereinen dominiert wird und daß
Baden-Baden und Titelverteidiger Bad Königshofen auch nach der 5. und
6. Runde die Tabelle nach den Mannschaftspunkten paritätisch
anführen, nur daß Baden-Baden auf dem Brettpunktekonto um einen
Zähler vor dem letztjährigen Champion liegt. Schwäbisch Hall und
Deizisau folgen um einen Schritt versetzt mit je 10
Mannschaftspunkten auf den Rängen 3 und 4.

Dahinter klafft eine große Lücke. Die Rodewischer Schachmiezen
trennen fünf Punkte vom führenden Duo, und Hamburg und Erfurt sind
gleichauf mit je 5 Mannschaftspunkten. Ein Drittel der Teams zieht
die Liga an, der Rest bildet traurigerweise die Gefolgschaft, weil
letzten Endes das Bugdet der Vereine die Personalstärke bestimmt. Der
Süden der Republik kann in diesem Sinne mit großzügigeren Honoraren
die insbesondere ausländischen Topspielerinnen leichter unter Vertrag
nehmen. Eine Deckelung des Salary Caps würde auf jeden Fall mehr
Spannung in die Liga bringen und so deutschen Talenten vielleicht
mehr Einsatzmöglichkeiten bieten als unter dem augenblicklichen
monetären Regime. Aber das ist ein anderer Streitfall.

Baden-Baden und Bad Königshofen gewannen jeweils beide Begegnungen
des Wochenendes und teilen sich den Spitzenplatz in der Tabelle mit
jeweils elf Punkten. Gleichwohl gilt Baden-Baden in der
Frauenbundesliga als Titelfavorit und wird alles daransetzen, den
Konkurrenten aus Bad Königshofen bei der kommenden direkten Begegnung
aus dem Feld zu schlagen. In der fünften Runde siegte die Mannschaft
aus Baden-Baden gegen Erfurt klar mit 6:0, aber am Sonntag gegen
Lehrte reichte es nur zu einem eher bescheidenen 4:2-Erfolg. Trotz
der deutlichen Elo-Überlegenheit an praktisch allen Brettern mußten
die Damen aus Baden-Baden zwei Remisen einstecken. Schmerzlicher noch
war die Niederlage der Internationalen Meisterin Iamze Tammert gegen
Nicole Manusina, die keinen FIDE-Titel besitzt und 300 Punkte hinter
ihrer Konkurrentin plaziert ist. Daß die frühere Weltmeisterin
Alexandra Kosteniuk gegen Fiona Sieber einen halben Punkt abgab, und
auch Ekaterina Kovalevskaya einen Remistag gegen Stefanie Düssler
erwischte, trübt das Ergebnis. Die Brettsiege für Baden-Baden
besorgten dann Elisabeth Pähtz, Anna Zatonskih und Josefine
Heinemann.

Bad Königshofen ist nominell gesehen schwächer aufgestellt als
Baden-Baden, aber das besagt nur auf dem Papier etwas. Gegen das
Mädchenteam von Tura Harksheide erzielte Bad Königshofen am Samstag
einen pflichtschuldigen 4:2-Sieg, aber das sonntagliche Match gegen
den Hamburger SK kostete dann doch Nerven, zumal die hanseatischen
Gastgeberinnen über Sarah Papp und Filiz Osmanodja mit 2:0 in Führung
gingen. Doch die übrigen Bretter kündeten bereits eine Aufholjagd an.
Nachdem Olga Babiy gegen die für Hamburg spielende Lyubka Genova
remisiert hatte, sorgten Alexandra Obolentseva und Maria Schöne für
den Ausgleich, den letztendlich Jana Schneider am Spitzenbrett gegen
Rout Padmini zu einem 3,5:2,5-Mannschaftssieg umwandelte.

Baden-Baden und Bad Königshofen werden den Titel unter sich
ausmachen, es sei denn Schwäbisch Hall und Deizisau können noch
dazwischenfunken. Deizisau bezwang am Samstag Rodewisch mit 4:2,
während Schwäbisch Hall gegen Allianz Leipzig zu einem ungefährdeten
5,5:0,5-Sieg kam. Am Sonntag siegte Deizisau gegen Allianz Leipzig
mit 4,5:1,5 wie auch Schwäbisch Hall gegen die Schachmiezen.
Hoffnungen dürfen sich beide Teams auf den Titel machen, aber in der
Sache wird es wohl eher um die Vize-Meisterschaft bei ihnen gehen.

Bei den anderen Begegnungen gab es keine wirklichen Überraschungen.
Eine Ausnahme machte der SV Medizin Erfurt. Das Team aus Thüringen
hatte sich von der 0:6-Pleite gegen Baden-Baden erholt gezeigt, als
es am Sonntag gegen die Karlsruher SF ging. Obwohl Erfurt fast an
allen Brettern schwächer besetzt war, gelang gegen Karlsruhe am Ende
ein knapper, aber erfreulicher 3,5:2,5-Erfolg, der die Mannschaft auf
Platz 7 verbesserte.



Runde 5, am 1.2.2020

Hamburger SK - SV Hofheim 4:2
TuRa Harksheide - SC Bad Königshofen 2:4
OSG Baden-Baden - SV Medizin Erfurt 6:0
Karlsruher SF - SK Lehrte 5:1
Schachfreunde Deizisau - Rodewischer Schachmiezen 4:2
SK Schwäbisch Hall - SV Weißblau Allianz Leipzig 5,5:0,5



Runde 6, am 2.2.2020

SC Bad Königshofen - Hamburger SK 3,5:2,5
SV Hofheim - TuRa Harksheide 2,5:3,5
SK Lehrte - OSG Baden-Baden 2:4
SV Medizin Erfurt - Karlsruher SF 3,5:2,5
SV Weißblau Allianz Leipzig - Schachfreunde Deizisau 1,5:4,5
Rodewischer Schachmiezen - SK Schwäbisch Hall 1,5:4,5




	
 Stand nach der 6. Runde: 
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SCHACH-SPHINX/07170: Königsindische Trumpfkarte (SB)

Obwohl Siegbert Tarrasch, der Dogmatiker unter den Theoretikern, ein
entschiedener Anhänger der klassischen Zentrumslehre war, hatte er
doch gewisse Sympathien für moderne Spielsysteme wie die
Königsindische Verteidigung. So wandte er sie beispielsweise 1885
während der IV. Tagung des Deutschen Schachbundes in Hamburg gegen
Berthold Englisch an. Wenngleich seine Erfahrungen nicht gerade
positiv verliefen mit dieser damals noch jungen und weitgehend
unerforschten Eröffnung, rühmte er auch später die Bemühungen anderer
Kollegen, die sich in den Dienst der königsindischen Sache gestellt
hatten. Die moderne Ausprägung dieses geschlossenen Spieltyps ist, von
wenigen Ausnahmen abgesehen, ein Geistes Kind zumal sowjetischer
Meister. Allenfalls der Ex-Weltmeister Max Euwe erkannte früh in den
1920er Jahren ihre enorme Vielfalt und widmete ihr viele Analysen. Die
Königsindische Verteidigung wurde zum Pfeil im Köcher vieler namhafter
Meister, von denen Michail Tal, Bobby Fischer und Tigran Petrosjan die
hervorstechendsten waren. In den modernen Tagen galt Garry Kasparow
als treuer königsindischer Ritter. Sie verlangt jedoch eine genaue
Einhaltung und Kenntnis der strategischen Mittel, sonst erlangt Weiß
dank seines breiten Zentrums eine langanhaltende Initiative. Im
heutigen Rätsel der Sphinx hatte sich der Nachziehende an den
Strategien versündigt und Weiß gestattet, alleiniger Herr auf dem
Brett zu sein. Eine aufschlußreiche Kombination untermauerte diesen
Vorteil, Wanderer.






[image: SCHACH-SPHINX/07170: Königsindische Trumpfkarte (SB)]



Müllner - Bencze

Fernpartie 1980


Auflösung des letzten Sphinx-Rätsels:

Wichtigste Figur im Lager des Nachziehenden war der Springer auf f6,
der das Matt auf h7 verhinderte. Und genau auf diese Kardinalfigur
hatte es Weiß abgesehen, als er nach 1...Sd7-e5 2.Sd4xc6! spielte.
Falls Schwarz den Springer schlägt, so kommt er nach 2...Se5xc6 3.Sc3-
d5! Sf6-h5 4.Th1xh5 g6xh5 5.Sd5-f6 unter die Räder. Schwarz zog daher
2...Se5xd3+, mußte gleichwohl nach 3.Ke1-d2 kapitulieren, da er gegen
die Drohung 4.Sc3-d5 nichts erfinden konnte.



Erstveröffentlichung am 14. Januar 2007
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MELDUNG/564: Was die Angst kleiner macht (idw)

Julius-Maximilians-Universität Würzburg - 30.01.2020

Was die Angst kleiner macht



In unheimlichen Situationen kann die bloße Anwesenheit einer unbekannten
Person beruhigend wirken. Das zeigt die Studie eines Würzburger Teams, das
Angsterkrankungen erforscht.

Alleine auf eine Reise gehen. Stundenlang im Flugzeug sitzen, in zwölf
Kilometern Höhe über dem Atlantik. Mit Turbulenzen und allen
Unbequemlichkeiten, die zu einem Langstreckenflug eben so dazu gehören.
Vor dieser Situation hat Michaela B. Angst. Wäre nur eine Freundin auf der
Reise dabei! Dann würde sie sich bestimmt besser fühlen.

Dabei müsste Michaela B. vor der Situation im Flieger gar nicht bange
sein. Auf die Freundin als Begleitung könnte sie locker verzichten. Denn
es würde ihr schon helfen, wenn einfach irgendjemand neben ihr sitzt. Und
dieser Jemand müsste sich nicht einmal mit ihr unterhalten oder sich ihr
in anderer Weise zuwenden. Seine bloße Präsenz würde genügen, um die Angst
zu verringern.

Das ergibt sich aus einer Studie, die eine Gruppe um Professorin Grit Hein
von der Julius-Maximilians-Universität (JMU) Würzburg durchgeführt hat.
Die Resultate sind im Journal Proceedings of the Royal Society B:
Biological Science veröffentlicht.

Physiologische Anspannung über Hautwiderstand gemessen

"Unsere Ergebnisse zeigen, dass Angst und die daraus resultierende
physiologische Anspannung durch die bloße Anwesenheit einer anderen Person
vermindert werden können, auch wenn diese Person unbekannt ist und keine
aktive Unterstützung leistet", erklärt Grit Hein. Sie hat an der JMU eine
Professur für Translationale Soziale Neurowissenschaften inne und forscht
über Angsterkrankungen.

Die verminderte Angstreaktion trat unabhängig davon auf, ob die unbekannte
Person der gleichen oder einer anderen Ethnie angehörte.
"Interessanterweise war der angstmindernde Effekt umso stärker, wenn die
Probanden die andere Person als weniger ähnlich wahrnahmen -
wahrscheinlich, weil sie dann davon ausgingen, dass der andere im
Gegensatz zu ihnen selbst keine Angst hat", so die JMU-Professorin.

In der Studie bekamen die Versuchspersonen über Kopfhörer entweder
neutrale oder angsterzeugende Geräusche vorgespielt -das Plätschern von
Wasser oder menschliche Schreie. Ihre körperlichen Reaktionen darauf
wurden über den Hautwiderstand gemessen - bei Angst verändert sich die
elektrische Leitfähigkeit der Haut. War bei den Tests eine unbekannte
Person im Raum mit dabei, durfte diese nichts sagen und blieb von der
Versuchsperson körperlich abgewandt. Dieses Setting sollte soziale
Interaktionen zwischen den beiden verhindern.

Folgestudien mit Männern und Frauen

Bisher wurden nur Frauen in Anwesenheit von Frauen getestet. In
Folgestudien möchte das Würzburger Forschungsteam nun auch die Effekte
messen, wenn sich Männer mit Männern oder Männer mit Frauen der
unheimlichen Situation im Labor aussetzen.
Dabei werden sich eventuell Unterschiede zeigen. "Es gibt Hinweise aus der
Stressforschung, dass das Geschlecht der anwesenden Person eine Rolle
spielen könnte", sagt die JMU-Professorin. Die Erkenntnisse aus diesen
Forschungen lassen sich womöglich für die Therapie von Angsterkrankungen
nutzen.

Kooperation und Förderung

Wesentlichen Anteil an der publizierten Studie hatten die Wissenschaftler
Yanyan Qi, Martin Herrmann und Jürgen Deckert. Finanzielle Förderung kam
von der Deutschen Forschungsgemeinschaft und der Chinesischen Akademie der
Wissenschaften.


Originalpublikation:

Qi Y, Herrmann M, Bell L, Fackler A, Han S, Deckert J, Hein G:

The mere physical presence of another person reduces human autonomic
responses to aversive sounds.

22. Januar 2020, Proc. R. Soc. B 287: 20192241.

http://dx.doi.org/10.1098/rspb.2019.2241

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution99

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Julius-Maximilians-Universität Würzburg, 30.01.2020

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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INFOPOOL / SPORT / VERANSTALTUNGEN





AKTION/873: Wertheim - 17. Dance Day, für die ganze Familie, Workshops und Shows, 09.02.20

Wertheim

17. Wertheimer Dance Day

Eine Show für die ganze Familie



Wertheim. Nach dem großen Interesse der Tänzer und Zuschauer bei den
vergangenen Wertheimer Dance Days findet am Sonntag, 9. Februar, in
der Aula Alte Steige wieder ein Tanzevent statt. Verschiedene
Workshops zum Mitmachen gibt es bereits ab 10 Uhr. Hochklassige
Tanzshows und musikalische Darbietungen erwartet die Besucher um 17
Uhr. Veranstalter sind die kommunale Jugendarbeit Wertheim in
Kooperation mit der Tänzerin Christine Heldt, unterstützt durch den
Förderverein offene Jugendarbeit Wertheim.

Die Workshop-Reihe beginnt um 10 Uhr mit "Hip-Hop Kids" für junge
Tanzbegeisterte ab sechs Jahren. Die Teilnahmegebühr beträgt fünf
Euro. Einen "Dancehall"-Kurs gibt es mit Tanzcoach Zenny Flex aus
Stuttgart um 11 Uhr. "Female Hip-Hop" bietet um 12 Uhr der aus
Bayreuth kommende Tänzer Andy. Schließlich findet um 13 Uhr mit Zenny
Flex ein Workshop zu "Urban Contemporary" statt. Die drei Kurse sind
für Jugendliche ab zwölf Jahren. Sie können einzeln für jeweils 15
Euro oder auch zusammen für 35 Euro belegt werden. Für sämtliche
Workshops ist eine Voranmeldung nicht erforderlich.

Um 17 Uhr gibt es für alle Interessierte ein musikalisches Angebot,
das von Kindern, Teenagern und jungen Erwachsenen aufgeführt wird. Die
Schüler der Tanzschule "Physical Funk" in Wertheim zeigen verschiedene
Shows, wie sie sonst nur auf den Hip-Hop-Meisterschaftsbühnen zu sehen
sind. Die erfahrene Trainerin Christine Heldt studierte die
Choreografien mit den jungen Talenten ein. Einige Tänzerinnen werden
zudem ihr gesangliches Können unter Beweis stellen.

Der Eintritt an der Abendkasse beträgt fünf Euro für Erwachsene und
3,50 Euro für Kinder bis zwölf Jahre. Einlass ist ab 16.30 Uhr. Die
Veranstaltung dauert circa eine Stunde und richtet sich an die ganze
Familie. Mit den Einnahmen wird die Teilnahme der Tanzgruppen an
verschiedenen Wettbewerben und Meisterschaften unterstützt.

Weitere Informationen gibt es unter www.jugendarbeit-wertheim.de und
www.facebook.de/physicalfunkchriz im Internet.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 30.01.20

Stadtverwaltung Wertheim

- Presse und Information -

97877 Wertheim

Tel.: 09342/301-300 oder -301, Fax: 09342/301-503

E-Mail: pressestelle@wertheim.de
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TREFF/045: Bielefeld - Yoga trifft Pilates, 16 Termine ab 13.02.20

Stadt Bielefeld

Yoga trifft Pilates



Bielefeld (bi) . Die Kombination von Yoga und Pilates in fließenden
Übungsabfolgen stärkt die Körpermitte, entlastet die Wirbelsäule und
kräftigt die Muskulatur. Ab Donnerstag, 13. Februar, vermittelt 
VHS-Trainerin Carin Rosendahl effektive Übungen in 16 Terminen jeweils von
13.15 bis 14.30 Uhr in der VHS, Ravensberger Park 1.

Informationen und Anmeldung unter VHS-Tel. 0521 51-3008 oder 
www.vhs-bielefeld.de

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 30.01.20

Stadt Bielefeld

Presseamt, 33597 Bielefeld

Telefon: 0521 / 512 215, Fax 0521 / 516 997

E-Mail: presseamt@bielefeld.de

Internet: www.bielefeld.de
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MUSIKTHEATER - OPER/829: Wiesbaden - "Anna Nicole" von Mark-Anthony Turnage & Richard Thomas, 15.2.2020

HESSISCHES STAATSTHEATER WIESBADEN

Anna Nicole Smith Day 

Zur Oper »Anna Nicole« von Mark-Anthony Turnage & Richard Thomas

PREMIERE am 15.02.2020 | 19:30 Uhr | Großes Haus



Die Premiere von »Anna Nicole« rückt näher. Am 15. Februar 2020 hat
das Warten endlich ein Ende. Bernd Mottls Neuinszenierung der Oper von
Mark-Anthony Turnage und Richard Thomas erblickt das Scheinwerferlicht
der Bühne und wir feiern »Anna Nicole«.

Am 18. Februar 2003, also ziemlich genau 17 Jahre vor unserer
Premiere, feierte West Hollywod den »Anna Nicole Smith Day«. Die Stadt
im Los Angeles County, durch die sich der Sunset Strip, bekannt für
seine Boutiquen, Restaurants sowie Rock- und Nachtclubs zieht, war
seit den 1970er Jahren beliebter Wohnort für die LGBTQ-Gemeinde der
Westküste der Vereinigten Staaten. West Hollywood war die erste Stadt
der USA, in der eine Mehrheit des Stadtrates schwul bzw. lesbisch war
und die schon 1985 eine offizielle Eintragung gleichgeschlechtlicher
Lebenspartnerschaften möglich machte.

Der »Anna Nicole Smith Day« war allerdings ein einmaliges Ereignis,
eine Art PR-Gag für einen ihrer Filme, in dem eine Schar von Drag
Queens in Anna Nicole Smith-Kostümen auftrat.


Theaterkasse

Kasse im Großen Haus

Christian-Zais-Str. 3, 65189 Wiesbaden

Telefon: 0611.132 325

Fax: 0611.132 367

E-Mail: vorverkauf@staatstheater-wiesbaden.de

Öffnungszeiten:

Mo - Fr 10.00 - 19.30 Uhr

Sa 10.00 - 14.00 Uhr

So, Feiertag 11.00 - 13.00 Uhr

Die Abendkasse ist jeweils eine Stunde vor Vorstellungsbeginn
geöffnet.


Abonnement-Büro

Theaterkolonnade

Christian-Zais-Str. 3, 65189 Wiesbaden

Telefon 0611.132 340

Fax 0611.132 367

E-Mail abonnement@staatstheater-wiesbaden.de

Öffnungszeiten:

Mo, Mi, Fr 10.00 - 18.00 Uhr

Di, Do 10.00 - 19.00 Uhr

Sa 10.00 - 14.00 Uhr

Karten erhältlich unter: Telefon 0611.132 325

E-Mail: vorverkauf@staatstheater-wiesbaden.de

www.staatstheater-wiesbaden.de

Zum aktuellen Spielplan: www.staatstheater-wiesbaden.de/programm/

 * 

Quelle:

HESSISCHES STAATSTHEATER WIESBADEN

Christian-Zais-Straße 3, 65189 Wiesbaden

Tel.: +49 (0)611.132 1

Fax: 0611.132 367

Internet: www.staatstheater-wiesbaden.de
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SCHAUSPIEL/1332: Wiesbaden - "Romulus der Große" von Friedrich Dürrenmatt, 14.2.2020

HESSISCHES STAATSTHEATER WIESBADEN

Romulus der Große 

Von Friedrich Dürrenmatt

PREMIERE am 14.02.2020 | 19.30 Uhr, Kleines Haus



Rom 476: Die Staatskassen sind leer, die Armee fahnenflüchtig, die
Germanen stehen vor der Tür - die Lage ist aussichtslos. Doch Kaiser
Romulus hat andere Sorgen, zum Beispiel, dass seine Legehennen kaum
noch Eier legen. Seine Untertanen, bzw. diejenigen, die noch da sind,
suchen verzweifelt nach Auswegen aus dieser unlösbaren Situation:
weder vor Meuchelmord wird zurückgeschreckt, noch davor, die Tochter
des Kaisers an einen reichen Magnaten zu verschachern, der mit seinen
finanziellen Reserven das große Rom freikaufen könnte. Doch Romulus
weigert sich?


Theaterkasse

Kasse im Großen Haus

Christian-Zais-Str. 3, 65189 Wiesbaden

Telefon: 0611.132 325

Fax: 0611.132 367

E-Mail: vorverkauf@staatstheater-wiesbaden.de

Öffnungszeiten:

Mo - Fr 10.00 - 19.30 Uhr

Sa 10.00 - 14.00 Uhr

So, Feiertag 11.00 - 13.00 Uhr

Die Abendkasse ist jeweils eine Stunde vor Vorstellungsbeginn
geöffnet.
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Telefon 0611.132 340

Fax 0611.132 367
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Di, Do 10.00 - 19.00 Uhr

Sa 10.00 - 14.00 Uhr

Karten erhältlich unter: Telefon 0611.132 325

E-Mail: vorverkauf@staatstheater-wiesbaden.de

www.staatstheater-wiesbaden.de

Zum aktuellen Spielplan: www.staatstheater-wiesbaden.de/programm/
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TREFF/487: Wiesbaden - Kostprobe zu »Anna Nicole«, 11.2.2020

HESSISCHES STAATSTHEATER WIESBADEN

Kostprobe zu »Anna Nicole« am 11. Februar 2020

Einführung mit dem Regieteam, Besuch der Bühnenprobe und
anschließendes Nachgespräch



Die Kostproben am Dienstag, den 11. Februar 2020 um 17.30 Uhr, zur
Neuinszenierung der Oper »Anna Nicole« bieten Einblick in reale
Arbeitssituationen und echte Probenatmosphäre. In einer Einführung zu
Beginn beschreiben Regieteam, Musikalische Leitung und Dramaturgie die
Grundzüge der Inszenierungskonzeption. Im Anschluss gibt es die
Möglichkeit, in unterschiedlichsten Proben je nach Arbeitsstadium -
einer szenischen Arbeitsprobe mit Gesangssolisten und Klavier, einer
technischen Probe mit Bühnenbild und Beleuchtung oder einer
Bühnen-Orchesterprobe - einen Blick auf die entstehende Aufführung und
die Beteiligten am Stück zu werfen.

Anna Nicole - Sexsymbol, Partyluder und Männerfantasie, Busenwunder,
Milliardärsgattin und Tabletten-Junkie. Sie war eine Person voller
Widersprüche, mit einer Biografie, die den Stoff zu einer Seifenoper
hätte liefern können. Komponist Mark-Anthony Turnage und Librettist
Richard Thomas haben eine richtige Oper daraus gemacht: Eine rasante
Revue voller Sprachwitz und musikalischem Humor, gewürzt mit ein paar
messerscharfen Dissonanzen, abwechslungsreich gestalteter
Instrumentierung und rockigen Schlagzeugrhythmen. Ein temporeiches
Stück, das mühelos den Spagat zwischen Musical-Song und Opernkoloratur
schlägt. Bernd Mottl, der in Wiesbaden zuletzt »Schade, dass sie eine
Hure war« inszenierte, wird »Anna Nicole« als eine Opern-Show in Szene
setzen. Die Titelpartie verkörpert Elissa Huber. Die Musikalische
Leitung übernimmt Albert Horne.


Theaterkasse

Kasse im Großen Haus

Christian-Zais-Str. 3, 65189 Wiesbaden

Telefon: 0611.132 325

Fax: 0611.132 367

E-Mail: vorverkauf@staatstheater-wiesbaden.de

Öffnungszeiten:

Mo - Fr 10.00 - 19.30 Uhr

Sa 10.00 - 14.00 Uhr

So, Feiertag 11.00 - 13.00 Uhr

Die Abendkasse ist jeweils eine Stunde vor Vorstellungsbeginn
geöffnet.
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Christian-Zais-Str. 3, 65189 Wiesbaden

Telefon 0611.132 340

Fax 0611.132 367
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E-Mail: vorverkauf@staatstheater-wiesbaden.de

www.staatstheater-wiesbaden.de

Zum aktuellen Spielplan: www.staatstheater-wiesbaden.de/programm/
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FORSCHUNG/1582: Blaualgen im Wasser und an Land als Quelle für Methan identifiziert (idw)

Leibniz-Institut für Gewässerökologie und Binnenfischerei (IGB) -
15.01.2020

Blaualgen im Wasser und an Land als Quelle für Methan identifiziert




Cyanobakterien, umgangssprachlich auch Blaualgen genannt, gehören zu
den häufigsten Organismen auf der Erde. Ein Forschungsteam unter
Leitung des Leibniz-Instituts für Gewässerökologie und Binnenfischerei
(IGB) und der Universität Heidelberg zeigte nun erstmalig, dass
Cyanobakterien in Meeren, Binnengewässern und an Land relevante Mengen
an Methan produzieren. Die durch den Klimawandel zunehmenden
Blaualgenblüten werden die Freisetzung von Methan aus Binnengewässern
und Meeren in die Atmosphäre mit hoher Wahrscheinlichkeit verstärken.




[image: Foto: © Angelina Tittmann, IGB]

Massenentwicklung von Cyanobakterien, sogenannten Blaualgen, in einem
See.

Foto: © Angelina Tittmann, IGB



Das Forschungsteam untersuchte 17 Cyanobakterienarten, die im Meer, im
Süßwasser oder an Land vorkommen. "Cyanobakterien im Oberflächenwasser
sind eine bislang unbekannte Quelle für Methan. Wir konnten erstmalig
zeigen, dass diese Bakterien das Treibhausgas im Rahmen ihres
regulären Zellstoffwechsels erzeugen", erklärt Dr. Mina Bizic,
IGB-Forscherin und Erstautorin der Studie. Thomas Klintzsch von der
Universität Heidelberg untersuchte mit isotopenmarkiertem Kohlenstoff,
wie bei der Photosynthese Methan in der Zelle entsteht.

Ein früheres wissenschaftliches Paradigma besagt, dass Organismen
Methan nur unter sauerstoffarmen Bedingungen bilden können. Bisher
konnte unter den Organismen ohne Zellkern nur für die sogenannten
Urbakterien (Archaeen) eine Methanbildung nachgewiesen werden. Diese
beiden Annahmen werden durch die Ergebnisse der Studie widerlegt.

Das Team verglich in Laborexperimenten die Menge an produziertem
Methan von Cyanobakterien mit Werten für Archaeen und Organismen mit
Zellkern (Eukaryoten). "Cyanobakterien bilden bei gleicher Biomasse
weniger Methan als Archaeen, aber mehr Methan als Pilze oder Pflanzen.
Es ist jedoch schwierig, den globalen Anteil an Methan von
Cyanobakterien abzuschätzen, denn es fehlen genaue Daten zur Biomasse
dieser Organismen in Gewässern und Böden", so Frank Keppler, Professor
am Institut für Geowissenschaften der Universität Heidelberg und
Mitautor der Studie.

Mehr Blaualgenblüten bedeuten höhere Methanemissionen:

Vermutlich erzeugen Cyanobakterien schon seit der Erdfrühzeit das
Treibhausgas Methan. Die ältesten bekannten Fossilien (Stromatolithen)
sind Ablagerungen von Cyanobakterien und wurden in 3,5 Milliarden
Jahre alten Gesteinen Westaustraliens nachgewiesen.

Heutzutage sind Cyanobakterien überall auf der Welt verbreitet. Im
Meer-oder Süßwasser entwickeln sie sich bei einem hohen
Nährstoffgehalt und warmen Temperaturen besonders gut. Durch den
Klimawandel werden Massenentwicklungen, die sogenannten
Blaualgenblüten, in Zukunft also häufiger und in stärkerem Ausmaß
auftreten. "Dies wird gemäß unserer aktuellen Erkenntnisse auch den
Ausstoß von Methan aus unseren Gewässern erhöhen, was wiederum den
Klimawandel verstärkt", sagt Professor Hans-Peter Grossart,
IGB-Forscher und Leiter der Studie.

Über das Leibniz-Institut für Gewässerökologie und Binnenfischerei
 (IGB):


"Forschen für die Zukunft unserer Gewässer" ist der Leitspruch des
Leibniz-Instituts für Gewässerökologie und Binnenfischerei (IGB). Das
IGB ist das bundesweit größte und eines der international führenden
Forschungszentren für Binnengewässer. Es verbindet Grundlagen- und
Vorsorgeforschung, bildet den wissenschaftlichen Nachwuchs aus und
berät Politik und Gesellschaft in Fragen des nachhaltigen
Gewässermanagements. Forschungsschwerpunkte sind u. a. die
Langzeitentwicklung von Seen, Flüssen und Feuchtgebieten und die
Auswirkungen des Klimawandels, die Renaturierung von Ökosystemen, der
Erhalt der aquatischen Biodiversität sowie Technologien für eine
nachhaltige Aquakultur. Die Arbeiten erfolgen in enger Kooperation mit
den Universitäten und Forschungsinstitutionen der Region
Berlin-Brandenburg und weltweit. Das IGB gehört zum Forschungsverbund
Berlin e. V., einem Zusammenschluss von acht natur-, lebens- und
umweltwissenschaftlichen Instituten in Berlin. Die vielfach
ausgezeichneten Einrichtungen sind Mitglieder der
Leibniz-Gemeinschaft.

https://www.igb-berlin.de

Die gesamte Pressemitteilung inkl. Bilder unter:

http://idw-online.de/de/news729905

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution1985

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Leibniz-Institut für Gewässerökologie und Binnenfischerei (IGB) - 15.01.2020

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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GARTEN/392: Jetzt Vogelcheck im Garten machen (NABU HB)

NABU Landesverband Bremen - 29. Januar 2020

Jetzt Vogelcheck im Garten machen

- Nistplätze für die neue Saison planen

- selbst bauen ist nicht schwer

- Winternester jetzt nicht ausräumen

- "Gartenvogelpaket" wird zugeschickt



(Bremen, den 29.01.20) Jetzt ist die beste Zeit, um die Brutplätze im
Garten zu überprüfen und neue Nistmöglichkeiten vorzubereiten, betont
der NABU. Noch ist Zeit für den Eigenbau von Vogelhäusern, aber auch
Nisttaschen und Brutbretter an Hausnischen können den Garten
bereichern und vogelfreundlicher machen. Wer die Reinigung seiner
Nistkästen im Herbst verpasst hat, sollte auf jeden Fall damit noch
warten.




[image: Blaumeisenküken guckt aus Nistkastenloch - Foto: © NABU Bremen]

Blaumeisenküken

Foto: © NABU Bremen



"Die meisten Singvögel, die wir jetzt sehen, sind aus dem Norden
zugezogen und werden dort auch wieder zum Brüten hinfliegen", erklärt
NABU-Geschäftsführer Sönke Hofmann. Konrad Lorenz' legendäre
Forschungsstätte, das Max-Planck-Institut in Seewiesen, hatte jüngst
herausgefunden, dass die als "Standvögel" angesehenen Arten sich sehr
wohl auf den Zug machen, wenngleich nicht bis nach Afrika.

Entsprechend sei noch Zeit, den Garten einem "Vogelcheck" zu
unterziehen. "Ohne Laub kann man die alten Nester in den Bäumen gut
erkennen", erklärt der NABU, "gibt es wenig Astquirle und Zwillen,
gibt es auch wenig Brutmöglichkeiten für Freibrüter wie Amsel oder
Rotkehlchen." Mit der Astschere können Gartensträucher im Handumdrehen
zu attraktiven Nistplätzen verwandelt werden. Aus Reisig oder
Fichtenzweigen und zwei Stricken kann eine Nisttasche am Stamm von
größeren Bäumen angebunden werden.




[image: Trauerschnäpper auf einem Nistkasten - Foto: © Otto Reinhard]

Trauerschnäpper

Foto: © Otto Reinhard



"Der Klassiker ist sicher der Meisenkasten", so Sönke Hofmann, "der
wird auch am dankbarsten angenommen." Will man lieber die kleinen
Blau-, Tannen- und Weidenmeisen fördern, sollte das Einflugloch unter
28 Millimeter messen. Kohlmeisen, aber auch Spatzen und
Trauerschnäpper sind dicker und brauchen mehr als 32 Millimeter. Doch
nicht der Kasten allein bestimmt, welche Vogelart einzieht: Der
Lebensraum muss stimmen.

"Ganz einfach ist es beim Zaunkönig. Dem packt man Totholzhaufen und
Reisighecken hin und schon ist er da. Auf dem NABU-Gelände haben wir
die Bestände so mehr als verfünffacht", zeigt sich Hofmann begeistert.
Doch vor allem brauchen Singvögel abwechslungsreiche Gärten ohne Gift
mit vielen einheimischen Wildpflanzen und wenig Exotik und
überzüchteten Prachtblumen, fordert der NABU. Ein insektenfreundlicher
Garten sei automatisch auch vogelfreundlich und vor allem spannend.

Mit ein paar Brettern und leidlich handwerklichem Geschick lassen sich
Nistkästen schnell selbst bauen. "Ob die Kanten akkurat im rechten
Winkel passen, schert die Vögel nicht. Eine ausgefaulte Höhle ist auch
nicht quadratisch", schmunzelt der gelernte Förster Hofmann. Einfacher
als Meisenhöhlen sind Halbhöhlen für Rotschwänze und Bachstelzen zu
zimmern. Noch einfacher ist es oft, ein Brett an den Unterschlägen des
Daches anzubringen oder gar eines als Einschlupf zu lockern. "Die
Vögel bauen nur ihr Nest da rein, sie richten keinen Schaden an und
koten auch nicht alles voll", klärt der NABU auf.




[image: Siebenschläfer guckt aus Nistkastenloch - Foto: © Willi Mayer]

Siebenschläfer

Foto: © Willi Mayer



Natürliches, innen raues Material, Löcher im Boden als Wasserablauf
und eine Klappe zum Ausräumen der alten Nester sind hilfreich. "Es
wird viel Unfug rund um die Nistkästen verbreitet", beklagt Sönke
Hofmann, "da wird von Mindestdicken des Holzes und Reinigung im Winter
schwadroniert, obwohl jetzt Bilche in ihnen schlafen und Spatzen
mühsam ihre kuscheligen Winternester gebaut haben." Wer die
Herbstreinigung verpasst habe, hat noch ein kurzes Zeitfenster Ende
Februar oder lässt die Reinigung bis zum nächsten Herbst sein - die
Vögel bauen einfach auf alte Nester oben drauf.

Der NABU Bremen hat im Vahrer Feldweg 185, 28309 Bremen eine
umfangreiche Sammlung der unterschiedlichsten Nistkästen als
Dauerausstellung und schickt gegen 5 Euro das "Gartenvogelpaket" mit
Vogelbroschüre und Bauplansammlung mit 50 bewährten Plänen zu.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung, 29.01.2020

Herausgeber: Naturschutzbund Deutschland

Landesverband & Stadtverband Bremen e. V.

Vahrer Feldweg 185, 28309 Bremen

Tel.: 0421/33 98 77 2, Fax: 0421/33 65 99 12

E-Mail: Info@NABU-Bremen.de

Internet: www.NABU-Bremen.de
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INITIATIVE/563: Bundesumweltministerin zeichnet Kapuzinerklostergarten Münster aus (UN-Dekade Biologische Vielfalt)

UN-Dekade Biologische Vielfalt - 2. Februar 2020

Bundesumweltministerin
Svenja Schulze zeichnet Kapuzinerklostergarten zum UN-Dekade-Projekt
aus



Münster, 2. Februar 2020 - Rückzugs- und Erholungsort für Menschen und
Lebensraum für viele Pflanzen- und Tierarten - das ist der
Kapuzinerklostergarten Münster. Im Kapuzinerkloster Münster wird die
Einrichtung heute als Projekt der UN-Dekade Biologische Vielfalt
ausgezeichnet. Bundesumweltministerin Svenja Schulze verleiht die
Auszeichnung an die Projektträger Deutsche Kapuzinerprovinz, Alexianer
Werkstätten, Institut für Theologische Zoologie und IUNCTUS
Kompetenzzentrum für Christliche Spiritualität der Hochschule Münster,
NABU Münster und NABU NRW, in Anwesenheit von Prof. Dr. Klaus Töpfer.

Im Kapuzinerklostergarten Münster können Besucher/innen auf 1,5 Hektar
Fläche Naturvielfalt hautnah erleben. Die einzelnen Gartenbereiche
bilden verschiedene Ökosysteme ab, mit zahlreichen alten und
regionalen Obst- und Gemüsesorten, Blühwiesen und mehr als 150
Kräuterarten. Die Pflege des Gartens übernehmen behinderte und
psychisch erkrankte Menschen aus den Alexianer Werkstätten. Auf der
Webseite www.kapuzinerklostergarten.de besteht die Möglichkeit, den
Garten interaktiv kennenzulernen.

Im Klostergarten finden regelmäßig Veranstaltungen, Workshops und
Führungen statt, die Menschen zusammenbringen, das Bewusstsein für
biologische Vielfalt schärfen und für einen nachhaltigen Umgang mit
natürlichen Ressourcen sensibilisieren. Die Aktivitäten demonstrieren
zudem, dass ökologische und soziale Fragestellung in Verbindung
miteinander betrachtet werden sollten.

Die Fachjury der UN-Dekade Biologische Vielfalt lobt das Projekt
besonders für die Verknüpfung des christlichen Glaubens mit dem Thema
Biodiversität. Außerdem trägt es dazu bei, Menschen mit körperlichen
oder mentalen Schwierigkeiten in das gesellschaftliche Leben zu
integrieren.

Über die UN-Dekade Biologische Vielfalt 

Mit der UN-Dekade Biologische Vielfalt 2011-2020 ruft die
Staatengemeinschaft die Weltöffentlichkeit auf, sich stärker für die
biologische Vielfalt einzusetzen. Sie will die Bedeutung der
Biodiversität für unser Leben und Wirtschaften bewusster machen und
persönliches Handeln zum Schutz und Erhalt der Vielfalt der Arten,
Lebensräume und Gene anstoßen. Hintergrund ist ein kontinuierlicher
Rückgang an Biodiversität in fast allen Ländern der Erde.

In Deutschland werden im Rahmen der UN-Dekade Projekte und Beiträge
ausgezeichnet, die sich in besonderer Weise für die Erhaltung,
nachhaltige Nutzung und Vermittlung der biologischen Vielfalt
einsetzen. Zusätzlich zum regulären Wettbewerb zeichnet die UN-Dekade
seit 2017 im Rahmen des Sonderwettbewerbs "Soziale Natur - Natur für
alle" auch vorbildliche Projekte aus, die das soziale Miteinander
fördern und gleichzeitig einen Beitrag zum Erhalt der biologischen
Vielfalt leisten.

Bewerben können sich bis 17. April 2020 Einzelpersonen oder
-initiativen, institutionelle Projektträger wie Verbände, Stiftungen
und Unternehmen sowie staatliche und nicht-staatliche Organisationen.
Die Bewerbung erfolgt über die Webseite der UN-Dekade. Über die
Auszeichnung entscheidet eine Fachjury.

Anschrift

Kapuzinerkloster Münster

Kapuzinerstraße 27

48149 Münster

garten.muenster@kapuziner.org

www.kapuzinerklostergarten.de

Projektträger

Deutsche Kapuzinerprovinz

Alexianer Werkstätten

Institut für Theologische Zoologie

IUNCTUS Kompetenzzentrum für christliche Spiritualität

NABU Münster

NABU NRW

 * 

Quelle:

Presseinformation, 02.02.2020

UN-Dekade Biologische Vielfalt

Presse- und Öffentlichkeitsarbeit

E-Mail: presse(at)undekade-biologischevielfalt.de

Internet: www.undekade-biologischevielfalt.de
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JUGEND/091: Studie - Klima- und Umweltschutz stehen bei Jugendlichen hoch im Kurs (BMU)

Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit:

Gemeinsame Pressemitteilung mit dem Umweltbundesamt -
Berlin, 31. Januar 2020

Jugendstudie: Klima- und Umweltschutz stehen bei Jugendlichen hoch
im Kurs



Für junge Menschen in Deutschland ist der Schutz von Umwelt- und Klima
ein Top-Thema. Die deutliche Mehrheit von ihnen ist politisch
interessiert, bereit zum Engagement und vertraut auf die Demokratie.
Sie erwarten, dass die Politik mehr tut für Klima und Umwelt, und dass
sie dabei auf soziale Gerechtigkeit achtet. Und sie sehen vor allem
bei jeder und jedem Einzelnen noch Potenzial, sich stärker
umweltgerecht zu verhalten. Das sind Ergebnisse der repräsentativen
Jugendstudie "Zukunft? Jugend fragen", die das Institut für
ökologische Wirtschaftsforschung (IÖW) im Auftrag des
Bundesumweltministeriums und des Umweltbundesamtes erstellt hat.
Hierzu diskutierten Bundesumweltministerin Svenja Schulze und der
Präsident des Umweltbundesamtes, Dirk Messner, heute auf dem
Jugendforum "Umwelt und Klima - Wohin wollen wir?" zusammen mit rund
80 Jugendlichen ab 14 Jahren.

Bundesumweltministerin Svenja Schulze: "Junge Menschen sind wesentlich
politischer als viele lange geglaubt haben. Klima- und Umweltschutz
spielen für die große Mehrheit der Jugendlichen eine wichtige Rolle.
Dafür gehen sie seit mehr als einem Jahr nicht nur freitags auf die
Straße. Sie engagieren und vernetzen sich, sind sich der Verantwortung
des eigenen Handelns für die Zukunft aller bewusst und leben Klima-
und Umweltschutz häufig ganz praktisch vor. Vor allem erkennen auch
viele, dass Klima- und Umweltschutz sozial gerecht gestaltet werden
müssen. Dieses Bewusstsein der Jugend wird der Umweltpolitik in
Deutschland in den nächsten Jahrzehnten viel Rückenwind geben."

UBA-Präsident Dirk Messner: "Die Digitalisierung ist bei den jungen
Menschen längst Teil der Lebensrealität und wird nicht hinterfragt.
Aber sie sehen auch die Risiken, wie die Klimabelastung durch Geräte
und Rechenzentren oder den Rohstoffverbrauch. Umso mehr ist es Aufgabe
der Politik, den gesellschaftlichen Wandel zu gestalten - wenn
Digitalisierung aktiv gestaltet wird, bietet sie beispiellose
Möglichkeiten, das Leben der Menschen zu verbessern und gleichzeitig
unsere Lebensgrundlagen zu schützen und zu erhalten."

Mehr als 1.000 junge Menschen zwischen 14 und 22 Jahren haben im
Frühsommer 2019 an der Repräsentativbefragung durch das Institut für
ökologische Wirtschaftsforschung (IÖW) und Partner teilgenommen. Auch
an der inhaltlichen Gestaltung der Studie waren durchgehend junge
Menschen beteiligt. Ein zehnköpfiger Jugendbeirat begleitete das
Projekt.

Den Umwelt- und Klimaschutz benennen junge Menschen als eines der
wichtigsten Probleme in Deutschland: Für 45 Prozent ist er sehr
wichtig und für weitere 33 Prozent eher wichtig. Ähnlich wichtige
Probleme sind der Zustand des Bildungswesens und Fragen der sozialen
Gerechtigkeit. Für 87 Prozent ist es wichtig, in einer Demokratie zu
leben. Auch Wahlen und die EU werden von der großen Mehrheit der
jungen Menschen wertgeschätzt. Sie finden die Zustimmung von mehr als
drei Viertel der Befragten.

80 Prozent der Befragten kannten zum Befragungszeitpunkt die Bewegung
Fridays for Future. Rund ein Viertel hat bereits bei den Fridays for
Future-Klimastreiks mitgemacht, fast alle von ihnen, nämlich 90
Prozent, können sich vorstellen, das künftig wieder zu tun. 87 Prozent
der Befragten geben an, dass sie soziale Themen, wie das Zusammenleben
der Menschen, Solidarität, Gerechtigkeit und Hilfe für andere sehr
oder eher interessieren. Umwelt- und Klimaschutz wirkt sich aus der
Sicht junger Menschen positiv auf soziale Ziele aus. So ist zum
Beispiel für 65 Prozent besonders bedeutsam, dass künftige
Generationen ohne ausreichenden Umwelt- und Klimaschutz durch massive
Umweltprobleme belastet würden. Achten müsse man darauf, dass sich
auch finanziell schlechter gestellte Menschen umweltfreundliche
Produkte leisten können.

In der Digitalisierung sehen die Befragten gleichermaßen Chancen und
Risiken für den Umwelt- und Klimaschutz. So sind soziale Medien gute
Informations- und Austauschmöglichkeiten. Die Umweltbelastungen des
Onlineshoppings durch Transport und Verpackung der Waren sehen sie
dagegen negativ.

Link zur Studie:

https://www.bmu.de/PU581

 * 

Quelle:

Pressedienst Nr. 021/20, 31.01.2020
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RECHT/292: BUND klagt gegen Gewerbegebiet in Rahlstedt - Zerstörung von Landschaftsschutzgebiet droht (BUND HH)

BUND-Landesverband Hamburg - 3. Februar 2020

Gewerbegebiet Rahlstedt: BUND klagt gegen Zerstörung wertvoller
Biotope im Landschaftsschutzgebiet

BUND Hamburg beantragt Baustopp für den Viktoriapark und reicht
Normenkontrolle beim OVG Hamburg ein



Der BUND Hamburg hat heute beim Oberverwaltungsgericht (OVG) Hamburg
Klage gegen den Ende Dezember 2019 vom Bezirksamt Wandsbek
veröffentlichten Bebauungsplan Rahlstedt 131 eingereicht und
zeitgleich einen Baustopp beantragt. Es droht akut auf über 20 Hektar
eine massive Zerstörung wertvoller Knicklandschaften im Nordosten
Hamburgs.

"Mit einem Federstreich wird erneut in Hamburg der Landschaftsschutz
ausgehebelt und eine massive Naturzerstörung zugelassen. Wir halten
den Bebauungsplan Rahlstedt 131 für rechtswidrig und gerade die
artenschutzrechtliche Prüfung für unzureichend. Außerdem stellen wir
den Bedarf deutlich in Frage. Hier soll offenbar für einen einzigen
Investor trotz Alternativen der Weg frei gemacht werden", so Manfred
Braasch, Landesgeschäftsführer des BUND Hamburg.

In dem Gebiet nahe der Grenze zu Schleswig-Holstein finden sich über
30 geschützte Tier- und Pflanzenarten, darunter die
Breitflügelfledermaus, der Moorfrosch, die Spitzblütige Binse und der
Fitis (Laubsänger). Das Plangebiet zeichnet sich neben wertvollen
Knicks durch eine Reihe von ebenfalls nach dem Bundesnaturschutzgesetz
gesetzlich geschützten Biotopen (z. B. Sumpf, Sumpfwald, Sumpftümpel)
aus.

In dem geplanten Gewerbegebiet "Victoria Park" an der Stapelfelder
Straße sollen "großflächige Gewerbebetriebe" angelockt werden. Dies
hält der BUND Hamburg für einen falschen und nicht mehr zeitgemäßen
Ansatz zu Lasten der Natur, zumal im Bezirk Gewerbeflächen kurzfristig
verfügbar und auch im direkt benachbarten Merkurpark noch Flächen frei
sind.

Der BUND Hamburg hofft nun auf eine schnelle Entscheidung des
Gerichtes und einen Baustopp, da ansonsten der Investor mit massiver
Bautätigkeit ökologisch wertvolle Bereiche unwiederbringlich zerstören
würde. Bereits im letzten Jahr wurden erste vorbereitende Baumaßnahmen
durchgeführt, obwohl der Bebauungsplan noch nicht in Kraft getreten
war. Auch dieses Vorgehen, trotz fehlendem Bebauungsplan vor Ort erste
Fakten zu schaffen, hatte der BUND mehrfach kritisiert und ein
gesondertes Klageverfahren angestrengt, das zu einem teilweisen
Baustopp bei der Zerstörung besonders geschützter Biotope führte.

 * 

Quelle:

Presseinformation 04/19, 03.02.2020

Herausgeber:
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SCHADSTOFFE/299: Chemikalien in der Umwelt - Die Mischung im Fokus (UFZ)

Helmholtz-Zentrum für Umweltforschung (UFZ)

Pressemitteilung, 23. Januar 2020

Chemikalien in der Umwelt: Die Mischung im Fokus

Kombinierte
chemisch/bioanalytische Methoden können Chemikalienmischungen
effizient beschreiben



Einst genügte es, einzelne Chemikalien als Verursacher für schädliche
Auswirkungen auf Mensch und Umwelt auszumachen. Doch wie sich
mittlerweile zeigt, greift dieser Ansatz zu kurz. Denn die reale Welt
ist von multiplen Belastungen und Chemikaliencocktails geprägt. Der in
der neuesten Ausgabe des Wissenschaftsmagazins Science erschienene
Übersichtsartikel stellt methodische Ansätze vor, mit denen
Chemikalien, die in komplexen Mischungen von Bedeutung sind, isoliert,
charakterisiert und verfolgt werden können. Eine Kombination von
chemischen und bioanalytischen Methoden sei dazu am besten geeignet -
schreibt ein internationales Forscherinnen-Team unter Leitung von
Umwelttoxikologin Beate Escher vom Helmholtz-Zentrum für
Umweltforschung (UFZ).

Chemikalien haben unsere Lebensqualität verbessert. Doch gleichzeitig
geht von ihnen ein erhebliches Risiko für Mensch und Umwelt aus:
Pestizide, Pharmazeutika und Weichmacher gelangen in die Umwelt und in
die Nahrungskette und bringen neben den erwünschten auch unerwünschte
Effekte mit sich. Trotz gesetzlicher Bestimmungen werden diese
Chemikalien nicht angemessen erfasst und unzureichend bewertet.

Das liegt u.a. daran, dass der derzeitige Ansatz, mit dem das
Gefahrenpotenzial von Chemikalien bewertet wird, auf relativ wenigen
Einzelkomponenten beruht. Mittlerweile weiß man aber, dass Mensch und
Umwelt einem Cocktail von zehntausenden Chemikalien ausgesetzt sind.
Nur ein Bruchteil davon wurde bislang identifiziert; die Wirkung auf
biologische Systeme sowie die Rolle von einzelnen Chemikalien und
Abbauprodukten im Cocktail ist weitgehend unklar. Zudem wächst die
Zahl neu registrierter Chemikalien rasant an: Von 20 Millionen im Jahr
2002 auf 156 Millionen im Jahr 2019. Das alles macht es schwierig,
Ursache-Wirkungs-Beziehungen aufzudecken, und verlangt nach neuen
Denkmodellen und methodischen Ansätzen.

In ihrem Review fassen die Autorinnen um Prof. Beate Escher vom UFZ
deshalb Technologien zusammen, die sich eignen, Chemikalien in
komplexen Mischungen zu identifizieren und ihre Wirkungen zu erfassen.
Zudem bewerten sie deren Möglichkeiten und Grenzen.

Die Publikation macht deutlich, dass es nicht nur um analytische
Methoden geht - auch das "Was" und "Wie" der Probenahme und
-Aufbereitung entscheidet über den Erfolg der Analytik. Gemeinsame
Ansätze für diverse Probenarten - von Wasser und Boden bis Blut oder
Gewebe - erlauben, die Ergebnisse später zu vergleichen. Als besonders
innovativ werden u.a. spezielle Wischtücher oder Silikonarmbänder
hervorgehoben, die die persönliche Exposition von Menschen mit
Schadstoffen erfassen können.

Die Möglichkeiten der chemischen Analytik haben sich mit der
Entwicklung und der Zugänglichkeit der hochauflösenden
Massenspektrometrie (HR-MS) extrem verbessert. Gekoppelt mit weiteren
Technologien können damit zehntausende Signale in biologischen und
Umweltproben nachgewiesen werden. Sie ist auch die Basis für ein
"Verdachtsscreening" zur Identifizierung unbekannter Chemikalien in
komplexen Mischungen. "Das versetzt uns u.a. in die Lage, neue
problematische Schadstoffe in der Umwelt zu erkennen", so Beate
Escher. "Aber alle Stoffe können wir damit niemals erfassen. Auch
Stoffe unterhalb ihres Detektionslimits und unterhalb ihrer
Effektschwelle können zum Risiko beitragen".

Die Forscherinnengruppe empfiehlt daher ergänzend zur chemischen
Analytik bioanalytische Werkzeuge, die bei der Bewertung der Toxizität
von Abwasser und Sedimenten insbesondere Mischeffekte erfassen können.
Traditionell wurden dafür in vivo-Biotests mit ganzen Organismen
durchgeführt, deren Nachteil u.a. ein geringer Probendurchsatz war.
Mit der Weiterentwicklung zellbasierter in vitro-Biotests eröffnen
sich nun weitere Möglichkeiten - sie können Tierversuche ersetzen und
sind für Hochdurchsatzroboter geeignet. "Die Anwendung von in
vitro-Hochdurchsatzverfahren zur Umweltrisikobewertung von Gemischen
und komplexen Umweltproben ist erst im Entstehen, hat aber ein
riesiges Potenzial", ist Beate Escher überzeugt.

Durch die Ergänzung der hochauflösenden Massenspektrometrie mit
bioanalytischen Werkzeugen lassen sich Informationen über die
Auswirkungen aller Chemikalien in einer Probe gewinnen. Die
Kombination dieser beiden Werkzeuge habe laut Escher das Potenzial,
die Umweltüberwachung zu revolutionieren. Auch aus diesem Grund wurde
am UFZ die Technologie-Plattform CITEPro (Chemicals in the Environment
Profiler) aufgebaut. Sie erlaubt die Vorbereitung und Testung von
Proben mit analytischen und bioanalytischen Hochdurchsatzverfahren.
Doch CITEPro ist mehr als reine Hardware. Es ist ein Konzept, um das
Exposom zu charakterisieren - also die Gesamtheit aller
Umwelteinflüsse zu erfassen, denen ein Individuum lebenslang
ausgesetzt ist. Dazu gehören externe Faktoren (Chemikalien in der
Luft, im Wasser oder in der Nahrung) und interne Komponenten, die ein
Organismus als Reaktion auf verschiedene Belastungen produziert.

Fazit:

Die Zahl der Chemikalien, die in Umweltproben mithilfe ausgefeilter
instrumenteller Analysen identifiziert werden, nimmt ständig zu. In
den vergangenen Jahren wurden bessere Methoden entwickelt, um ihre
kombinierten Wirkungen und Mechanismen der Toxizität zu untersuchen.
Es bleibt dennoch eine Herausforderung, die Ursachen für chemischen
Stress in der Umwelt zu erklären. Die Verbindungen zwischen Umwelt,
Natur und Mensch können nur durch einen integrierten Ansatz für
Monitoring und Bewertung hergestellt werden.

Die Verfolgung von Chemikalien und ihren Umwandlungsprodukten in der
Umwelt und in unserem Körper ist eine immense (bio)analytische
Herausforderung: Probenahme, Extraktion, chemischer Nachweis und
Datenanalyse müssen aufeinander abgestimmt werden, um robuste
Informationen zu erhalten.

Die Quantifizierung von Mischeffekten ist eine Möglichkeit, alle
vorhandenen Chemikalien und ihre bioaktiven Umwandlungsprodukte zu
erfassen. Angesichts der eindeutigen Relevanz von Gemischen und der
Tatsache, dass Tausende von Chemikalien in der Umwelt und in unserem
Körper vorkommen, ist ein Wechsel des bestehenden
Regulierungsparadigmas hin zu Mischungseffekten dringend erforderlich.

Publikation:

Beate I. Escher, Heather M. Stapleton, and Emma L. Schymanski (2020):
Tracking Complex Mixtures of Chemicals in our Changing Environment.
Science, 

https://doi.org/10.1126/science.aay6636



Im Helmholtz-Zentrum für Umweltforschung (UFZ) erforschen
Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler die Ursachen und Folgen der
weit reichenden Veränderungen der Umwelt und erarbeiten
Lösungsoptionen. In sechs Themenbereichen befassen sie sich mit
Wasserressourcen, Ökosystemen der Zukunft, Umwelt- und
Biotechnologien, Chemikalien in der Umwelt, Modellierung und
sozialwissenschaftlichen Fragestellungen. Das UFZ beschäftigt an den
Standorten Leipzig, Halle und Magdeburg circa 1.100 Mitarbeitende. Es
wird vom Bund sowie von Sachsen und Sachsen-Anhalt finanziert.

www.ufz.de

Die Helmholtz-Gemeinschaft identifiziert und bearbeitet große und
vor allem drängende Fragen von Gesellschaft, Wissenschaft und
Wirtschaft. Ihre Aufgabe ist es, langfristige Forschungsziele von
Staat und Gesellschaft zu erreichen. Damit sollen die Lebensgrundlagen
der Menschen erhalten und sogar verbessert werden. Helmholtz besteht
aus 19 naturwissenschaftlich-technologischen und
medizinisch-biologischen Forschungszentren.

www.helmholtz.de
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FORSCHUNG/587: Der unterschiedliche Blick auf die Natur (idw)

Johann Heinrich von Thünen-Institut, Bundesforschungsinstitut für
Ländliche Räume, Wald und Fischerei - 30.01.2020

Der unterschiedliche Blick auf die Natur

Wie das Naturverständnis der Landwirte ihre Entscheidungen zu
staatlichen Agrarumweltmaßnahmen beeinflusst



Mit Prämien für Agrarumweltmaßnahmen versucht der Staat, Landwirte zu
motivieren, auf einigen ihrer Flächen die Bewirtschaftung stärker an
Ziele wie den Erhalt der Biodiversität auszurichten. Es ist allerdings
nur ein Teil der Landwirte bereit, an solchen Agrarumweltmaßnahmen
teilzunehmen. Wichtige Hemmnisse sind zu niedrige Prämienhöhen und
verwaltungsrechtliche Vorgaben. Dass in diesem Zusammenhang auch das
Naturverständnis der Landwirte und ihr Wissen über ökologische
Zusammenhänge eine Rolle spielen, hat das Braunschweiger
Thünen-Institut in einer Studie zeigen können.




[image: Foto: © Michael Welling]

Blühstreifen am Rande eines Roggenfeldes

Foto: © Michael Welling



Für die Untersuchung wurden ausführliche Interviews mit 25 Landwirten
einer intensiv bewirtschafteten Agrarregion in Niedersachsen
durchgeführt. Dabei zeigte sich: Die Landwirte wertschätzen die Natur
und sind gewillt, Naturschutzaspekte im Ackerbau zu berücksichtigen.
Paradoxerweise trägt genau dieser Wunsch jedoch dazu bei, dass die
befragten Landwirte keine staatlich geförderten
Biodiversitätsmaßnahmen umsetzen. Das kann so weit gehen, dass sie
Blühstreifen auf ihren Ackerflächen anlegen, diese aber nicht im
Rahmen eines staatlichen Förderprogramms anmelden und so auf eine
finanzielle Honorierung verzichten.

Die Studie des Thünen-Instituts verdeutlicht, dass das
Naturverständnis der Landwirte und ihre Ziele im Naturschutz sehr von
der Landschaft geprägt sind, die sie umgibt. Auch ihr praktisches
produktionstechnisches Wissen, ihre Erfahrungen und ihr Verständnis
von guter landwirtschaftlicher Praxis beeinflussen die Sicht der
Landwirte auf die Natur. "Aufgrund ihres landwirtschaftlich geprägten
Naturverständnisses bezweifelten viele Landwirte in unserer Erhebung
den ökologischen Nutzen bestimmter Vorgaben staatlicher
Agrarumweltprogramme. Sie setzen deshalb entsprechende Maßnahmen nicht
um, obwohl sie ein Interesse haben, die biologische Vielfalt in der
Agrarlandschaft zu erhalten", erklärt die Hauptautorin der Studie Dr.
Nataliya Stupak vom Thünen-Institut. So zeigen die
Untersuchungsergebnisse, dass die im Ackerbau erworbene, tief
verwurzelte Überzeugung, dass Felder "ordentlich", d.h. gleichmäßig
dicht im Aufwuchs und ohne "Unkräuter", aussehen sollten, auch auf
Maßnahmen zum Umwelt- und Naturschutz übertragen wird. Beispielsweise
führen die Vorgaben der staatlichen Förderprogramme bei Blühstreifen
in den Augen der befragten Landwirte dazu, dass sich diese nicht so
entwickeln können, wie sie es für richtig halten. Zudem unterschätzen
einige der befragten Landwirte den ökologischen Wert von
"unordentlichen" Flächen wie Brachen und extensiv bewirtschafteten
Ackerkulturen für die Biodiversität, für andere ist es nicht
nachvollziehbar, dass solche im landwirtschaftlichen Sinne
unproduktiven Flächen überhaupt etwas für die Natur bringen.

Die Ergebnisse lassen vermuten, dass eine alleinige Erhöhung der
Prämien für biodiversitätsfördernde Maßnahmen nicht ausreichen wird,
um eine Beteiligung an Agrarumweltprogrammen in der nötigen Breite und
Qualität zu erreichen. "Es wird darauf ankommen, dass die Ziele und
Vorgaben in den staatlichen Programmen, die vonseiten der
Landwirtschaft häufig kritisiert werden, viel besser erläutert
werden", argumentiert Co-Autorin Dr. Barbara Heinrich. "Es wäre
hilfreich, wenn Landwirte vermehrt in die Entwicklung der Maßnahmen
eingebunden würden, um den Austausch und das gegenseitige Verständnis
zu erhöhen." Weiterhin wäre es nach Ansicht der
Thünen-Wissenschaftlerin
wünschenswert, wenn die Landwirte ein besseres
Verständnis für agrar-ökologische Zusammenhänge bekämen. Solche
Zusammenhänge sollten deshalb in der Aus- und Fortbildung von
Landwirten stärker berücksichtigt werden.

Spezifische Biodiversitätsberatung, aber auch die vermehrte
Berücksichtigung von Umweltschutzbelangen im Rahmen der regulären
landwirtschaftlichen Beratung (Pflanzenbau- und Betriebsberatung)
könnten zudem einen wichtigen Beitrag leisten, um positive und
negative Folgen einzelner Produktionsentscheidungen für die Natur
besser zu verstehen.

Originalpublikation:

Stupak, Nataliya, Jürn Sanders, Barbara Heinrich (2019): The role of
farmers' understanding of nature in shaping their uptake of
nature-protection measures. Ecological Economics 157: 301-311.

DOI: https://doi.org/10.1016/j.ecolecon.2018.11.022

Die gesamte Pressemitteilung inkl. Bilder unter:

http://idw-online.de/de/news730734

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution1208
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STANDPUNKT/1162: Lebensmittelindustrie im Kanzleramt - BUND fordert faire Preise für die Landwirtschaft (BUND)

Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland (BUND) - Pressemitteilung
vom 3. Februar 2020

Lebensmittelindustrie im Kanzleramt: BUND fordert faire Preise für
die Landwirtschaft



Berlin. Anlässlich des heutigen Treffens von Bundeskanzlerin Angela
Merkel mit Vertreterinnen und Vertretern der Ernährungsindustrie und
des Lebensmittelhandels fordert der Bund für Umwelt und Naturschutz
Deutschland (BUND) die Bundesregierung auf, Supermärkte und Discounter
zu verpflichten, Lebensmittel nicht länger zu verramschen.

"Wer den Liter Milch für nur 60 Cent anbietet und somit der Bäuerin
oder dem Bauern nur etwa 30 Cent bezahlt, der ist mitverantwortlich
für das Höfesterben. Die Vernichtung bäuerlicher Existenzen wird durch
die schlechten Erzeugerpreise weiter beschleunigt. Der Protest der
Landwirtinnen und Landwirte ist absolut verständlich", so 
BUND-Vorsitzender Olaf Bandt.

Die Lebensmittelindustrie muss bei der sozial-ökologischen Agrarwende
hin zu mehr Umwelt- und Klimaschutz sowie fairen Preisen mitmachen.
"Trotz der oft blumigen Nachhaltigkeitsversprechen versuchen
Lebensmitteleinzelhandel und Discounter mit Dumpingpreisen
Konkurrenten auszustechen - ohne jede Rücksicht auf die Landwirtschaft
oder die Umwelt", erklärt Bandt.

Der BUND fordert die Bundesregierung daher auf, Bäuerinnen und Bauern
und die Umwelt zu schützen. Sie muss den Konzernen die
Preisunterbietungsfreiheit entziehen, wenn sie dazu nicht freiwillig
bereit sind. Bandt: "Unternehmerische Freiheit endet dort, wo durch
unlauteres Geschäftsgebaren bewusst Existenzen von bäuerlichen
Betrieben, mangelhafter Umwelt- und Klimaschutz sowie der Verlust der
Artenvielfalt in Kauf genommen werden."

Der gesellschaftliche Erwartungsdruck auf die Landwirtinnen und
Landwirte ist enorm. Damit die Landwirtschaft die gesellschaftlichen
Erwartungen im Bereich Umwelt- und Klimaschutz erfüllen kann, brauchen
die Bäuerinnen und Bauern nicht nur eine andere EU-Förderpolitik und
Wertschätzung ihrer Arbeit, sondern auch deutlich bessere Preise für
ihre Produkte. Darüber hinaus fordert der BUND den Umbau der
Nutztierhaltung auch finanziell abzusichern, dafür wären sowohl eine
Tierwohl-Abgabe als auch die Anhebung des Steuersatzes von 7 auf 19
Prozent für tierische Lebensmittel denkbar.

"Dass die Bundeskanzlerin die Lebensmittelindustrie ins
Bundeskanzleramt einbestellt hat, setzt ein wichtiges Zeichen. Wer die
Preise immer weiter drückt, seine Marktmacht gegenüber der
Landwirtschaft ausnutzt und sich gleichzeitig beim Verbraucher mit
Billigangeboten anbiedert, der steht der dringend notwendigen
Agrarwende im Weg", so Bandt.

Initiativen zur Kennzeichnung von Fleisch, der Auslistung
umweltschädlicher Produkte oder die Unterstützung des regionalen
Lebensmittelhandwerks zeigen, dass der Handel auch Verantwortung
übernehmen kann, während die Politik wichtige Entscheidungen
herauszögert. Bandt: "An Landwirtinnen und Landwirte stellt das große
Anforderungen, die zwingend entlohnt werden müssen, denn ohne
bäuerliche Betriebe bleiben die Supermärkte leer. Gleichzeitig ist es
notwendig, den Umbau auf den Betrieben mit den Milliarden aus der
EU-Agrarpolitik aktiv zu begleiten, statt weiter das Geld mit der
Gießkanne über die Äcker zu verteilen."

Darüber hinaus fordert der BUND die Bundesregierung auf, große
Unternehmen wie Lebensmitteleinzelhändler mit Hilfe eines
Lieferkettengesetzes dafür in die Verantwortung zu nehmen, dass
weltweit grundlegende Umweltstandards eingehalten werden. Bandt: "Ein
Lieferkettengesetz nimmt den Druck von Bäuerinnen und Bauern weltweit.
Mit den Supermarktketten werden die mächtigen Akteure in die Pflicht
genommen, die aktuell enorme Gewinne abschöpfen. Ein
Lieferkettengesetz sorgt für Gerechtigkeit im Handel mit Agrargütern."

 * 

Quelle:

BUND-Pressedienst, 03.02.2020
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WETTBEWERB/348: "Naturstadt", ab 1. Februar bis November - Bundesweiter Wettbewerb für Kommunen startet (BfN)

Bundesamt für Naturschutz (BfN)

Gemeinsame Pressemitteilung mit dem Bundesumweltministerium -
Berlin/Bonn, 31. Januar 2020

"Naturstadt": Bundesweiter Wettbewerb für Kommunen startet

Städte, Gemeinden und Landkreise können sich bei Wettbewerb für mehr
Stadtnatur und Insektenschutz bewerben.



Mehr naturnahe Flächen sind ein Gewinn für Städte und Gemeinden: Sie
sind ein zentraler Beitrag für das Wohlbefinden der Bürgerinnen und
Bürger ebenso wie für den Schutz der biologischen Vielfalt. Das
Bundesumweltministerium fördert daher den bundesweiten Wettbewerb
"Naturstadt - Kommunen schaffen Vielfalt" im Bundesprogramm
Biologische Vielfalt mit rund 2,2 Millionen Euro. Die 40 besten
Projektideen werden als Zukunftsprojekte mit je 25.000 Euro prämiert.
Der Wettbewerb ist sowohl Teil des Masterplans Stadtnatur als auch des
Aktionsprogramms Insektenschutz der Bundesregierung. Inhaltlich wird
der Wettbewerb vom Bundesamt für Naturschutz (BfN) begleitet.

Bundesumweltministerin Svenja Schulze: "Naturnahe Flächen und
insektenfreundliche Lebensräume sind unverzichtbar, um die
Lebensqualität in den Städten zu verbessern und die biologische
Vielfalt zu erhalten. Mit dem Wettbewerb "Naturstadt" wollen wir neue
Wege aufzeigen, wie vielfältige Insektenlebensräume in unseren Städten
und Gemeinden geschaffen werden können. Wie bringen wir
Stadtentwicklung, Grünplanung und Naturschutz sinnvoll zusammen? Wie
können wir lokale Allianzen für mehr naturnahe innerstädtische Flächen
unterstützen und fördern? Hierfür freue ich mich auf gute Ideen für
Lösungen mit Modellcharakter, damit wir Lebensräume für Insekten
schützen, wiederherstellen und vernetzen können."

BfN-Präsidentin Prof. Dr. Beate Jessel: "Alle Kommunen, ob groß oder
klein, erfahren oder bislang noch nicht so aktiv, sind eingeladen,
diese Chance zu nutzen und am Wettbewerb teilzunehmen. Aber auch über
den Wettbewerb hinaus werden wir das Engagement von Kommunen und
weiteren Akteurinnen und Akteuren für mehr Stadtnatur und
Insektenschutz langfristig im Bundesprogramm Biologische Vielfalt
fördern. Dafür erarbeiten wir gerade einen neuen Förderschwerpunkt zur
Stadtnatur."

Der Wettbewerb "Naturstadt - Kommunen schaffen Vielfalt" wird vom
Bündnis "Kommunen für biologische Vielfalt e.V." durchgeführt. Das
Bündnis verfügt über umfassende praktische Erfahrungen in der
Zusammenarbeit mit Kommunen und wird den ausgezeichneten Kommunen bei
der Umsetzung ihrer Ideen beratend zur Seite stehen.
Kooperationspartner sind der Deutsche Städtetag, der Deutsche Städte-
und Gemeindebund sowie der Deutsche Landkreistag.

Zur Wettbewerbsteilnahme sind ab dem 1. Februar alle Städte, Gemeinden
und Landkreise in Deutschland aufgerufen, die überzeugende und
wirkungsvolle Ideen für mehr naturnahe innerstädtische Flächen und zur
Förderung von Insektenlebensräumen haben. Es muss sich dabei explizit
um Projektideen handeln; bereits realisierte Projekte sind von der
Teilnahme ausgeschlossen. Die 40 besten Projektideen werden als
Zukunftsprojekte im November in Berlin mit einem Preisgeld von 25.000
Euro ausgezeichnet.

Alle Bewerbungsunterlagen und Informationen zum Wettbewerb können
unter www.wettbewerb-naturstadt.de abgerufen werden. Auf der Webseite
werden auch Beispielprojekte aus anderen Kommunen als mögliche
Ideengeber vorgestellt.

Projekt-Steckbrief unter: http://bit.ly/naturstadt

Das Bundesprogramm Biologische Vielfalt

Die Umsetzung der Nationalen Strategie zur biologischen Vielfalt (NBS)
wird seit 2011 durch das Bundesprogramm Biologische Vielfalt
unterstützt. Gefördert werden Vorhaben, denen im Rahmen der NBS eine
gesamtstaatlich repräsentative Bedeutung zukommt oder die diese
Strategie in besonders beispielhafter Weise umsetzen. Die geförderten
Maßnahmen tragen dazu bei, den Rückgang der biologischen Vielfalt in
Deutschland zu stoppen und mittel- bis langfristig in einen positiven
Trend umzukehren. Sie dienen dem Schutz und der nachhaltigen Nutzung
sowie der Entwicklung der biologischen Vielfalt und gehen über die
rechtlich geforderten Standards hinaus. Akzeptanzbildende Maßnahmen
der Information und Kommunikation tragen dazu bei, das
gesellschaftliche Bewusstsein für die biologische Vielfalt zu stärken.

Weitere Informationen zum Bundesprogramm:

www.biologischevielfalt.bfn.de/bundesprogramm.html

 * 

Quelle:

Pressemitteilung, 31.01.2020

Bundesamt für Naturschutz (BfN)

Konstantinstr. 110, 53179 Bonn

Tel.: 0228/8491-0, Fax: 0228/8491-9999

E-Mail: info@bfn.de

Internet: www.bfn.de
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